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Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete

W ir beehren uns, Ihnen gemäss A rtike l 54 der 
K antonsverfassung den V e rw a ltu ng sb e rich t des 
Staatsrates fü r das Jahr 2004 zu unterbre iten.

W ir benützen diesen Anlass, um Ihnen, sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete, die Versicherung unserer ehrerbietigen 
Hochachtung zu erneuern und Sie samt uns dem 
M achtschutz Gottes zu em pfehlen.

Sitten, im April 2005

Der Präsident des 
Staatsrates:

Jean-René Fournier

Der Staatskanzler:
Henri v. Roten
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VORWORT DES STAATSRATSPRÄSIDENTEN

Nach 2003, einem Jahr m it vielen Unsicherheiten, 
konnte  2004 die Rückkehr zu einem W achstum  der 
Schweizer W irtscha ft verzeichnet w erden. Das Wallis 
p ro fitie rte  davon ebenfalls: zum zw eiten aufe inander 
fo lg e n d e n  M al w a r dessen d u rch schn ittliche  
A rbe its losenquote tie fe r als der nationale Schnitt.

Im Zusam m enhang m it dem starken Anstieg unserer 
Exporte tro tz te  das Wallis zu Beginn des dritten 
Jahrtausends der Herausforderung der Integration in 
der G lobalw irtschaft. Die Herausforderung einer W elt, 
in der alles Bewegung gew orden ist, ö ffn e t neue 
W ettbew erbe, die sich in neuen O pportun itä ten  und 
neuen Absatzm ärkten konkretisieren müssen.

Was g ib t es Bedeutenderes in dieser A usw eitung der 
Sicht als der Verkauf unserer W eine durch Lufthansa, 
als der M a rk te in tr itt der C om pagnie des Alpes auf 
unseren Skipisten, als die Integration des «Walliser» 
A lum in ium s in die europäischen A u tom ob ile  oder als 
der A ufstieg der Groupe M utue l als d ritte  Schweizer 
Versicherungsgesellschaft?

Was g ib t es Symbolischeres als die Messung unserer 
Erziehungsergebnisse m it der PISA-Studie, die uns 
einen Vergleich m it den blonden Köpfen aus dem 
Norden e rm öglich t und festste llt, dass sich die m anch
mal so genannt trad itione llen  Kantone an qua lita tiv  
gu ten  Schulen e rfreuen  können? O der die 
Anerkennung des Institutes IDIAP in M artinach als 
eines der nationalen Zentren im Bereich der w issen
schaftlichen Forschung?

Was ist erm utigender, als dass dieses Wallis, welches 
seit jeher freundschaftliche Beziehungen zu seinen 
Nachbarn p fle g t, in Z usam m enarbe it m it der 
Schweizerischen Bundesbahn den A utoverlad durch 
den Simplon w ieder e rö ffnet?  Dieses Wallis, welches 
m it der E röffnung des Lötschbergtunnels im Jahre 
2007 w e ite r an A ttra k tiv itä t gew innen w ird , w ie  auch 
durch den W eiterausbau der A9?

Oder das Wallis, welches dank der Umsetzung der 
doppelten Ausgaben- und Schuldenbremse und einer 
angemessenen Grösse seiner ö ffen tlichen A dm in i
s tra tion  ein G le ich g ew ich t in seinen Finanzen 
erre ich t?  Dies in E rw artung  e iner go ldenen 
F inanzspritze im Jahre 2005 , m it w e lch e r die 
Verschuldung w e ite r gesenkt werden kann.

Schliesslich das W allis, w elches sich auch der 
Grossbaustelle der stetig steigenden Gesundheits
kosten ann im m t, um seine Vorzüge im Bereich der 
K rankenversicherungspräm ien zu w ahren. G leich
zeitig  versucht es, die W alliser K ra ftw erke  dem 
europäischen Hochspannungssnetz anzupassen. Ein 
T rum pf der Hydroelektriz itä t, der im wahrscheinlich 
andauernden Trend der Energiepreiserhöhung im m er 
m ehr W ert beigemessen w ird .

W enn aber die G eschw indigkeit in sich selbst keinen 
W e rt d a rs te llt und sich das W allis den 
Herausforderungen, die es erw arten, bewusst ist, 
ze igt der Kanton seine A m bitionen  zur Verbesserung 
und bean tw orte t som it die Frage des Kolum nisten 
unter dem Titel «Die W e lt beschleunigt sich. Und die 
Schweiz?». Das so genannte «Vieux Pays» in tegrie rt 
sich im g loba lis ie rten  W e ltd o rf, indem  es seine 
W urzeln und seine A u then tiz itä t beachtet.

Staatsratp räs iden t

Jean-René Fournier
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STAATSKANZLEI

Allgemeine Verwaltung
Dienststelle Anzahl

Etatstellen

Staatskanzlei 17.30
Inform ation 4.00
Finanzinspektorat 16.00
Zentrum  fü r Verwaltungsm anagem ent 7.00

Total 44.30

Parlamentarische Vorstösse
Motionen

6.051 M otion  der DC-Gruppe Unterwallis, durch die Herren 
Grossräte Nicolas Voide (Suppl.), Daniel M ayor und 
Maurice Tornay, be treffend Beziehungen zwischen den 
Räten (03.06.2003)

M o tion  in Form eines Postulats in der Februarsession 2004  
angenom m en

M it diesem Vorstoss w ird  der Staatsrat au fgefordert, den 
Grossen Rat m itte ls eines Spezialberichts um gehend über 
Gerichtsurteile zu inform ieren, die einen Verwaltungs
entscheid wegen feh lender Gesetzesgrundlagen annullie
ren. Zudem soll der Staatsrat unverzüglich einen Zeitplan 
fü r die Behebung der Mängel des Rechtssystems vorschla
gen. In der Entw icklung vom 15. Januar 2004 w urde diese 
Forderung, die auf eine ausreichende Ö ffentlichke it des 
Gerichtsurteils abzielt, bestätigt.

6.053 Dringliche M o tion  der CSPO-Fraktion, durch Hrn. Grossrat 
Fredy Huber, betreffend E inführung einer PUK fü r die 
Lehrerpensionskasse (06.04.2004)

M o tion  in der Aprilsession 2004 angenom m en

6.054 Dringliche M o tion  der sozialistischen Gruppe Unterwallis, 
durch Hrn. Grossrat Patrick C re ttenand, be tre ffend  
Finanzdebakel bei der RVKL: Einsetzung einer parlam enta
rischen Untersuchungskommission (PUK) (06.04.2004)

M o tion  angenom m en

6.055 Dringliche M o tion  der SPO-Fraktion, durch Hrn. Grossrat 
German Eyer und die Grossrätinnen Susanne Hugo- 
Lötscher, Emmy Fux-Summermatter und Christine Küster 
(Suppl.), be treffend die Einsetzung einer parlamentarischen 
Untersuchungskommission (PUK) im Zusammenhang m it 
dem Debakel rund um die Lehrer-Pensionskasse 
(06.04.2004)

M o tion  in der Aprilsession 2004 angenom m en

Diese drei am 6. April h interlegten parlamentarischen 
Vorstösse w erfen eine Reihe von Fragen auf und fordern 
vom Staatsrat die Einsetzung einer parlamentarischen 
Untersuchungskommission (PUK) in der Angelegenheit: 
Ruhegehalts- und Vorsorgekasse des Lehrpersonais des 
Kantons Wallis (RVKL).

Postulate

6.060 Postulat von Hrn. Grossrat Thomas Lehner (CVPO) be tre f
fend Vernehmlassungsergebnisse (09.06.2004)

Postulat in der Novembersession 2004 angenom m en

M it diesem Postulat w ird  der Staatsrat au fgefordert, säm t
liche Vernehmlassungsteilnehmer über die A uswertung der 
einzelnen Vernehmlassungen zu inform ieren, um so auch 
in Zukun ft eine breit abgestützte Vernehmlassung zu

garantieren. Anlässlich der Entw icklung vom vergangenen 
15. O ktober hat der Grosse Rat diesem Postulat - tro tz  des 
Gebots zur Vermeidung neuer Kosten fü r nicht grundle
gende A ufgaben - seine provisorische U nterstü tzung 
gewährt.

Beziehungen zwischen Bund und 
Kanton
Im Laufe des Jahres 2004 hat der Staatsrat 72-mal in verschiedenen 
Vernehmlassungsverfahren des Bundes Stellung genomm en; diese 
A n tw orten  werden an unsere Vertreter in den eidgenössischen 
Räten überm itte lt und können auch auf der Internetsite des Staates 
Wallis (w w w .vs.ch) konsultiert werden. Der Staatsrat hat zudem 
mehrmals beim Bundesrat zugunsten der Walliser W irtschaft in te r
veniert.

Beziehungen zwischen dem Wallis und 
den übrigen Kantonen
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)

Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) ist im Laufe des 
Jahres 2004 viermal zu einer ordentlichen Plenarversammlung 
zusammengetreten und zwar am 12. März, 18. Juni, 1. O ktober 
und 10. Dezember. Zudem fand am 17. September eine ausseror
dentliche Plenarversammlung statt, die den neuen bilateralen 
Verhandlungen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union 
gew idm et war. Der Staatsrat w ar an jeder dieser Versammlungen 
durch eines seiner M itg lie d e r vertre ten . Im Rahmen dieser 
Sitzungen w urden namentlich fo lgende Themen behandelt:
- Kantonsreferendum gegen das Steuerpaket 2001 des Bundes
- Entlastungsprogramm 2003 des Bundes
- Verwendung der überschüssigen Goldreserven der Nationalbank 

(SNB)
- Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben
- Neue bilaterale Verhandlungen zwischen der Schweiz und der EU
- Änderung des Bundesgesetzes über den Binnenmarkt

Konferenz der Westschweizer Kantonsregierungen (KWK)

Die Konferenz der W estschweizer Kantonsregierungen tra t im Jahre 
2004 ebenfalls zu vier ordentlichen Sitzungen zusammen und zwar 
am 5. März, 4. Juni, 16. September und 26. November. Am  24. Mai 
kamen die KWK und der Espace M itte lland in Neuenburg zu einer 
gemeinsamen Sitzung zusammen. Der Staatsrat w ar an jeder dieser 
Sitzungen durch eines seiner M itg lieder vertreten. Im Laufe dieser 
Sitzungen w urden namentlich fo lgende Themen behandelt:
- Annäherung zwischen der KWK und dem Espace M itte lland
- Entlastungsprogramm 2004 des Bundes
- Neue Regionalpolitik (NRP)
- Verwendung der überschüssigen Goldreserven der Nationalbank 

(SNB)
- Eidgenössische Volkszählung 2010
- Europapolitik
- EuRefKa
- Finanzpolitische Koordination zwischen Bund und Kantonen

Regierungskonferenz der Gebirgskantone

Die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ist im Jahre 2004 zu 
zwei Plenarversammlungen zusammengetreten und zwar am 17. 
Mai und am 25. Oktober. Der Staatsrat w ar an jeder dieser 
Versammlungen durch eines seiner M itg lieder vertreten. Es ging 
dabei namentlich um fo lgende Themen:
- Kom petenznetz «Das Wasser der Alpen»
- Regionalpolitik der Gebirgskantone
- Ö ffnung des Elektrizitätsmarkts

http://www.vs.ch


«Chanceller'in»

Im Jahre 2004 hat die Staatskanzlei die E inführung ihres auf e-DIKS 
basierenden Qualitätsmanagementsystems fortgesetzt (Defin ition 
der Ziele und Verfahren, D okum entationsm anagem ent, usw.). A u f 
dieser G rund lage ist ab 2006 die A nw end ung  der neuen 
Grundsätze der «Leistungssteuerung» des Gesetzes über die 
Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons und deren 
Kontrolle geplant.

Beziehungen zwischen der Staatskanzlei 
und dem Parlamentsdienst des Grossen 
Rates
ln enger Zusamm enarbeit m it dem Parlamentsdienst des Grossen 
Rates ha t die Staatskanzlei un te r anderem  die de ta illie rten  
A ufste llungen der Geschäfte hinsichtlich der Vorbereitung der 
m onatlichen Sitzungen des Büros des Grossen Rates erstellt sowie 
die A u fte ilung  der parlamentarischen Vorstösse hinsichtlich der 
Vorbereitung der ordentlichen Sessionen des Grossen Rates vorge
nommen.

Zudem befasst sich die Staatskanzlei m it der W eiterverfo lgung der 
im Laufe der Legislaturperiode behandelten Botschaften und 
G esetzesentw ürfe  und b e te ilig t sich aktiv  am Projekt zur 
Inform atisierung der parlamentarischen Vorstösse. Es sei an dieser 
Stelle au f die gu te  Zusam m enarbe it zw ischen dem 
Parlam entsd ienst und der S taatskanzlei im Rahmen der 
Vorbereitung der Sitzungen des Büros hingewiesen.

Protokoll
Im Laufe des Jahres 2004 hat der Staatsrat in den staatlichen 
Empfangsräumen, auf Schloss Majorie, Schloss St. Maurice, Schloss 
Mercier, in der Villa de Riedmatten und in verschiedenen staatlichen 
Einrichtungen zahlreiche Persönlichkeiten em pfangen, u.a.:
- den japanischen Generalkonsul, Hrn. Shigeru Endo
- den Botschafter der Französischen Republik,

Hrn. Jacques Rummelhardt
- den Botschafter der Bundesrepublik Deutschland,

Hrn. Frank Elbe
- den kanadischen- Botschafter, Hrn. Jean-Paul Hubert
- den mexikanischen Botschafter, Hrn. José Luis Bernal Rodriguez.

Dieses Jahr hat der Staatsrat am 16. und 17. Juni die M itg lieder der 
Luzerner Regierung em pfangen und hat sich seinerseits am 29. und 
30. September zu einem offiz ie llen Besuch in den Kanton Uri bege
ben.

Verschiedenes
Am  12. Januar überbrachte der Staatsrat den W alliser Behörden im 
Supersaxosaal seine Neujahrswünsche.

Im Rahmen von zwei Feierlichkeiten in den M onaten Mai und 
November nahm er die Vereidigung von 405 Neubürgerinnen und 
Neubürgern vor.

Ausserdem vereidigte er zwei neue Notare.

V ierm al tra f sich der S taatsrat m it den W alliser 
Bundesparlamentariern, dreimal in Bern und einmal in Siders.

Am  24. September verlieh er den Rünzi-Preis an Marius Robyr, 
Kom m andant der „Patrouille  des G laciers", als Anerkennung dafür, 
dass er diesem hochalpinen W ettkam pf einen soliden militärischen 
und zivilen H intergrund verschafft und ihm m it einem gesunden 
Kampfgeist zu internationalem  Renommee verholten und dam it 
wesentlich zum positiven Bild des Wallis im Herzen der A lpen bei
getragen hat.

Im Laufe des Jahres hatte unsere Regierung die Ehre und das 
Vergnügen, 14 Personen zu ihrem hundertsten Geburtstag ein 
Geschenk überreichen zu dürfen:
- Frau Marie-Julie Gabbud, Lourtier
- Frau Emma Spahr, Sitten
- Frau Augusta Bender, Fully
- Frau Alice Clavien, Siders
- Frau Veronika Imhof-Schm idhalter, Naters
- Frau Jeanne Giovanola, M onthey
- Frau Julia Bagnoud, Siders
- Frau Louise Tamini, Riddes
- Frau Fridoline M onnet, Isérables
- Frau Adèle M artenet, Choëx
- Frau A n to ine tte  Vuadens, Vouvry
- Frau Joséphine Antone lli, Sitten
- Frau Angèle Mugnier, Ardon
- Frau Lina Perroud, M onthey

Der Staatskanzler füh rte  zweimal den Vorsitz der Koordinatoren
konferenz und zw ar im Mai und im Dezember.

Die Staatskanzlei hat zwei Racletteessen im Grand-Brûlé in Leytron 
organisiert:
- m it den ständigen Kommissionen des Grossen Rates, am 11. 

November
- m it den Gerichts- und K irchenbehörden, am 17. November.

Sie zeichnete auch fü r die Organisation der Sitzung der Dienstchefs 
vom 29. November verantw ortlich.

Der W eibeld ienst hat fü r den Staatsrat über 10O'OOO km zurückge
legt.

Empfang des mexikanischen 
Botschafters, José Luis Bernal Rodriguez, 
durch Staatsrat Jean-René Fournier



Rechts- und Verwaltungs
angelegenheiten

Sekretariat

Im Laufe des Jahres 2004 w urde die Staatskanzlei insbesondere m it
fo lgenden Aufgaben betraut:
- 8. Ausgabe des Telefonbuchs des Staates Wallis
- W eiterle itung und Behandlung von 2 '5 13 an den Staatsrat 

gerichteten Schreiben
- Vorbereitung von 53 Staatsratssitzungen
- Abfassung des Protokolls der Staatsratssitzungen, was insgesamt 

5 '863 num m erierte Entscheide ausmacht
- Z irku la tion  von 172 Dossiers un te r den M itg lie d e rn  des 

Staatsrates
- Beglaubigung von 2 '043  Dokum enten
- 891 R echtskraftbesche in igungen von verschiedenen 

Verfügungen sowie die Rechnungsführung
- Vorbereitung und Druck des Verwaltungsberichts sowie des stra

teg ischen Berichts (Um setzung der R ichtlin ien der 
Regierungspolitik 2002-2005)

- V eröffentlichung von 459 Arbeitsvergaben des Staatsrates im 
Am tsbla tt.

Aufteilung der Beschwerden nach Sachgebiet im Jahre 2004

Veröffentlichung kantonaler Erlasse
Die Ausgabe 2003 der Gesetzessammlung (326 Seiten) w ie  auch 
die 2. Lieferung der Aktualisierung der SGS (rund 670 Seiten) konn
ten erst im Juli verte ilt werden. Die Gesetzesänderungen im Jahr 
2004 waren derart zahlreich, dass sich eine baldige Aktualisierung 
aufdrängt.

Verwaltungsbeschwerden
Die Beschwerdestatistik zeigt eine deutliche Zunahme bei den ein
gegangenen Beschwerden. Dank der zur Verfügung stehenden 
Ressourcen und der Hilfe von Praktikanten (2 Personen fü r eine 
Dauer zwischen einem und vier M onaten) w ar es möglich, die Zahl 
der erledigten Fälle im Vergleich zum Vorjahr beizubehalten. Die 
Staatskanzlei hat zu zahlreichen gesetzgeberischen Entwürfen ihre 
M einung abgegeben und hat bei departem entsübergreifenden 
Angelegenheiten sowie bei fü n f Disziplinarfällen m itgearbeitet.

Instanz Übertrag
2003

Eingänge
2004

Total Erledigt
(StrE)

Abgeschr. Erledigt
Total

Übertrag
2005

DELA 9 12 21 11 1 12 9

DVIS 91 39 336 15 6 21 120
Strassenverkehr 105 33 70 103
Ausländer 101 76 16 92

DGSE 76 13 89 11 3 14 75

DEKS 11 21 32 16 11 27 5

DVBU 44 29 73 23 5 28 45

KBK (Bauten) 106 97 203 52 30 82 121

TOTAL 2004 337 417 754 237* 142 379 375

(Total 2003) (417) (335) (752) (2 3 9 )** (176) (415) (337)

Beschwerden vor den Gerichten 2004 : KG 60 Eingänge, BG 7 Eingänge
2003 : KG 63 Eingänge, BG 9 Eingänge

N. B.: * Von den 237 im Jahre 2004 m ittels StrE erledigten Beschwerden w urden 19 gutgeheissen, also 8%
* *  Von den 239 im Jahre 2003 m itte ls StrE erledigten Beschwerden w urden 31 gutgeheissen, also 13%

Empfang des Botschafters der Französischen 
Republik, Jacques Rummelhardt, durch die 
Staatsräte Jean-René Fournier und  
Jean-Jacques Rey-Bellet



INFORMATION

Information der Medien
Die durch den In fo rm a tionschef geschaffene und seit zwei 
Legislaturperioden bestehende K om m un ika tionsstruk tu r b ie te t 
heute G ew ähr fü r  eine professione lle  und bedarfsgerechte 
Inform ation sowohl der inner- als auch der ausserkantonalen 
Medien. Das Inform ationsvo lum en zuhanden der Medien hat sich 
im Vergleich zum Vorjahr kaum verändert. Überdies w urden den 
Journalisten der Presseagenturen, der Printmedien sowie der Radio- 
und Fernsehanstalten im Rahmen von rund 30 M edienkonferenzen 
und -Orientierungen im Jahre 2004 etwa 300 Dokum ente auf 
Französisch und auf Deutsch (3 '500  Seiten) ausgehändigt.

Die g le ichze itige  V e rö ffen tlich ung  dieser In fo rm a tione n  und 
Publikationen auf der Internetsite des Staates h ttp ://w w w .vs.ch 
trä g t zu einer transparenten und unm itte lbaren In form ation der 
Ö ffentlichke it über die S taatstätigkeit bei.

W ie  üb lich  w u rd en  die Resultate der drei eidgenössischen 
A bstim m ungen vom 8. Februar, 16. Mai und 28. November sofort 
nach deren Eingang an die Medien w eitergele itet.

Übrige Aktivitäten im Kommunikationsbereich

Unter den übrigen Aktiv itä ten g ilt es insbesondere die Vorbereitung 
verschiedener A n tw o rten  auf parlamentarische Vorstösse zuhan
den der Regierung sowie mehrere Stellungnahmen im Rahmen von 
eidgenössischen V ernehm lassungen zu nennen. Bei diesen 
Vernehmlassungen ging es namentlich um die Konzessionen fü r die 
Lokalmedien, die UKW -Radiolandschaft in der Schweiz und die 
Erneuerung der Vereinbarung zwischen dem Bund und den 
Kantonen über das Internetporta l w w w .ch .ch  fü r den Zeitraum 
2005 bis 2008.

Zudem g ilt es die Organisation des Treffens zwischen dem Staatsrat 
und den V erantw ortlichen der Société de Radio-Télévision Suisse 
rom ande  (RTSR) zu nennen. Dieses Treffen bot dem Staatsrat die 
G e legenheit, au f die N o tw e n d ig ke it e iner um fassenden 
B erich te rs ta ttung  über das O lym pische W in te rfes tiva l der 
Europäischen Jugend (EYOF) 2005 in M onthey und Champéry hin
zuweisen. Eine Berichterstattung, die ursprünglich von diesen bei
den Medien nicht vorgesehen war. Der Inform ationschef des 
Staates W allis hat auch regelmässig an den Tagungen des 
Programmrats der RTSR sowie an jenen der Schweizerischen 
Inform ations-Konferenz ö ffen tliche r Verwaltungen, die er seit rund 
zehn Jahren präs id ie rt und in der säm tliche In fo rm a tions 
verantw ortlichen des Bundes, der Kantone und der grossen Städte 
vertreten sind, te ilgenom m en.

Internetsite des Staates

Sowohl die Konsolid ierung als auch die m odulare Entw icklung der 
Internetsite des Staates ww w.vs.ch w urden vorangetrieben, um die 
Qualität, die A ttra k tiv itä t und die Benutzerfreundlichkeit dieses 
M assenkom m unikationsm itte ls schlechthin zu verbessern. Dies 
tro tz  sehr bescheidener personeller M itte l, welche fü r die v ie lfä lti
gen und komplexen A ufgaben des W ebmasters zur Verfügung ste
hen. Neben den Vorbereitungsarbeiten fü r die W ahlen 2005 
(nachstehend beschrieben) prüfte, en tw icke lte  oder begleitete der 
W ebm aster w ährend des letzten Jahres rund 15 Internetpro jekte 
fü r verschiedene Verwaltungseinheiten. Gleichzeitig w urden rund 
20 fü r die In ternetverw altung in ihren Dienststellen verantw ortliche 
Personen entsprechend geschult.

Im Übrigen w urde ein neues grafisches Erscheinungsbild fü r die 
Internetsite erarbeitet. Dieses neue Erscheinungsbild w ie  auch das 
kantonale Intranet - das erneut au fgrund m angelnder Ressourcen 
und des A rbeitsaufwands fü r die kantonalen W ahlen 2005 ver
schoben w erden musste - w erden nächstes Jahr aufgeschaltet.

Vorbereitung der kantonalen Wahlen 
auf dem Internet
Nach der erfolgreichen Abdeckung der eidgenössischen W ahlen 
2003 - nam entlich m it der E inrichtung des neuen M edienzentrums 
in Sitten - ging es darum, die damals entw icke lten Internetm odule 
fü r die Grossrats- und Staatsratswahlen vom März 2005 zu nutzen. 
M it dem Inkrafttreten der neuen Bestimmungen über die po liti
schen Rechte am 1. Januar 2005 w ar der W eg frei fü r eine 
Inform atisierung der Abstim m ungs- und W ahlabläufe bei den 
Gemeinden und beim Kanton.

Im A uftrag  des Staatsrates nahm der Inform ationschef also im 
Sommer 2004 die Vorbereitung der elektronischen Verarbeitung 
der G rossratswahlen 2005 in A n g riff. Es geh t dabei im 
W esentlichen um die Erfassung der Resultate der Grossratswahlen 
durch die Gemeinden m it Hilfe der W ebtechnologie und deren 
Ü berm ittlung auf die Server der Internetsite des Staates Wallis hin
sichtlich ihrer Verarbeitung und Anzeige auf dem öffentlichen Netz.

Die Konzipierung und Realisierung dieses gross angelegten Projekts 
erforderte bedeutende personelle Ressourcen, die weitgehend 
intern rekrutiert w urden. Dank der Verwendung der Basismodule, 
die fü r die W ahlen 2003 en tw icke lt w orden waren, konnten die 
Kosten fü r externe Spezialisten auf ein absolutes M in im um  redu
ziert werden.

In enger Zusam m enarbe it m it der D ienststelle fü r  innere 
Angelegenheiten und der Dienststelle fü r Datenverarbeitung w u r
den m it sämtlichen Gemeinden des Kantons auch zwei Tests «unter 
Realbedingungen» durchgeführt. Überdies w urden die In fo rm atik
strukturen und die verschiedenen Anwendungsprozesse an die 
neuen Bedürfnisse angepasst. Es w urden  also alle nö tigen  
Massnahmen ergriffen, um einen reibungslosen A blauf der kom 
menden kantonalen W ahlen m it Hilfe der neuen A pplika tion zu 
gewährleisten und den Bedürfnissen sowohl der Medien als auch 
der politischen Parteien und der Ö ffentlichke it gerecht zu werden.

Vorentwurf des GIDOK

In Übereinstim m ung m it der festgelegten Planung w urde der 
V oren tw urf des Gesetzes über die In form ation der Ö ffentlichkeit 
und den Zugang zu Dokum enten (Inform ationsgesetz - GIDOK) von 
den 16 M itg liedern der vom Staatsrat m it diesem Gegenstand 
be trau ten  ausserparlam entarischen Kom m ission un te r dem 
Präsidium von Fernand Mariétan, Präsident von Monthey, einstim 
mig angenom m en. Dieser V orentw urf, der von M itte  Juli bis Ende 
September in die Vernehmlassung geschickt w urde, soll auf 
W unsch des Staatsrates vom neuen Parlament, das aus den W ahlen 
2005 hervorgeht, behandelt werden. Die erste Lesung ist fo lg lich 
fü r den kom m enden Sommer vorgesehen.

Der von der ausserparlamentarischen Kommission erarbeitete Text 
umfasst 44 A rtike l. Er lässt sich in drei Teile gliedern. Erstens w er
den im Sinne der Transparenz des Staates Normen übernom m en, 
system atis iert und präzis iert, w e lche  jedem  und jede r die 
M öglichke it geben, den Sitzungen der gesetzgebenden und rich
terlichen Behörden be izuwohnen. Zweitens w ird  im W esentlichen 
die gegenw ärtige Praxis im Bereich der aktiven Inform ation gesetz
lich verankert und gleichzeitig auf alle Behörden des Kantons 
erw e ite rt. D rittens w ird  m it dem V oren tw urf fü r die ganze 
S taatstätigkeit das Ö ffentlichkeitsprinzip e ingeführt. Dies ist die 
w ichtigste  Neuerung, welche das Gesetz m it sich bringt. Laut dem 
M inisterkom itee des Europarats erlaubt dieses Prinzip der Ö ffen t
lichkeit, sich eine kritische M einung zu bilden über den Stand der 
Gesellschaft, in der sie lebt, und über die Behörden, die sie regie
ren, w obe i der M ite inbezug und die A ufk lärung der Ö ffentlichke it 
bei Geschäften von allgemeinem Interesse ge fördert w ird.

http://www.vs.ch
http://www.ch.ch
http://www.vs.ch


ZENTRUM FÜR 
VERWALTUNGSMANAGEMENT

Auftrag des Zentrums für 
Verwaltungsmanagement
Das Zentrum  fü r Verwaltungsm anagem ent (ZVM) arbeitet im 
A uftrag der Regierung. Als strategisches Beratungsorgan n im m t es 
fo lgende Aufgaben wahr:
- Vorschläge im Bereich der Reformkonzepte der Staats- und 

V erw altungsführung erarbeiten
- die operative Umsetzung der Reformprozesse bei allen bete ilig

ten Partnern begleiten und koordinieren.

Die strategische Leitung des ZVM ob liegt der fü r die Reformen 
zuständigen D elegation des Staatsrates. Das Zentrum  fü r 
Verwaltungsm anagem ent ist seit 2002 ISO /  PM 9001 zertifiziert.

Meilensteine des Jahres 2004
Im Bereich der Verwaltungsreform en kann zweifellos der 15. 
Dezember 2004 als Meilenstein des Jahres 2004 betrachtet w er
den. An diesem Datum w urde nämlich die Änderung des Gesetzes 
über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons 
und deren Kontrolle, m it der die «Leistungssteuerung» e ingefüh rt 
w ird , durch den Grossen Rat angenom m en. Nach einer m ehrjähri
gen Experimentierphase m it den Piloteinheiten w erden nun fo lgen
de Grundsätze schrittweise auf sämtliche Dienststellen des Staates 
Wallis ausgeweitet:
- Identifiz ierung säm tlicher Leistungen der Verw altung gemäss 

dem Grundsatz der Transparenz in Form von Leistungsaufträgen
- P lanung der Le is tungserbringung und B eurte ilung der 

A usw irkun gen  und Ergebnisse (C on tro lling ) gemäss dem 
Grundsatz der Qualität und der W irksam keit.

Im Jahr 2004 tra t Franz König, der «geistige Vater» der Walliser 
Reformen, seinen w ohlverdienten Ruhestand an. Dank seiner g ros
sen Erfahrung, die er an der Spitze der Finanzverwaltung und des 
Finanzinspektorates gesammelt hatte und dank seiner vertieften 
K enntnis der Funktionsweise der V erw a ltung  und der 
Volksw irtschaft, w ar Franz König in der Lage, den Grundstein fü r 
die Verw altung des 21. Jahrhunderts zu legen und den Kanton 
Wallis zum ersten W estschweizer und einem der ersten Schweizer 
Kantone zu machen, der die neuen Verwaltungsgrundsätze flä 
chendeckend anwendet.

Politisches Ziel 2: Experimentelle Umsetzung der Führung 
über Leistungsaufträge

Reformen a u f Regierungsebene [1 .7  Vollzeiteinheiten]
Die U n te rs tü tzung  der Regierung b e tra f hauptsäch lich das 
Engagement des ZVM im Rahmen der Annahm e des EKG II durch 
den Grossen Rat. W ie bereits in der Vergangenheit unterstü tzte das 
ZVM die Regierung kon kre t im Rahmen verschiedener 
Spezialm andate. U nter diesen M andaten g ilt es nam entlich 
Folgende zu nennen: D efin ition der Ziele fü r sämtliche Dienststellen 
des Staates und deren Erfassung im System e-DIKS, m e thodo lo 
gische Unterstützung der m it der Revision des Gesetzes über die 
O rganisation im Falle von Katastrophen und ausserordentlichen 
Lagen be trau ten  in te rdepartem en ta len  A rbe itsg rup pe  sowie 
m ethodologische U nterstü tzung der m it der Umsetzung der 
Familien- und der G leichstellungspolitik betrauten interdeparte
mentalen Arbeitsgruppe.

R eform en a u f D epartem ents- und  D ienstste llenebene [0 .8  
Vollzeiteinheiten]
Die sechs Piloteinheiten werden w eiterh in  punktue ll im Rahmen der 
verschiedenen Contro llingetappen vom ZVM unterstü tzt. Im Jahre 
2004 w urden die Leistungsaufträge 2005 der Piloteinheiten zum 
ersten Mal m it dem System e-DIKS vorbere itet und veröffentlicht. 
Mehrere Dienststellen der Verw altung - darunter auch die ISO /  PM 
9001 zertifiz ierte Dienststelle fü r tertiäre Bildung - w urden vom 
ZVM bei der Einführung eines Qualitäts- oder Dokum entations
managementsystems unterstü tzt.

Reformen a u f Parlamentsebene [0.9 Vollzeiteinheiten]
Die Unterstützung des Parlaments stellte einen bedeutenden Teil 
der Tä tigke it des ZVM dar. Insbesondere die Kommission 
«S trukture lle  Massnahm en» kam in den Genuss dieser 
Unterstützung. Ebenfalls - wenn auch in geringerem Masse - 
leistete das ZVM einen Beitrag zum parlamentarischen Contro lling 
der Leistungsaufträge und zur E inführung des Systems e-DIKS beim 
Parlamentsdienst.

Die « in ternen Leistungen» (D irektion, Q ua litä tsm anagem ent, 
G eschäftsführung und Finanzhaushalt, Ressourcenverwaltung) 
nahmen 1.5 Vollzeiteinheiten in Anspruch.

Übersicht über die Leistungen des 
Zentrums für Verwaltungsmanagement 
im Jahre 2004
Politisches Ziel 1: Entwickeln des Modells und der 
Instrumente der neuen Staats- und Verwaltungsführung [1.6 
Vollzeiteinheiten]

W ie bereits im vergangenen Jahr, hat sich die Entw icklung von 
neuen Managementsystemen auch 2004 hauptsächlich auf die 
In fo rm a tikp la ttfo rm  e-DIKS (Dokum entations-, Inform ations- und 
Kommunikationssystem ) konzentriert. Dank der ausgezeichneten 
Zusamm enarbeit m it der Sektion Entw icklung der kantonalen 
Dienststelle fü r Datenverarbeitung, bei der ein vom ZVM angestell- 
ter In form atiker arbeitet, konnten 2004 mehrere e-DIKS-Module in 
Betrieb genom m en werden. Nach einem ersten M odul «Erstellung 
der Leistungsstruktur», das den Benutzern im Verlaufe des letzten 
Quartals 2003 zur Verfügung gestellt wurde, konnten 2004 fo l
gende M odu le  in Betrieb genom m en w erden: «Personal
w irtsch a ft» , «Erste llung der Le is tungsaufträge», «Bereichs- 
übergre ifende Politik» , «Ü bersetzung» und «A rb e itsze it
erfassung». Ende 2004 waren die e-DIKS-Benutzer rund 200 an 
der Zahl.
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EINLEITUNG

Das Jahr 2004 w a r gekennze ichne t durch ein schwaches 
W irtscha ftsw achstum  und einen stagnierenden A rbe itsm arkt. 
Zusätzlich zur bereits starken Verschuldung stieg die Zahl der 
Aufgaben und Verpflich tungen der Gemeinwesen und insbesonde
re des Staates - die Suche nach Sparmöglichkeiten d rängt sich umso 
mehr auf.

Die fo lgenden Projekte und Arbe iten (gegliedert nach Relevanz auf 
Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene), um die sich unser 
Departem ent im Besonderen geküm m ert hat, bleiben deshalb nicht 
ohne Ausw irkungen auf den Staatshaushalt.

Steuern
Am  16.5.2004 w urde der Entw urf des Bundesgesetzes über die 
Ä nde rung  von Erlassen im Bereich der Ehe- und Fam ilien
besteuerung, der W ohneigentum sbesteuerung und der Stempel
abgaben vom 20.6.2003 (Steuerpaket) abgelehnt. Regierung und 
Grosser Rat haben sich fü r die A blehnung dieses Bundesentwurfs 
stark gemacht. Er hätte neben Einnahmeverlusten die Abschaffung 
der Besteuerung des Eigenm ietwerts, aber auch den Verzicht auf 
den A bzug der Schuldzinsen au f n ich t land w irtscha ftlichen  
Gebäuden zur Folge gehabt.

Die Regierung hat sich dazu verpflichtet, Vorschläge zur Senkung 
der Steuern fü r Familien und KMU zu machen. Ein entsprechendes 
Dekret w urde  dem Grossen Rat un te rb re ite t. Darin w erden 
Steuererleichterungen von 41,6 M illionen Franken vorgesehen. 
Namentlich sind ein K inderabzug von Fr. 250.- pro Kind und die 
Erhöhung des Ehegattenrabatts von 32 auf 35%  vorgesehen. Im 
gleichen Dekret w ird  auch die Abschaffung der Steuerrabatte auf 
den Katastertaxen vorgeschlagen, m it Ausnahme der land w irt
schaftlichen Gebäude.

Gewinne und überschüssige Goldreserven der Nationalbank 
(SNB)

Im Rahmen der Vorschläge zur A u fte ilung  der überschüssigen 
Goldreserven und der Gew inne der SNB zwischen Bund, Kantonen 
und AHV hat sich unser Departem ent fü r eine strikte A nw endung 
der Bundesverfassung eingesetzt und w ird  dies auch w e ite r tun. 
Diese sieht nämlich vor, dass ein D ritte l dem Bund und zwei Dritte l 
den Kantonen zufliessen.

NFA

Am  28.11 .2004 w urde der Bundesbeschluss zur Neugestaltung des 
Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen 
(NFA) vom 3.10.2003 angenom m en. Unser Kanton hat diese 
Reform grundsätzlich gutgeheissen. Insbesondere geht es um die 
Entflechtung der A ufgaben zwischen Bund und Kantonen und die 
E inführung von nicht zweckgebundenen anstelle von mehreren 
bisher zweckgebundenen Bundessubventionen.

Ausgaben- und Schuldenbremse

Der Grundsatz der doppelten Ausgaben- und Schuldenbremse 
w urde im gleichnam igen Gesetz vom 9.6 .2004, welches am
1.1.2005 in Kraft tra t, festgesetzt. Darin w ird  namentlich vorgese
hen, dass der Staatshaushalt un ter Vorbehalt e iniger Ausnahmen 
einen Ertrags- und Finanzierungsüberschuss aufweisen muss. Im 
W eiteren w ird  fes tge leg t, w ie  bei A bw e ichungen  zw ischen 
Rechnung und Voranschlag zu verfahren ist.

Abänderungen des FHG

Das Gesetz über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des 
Kantons und deren Kontrolle vom 24 .6 .1980 w urde am 13.5.2004 
abgeändert. Die Änderungen tra ten am 1.12.2004 in Kraft.

In erster Linie ging es um die Kompetenzregelung bei Ausgaben im 
Bereich der Verpflichtungs-, Zusatz- und Voranschlagskredite.

Eine w e ite re , g rund legende  Reform des FHG, näm lich die 
Verankerung der Leistungssteuerung in der Gesetzgebung, w urde 
vom Parlament am 1 5 .12.2004 beschlossen.

Sanierung der Pensionskassen

Die Vorsorgekasse fü r das Personal des Staates Wallis (VPSW) und 
die Ruhegehalts- und Vorsorgekasse des Lehrpersonais des Kantons 
Wallis (RVKL) weisen äusserst hohe technische Fehlbeträge auf, fü r 
welche laut Gesetz eine Staatsgarantie besteht. Eine Arbeitsgruppe 
hat einen Bericht vorgelegt und einen Gesetzes-Vorentwurf in die 
Vernehmlassung geschickt, dessen Ziel die Erreichung eines 
Deckungsgrads von 100%  im Jahr 2015 fü r beide Kassen ist. Ein 
erster Schritt in diese R ichtung w urde  gem acht, indem  im 
Voranschlag 2004 ein Betrag von 3.5 M illionen Franken und im 
Voranschlag 2005 ein Betrag von 16.5 M illionen Franken vorgese
hen wurde.

Interkommunaler Finanzausgleich

Der in te rkom m una le  Finanzausgleich b ilde t im m er w iede r 
Gegenstand von parlamentarischen Abänderungsanträgen. Eine 
Ad-hoc-Kom m ission hat ein neues M odell erarbeitet, welches sich 
w ie  das Modell des Bundes auf den Ressourcenindex als Indiz fü r 
die S teuerkra ft der G em einden s tü tz t. Die Ergebnisse der 
Vernehmlassung zeigen, dass die E inführung dieses neuen Modells 
noch w eiterführende Untersuchungen bedingt.

Gemeindegesetz

Das Gemeindegesetz vom 5.2.2004, welches am 1.7 .2004 in Kraft 
getreten ist, lässt den Gemeinden zwar eine grosse A utonom ie, 
sieht fü r diese aber auch neue Verpflich tungen im Bereich der 
Finanzführung vor.

Die kantonale Verwaltung muss ihrerseits verm ehrt Unterstützungs
und Beratungsaufgaben in diesem Bereich wahrnehm en.

Sanierung der Gemeinden

Das Programm zur Sanierung der Gemeinden w urde im Jahr 2003 
als Hilfe fü r Gemeinden in prekärer oder hoch verschuldeter 
Finanzlage gestartet und sieht fü r die Jahre 2003-2005 die Ä u f
nung eines Fonds von 30 M illionen Franken vor. Im Jahr 2004 
w urde dieses Ziel verstärkt w eiterverfo lg t.

Agrarpolitik
Der Reformrhythmus in der A gra rpo litik  des Bundes n im m t stetig 
zu, insbesondere auf Druck der WTO und im Zuge der bilateralen 
A bkom m en m it der EU. Am 1.1 .2004 tra t die A gra rpo litik  AP 2007 
m it ihren 40 Ausführungsverordnungen in Kraft. Der vom Bund 
gewollte  S trukturwandel hat grosse Ausw irkungen fü r das Wallis: 
Die H ä lfte  der W alliser Betriebe erhä lt vom  Bund keine 
S trukturh ilfen mehr.

Ein neues Massnahm enpaket m it dem Titel AP 2011 w ird  m om en
tan vorbereitet. Hier ist ein grosser Druck feststellbar, der auf die 
Streichung jeglicher Unterstützung fü r kleine Betriebe abzielt. Eine 
solche Massnahme hätte in Bezug auf die Bew irtschaftung unserer 
Region äusserst schwerw iegende Folgen. Die Unterstützung von 
kleinen Betrieben kostet die ö ffentliche Hand nur wenig , erlaubt 
aber die G ew ährle is tung des w irtscha ftlichen , sozialen und 
um weltrelevanten G leichgewichts fü r ganze Berggebiete. Deshalb 
müssen die kleinen Betriebe unbedingt w eiterh in  un terstü tzt w er
den.



Äussere Angelegenheiten

Die Tätigkeit des Departem ents in diesem Bereich konzentrie rt sich 
im W esentlichen auf die Dossiers des Bundes. Ausserdem ist das 
D epa rtem ent in in te rkan tona le n  und grenzüberg re ifenden 
Organisationen tätig , welche die Nutzung von Synergien und die 
V erw irklichung von verschiedenen Projekten zum Ziel haben. '

Die Schaffung eines nach aussen gerichteten Beziehungsnetzes 
w ird  je länger je w ichtiger. Praktisch alle Bereiche unseres täglichen 
Lebens, insbesondere der W irtschafts- und Bildungsbereich, sind in 
w eitem  Masse abhängig von Entscheiden, die ausserhalb des 
Kantons ge fä llt werden.

Der Vorsteher des Departementes für Finanzen, 
Landwirtschaft und äussere Angelegenheiten

W ilhe lm  Schnyder



ALLGEMEINE 
VERWALTUNG

Personal
Dienststelle Anzahl

Etatstellen

Finanzverwaltung 46.50
Steuerverwaltung 136.55
Dienststelle fü r Personal und Organisation 9.00
Kantonale Dienststelle fü r Datenverarbeitung 28.75
Rechtsdienst 3.50
Dienststelle fü r Aussenangelegenheiten 
und W irtschaftsrecht 5.90
Dienststelle fü r Vermessung 11.00
Dienststelle fü r G rundbuchäm ter 16.90
G rundbuchäm ter 36.70
Dienststelle fü r Landw irtschaft 102.69

Total 397.49

Parlamentarische Vorstösse
Motionen

1.426 M otion der DC-Gruppe Unterwallis, durch Hrn. Grossrat 
M aurice Tornay, be tre ffend  Rechnung und 
Verwaltungsbericht (06.05.2003)

M otion  als verw irklich t betrachtet, Februarsession 2004

M it dieser M otion w ird  die Änderung des FHG hinsichtlich 
einer Vorlage der Rechnung in der Junisession des folgenden 
Jahres gefordert. Der Staatsrat te ilt diesen Standpunkt und 
hat A rtikel 27 im Rahmen der Revision des FHG geändert.

1.428 M otion der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat A lbert 
Bétrisey, be tre ffend  kantonales Gesetz über die 
Pensionskassen des Staates Wallis (07.05.2003)

M otion  im  Sinne der A n tw o rt angenommen, Maisession 
2004

M it dieser M otion w ird  der Staatsrat aufgefordert, die nö ti
gen Gesetzesgrundlagen fü r die Vorsorgeeinrichtungen des 
Kantons zu schaffen. Die M otionäre  weisen au f die 
N otwendigke it einer Verstärkung der Kapitalisierung der 
Kassen hin und schlagen die Schaffung einer neuen Kasse 
durch die Fusion der VPSW und der RVKL vor. Der Staatsrat 
hat eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe gebildet, deren Bericht in die 
Vernehmlassung geschickt wurde. Die Ergebnisse dieser 
Vernehmlassung w urden einer Expertengruppe unterbreitet, 
deren Schlussfolgerungen im Frühjahr 2005 auf dem Tisch 
liegen dürften und von den betroffenen Instanzen geprüft 
werden.

1.448 M otion der DC-Gruppe Unterwallis, durch Hrn. Grossrat 
(Suppl.) Jean-Yves Gabbud, be tre ffend  dringliche 
Massnahmen zugunsten der Pensionskassen des Staates 
Wallis (11.05.2004)

M otion  teilweise in Form eines Postulats angenommen, 
Oktobersession 2004

M it dieser M otion w ird der Staatsrat aufgefordert, die nö ti
gen Massnahmen fü r einen Übergang der Pensionskassen 
vom Leistungs- zum Beitragsprim at zu ergreifen. Der 
Staatsrat bekräftig t seinen W illen, dem Grossen Rat innert 
nützlicher Frist den Entwurf eines Rahmengesetzes zur 
Verbesserung der Finanzsituation der beiden Vorsorge
einrichtungen zu unterbreiten. Bei dieser Gelegenheit w ird 
auch die Frage des Übergangs zum Beitragsprimat geprüft.

1.449 M otion der DC-Gruppe Unterwallis, durch Hrn. Grossrat 
Stéphane Marquis, betreffend Sanierung der Pensionskassen 
des Staates Wallis (11.05.2004)

M otion  teilweise angenommen sow eit sie die VPSW und die 
RVKL be trifft, Oktobersession 2004

M it dieser M otion w ird  der Staatsrat im Wesentlichen au f
gefordert, einen Änderungsentwurf des FHG hinsichtlich der 
Sanierung der Vorsorgekassen zu unterbreiten. Anlässlich 
der Entwicklung erklärten die M otionäre allerdings, dass die 
Erarbeitung eines Spezialgesetzes, das sich ausschliesslich 
m it den Vorsorgeeinrichtungen befasst, vorzuziehen wäre. 
W ie bereits in Beantwortung der M otion 1.448 erwähnt, 
verfolgen der Bericht und der V orentw urf der Ad-hoc- 
Arbeitsgruppe das gleiche Ziel w ie die M otion. Zudem w ird 
in diesen Dokumenten eine Reihe von Massnahmen näher 
beleuchtet, die sich weitgehend m it den in der M otion auf
gew orfenen Punkten decken. Der E ntw urf eines 
Rahmengesetzes w ird dem Grossen Rat innert nützlicher 
Frist unterbreitet.

1.429 M otion der radikalen Gruppe, durch Frau Grossrätin (Suppl.) 
Sonia M étra ille r be tre ffend  S teuererle ichterungen
(07.05.2003)

M otion  angenommen, Novembersession 2004

M it dieser M o tion  w ird  eine neuerliche Revision des 
Steuergesetzes hinsichtlich der E inführung konkrete r 
Steuererleichterungen fü r möglichst viele Steuerpflichtige 
gefordert. Zudem soll ein Koeffizient fü r die Kantonssteuern 
e ingefüh rt w erden, der eine raschere Anpassung der 
Steuermasse an die reellen Bedürfnisse und die kon junktu
relle Entwicklung ermöglicht. Der Staatsrat hat unlängst 
einen Dekretsentwurf angenommen, der eine Reihe von 
Erleichterungen fü r na türliche Personen und 
Kapitalgesellschaften vorsieht. Diese Vorschläge werden 
demnächst dem Grossen Rat zur Beratung unterbreitet.

1.442 M otion der radikalen Gruppe, durch Frau Grossrätin Brigitte 
Diserens, be tre ffend Ä nderung des Steuergesetzes
(04.03.2004)

M otion  teilweise angenommen, Novembersession 2004

Die M otionärin fordert die Einführung von Steuerrück
vergütungen fü r jene Steuerpflichtigen, die ihr Objekt über 
eine Im m obilienagentur während einer bestimmten Anzahl 
Jahre zur Verm ietung anbieten. M it diesem Vorschlag soll 
dem Phänomen der „geschlossenen Fensterläden" bege
gnet werden. Es ist jedoch fraglich, ob dieses Ziel erreicht 
werden kann, da die Gründe fü r eine Nichtvermietung 
vielfältig sind. Zudem stellt dieser Vorschlag eine Verletzung 
des verfassungsmässigen Grundsatzes der 
Eigentumsgarantie dar. Überdies steht der vorgeschlagene 
Abzug nicht im Einklang m it dem Bundesgesetz über die 
Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und 
Gemeinden, da diese A rt von Abzug in keiner Bestimmung 
vorgesehen ist. Die M otion w ird also nur in dem Sinne ange
nommen, als dass eine Lösung des fraglichen Problems 
anzustreben ist, nicht aber, was die Vorschläge in Sachen 
Steuerrückvergütungen anbelangt.

Postulate

1.425 Postulat der Herren Grossräte A lbert Arlettaz und Yves 
Bagnoud betreffend: «Nehmt von den Armen, denn sie sind 
zahlreicher!» (02.04.2003)

Postulat angenommen, Aprilsession 2004

M it diesem Postulat w ird eine Steuerbefreiung fü r Turn-, 
Sport-, Musik- und Gesangsvereine, usw. gefordert. Der 
kantonale Gesetzgeber hat in der A nw endung  des 
Bundesgesetzes über die Harm onisierung der direkten 
Steuern der Kantone und Gemeinden kaum Handlungs
spielraum. Er muss die im Bundesgesetz vorgesehenen 
Steuerbefreiungen ins kantonale Gesetz übernehmen und 
hat von neuen S teuerbefre iungen abzusehen. Die



Steuerbefreiung stützt sich auf den Begriff der ausschliessli
chen Gemeinnützigkeit, welche die Erfüllung von zwei 
Bedingungen voraussetzt: die Verfolgung des A llgem ein
interesses und die Uneigennützigkeit. Dies ist bei den im 
Postulat genannten Vereinen nicht der Fall.

1.436 Postulat von Hrn. Grossrat (Suppl.) Stefan Andenm atten und 
Konsorten betreffend Staatsdienste (04.11.2003)

Postulat angenommen, Septembersession 2004

M it diesem Postulat w ird der Staatsrat aufgefordert, die 
Dienststellen von internen oder externen Experten unter 
dem Gesichtspunkt der erbrachten Leistungen und allfälliger 
Reorganisationen analysieren zu lassen. Die Strukturen und 
Prozesse der verschiedenen Organisationseinheiten der 
Kantonsverwaltung w erden regelmässig analysiert, um 
allfällige Synergiepotentiale aufzudecken. Die Schaffung 
von neuen Stellen w ird  durch die A nw endung und 
Ausführung der neuen vom Gesetzgeber verabschiedeten 
Gesetzesgrundlagen bestimmt. W ie von der Geschäfts
prüfungskom m ission vorgeschlagen, sollten die 
A usw irkungen der Gesetze und Regiemente auf die 
Personalentwicklung beim Staat systematisch geprüft w er
den. Im Rahmen der Arbeiten der Kommission «Strukturelle

FINANZVERWALTUNG

Hauptbuchhaltung
Abschluss der Staatsrechnung

Der Abschluss des Jahres 2003 w urde zum fü n ften  Mal m it SAP 
gemacht. Die Einführung von Abschlussdossiers m it den au f
ge führten und zu tätigenden A ufgaben brachte eine merkliche 
Verbesserung m it sich und stellte die fristgerechte Erarbeitung der 
Botschaft und der Rechnung sicher.

Verwaltung der Trésorerie

A u f dem  K o n to ko rre n t des Kantons sind im Jahr 2004 
Transaktionen im Gesam twert von 7 ,684 Mia. Franken ausgeführt 
w orden.

Verwaltung der Verwaltungsschuld

61 kurzfristige Anleihen sind zu einem m ittleren Satz von 0,6050%  
und fü r einen Gesamtbetrag von rund 1,564 Mia. Franken abge
schlossen w orden. W ährend des Jahres w urden 58 kurzfristige 
Anleihen zurückbezahlt, dies fü r einen Betrag von 1,579 Mia. 
Franken und zu einem  m ittle ren  Satz von 0 ,3 0 1 7 % . Die 
Verwaltungsschuld am 31.12.2004 betrug 495 M io. Franken, im 
Vergleich zu 510 M io. Franken am 31.12.2003. Die Zinsen fü r das 
Jahr 2004 machen den Betrag von 1,211 M io. Franken aus, was 
einem m ittle ren Satz von 0 ,4922%  entspricht.

Verwaltung der konsolidierten Schuld

Im Verlauf des Jahres 2004 sind 5 Festgeldanleihen m it einem 
G esam twert von 140 M io. Franken abgeschlossen w orden. Die 
neuen Anleihen sind fü r die Dauer von 5 bis 10 Jahren zu einem 
m ittleren Zinssatz von 2 ,6816%  abgeschlossen w orden. Im glei
chen Zeitraum w urden 12 Anleihen im Gesamtbetrag von 171,75 
M io. Franken zurückbezah lt. Die vertrag lich  fes tge leg ten  
Am ortisationen betrugen 0,3 M io. Franken.

Die konsolidierte Schuld ging von Fr. 1,4 2 4 '3 5 0 ,0 0 0 .-  auf Fr. 
1 '3 9 2 '300 '0 00 .-- zurück. Die Zinsbelastung machte 52,351 M io. 
Franken aus, was einem m ittleren Zinssatz von 3 ,7480%  en t
spricht.

Verwaltung der Schuld der Spitäler

Nach V erbuchung der Zinsen von 7 ,39  M io. Franken und 
Am ortisationen von 8,33 M io. Franken fü r das Jahr 2004 be trägt 
am 31.12.2004 die Schuld der Spitäler 189,109 M io. Franken. Die

Massnahmen» wurden sämtliche Dienststellen gebeten, ihre 
Leistungen zu analysieren und aufzuzeigen, welche 
Leistungen von Gesetzes wegen erbracht werden müssen 
und welche reduziert, ausgelagert oder gestrichen werden 
können. Die im Postulat ge fo rderte  Analyse der 
Dienststellen ist also im Gange.

1.441 Postulat von Hrn. Grossrat W erner Lagger be treffend 
Aufhebung der Verordnung über die Veröffentlichung des 
Erwerbs von Eigentum an Grundstücken vom 13. Oktober 
1993 (02.03.2004)

Postulat angenommen, Novembersession 2004

M it diesem Postulat w ird der Staatsrat aufgefordert, die 
Verordnung über die Veröffentlichung des Erwerbs von 
Eigentum an Grundstücken aufzuheben. Der Kanton Wallis 
hat diese Verordnung am 1.1.1994 in Kraft gesetzt. Da es 
der geänderte Artikel 970a ZGB, der voraussichtlich am
1.1.2005 in Kraft tr itt , den Kantonen freistellt, eine solche 
Veröffentlichung vorzusehen, ist der Staatsrat der Ansicht, 
dass diese Verordnung aufgehoben werden kann, zumal die 
Veröffentlichung kostspielig und eigentlich auch überflüssig 
ist, da der Verkaufspreis nicht verö ffen tlich t w ird.

gewährten Darlehen des Kantons an die Spitäler entsprechen der 
Gesamtschuld der Spitäler.

Zahlungsverkehr

Die Sektion Zahlungsverkehr nahm die interne Kontrolle und die 
Validierung von rund 21 S'OOO Zahlungsaufträgen (davon 3 0 ’973 
BPR) im Betrag von m ehr als 3,023 Mia. Franken vor. M it einbezo
gen ist die Bearbeitung von Zahlungsaufträgen fü r die Gehälter 
und andere Honorarleistungen. Die Zahl der Transaktionen m it DTA 
und BPR belaufen sich auf 333 '887 im Betrag von 3,609 Mia. 
Franken.

Reformprojekte der Finanzbuchhaltung

Die Im plem entierung von Bereichseinheiten in die SAP-Umgebung 
ist fo rtg e fü h rt w orden, namentlich m it der Finanzbuchhaltung der 
Strafanstalt des lies und der Umerziehungsanstalt von Pramont 
sowie dem Landgut des Barges.

Die H auptbuchhaltung hat w ährend dem Jahr 2004 die Einführung 
der elektronischen D okum entenverwaltung fü r die Belege fast 
abgeschlossen.

Im Bereich der D ebitorenbew irtschaftung ist ein neues SAP M odul 
installiert w orden, um das w ährend dem Jahr 2004 definierte 
Konzept umzusetzen. Die Parametrisierung ist abgeschlossen und 
das M odul w ird  im Verlauf des Jahres 2005 anlaufen.

Am t für Statistik
Mehrere Dokumente sind im Verlauf des Jahres 2004 durch das kan
tonale A m t fü r Statistik herausgegeben worden: das quartalsweise 
erscheinende Bulletin Statistische Berichte sowie das Wallis in Zahlen, 
welches durch die Walliser Kantonalbank finanziert w ird. Die 
Arbeiten fü r das Statistische Jahrbuch 2004 gehen dem Ende entge
gen. Das Jahrbuch w ird Anfang 2005 herausgegeben. Das A m t betei
ligte sich auch an der Erarbeitung des quartalsweise veröffentlichten 
M emento des Conseil du Léman m it dem Titel Chiffres clefs de 
l’Espace lémanique, dies in Zusammenarbeit m it den Kantonen 
W aadt und Genf sowie m it der INSEE Rhône Alpes, ebenso beteiligte 
sich das A m t an der m onatlichen Publikation der 
W irtschaftsindikatoren der Walliser Kantonalbank sowie der quartals
weise erscheinenden Publikation des Créa der Universität Lausanne.



Die Schwerpunkte im Jahr 2004 waren einerseits die relativ kom 
plexen und speziellen Tätigkeiten im Zusammenhang m it den 
Ergebnissen der eidg. Volkszählung 2000 und anderseits die 
Vorbereitung der eidg. Betriebszählung 2005.

Gemeindefinanzen
Interkommunaler Finanzausgleich

Es sei daran erinnert, dass der Grosse Rat im Mai 2003 beschlossen 
hat, den Fonds des interkom m unalen Finanzausgleichs fü r die Jahre 
2003 und 2004 auf 18 M io. Franken zu begrenzen. A u f Vorschlag 
des Staatsrates hat der Grosse Rat gleichzeitig beschlossen, den 
ordentlichen Finanzausgleichsbeitrag pro Gemeinde auf maximal Fr. 
3 2 5 '0 0 0 .-  festzulegen.

W ie im Jahr 2003 sind 53 Gemeinden in den Genuss eines 
Beitrages aus dem orden tlichen  F inanzausgleichsfonds im 
Gesamtbetrag von 14.1 M io. Franken gekom m en. Der Spezialfonds 
ist bestim m t fü r Gemeinden m it misslichen Finanzverhältnissen und 
b e träg t 3 .8  M io. Franken (inklusive die Zahlungen fü r 
Gem eindefusionen und Finanzcoachings von Gemeinden). Diese 
Spezialhilfe ging an 39 Gemeinden und w ird  nachfolgend, w ie  von 
der Geschäftsprüfungskom mission des Grossen Rates verlangt,
veröffen tlicht:
Goms : Binn -  Fiesch -  Geschinen -  G luringen -

Grafschaft -  Lax -  M ünster -  Reckingen -  
Ulrichen

Oestlich Raron : Mörel -  Riederalp
Brig : Ried-Brig
Visp : G rächen -  Saas Almagell -  Saas Baien -

Saas Grund -  Zeneggen 
W estlich Raron : Ausserberg -  Ferden -  Kippel -  Unterbäch
Leuk : Bratsch -  Guttet-Feschel -  Unterems
Sierre : Ayer -  Grim entz -  Vissoie
Hérens : Evolène -  Vernamiège
Sion : Grim isuat -  Salins
Conthey : Nendaz
M artigny : Bovernier -  Isérables
Entrem ont : Bourg-St-Pierre
St-Maurice : Collonges -  Evionnaz
M onthey : Champéry -  St-G ingolph

Sanierung von Gemeinden mit prekären Finanzen

A ufg rund  der sehr schwierigen finanziellen Situation von gewissen 
W alliser M un iz ipa lgem e inden  und der A nge le gen he it der 
Gemeinde Leukerbad, hat der Grosse Rat am 4. Sept. 2003 ein 
Dekret beschlossen, das die Gewährung von Finanzhilfen zur 
Sanierung von Gemeinden m it prekären Finanzen erm öglich t. Das 
Dekret erlaubt die gerechte und rationelle Verwendung von 30 
M io. Franken, die dem Staatsrat von 2003 bis 2005 (10 Mio. 
Franken pro Jahr) zur Sanierung der Finanzen von W alliser 
Gemeinden zur Verfügung stehen. Im 2004 hat der Grosse Rat be
schlossen, eine Finanzhilfe à fonds perdu an die Gemeinde 
Oberwald zu gewähren. Eine Finanzhilfe à fonds perdu an die 
Gemeinde Saas Grund hat der Grosse Rat refusiert und ein neuer 
Beschlussentwurf w ird  dem Grossen Rat im Februar 2005 un ter
breitet. Aus dem Sanierungsfonds hat der Staatsrat ein Darlehen, 
resp. eine Finanzhilfe gew ährt an die Gemeinden Bratsch, Saas- 
Almagell und Lax.

Neues Gemeindegesetz

Die M ita rbe ite r der Gem eindefinanzen haben sich intensiv an der 
Erarbeitung des neuen Gemeindegesetzes vom 5. Feb. 2004 bete i
ligt, welches ab dem 1. Juli 2004 das Gemeindeordnungsgesetz 
vom 13. Nov. 1980 ersetzt. Die Arbeiten bestanden hauptsächlich 
in der Inform ation der Gemeinden und deren Treuhänder be tre f
fend die Änderungen und neuen A uflagen bei der A nw endung des 
Gesetzes. In Zukunft w ird  ein w ich tige r Bestandteil die fortlau fende 
Begleitung der Gemeinden sein, die Beratung und die H ilfestellung 
in der Finanzhaushaltsführung.

Es sei festgehalten, dass der Staatsrat eine A rbe itsgruppe zur 
Erarbeitung eines neuen harm onisierten Kontenplans fü r die

Gemeindefinanzen eingesetzt hat, w ie  dies im Gemeindegesetz 
vom 5. Feb. 2004 vorgesehen ist.

Gemeinderechnungen

Die Erfassung der Verwaltungsrechnungen 2003 erlaubt w ie jedes 
Jahr die Erstellung einer Finanzanalyse nach Gemeinden, nach 
sozio-ökonomischen Regionen, nach Gemeindegrössen und nach 
der Gesamtheit aller Walliser Gemeinden. A ufgrund der Prioritäten 
im Jahr 20 04  in diesem Bereich w ird  die Erfassung der 
Verwaltungsrechnungen nicht vor Ende des ersten Quartals 2005 
erfolgen. Es ist festzuhalten, dass diese Daten eine Finanzanalyse 
fü r jede Gemeinde m it rund dreissig Kennziffern e rm itte lt, welche 
au f eidg. und kan tona le  A n fo rde rung en  in diesem Bereich 
Auskun ft geben. Die Erfassung der Verwaltungsrechnungen dürfte  
kurzfristig aufgehoben werden, dies au fgrund der progressiven 
Inbetriebnahm e eines neuen F inanzind ika toren- und D aten
erfassungssystems im Bereich der Finanzstatistiken der Gemeinden. 
Die Daten werden also dann d irekt in standardisierter Form von den 
Gemeinden geliefert.

Abgestufte Subventionierung

Im 2004 sind nur die abgestuften Subventionen fü r Investitionen 
gemäss dem Reglement vom 3. Mai 1978 neu berechnet worden, 
w ährend die abgestuften Subventionen fü r laufende Verwaltungs
aufgaben im Vergleich zum 2003 nicht änderten, da diese nur alle 
zwei Jahre berechnet werden.

IFI-Darlehen und Anleihen

Rund 90 Dossiers von öffentlich-rechtlichen Körperschaften oder 
von Privatunternehm ungen sind zu Händen des Vorstehers des 
Departementes fü r Volksw irtschaft, Institutionen und Sicherheit 
gemäss Art. 3 des FHG geprü ft w orden. G leichzeitig w urde zu rund 
fün fz ig  Gesuchen von Gemeinden oder Burgergemeinden zu 
Anleihen und Bürgschaften, Garantieleistungen oder Darlehen die 
Vorm einung zu Händen des Staatrates unter dem Gesichtspunkt 
der finanziellen Lage abgegeben.

Finanzplanung und 
Verpflichtungskredite

Gegenüber 2003 hat die Zahl der Dossiers, die au fgrund von Art. 
34 des FHG geprü ft w urden, leicht abgenommen.

Die überprüften Dossiers verteilen sich w ie  fo lg t:
2003 2004

- Behörden und Staatskanzlei 42 35
- Departem ent fü r Finanzen, Landwirtschaft

und äussere Angelegenheiten 276 240
- Departem ent fü r Gesundheit,

Sozialwesen und Energie 87 84
- Departem ent fü r Erziehung,

Kultur und Sport 235 226
- Departem ent fü r Volksw irtschaft,

Institu tionen und Sicherheit 137 92
- Departem ent fü r Verkehr, Bau und U m w elt 503 444

Total 1 7 8 0 1121

Versicherungen und Ökonomat
Die w ichtigsten Aktiv itä ten dieser Sektion im Verlaufe des Jahres 
betrafen:
- im Bereich der Immobilientransaktionen ist zu erwähnen, dass der 

Staatsrat Ende 2004 beschlossen hat, die Gebäulichkeiten, welche 
vom Institut Hotelc-onsult «César Ritz» Collèges SA, in Bouveret 
belegt sind, an diese Institution zu verkaufen. Diese Transaktion 
w ird in der Februarsession 2005 im Grossen Rat beraten.

Der Staatsrat hat gleichzeitig einen Bodentausch in der Gemeinde 
Collombey-Muraz beschlossen. Die Vorkehrungen dazu werden 
Anfang 2005 abgeschlossen.



im Bereich der Reorganisationen ist der Transfer der 
Doku menten reproduktion , zusammen m it einer Person zur 
D ienststelle fü r  In fo rm a tik  fes tzuha lten . Diese in te rne  
Restrukturierung w urde am 9. Juli 2004 beschlossen und auf den
1. Jan. 2005 umgesetzt. Der Transfer w urde au fgrund der zu 
erzie lenden Synergien un ternom m en, w e il heutzu tage die 
Reproduktion m ehr und m ehr auf In form atik basiert und weniger 
das eigentliche Kopieren be trifft. Ein anderer Grund war, anste
hende Umbauarbeiten im Ö konom at zu vermeiden.

Sektion Gehälter
Der Landesindex der Konsumentenpreise erreichte Ende Dezember 
2003 den Stand von 102.8 Punkten, was einer Zunahme von 0.6 
Punkten gegenüber der gleichen Periode im vorhergehenden Jahr 
entsprach. Die effektive Teuerung belief sich demnach auf 0 .6%  
und w urde im neuen Jahr vollum fänglich gewährt.

Die durch die Sektion G ehälter im Jahr 2004 ausbezahlten 
B ruttogehälter betrugen Fr. 6 7 2 '6 1 4 '2 9 2 .1 5, was einer Erhöhung

um Fr. 9 '3 0 8 '0 7 1.30 gegenüber 2003 entspricht. Die Massnahmen 
zur Förderung der Vorpensionierung w urden w e ite rge führt. Die 
Kapita labfindung w urde jedoch ab dem 1.1.2004 von Fr. 28 '0 00 .~  
pro Jahr im Jahre 2003 auf Fr. 2 6 '0 0 0 .-  fü r 2004 gesenkt. Von die
ser M assnahm e haben 59 Personen (15 Beamte und 44 
Lehrpersonen) Gebrauch gemacht. Der Totalbetrag belief sich auf 
Fr. 2 ‘44 7 '8 1 6 .~ .

Zusätzlich erfo lg ten 8 '606  Zahlungen über einen Bruttobetrag von 
Fr. S '5 8 8 '6 0 7 .5 0  an die M anda ts träger (im V orjah r 8 '4 3 4  
Zahlungen über Fr. 8 '48 2 '555 .~ ).

Im letzten Jahr e rfo lg te  des weitern  eine Anpassung der SAP- 
Version, was zusätzliche um fangreiche Tests und Kontrollen zur 
Folge hatte.

STEUERVERWALTUNG

Direktion
Die D irektion bereitete fü r den Staatsrat fo lgende Entwürfe vor:
- Dekret zur E inführung eines Kinderabzuges vom Steuerbetrag 

bei der kantonalen Einkommenssteuer
- Dekret zur Ä nderung des Steuergesetzes und des Reglements 

be treffend die Katastertaxen
- V ero rdnung über die Festsetzung der kon fiska to rischen 

Belastung durch die Vermögenssteuer.

Sie arbeitete bei der Erstellung fo lgender In form atikprogram m e 
mit:
- Übergang zur einjährigen Postnumerandobesteuerung
- Veranlagung und Bezug der Quellensteuer
- Behandlung der Fristverlängerungen.

Sie bereitete fü r den Staatsrat nachfo lgende eidgenössische 
Vernehmlassungen vor oder un terstü tzte  andere Departemente 
dabei:
- Reform der Unternehm ungsbesteuerung II
- Bundesgesetz zum  Zinsbesteuerungsabkom m en m it der 

Europäischen Gemeinschaft
- Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichge

schlechtlicher Paare
- Schlussbericht zum Entw urf der Ausführungsgesetzgebung zur 

Neugestaltung des Finanzausgleichs und der A ufgabenteilung 
zwischen Bund und Kantonen (NFA).

Personal
Die kantonale S teuerverwaltung hat gemäss Organigram m  einen 
Personalbestand von 136,55 Einheiten.

Sie verfügte  Ende Jahr über folgendes zusätzliches Personal:
- 3 A ngeste llte  m it unbe fris te tem  D ienstverhä ltn is (F inanz

departem ent)
- 4  A ngeste llte  m it unbe fris te tem  D ienstverhä ltn is  (S teuer

verwaltung)
- 2 H ilfsangestellte
- 4 ,6 Einheiten in halbgeschützter Tätigkeit
- 3 H ilfsangestellte in vorübergehender Beschäftigung (Arbeits

losenprogramme)
- 7 Lehrtöchter/Lehrlinge.

W ährend des Jahres a rbe ite ten  22 A ush ilfen  bei unserer 
Dienststelle, was 7 Vollzeitstellen entspricht.

Zehn M itarbeiter/innen haben uns 2004 aus fo lgenden Gründen 
verlassen:
- 2 Pensionierungen
- 1 Beginn eines Studiums
- 5 Wechsel in andere ö ffen tliche  Verwaltungen
- 2 Wechsel in die Privatwirtschaft.

Bei einer Reorganisation w urden 50%  der Stelle A d junk t des 
In fo rm a tikko o rd in a to rs  (K rankhe it) und 50%  e iner Stelle 
S ektionschef (Landw irtscha ft) in eine Stelle Einschätzer- 
Revisor/Projektverantwortlicher um gewandelt.

Katasterschatzungen
Die Katasterschatzungen haben w ie fo lg t zugenom men:

Bebaute Liegenschaften (ohne die öffentlichen Bauten)

2002 2003 2004

Oberwallis 1 4 2 '3 9 6 '8 0 0 .-
(23.05% )

1 7 3 '5 0 5 '9 0 0 .-
(23.50% )

174’7 3 7 '2 0 0 .-
(23.63% )

Unterwallis 4 7 5 '3 1 4 ’3 0 0 .-
(76.95% )

5 6 4 '7 0 6 '6 0 0 -
(76.50% )

5 6 4 '7 73 '300 .—
(76.37% )

TOTAL : 6 1 7 7 1 1 1100.— 7 3 8 '2 12 '500  - 739' 510' 500.—

Industrielle Gebäude und Anlagen

2002 2003 2004

Oberwallis H O '719'O O O .-
(50.23% )

9 4 '7 9 5 '3 0 0 -
(47.34% )

7 8 '7 1 5*200.— 
(44.82% )

Unterwallis 1 0 9 '7 0 6 '0 0 0 -
(49.77% )

10 5 '4 35 '500  -  
(52.66% )

9 6 '9 10 '9 0 0 .— 
(55.18% )

TOTAL : 22 0 '4 2 5 ’0 0 0 - 2 0 0 '2 3 0 '8 0 0 - 17 5 '62 6 ' 100.—



Sektion Einschätzung der natürlichen 
Personen
2004 wurde erstmals nach dem System der einjährigen 
Postnumerandobesteuerung veranlagt. Trotz der bei der Einführung 
dieses Systems aufgetretenen Schwierigkeiten sah der
Veranlagungsstand Ende Jahr w ie fo lg t aus:
- 82,76 % unselbständigerwerbende Steuerpflichtige
- 49,74 % selbständigerwerbende Steuerpflichtige

Die Anzahl der zu veranlagenden steuerpflichtigen natürlichen 
Personen setzt sich wie fo lg t zusammen:

- Wohnsässige
- Ausserkantonale
- Ausländer
- Aufenthaltsbewilligung B 

Total Steuerpflichtige

168'386 
46'077 
20'380 

3'904

238747

Bei den 168'386 wohnsässigen Steuerpflichtigen handelt es sich um 
150'532 Unselbständigerwerbende und 17'854 Selbständiger
werbende. 32'598 Steuerpflichtige erhalten eine Landwirtschafts
beilage.

Die Arbeit ist w ie fo lg t aufgeteilt:
- Veranlagungen Unselbständigerwerbende

pro Einschätzer II 4'583
- Veranlagungen Selbständigerwerbende

pro Einschätzer I und Einschätzer-Revisor 902
- Steuerakten pro Sekretärin 15'555

Sektion Einschätzung 
Personen

der juristischen

Von den der Sektion zur Verfügung stehenden 13 Arbeitskräften befas
sen sich deren 11 m it Veranlagungs- und zwei m it Sekretariatsarbeiten.

Sie überprüfen und veranlagen rund 12'526 Steuerpflichtige, davon 
über 8 '000 Kapitalgesellschaften.

Die Zahl der juristischen Personen nahm um 740 zu. Während der glei
chen Zeitperiode wurden 207 Gesellschaften im Handelsregister gelost. 
Die Nettozunahme beträgt somit 533 Gesellschaften.

Sektion Spezialsteuern
Die Bruttoeinnahmen bei der Queilensteuer beliefen sich auf 58,7 Mio. 
Franken. Von diesem Betrag kommen der Gemeindeanteil und einige 
Umbuchungen in Abzug. Die Zahl der unterstellten Arbeitgeber ist von 
6'057 im Jahr 2003 auf 6 '1 18 gestiegen.

Im Bereich Grundstückgewinnsteuer überprüfte die Sektion 16'373 
Immobilientransaktionen (14'848 im Jahr 2003). Sie eröffnete 7'481 
Veranlagungen (4 '463 im Jahr 2003) und erzielte dabei 
Steuereinnahmen von gesamthaft 17,8 Mio. Franken (10,9 Mio. 
Franken im Jahr 2003).

Im Bereich Erbschafts- und Schenkungssteuer wurden 463 
Veranlagungen eröffnet, d.h. 281 für die Erbschaftssteuer und 182 für 
die Schenkungssteuer. Die Steuereinnahmen betrugen gesamthaft 9,2 
Mio. Franken (14,6 Mio. Franken im Jahr 2003).

Sektion Verrechnungssteuer
Diese Sektion überprüfte 90'603 Wertschriftenverzeichnisse und er
stellte 36 Gutschriften betreffend den Steuerrückbehalt USA und die 
pauschale Steueranrechnung. Das Total der angerechneten oder 
zurückerstatteten Verrechnungssteuern beträgt 66,3 Mio. Franken.

Sie befasst sich ebenfalls m it der Besteuerung der Lottogewinne. 2004 
wurden 1 '618 (835 im Jahr 2003) Gewinne erfasst. Die Veranlagungen 
haben sich 2004 verdoppelt und stiegen von 477 im Jahr 2003 auf 
995.

Die Sektion behandelte 272 Steuerhinterziehungsfälle. 111 Bussen für 
ungefähr 1,9 Mio. Franken, d.h. 0,8 Mio. für den Kanton, 0,7 Mio. für 
die Gemeinden und 0,4 Mio. für die direkte Bundessteuer, mussten 
ausgesprochen werden.

Die Direktion beauftragte den In form atikpro jektle iter m it der 
Einführung des Scanning der W ertschriftenverzeichnisse der 
Steuerperiode 2004.

Die Einführung der so genannten gemischten Veranlagung, d.h. die 
W ertschriftenverzeichnisse (Normalfälle) werden von den 
Veranlagungsbeamten behandelt, w ie dies im Kanton Freiburg prakti
ziert w ird, ist fü r unseren Kanton geprüft worden. Ein Entscheid seitens 
der Direktion der KSV wird Anfang 2005 getroffen.

Kantonales Inkassoamt für Betreibungs- 
und Konkursverfahren
Die Zahl der Betreibungen für die Kantonssteuern und die direkten 
Bundessteuern hat von 28 '848 auf 20 '054 abgenommen. Die 
Rechtsöffnungs-, Fortsetzungs- und Verwertungsbegehren haben im 
gleichen Rahmen abgenommen.

Trotz dieser Abnahme stiegen die Verluste (wertlose Ausstände, Erlasse, 
Verlustscheine) bei den natürlichen Personen auf 13,1 Mio. Franken 
(9,0 Mio. Franken im Jahr 2003) und gingen bei den juristischen 
Personen auf 1,0 Mio. Franken zurück (1,9 Mio. Franken im Jahr 2003).

Rechtsdienst
Der Rechtsdienst erstellte 124 Vormeinungen zuhanden der
Beschwerdeinstanzen (KRK, KG und BG). Es wurden ebenfalls 264
Einspracheentscheide betreffend Ordnungs- und Steuerbussen eröffnet
sowie 280 Steuerdomizile festgesetzt.

Sektion Informatik
Die Stabsstelle für Informatik hat sich insbesondere mit folgenden
Aufgaben befasst:
- Unterhalt IT-Material
- Entwicklung und Anpassung der Programme für die einjährige 

Gegenwartsbesteuerung
- Einführung eines Systems zur automatischen Zustellung der 

Veranlagungsprotokolle an die Gemeinden mittels E-Mail über gesi
cherte Verbindungen

- Entwicklung und Einführung eines Programms zur Behandlung der 
Fristverlängerungsgesuche zur Einreichung der Steuererklärungen 
(WebTA)

- W eiterführung des Projektes «VSTax 2004» (Gratissoftware für 
Steuerpflichtige). Das Programm kann ab 7. Februar 2005 per 
Internet heruntergeladen werden

- Analyse und Kauf des Programms «ScanTax» von IBM sowie 
Entwicklung eines Programms zum Einscannen des bidimensionalen 
Barcodes aus dem VSTax 2004 zur Übernahme der Daten der 
Steuererklärung.

Steuerinspektorat
Das Steuerinspektorat nahm 308 Buchprüfungen vor, die zu folgenden 
Aufrechnungen führten:
- Aufrechnungen steuerbare

Einkommen/Gewinn 32,0 Mio. Franken
- Aufrechnungen steuerbare Vermögen 16,7 Mio. Franken

Ein Experte-Revisor wurde der Sektion Einschätzung der juristischen 
Personen zugeteilt.

Ab Mai wurde ein Experte-Revisor m it der Veranlagung von 50 % der 
Selbständigerwerbenden der Gemeinde Fully beauftragt. Zu Beginn 
des Jahres 2005 wurden die Experten-Revisoren mit der Veranlagung 
von 200 Selbständigerwerbenden der Gemeinde M artinach beauf
tra g t (Beförderung Einschätzer-Revisor zum P ro jektveran tw ort
lichen). Sie müssen ebenfa lls bei den Veran lagungen der 
S e lbs tändigerw erbenden der A rbe itsg ruppe  1 beh ilflich  sein 
(Krankheit des Einschätzer-Revisors).



DIENSTSTELLE FÜR PERSONAL 
UND ORGANISATION
Die Dienststelle fü r Personal und Organisation ist verantw ortlich  fü r 
die tägliche Personalverwaltung von rund 10'OOO Lohnbezügern. 
Neben dem operativen Tagesgeschäft w urde  im Jahre 2004 die 
neudefin ierte Personalpolitik w e ite rge führt.

Umsetzung der neudefinierten  
Personalpolitik
Anerkennung des Personals

Bis zum Jahre 2004 erhielten die M itarbeiter, welche 25 Dienstjahre 
hatten, eine Uhr als Zeichen der Anerkennung des Dienstalters. 
Eine A rbe itsgruppe hatte den A uftrag , neue A lternativen zur 
Anerkennung des Dienstalters des Personals vorzuschlagen. Bereits 
im Jahre 2004 konnten die M itarbeiter, welche 25 Dienstjahre hat
ten, zwischen einem Betrag von Fr. 2 '00 0 .~ , 15 zusätzlichen 
Ferientagen oder einem Mix zwischen diesen beiden M öglichkeiten 
w ählen. Es w urde ebenfalls ein D iplom verliehen. Ab 2005 werden 
w eitere A lternativen bereits nach kürzerer Dauer zur Verfügung ste
hen.

Modernisierung der Arbeitszeiten

Das Reglement über die Arbeitszeit, welches am 1. Januar 2002 
e in g e fü h rt w urde , w ird  w e ite rh in  unverändert angew endet. 
V erm ehrt w äh len  D ienstste llen, Büros/Sektionen die 
Jahresarbeitszeit. Diese Variante erm öglich t eine noch grössere 
Flexib ilität und Anpassung der Arbeitszeiten an das A rbe its
volumen.

Aus- und Weiterbildung

Seminarangebot und Teilnahme

Im Verlaufe des Jahres 2004 w urden 98 Seminare m it einer Dauer 
von einem, zwei oder drei Tagen angeboten. Die Dienststelle fü r 
Personal und Organisation arbeitet fü r die D urchführung des inter
nen Aus- und W eiterbildungsangebotes m it 46 Trainerinnen und 
Trainern zusammen. G esam thaft (ohne In fo rm atikausb ildung) 
machten 851 M ita rbe ite rinnen und M ita rbe ite r vom internen 
A ngebot Gebrauch. Es wurden fü r die Abdeckung der Nachfrage 
125.5 Kurstage durchgeführt. Die Verwaltung der internen Aus- 
und W eiterb ildung ist m it einem hohen organisatorischen und 
adm inistrativen A ufw and verbunden.

Sprachenlernen

A ufg rund  des Erfolges des Projektes Tandem I im Jahre 2002/2003 
und au fgrund der von den Teilnehmern gewünschten Fortführung, 
w urde im Jahre 2004 ein neues Pilot-Projekt lanciert: Tandem II. 
Som it w urden neben einem neuen Kurs Tandem I m it 16 
Teilnehmern parallel, Tandem II m it 18 Teilnehmern durchgeführt. 
Diese neue Ausbildung, welche auf dem Tandem I basiert, w ird 
durch eine individuelle Ausbildung am PC sowie Grammatik-Kursen 
ergänzt.

A ufg rund  der Evaluation dieses neuen Ausbildungsprogram m s vom 
Herbst 2004, w urde  entschieden, Tandem II w eiterzuführen und 
eine neue individuelle Sprachausbildungsrichtung au fgrund des 
CALL (C om puter Assisted Language Learning) aufzubauen.

Intensiv-Sprachkurse

Die Dienststelle fü r Personal und Organisation hat sich au fgrund 
e ine r ö ffe n tlich e n  Ausschre ibung bei priva ten Intensiv- 
Sprachkursanbietern, fü r 2004 fü r die M igros-Klubschule entschie
den. 39 Personen haben anschliessend halb-intensive Deutsch- 
bzw. Französischkurse absolviert. (Kom paktkurs von einem M onat 
und 3 x 2  Stunden pro Woche).

Bonus Plus

Dieses Projekt w urde im Rahmen einer engen Zusamm enarbeit zw i
schen der Dienststelle fü r Personal und Organisation und der 
Dienststelle fü r Berufsbildung erarbeitet. Es zielt darauf ab, dass 
M ita rbeite rinnen und M ita rbe ite r der kantonalen Verwaltung ver
m e h rt vom  A usb ildungsangebo t der W alliser Berufsschulen 
Gebrauch machen können. Der A rbe itgeber stellt diese Kurse gra
tis zur Verfügung und der A rbe itnehm er besucht diese Kurse w äh 
rend seiner Freizeit.

Für die Schuljahre 2003/2004 und 2004/2005, haben 37 Personen 
von diesem A ngebot pro fitie rt.

Frauenförderung

Diese Ausbildung hat das Ziel, eine grössere Anzahl Frauen zu m o ti
vieren, sich auf verantwortungsreiche Stellenausschreibungen zu 
bewerben. Ebenso sollen die Frauen am Arbeitsplatz selbständiger 
w erden und m ehr Verantw ortung übernehmen. Diese Ausbildung 
basiert auf Unterbrechungsarbeiten sowie auf der Teilnahme an 
verwaltungsinternen Kursen (8 Tage neben den 3 erlaubten Tagen) 
A u fg rund  einer Kursevaluation in Zusam m enarbeit m it dem 
G leichstellungsbüro, waren im ersten Jahr 2003/2004 90%  der 12 
Teilnehmerinnen zufrieden m it dieser neuen Ausbildung. Dieses 
Projekt w ird  deshalb w e ite rge füh rt werden.

Projekt: Zusammenarbeitsvereinbarung m it den Walliser 
Gemeinden und Bürgerschaften

Dank einer Vereinbarung zwischen der Dienststelle fü r Personal und 
Organisation sowie den Walliser Gemeinden und Bürgerschaften 
konnten die M itarbeiterinnen und M ita rbe ite r derselben seit dem 
Jahr 2002 dieselben Seminare w ie  die Staatsangestellten besuchen. 
Im Jahre 2004 machten 87 M itarbeiterinnen und M ita rbe ite r von 
W alliser G em einden und Bürgerschaften (a u fg e te ilt au f 15 
Gemeinden) vom Seminarangebot der kantonalen Verwaltung 
Gebrauch.

Berufskonferenzen

Die D ienststelle fü r  Personal und O rganisation ha t 2 
B erufskonferenzen o rgan is ie rt. Eine über die Resultate der 
M ita rbe ite rbe fragung vom Jahre 2003 und die andere über die 
Gegenwartsbesteuerung sowie über die eidg. A bstim m ungen vom 
16. Mai 2004 zum Steuerpaket.

Qualität in der Rekrutierung - Personalselektion

Der Selektionsprozess, w ie  er im Personalmanagement-Handbuch 
beschrieben ist, w urde vom Staatsrat genehm igt und als Richtlinie 
erklärt. Auch im Jahre 2004 w urden eine steigende Anzahl an 
Dienststellen (rund 60% ) bei der Personalrekrutierung methodisch 
un terstü tz t um alle Kandidaten denselben Bedingungen zu un ter
stellen und ein M axim um  an O bjektiv itä t zu gewährleisten.

Lohnpolitik

Im Rahmen der Budgeterstellung 2004, hat der Staatsrat erneut sei
nen W illen gezeigt, eine dynamische und flexible Lohnpolitik zu 
verfolgen: Die Löhne fü r die ö ffentlich  Bediensteten w urden an die 
Teuerung (0,6 % ) angepasst. Ein Koeffiz ient von 1 w urde ange
w endet. Die Anlaufstu fen wurden im Jahre 2004 aufgehoben. Die 
Kapita labfindung w urde bei Fr. 26 '000 .- festgelegt.

Personalinformationssystem (SAP HR)

Im Verlaufe des Jahres 2004 w urden w ich tige  A rbe iten zur 
E inführung eines neuen SAP-Moduls un ternom m en, welches die 
Verw altung sowie die Steuerung der Stellenausschreibungen und 
der Bewerbungsunterlagen autom atisiert. Dadurch kann der ganze 
Rekrutierungsprozess sow ie die entsprechenden statistischen 
A usw ertungen verbessert und vere in fach t w erden. Die SAP- 
M igration mehrerer Dienststellen bzw. Sektionen betreffend diver
ser Zeiterfassungssysteme w urde ebenfalls fo rtge füh rt.

Telearbeit

Der Staatsrat entschied auf Antrag der Dienststelle fü r Personal und 
Organisation ein P ilotpro jekt zu lancieren, welches alle no tw end i



gen Elemente berücksichtigt, um eine E inführung der Telearbeit in 
der kantonalen Verwaltung zu erm öglichen. In Zusamm enarbeit m it 
internen und externen Spezialisten w urden Richtlinien betreffend 
A b lau f des Rilotprojektes erstellt und vom Staatsrat angenommen. 
A ufg rund  der in den Richtlinien festgelegten A nforderungen hat 
der Steuerungsausschuss die möglichen Kandidaten und das be ru f
liche Umfeld einer genauen Analyse unterzogen. A ufgrund dieser 
Resultate hat sich der Staatsrat fü r 10 M ita rbe ite r entschieden, 
welche am P ilotprojekt seit Ende 2004 teilnehm en. Das Pilotprojekt 
w ird  durch verschiedene Massnahm en begle ite t, w elche die 
Ausw irkungen dieser neuen Arbe itsm ethode analysieren.

Qualitätsmanagement - Prozesstandardisierung

Dam it eine standardisierte und qualitative A nw endung sämtlicher 
Personalmanagementprozesse sichergestellt ist, w ird  die Dienst
stelle fü r Personal und Organisation ein Q ualitätsm anagem ent
system auf die Beine stellen.

M ehr als 20 Prozesse w urden im Jahre 2004 erarbe itet und verbes
sert. Als Ergänzung zum Personalmanagementhandbuch, werden 
diese Prozesse vom Staatsrat im Jahre 2005 als Richtlinie erklärt und 
anschliessend zie lgruppengerecht im Intranet zur Verfügung ge
stellt.

Personalmarketing

Im Jahre 2004 kon n te  die D ienststelle fü r  Personal und 
O rganisation rund 180 p ro filge rech t s tru k tu rie rte  S te llen
ausschreibungen erstellen und die Publikation im A m tsb la tt, 
Walliser Boten, Nouvelliste, in weiteren Zeitungen sowie in der 
Stellenbörse im In ternet w w w .vs.ch . fris tgerecht gewährleisten. 
Dank der A uflis tung der Vorzüge des Arbeitgebers Staat Wallis 
konnte  das Image der W alliser K antonsverw a ltung  und die 
Konkurrenzfäh igkeit auf dem Arbe itsm arkt verbessert werden. M it 
diesen Massnahmen sollen ebenfalls mehr potentie lle  Kandidaten 
zur Bewerbung au fgefo rde rt werden. Um die interne M ob ilitä t und 
die Karrierem öglichkeiten zu fö rdern und zu verbessern w urde im 
Jahre ein Vorschlag fü r  eine M ita rbe ite rbö rse , der Prozess 
«Wechseln der Tätigkeit» sowie einen entsprechender Fragebogen 
erstellt.

Lehrlingsmanagement und KBM-Praktikanten

M it dem Beginn des Schuljahres 20 0 4 /2 0 0 5  konn ten  39 
Schulabgängerinnen und 19 Schulabgänger (43 französisch- und 
15 deutschsprachig) ihre Lehre in den verschiedenen Dienststellen 
der Kantonsverwaltung aufnehm en. Seit A ugust 2003 werden die 
kaufmännischen Lehrlinge gemäss der neuen KV-Reform ausgebil
det. Die Dienststelle fü r Personal und Organisation hat in ihrer Rolle 
als Lehrlingskoordinatorin und Lehrlingsausbildnerin verschiedene 
Inform ationsveranstaltungen fü r die Lehrlingsausbildner sowie 27 
Kurstage der überbetrieblichen Kurse fü r die Lehrlinge durch
geführt.

Im Rahmen der kaufmännischen Lehrabschlussvorbereitungskurse 
hat die D ienstste lle  fü r  Personal und O rganisation 8 
A usbildungstage du rchge füh rt. Von den 42 kaufm ännischen 
Lehrlingen, welche im Jahre 2004 die Lehre abschlossen, gab es nur 
einen einzigen M isserfolg zu verzeichnen. Die Walliser Kantons
ve rw a ltung  b ie te t neben 159 Lehrstellen auch viele 
Praktikum sm öglichkeiten an. So konnten un ter anderem im Jahre 
2004, 22 junge Leute ein KBM-Praktikum sowie 7 Lehrlinge ein 
EMVs-Praktikum absolvieren.

Mitarbeiterum frage

Im Februar /  M ärz 20 04  w urden  die Resultate der 
M ita rb e ite ru m fra g e  sow ie der en tsprechende M assnahm en- 
A ktionsp lan  den interessierten M ita rb e ite rn  der W alliser 
K antonsverw a ltung anlässlich einer Berufskonferenz und der 
Bevölkerung anlässlich einer Pressekonferenz und einer Reportage 
auf Canal 9 vorgestellt. A u fg rund  der Analyse der U m frage
ergebnisse hat die Dienststelle fü r Personal und Organisation ver
schiedene A rbe itsgruppen eingesetzt.

Chancengleichheit

Ebenfalls im Bereiche der Chancengleichheit blieb die Dienststelle 
fü r Personal und Organisation (DPO) nicht tatenlos. Insbesondere

hat sie zusammen m it dem Gleichstellungsbüro eine W eiterb ildung 
angeboten, welche es interessierten Frauen ermöglichen sollte, 
ihrer beruflichen Laufbahn neue Impulse zu geben. Des W eiteren 
hat sie in einer Arbeitsgruppe m itgearbeitet, welche in einem 
Bericht zu Planden des Staatsrates, die personelle und finanzielle 
Situation der Frauen in der Kantonsverwaltung evaluiert. Die 
Walliser Kantonsverwaltung w urde durch die DPO am «Prix Egalité» 
vertreten. A u fgrund einer Interpella tion des Staatsrates anlässlich 
des Frauentages vom 8. März 2004, erstellte die DPO einen en t
sprechenden Bericht.

Personalcontrolling

Im Rahmen der Abänderung vom 15. Dezember 2004 betreffend 
das Gesetz über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des 
Kantons und deren K on tro lle  w ird  im Jahre 2005 ein 
Controllingsystem , welches die Leistungen, die Finanzen, die 
Organisation, die Prozesse sowie das Personal be trifft, bei den 
Piloteinheiten der W alliser Kantonsverwaltung eingeführt. Das 
Personalcontrolling ist ein Führungsinstrument fü r das Parlament, 
die Regierung, die Departem ente sowie die Dienststellen, welches 
darauf abzielt, die personalpolitischen Zielsetzungen effiz ienter und 
effektiver zu steuern. Im Jahre 2004 w urde ein Konzept zur 
E inführung des Personalcontrollings in der W alliser Kantons
verw a ltung erstellt.

M itarbe it im Rahmen der übrigen Teilprojekte der 
Verwaltungsreform 2004

Die Dienststelle fü r Personal und Organisation ist auch in den übri
gen Teilprojekten in verschiedenen Bereichen zur Umsetzung der 
neuen V erw altungsführung und -ku ltu r tätig . Insbesondere sind an 
dieser Stelle die M ita rbe it am Projekt e-DIKS, welches die neuen 
Führungs- und Verwaltungsinstrum ente des Kantons Wallis syste
matisiert, die Evaluation der Verwaltungsreform  sowie die im 
Rahmen der Änderungen des FHG zu evaluierenden Personal- 
Kompetenzen, welche an die Piloteinheiten delegiert w urden und 
das Personalcontrolling zu nennen.

Umgang mit Alkoholproblemen und mit anderen Substanzen 
im beruflichen Umfeld

Die Dienststelle fü r Personal und Organisation (DPO) hat ebenfalls 
aktiv an der Erarbeitung einer Politik im Umgang m it Risiken und 
Abhängigen innerhalb der Kantonsverwaltung m itgew irkt. Die DPO 
präsidierte eine Arbeitsgruppe, welche entsprechende Richtlinien 
ausgearbeitet hat. Im Jahre 2005 w erden sich die nächsten dies
bezüglichen Phasen konkretisieren.

Personalverwaltung und Organisation
Im Bereiche der Personalverwaltung und Organisation wurden im 
Jahre 2004, 6 '855  Bewerbungs-Bestätigungsschreiben erstellt, 
2 '302 Vorm einungen zu Händen des Staatsrates abgegeben und 
1 '928  schriftliche Anfragen behandelt. Für das Jahr 2004 können 
noch fo lgende Tätigkeiten verm erkt werden.

Klassifizierungskommission

In 3 Sitzungen hat die Klassifizierungskommission 26 individuelle 
und kollektive Gesuche zu Händen des Staatsrates geprü ft und ihre 
Vorm einung abgegeben. Als Grundlage fü r diese Analysen dienen 
die Kriterien, welche im Gesetz vom 12. Nov. 1982 betreffend die 
Besoldung de fin iert sind, die überarbeiteten Pflichtenhefte, die 
S te llungnahm en der Vorgesetzen, die Endergebnisse der 
Funktionsbewertung, die Begutachtungen des Arbeitsplatzes, die 
verg le ichenden Lohnstudien und die Endergebnisse der 
Arbeitsgruppe.

Am 25. August 2004 hat der Staatsrat au fgrund der finanziellen 
S itua tion  des Kantons und a u fg ru nd  der vorgeschlagenen 
Massnahmen der Kommission Luyet entschieden, alle individuellen 
und kollektiven Lohngesuche, welche bis Ende März 2004 einge
reicht w urden, zu suspendieren.

http://www.vs.ch


Arbeitsgruppen und Kommissionen

Die M ita rbeite r/innen der Dienststelle haben un ter anderem in fo l
genden A rbeitsgruppen und Kommissionen m itgew irk t:
- Überprüfung der S ituation der beiden Pensionskassen
- Anpassung und H arm onis ierung verschiedenster Entschä

digungen
- Massnahmen zur Chancengleichheit
- A nw endungsbed ingungen und Harmonisierung des Personals 

der kantonalen Spitäler und des W alliser Gesundheitsnetzes
- Umgang m it A lkoholprob lem en und m it anderen Substanzen im 

beruflichen Umfeld
- Anerkennung des Personals
- Begleitmassnahmen fü r das Personal der kantonalen Zeughäuser
- Evaluation der Reformen
- Disziplinarkommission
- Gruppe «Lokalitäten»
- Klassifizierungskommission fü r das Lehrpersonal
- Ausbildungskommission.

Organisation

Die D ienststelle fü r  Personal und O rgan isa tion  hat in den 
O rganigram m en /  O rganisationseinheiten der verschiedenen 
D ienststellen verschiedenste Ä nderungen vollzogen. Für eine 
grosse Anzahl M ita rbe ite r w urde der Beschäftigungsgrad in den 
verschiedenen Organigram m en angepasst.

KANTONALE DIENSTSTELLE 
FÜR DATENVERARBEITUNG

Der Umzug der Dienststelle fü r Datenverarbeitung (DDV) vom 
Regierungsgebäude an die Avenue des Mayen nets hat dem 
Personal der DDV einiges abverlangt, weil der tägliche Betrieb 
aufrecht erhalten w urde und die 3200 Benutzer ihre A rbe it ohne 
Unterbruch verrichten konnten. So wurden seit dem 26. November 
die Nächte und die W ochenenden genutzt, um die über 400 tech
nischen Geräte am neuen S tandort einzurichten. Ebenfalls zu die
sem Ze itpunkt w urde der Papierreproduktions-Kopierer vom Öko
nom at ins Rechenzentrum verschoben. Seither garantiert die KDI 
diese Dienstleistung.

Dank einer guten Zusamm enarbeit und dem Bestreben nach guten 
Lösungen zu suchen konnte dieses Projekt term ingerech t und m it 
einem M in im um  von Systemausfällen fü r unsere Benutzer realisiert 
werden.

Gleichzeitig m it dem Umzug der technischen Einrichtungen haben 
die M ita rbe ite r der DDV in denselben Gebäuden neue Lokalitäten 
bezogen so das heute die gesamte Dienststelle beisammen ist. M it 
dieser Inbetriebnahm e konnte eine w ich tige  Etappe im Rahmen der 
Inform atiksicherheit realisiert werden.

W eitere nennenswerte Ereignisse sind:
- Die Ü bernahm e der Telefonie der gesam ten kantona len  

Verw altung durch die DDV
- Die Anerkennung eines zertifiz ierten SAP-Benutzerkompetenz

zentrums. Der Kanton Wallis ist der erste W estschweizer Kanton, 
der diese Auszeichnung erhalten hat

- Eine Rangierung der DDV-Ingenieure un ter den besten 15 bei der 
Teilnahme eines Linux Open Road W ettbew erbs un ter 3800 
Teilnehmern.

Delegierter für Informatikfragen
Begleitung bei der Einführung von Projekten und 
Vormeinungen

Der Delegierte fü r In form atikfragen hat 2004 an den folgenden 
Projekten sei es als Koordinator, Projektle iter oder in beratender 
Funktion te ilgenom m en:
- Steuerausschuss SAP, M igration der Hauptbuchhaltung (CGE) 

auf SAP

Im W eiteren w urden im Bereich der Organisations-, A rbeits- und 
Team entw icklung, verschiedenste Dienststellen m ethodisch bei 
deren Reorganisation un te rs tü tz t, da m it die A u fb a u - und 
Ablauforganisation optim al gestaltet werden kann.

Büro für Sozialberatung
Im V erlau fe des Jahres 20 04  haben die Bera terinnen der 
Sozialberatung den M itarbeiterinnen und M itarbeitern der Walliser 
Kantonsverwaltung, welche Probleme am Arbe itsplatz hatten, 
geholfen und sie unterstü tzt. Diese Probleme konnten im Sinne 
einer M ediation gelöst werden. Es w urden ebenso Personen gehol
fen, welche gesundheitliche und finanzielle Schwierigkeiten hatten.

In Zusamm enarbeit m it anderen Dienststellen hat die Sozial
beratung Überlegungen angeste llt betreffend A lkoholprob lem e 
und anderen Substanzen, w elche A usw irkun gen  au f den 
Arbeitsplatz, auf die Familie sowie auf die Gesundheit haben.

- Direktionsausschuss Infoval -  Inbetriebnahm e der Inform ati- 
sierung der Spitäler

- Lancierung des Projektes Telearbeit
- Fortsetzung des Projektes «G rupp ie rung des In fo rm a tik 

einsatzes» in Zusam m enarbeit m it der G eschäftsprüfungs
kommission des Grossen Rates

- Beratung der Führung des GIS (Geografisches Inform ations
system) Wallis: Erarbeitung von Richtlinien

- Zusamm enarbeit m it dem G VW  (Gemeindeverband Wallis) zur 
Erarbeitung e iner N etzw erkverbund-V ere inbarung m it den 
Unterwalliser Gemeinden. Eine ähnliche Bestrebung fü r das 
Oberwallis ist in Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r tertiäre 
Bildung im Gange

- Evaluationsverfahren fü r die A dm in is tra tion der Berufsschulen
- Diverse Kontakte m it der kantonalen Datenschutzkommission.

Parallel zu den laufenden Projekten w urden den Dienststellen in
den fo lgenden Bereichen Vorm einungen abgegeben:
- Dienststelle fü r Berufsbildung: Anschluss der Berufsschulen an 

das kantonale Kom m unikationsnetz
- W alliser Zentrum  fü r Pneumologie: E inrichtung eines VPN 

(Virtual Private Network)
- Handelsregister: Internetsite
- Dienststelle fü r Gesundheit: Inform atisierung der APH/SMZ
- Kantonale Finanzverwaltung: Übernahme der Reproduktions

maschine
- Nationalstrassen: Intranet Lösung
- Kantonale Steuerverwaltung: Elektronische Steuererklärung
- Dienststelle fü r Industrie, Handel und Arbe it: Inbetriebnahme der 

A pplika tion Easy Save
- Kantonspolizei: Diverse fachspezifische Applikationen
- Staatskanzlei: A pplika tion « Poste 2000» zur Verwaltung der 

Paketpost
- Dienststelle fü r Sozialwesen: Reorganisation der Dienststelle
- Dienststelle fü r Hochbau, D enkm alpflege und Archäologie: 

Zu trittskontro llen der Gebäude der kantonalen Verwaltung.

Spezifische Dossiers

Das Jahr 2004 w ar fü r die In form atik firm en ein schwieriges Jahr.
Auch die in der kantonalen Verwaltung involvierte Firma ICARE



Services SA musste ihre Bilanz deponieren. In der Folge mussten die 
Übernahme der A pplikationen sowie der Informationssysteme 
rasch an die Hand genom m en w erden. Dank der gu ten 
Beziehungen und Zusamm enarbeit m it der D irektion konnte der 
Schaden in engem Rahmen gehalten werden.

Als Fortsetzung m ehrerer im Jahr 2003 lancierten externen 
Lösungsvorschlägen w urde Stellung bezogen. Erfahrungen m it 
exte rnen Firmen haben gezeig t, dass das so genannte 
«Outsourcing» auf nicht strategische A pplikationen beschränkt 
w erden muss und dass es unabdingbar ist, dass die Kontrolle über 
die Informationssysteme m it internen Ressourcen sichergestellt 
w erden muss.

Die In fo rm a tikm itte l und die Telephonie sind in tegrie render 
Bestandteil eines Arbeitsplatzes. Um diesbezügliche Missbräuche 
der A rbe itnehm er zu verm eiden, hat eine aus Juristen und 
In form atikern zusammengesetzte A rbe itsgruppe anwendungsbe
zogene Richtlinien erarbeitet.

Im Rahmen der interkantona len Zusamm enarbeit w urden m it dem 
Kanton Genf Verhandlungen über eine eventuelle Übernahme der 
A pplika tion e-DIKS aufgenom m en. Im W eiteren interessieren sich 
unsere Nachbaren aus dem Kanton W aadt fü r die Organisation und 
die S truktur unserer Dienststelle.

Die In form atik-K oord ination m it den para-staatlichen Organisa
tionen ist sehr w ich tig . So fu n k tion ie rt der Delegierte in den fo l
genden Steuerungsausschüssen: Kom petenzzentrum  IS Net der 
HES-SO, VSNet, W estschweizer G ruppe der schweizerischen 
Inform atikkom m ission, Verbindungsgruppe Swisscom -  Staat Wallis 
sowie dem Val-Form.

Informatiksicherheit
Die w ichtigsten Tätigkeiten können w ie fo lg t zusammengefasst 
werden:
- A u d it be tre ffend  Trojaner A n g r if fe  via In te rne t sowie 

Empfehlungen zur Verbesserung von potenziellen Schwach
punkten.

- Massnahmen im Bereich der elektronischen Post betreffend das 
Herausfiltern von nicht zulässigen Beilagen und unerwünschten 
Mails (SRAM).

- S icherheitsem pfehlungen fü r die Installation eines Extranet 
Portals.

- Vorbereitungen fü r die zukünftige  Strategie der In fo rm atik
sicherheit.

- A ud it betreffend die In frastruktur des internen Datennetzwerkes, 
Verbesserungsvorschläge fü r dieses Netzwerk sowie der dam it 
verbundenen Hardware und Datenbanken.

W eitere nennenswerte Tätigkeiten sind: die Zusamm enarbeit der 
V eran tw ortlichen  der In fo rm a tiks icherhe it der W estschweizer 
Kantone im Rahmen der Schweizerischen Inform atikkonferenz, die 
Ü berwachung der E inhaltung der S icherheitsvorschriften, das 
Aufspüren von Sicherheitslücken m it Verbesserungsvorschlägen, 
die Teilnahme an verschiedenen Arbeitsgruppen, die Vertretung des 
Kantons Wallis in der Schweizerischen Inform atikonferenz und 
deren Sektion W estschweiz und Tessin.

Direktion und Steuerung der 
Informationssysteme
Projektleiter Normen und Standards

Die w ichtigsten Aktiv itä ten des Jahres waren die folgenden:
- Leitung von verschiedenen Gruppen und Ausschüssen
- S chaffung einer A rbe itsg rup pe  und die Erarbeitung von

Vorschriften betreffend den Inform atikm itte le insatz
- Evaluation von Lösungsvorschlägen im Bereich der SAP-

Entw icklung
- Koordination und M ita rbe it an diversen Inform atikpro jekten
- Redaktion von 67 Vorm einungen
- Teilnahme in der A rbe itsgruppe «ICT Planer» der Schweize

rischen In form atikkonferenz (SIK).

Projektleiter «Filières»

- Adm inistrative und logistische Führung «Filière SAP»
- Koordination von SAP-System-Komponenten und Installation des 

M oduls IS-PS-CD fü r die Verwaltung von Taxen und Steuern
- Beginn des Projektes der Verw altung von Taxen und Steuern, 1. 

Etappe: M igration CGE
- A ud it fü r die Zertifikation des SAP-Kundenkompetenzzentrums
- Koordination fü r die E inführung des ITS SAP (Internet Transaction 

Serveur) fü r die W EB-Nutzung von SAP
- Koordination der Einführung einer SAP-W orkflow-Lösung
- V erw a ltung  des EC M -Begle itm andats (Enterprise C on ten t 

Management).

SAP-Kompetenzzentrum (CC-SAP)

Die hauptsächlichsten Entw icklungen im Jahre 2004 waren fo lgen
de:
- Verwaltung der SAP-Lizenzen
- Verwaltung der A bonnem ente der Zeitung «Resonances»
- Verwaltung der Lehrer
- Verwaltung der Finanzdelegationen
- M odell einer Dossierverwaltung
- Verwaltung der W erksta tt Ronquoz
- Bundesstatistik der Lehrer
- Verw altung der Taxen und Steuern.

Sektion Entwicklung
Nebst den täglichen Support- und W artungsaufgaben können die 
hauptsächlichsten Tätigkeiten nach den Entw icklungsplattform en 
w ie fo lg t zusammengefasst werden:

Client/Server

Erweiterung der Entwicklungsstandards (UML), Anpassung der 
Kontrolle der W einernte, W eite rführung der Projekte: e-DIKS, 
Kantonslaboratorium , Arbeitnehm erschutz.

BS2000

Einrichtung eines Portales in der Entw icklungsum gebung m it der 
WEBTA-Technologie, Zentrales Inkasso der Quellensteuer, einjährige 
Steuereinschätzung m it Gegenwartsbemessung, Anpassung des 
M ilitä rp flich te rsa tzes  an die e in jährige  S teuereinschätzung, 
Anpassung der A p p lika tio n  der A k tie n b e w e rtu n g , Zentra le 
Verw altung des Eingangs und der Fristen der Steuererklärung über 
das Internet, M igration der Verwaltung der Patente auf SAP, land
w irtschaftliche Direktzahlungen; M igration der A pplika tion A u to 
m obilkontro lle  auf die externe Lösung CARL

Sektion Benutzersupport
Das Jahr 2004 ga lt der Konsolidierung des Einkaufssystems m it SAP. 
Insgesamt w urden 2004 1582 Bestellungen erfasst.

Im letzten Jahr konnte m it HP ein Vertrag unterzeichnet werden, 
der uns bis 4 2 %  Ermässigung fü r Verbrauchsmaterial fü r Drucker 
und Faxgeräte ge w ä hrt. Trotzdem  w urden  insgesam t CHF 
4 1 3 '967.- fü r dieses Material ausgegeben.

2004 w urden insgesamt 122 Inform atikkurse organisiert. Diese 
Kurse fanden an 209 Halbtagen statt. 31 dieser Kurse mussten als 
Folge feh lender Einschreibungen annulliert werden. Insgesamt 
haben sich 665 M ita rbe ite r fü r einen oder mehrere Kurse einge
schrieben. Dies bedeutet einen Rückgang der Einschreibungen von 
18%  gegenüber dem Vorjahr.

Die Zusam m enarbe it m it der Höheren Fachschule fü r 
W irtschafts in form atik  im Bereich Inform atikausb ildung w urde per 
A nfang Juni um ein weiteres Jahr verlängert.



Sektion RZ und Systeme
Neuinstallationen Hardware

- Installation Server RX800 und VMW are
- Speichererweiterung von 2 GB auf dem Server SERVEXP01
- Insta lla tion  von zwei zusätzlichen Prozessoren fü r  die 

Entw icklung von SAP (SAPDEV)
- Installation Solaris Primepower 450 fü r den Server SAPRSV
- Installation diverser Lizenzen fü r die Sicherungen m it N etw orker 

von ORACLE, Solaris etc.
- A b lösung der alten V erb indung zw ischen der In fo rm a tik 

abte ilung m it einem M X300 und der AS400 der Steuer
verw a ltung durch m oderne Kom m unikationssoftware

- Installation von drei neuen Druckern OCE 3090 und ablösen der 
alten Drucker PS158

- Installation von drei neuen Servern Solaris Primepower 450 fü r 
die A pplika tion FUTURA der A utom ob ilkon tro lle .

Haupttätigkeiten

- A dm in is tra tion und Überwachung der Betriebssysteme SAP, 
W indow s, UNIX/SOLARIS und BS2000

- Installation und Test SAP-W orkflow
- Installation und Test SAP-IST (In ternet-Zugriff)
- Installation diverser A pplikationen und Basissoftware fü r FUTURA
- M igration der Oracle Datenbanken auf Version 9
- A dm inistration und Überwachung säm tlicher Oracle und Sesam 

Datenbanken
- Integration neuer Tabellen in Oracle und Sesam
- A dm in istra tion und Überwachung der zentralen Sicherungen 

sämtlicher P lattform en m it Hilfe der Software Networkers
- Planungsarbeiten fü r neues RZ
- Erstellen und Testen diverser neuer Formulare m it Lasersoft
- M ith ilfe  im Operating
- Support an Entw icklung und Endbenutzer
- P ikett-D ienst und dessen Ü berw achung, P lanung der 

Produktionsarbeiten im RZ
- Umzug des grössten Teils der Hardware ins neue Rechenzentrum, 

Av. des Mayennets 4.

Druck und Versand

- Drucken 7.5 M io. Formulare /  Kuvertieren und Versand von 2 
M illionen Formularen.

Sektion Telecom

Die w ichtigsten Aktiv itä ten des Jahres waren die folgenden:
- Inbetriebnahm e des neuen IT-Centers
- P ilotpro jekt fü r den Netzwerkverbund der Gemeinden
- P ilotpro jekt fü r die Telearbeitsplätze
- Wechsel des ISP-Anschlusses von 4M bits  auf 100 Mbits/s
- Übernahme der Verwaltung der Telephonie
- Installation der Glasfasern fü r das MAN M artigny
- Transport und Versand von 23 '000  SMS, 34 '000  Fax, Internet 4.2

TByte.

Sektion Micro-Informatik
Die Zahlen und die w ichtigsten Ereignisse:
- M igration der Notebooks auf W indow s XP
- U n te rha lt des In fo rm a tikparks  von 1700 PCs und 3200

Benutzern, welcher sich auf den ganzen Kanton erstreckt
- 2850 Interventionen von unseren Technikern
- Zentralisierung und Konsolid ierung der Novell Netware Server.

Neue Standorte deren In form atik von der KDI verw a lte t w ird:
- Konkurs- und Betreibungsämter in Sitten und Siders.

Die w ichtigsten Netzwerk Projekte:
- Zentralisierung der Server dank Glasfaserverbindungen
- Konsolid ierung der Verzeichnisdienste Novell (eDirectory)
- A nbindung der Server an das Speichersystem EMC2.

Die anderen Projekte:
- Projekt TFT (Ersetzen von 1100 Bildschirmen CRT)
- Umzug des Rechenzentrums
- Teilnahme und Support der A bstim m ungen und Wahlen
- Pikettdienst.

RECHTSDIENST

Die Tätigkeit des Rechtsdienstes gliedert sich in drei Hauptgebiete, 
nämlich den eigentlichen Rechtsdienst des Departementes, das 
Sekretariat der kan tona len  S teuerrekurskom m ission und die 
Inkassoaufgaben.

Rechtsdienst des Departementes
Der Rechtsdienst ist beauftragt, die allgemeinen A ufgaben und 
Rechtsprobleme zu behandeln, sich an der Gesetzgebungsarbeit zu 
beteiligen, schriftliche und mündliche Gutachten zu erstellen, 
Rechtsauskünfte zu erteilen, die vom Departem ent anzuwendende 
Gesetzgebung zu studieren und auszulegen, den Staat m it oder 
ohne Beizug von A nw älten vor Gericht zu vertreten usw. Dabei 
arbeitet der Rechtsdienst insbesondere m it der Dienststelle fü r 
Personal und O rganisation sow ie m it der kan tona len 
Finanzverwaltung zusammen.

Die wesentlichen Aufgaben, welche die Dienststelle ausführte, 
oder an deren A usführung sie eng m itw irk te , sind folgende:

Staatspersonal

- Bericht vom 14. Juni 2004 der A rbe itsgruppe zur VPSW und 
RVKL. Dieser Bericht e rfo rd e rte  ein be träch tliches 
A rbeitsvolum en und form u lie rte  zuhanden des Staatsrates kon
krete Vorschläge zur Verbesserung des Deckungsgrades der bei
den vorerwähnten Vorsorgekassen. Er bildete Gegenstand einer 
breiten Inform ation bei den interessierten Kreisen sowie eines 
Vernehmlassungsverfahrens. Dieses Dossier w urde anschliessend 
einer externen Expertengruppe zur Prüfung unterbreitet.

- A n tw o rte n  des Staatsrate au f zwei M o tionen  zu den 
Vorsorgekassen des Staates Wallis.

- M ita rbe it in der A rbe itsgruppe zur E inführung der Telearbeit in 
der kantonalen Verwaltung als Pilotversuch.

- M ita rb e it in A rbe itsg rup pe  zur B erücksich tigung der 
Freiw illigenarbeit bei Neuanstellungen.

- M ita rb e it in der A rbe itsg ruppe  im Zusam m enhang m it 
A lkoholp rob lem en am Arbeitsplatz.

- M ita rb e it in der A rbe itsg rup pe  zur N euüberp rü fung  der 
Qualifika tionen 2003.



- M ita rb e it in der A rbe itsg rup pe  be tre ffend  die 
Dienstaltersgeschenke in der kantonalen Verwaltung.

- M ita rb e it in der A rbe itsgruppe fü r  die E rarbeitung von 
Richtlinien zur Verwendung der In fo rm atik-M itte l.

- E rarbeitung von rund 100 G utach ten , Berichten oder 
Entscheiden zuhanden des Staatsrates, des 
Departem entsvorstehers, der D ienststelle fü r Personal und 
Organisation oder anderen Dienststellen.

Sozialberatung

- M itw irkung  im Beratungsteam der Sozialberatung.

Walliser Kantonalbank

- Prüfung des spezifischen Berichtes des Bankrevisors vom 24. 
März 2004.

- Bericht des Staatsrates vom 21. April 2004 zum Geschäftsjahr 
2003 der WKB. Dieser Bericht en thä lt die Beurteilung des 
Staatsrates zur Strategie des Staates als A ktionä r und Garant, 
sowie die Beurteilung zum spezifischen Bericht des Bankrevisors.

- Prüfung von juristischen Fragen im Zusammenhang m it der 
Erneuerung des Verwaltungsrates der WKB im Jahre 2005.

Finanz- und Immobilienangelegenheiten sowie Haftungsfälle

- Ä nde rung  vom  13. Mai 2004 des Gesetzes über die 
Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons. Diese als 
«FHG I» bezeichnete Änderung tra t am 1. Dezember 2004 in 
Kraft. Sie e rfo lg te  au fgrund verschiedener parlamentarischer 
Interventionen und trä g t der N otw end igke it einer Anpassung 
gewisser Bestimmungen an die praktische Erfahrung sowie an 
die E ntw ick lung im Bereich der W irts ch a ft und der
Gesetzgebung Rechnung.

- Gesetz vom  9. Juni 20 04  über die Ausgaben- und
Schuldenbremse. Dieses Gesetz, das am 1. Januar 2005 in Kraft 
tra t, rege lt die A nw end ung  der in A rtike l 25 der
Kantonsverfassung aufgeste llten Grundsätze zur Ausgaben- und 
Schuldenbremse.

- Änderung vom 15. Dezember 2004 des Gesetzes über die 
Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons. Diese als 
«FHG II» bezeichnete Änderung befasst sich im wesentlichen m it 
der Frage der A usw eitung der Leistungssteuerung auf die 
gesamten Dienststellen des Staates Wallis.

- Erstellung von 80 Gutachten und schriftlichen Berichten zuhan
den des D epartem entsvorstehers, der kan tona len  Finanz
verw a ltung und anderen Dienststellen.

- Behandlung von 22 zivilrechtlichen Haftungsfällen des Staates, in 
Zusamm enarbeit m it den d irekt betroffenen Departem enten, 
dem Haftpflichtversicherer des Staates und gegebenenfalls den 
Berufsvertretern (Advokaten).

- Vertretung der Interessen des Staates Wallis in 3 Erbschaftsfällen 
ohne gesetzliche Erben, bei denen es um hohe Beträge ging.

Vernehmlassungsverfahren

- Stellungnahme des Staatsrates vom 28. Januar 2004 zur Eidg. 
Vernehm lassung be tre ffend  den ersten Te ilbericht der 
Expertenkommission «Integrierte Finanzmarktaufsicht».

- Stellungnahme des Staatsrates vom 28. April 2004 zur Eidg. 
Vernehmlassung betreffend die Änderung der Bestimmung über 
die in ternationale Am tshilfe  im Bundesgesetz über die Börsen 
und den Effektenhandel.

- S te llungnahm e des Staatsrates vom  26. Mai 20 04  zur 
Vernehmlassung betreffend den Bericht der Expertenkommission 
des Eidg. Finanzdepartementes zur Revision des Anlagefonds
gesetzes.

Verfahren im Bereich der Opferhilfe

- Vertretung des Staates vor den Gerichten im Rahmen von 20 
V erfahren um Schadenersatz und G en ug tu ung  im 
Zusammenhang m it dem Bundesgesetz vom 4. O ktober 1991 
über die Hilfe an Opfer von S traftaten (OHG).

Verschiedenes

- M ita rbe it in der interdepartem entalen A rbe itsgruppe zur Prüfung 
e iner eventue llen A u fhe bun g  des Rechtsm ittels der 
Verwaltungsbeschwerde an den Staatsrat, sowie einer eventuel
len Delegation der Kompetenzen der Departementsvorsteher fü r 
Entscheide m it vorw iegend rechtlichem Charakter.

- Vorbereitungsarbeiten zur E inführung des System «e-DIKS».
- A n tw o rte n  au f die U ntersuchungen der Komm ission 

«Strukturelle Massnahmen».

Sekretariat der kantonalen Steuer
rekurskommission
Die Dienststelle gewährle istet das Sekretariat der kantonalen 
Steuerrekurskommission. Da es sich bei dieser Kommission um eine 
G erichtsinstanz handelt, sind die Daten zur T ä tigke it dieser 
Kommission und ihres Sekretariates seit 2001 nicht mehr im 
Verwaltungsbericht des Staatsrates enthalten, sondern in einem 
eigenen Tätigkeitsbericht der Kommission, der dem Grossen Rat zur 
Verfügung gehalten w ird.

Inkasso
Die Dienststelle tä tig t die Rechnungstellung sowie die Fortsetzung 
des Inkassos fü r die Gerichtskosten, die den Gerichten nicht bezahlt 
w urden.

Die nachfolgende Statistik erg ibt einen Überblick über die aus
ge führten Inkassoarbeiten:

A rt der Rechnungen Anzahl Betrag

Eintreibung von Gerichtskosten 1 '635 1 '1 2 870 0 ,45



DIENSTSTELLE FÜR 
AUSSENANGELEGENHEITEN 
UND WIRTSCHAFTSRECHT

Gesetzesvorbereitung
Die Dienststelle hat in Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r 
Vermessung einen Gesetzesentwurf über die am tliche Vermessung 
und G eo inform ation sowie den entsprechenden Botschaftsentwurf 
vorbereitet.

Anwendung des Bundesgesetzes über 
das bäuerliche Bodenrecht und des 
landwirtschaftlichen Pachtrechts

Im Jahre 2004 sind 2127 Gesuche (2003 waren es 2104 Fälle, 2002 
w aren es 2103 Fälle) in Form von B ew illigungen oder 
Feststellungsverfügungen im Sinne von A rt. 83 und 84 BGBB 
behandelt w orden. Regional verteilen sich die behandelten Fälle in 
885 Entscheide auf das Oberwallis (866 Fälle in 2003, 888 Fälle in 
2002) und 1242 Entscheide auf das Unterwallis (1238 Fälle in 
2003, 1215 Fälle in 2002). Es kann festgehalten werden, dass die 
Anzahl der Dossiers von Jahr zu Jahr nur ganz m inim alen 
Schwankungen ausgesetzt ist und der jährliche Durchschnitt der zu 
behandelnden Dossiers bei zw eitausendeinhundert liegt.

Die D ienststelle fü h r t eine D atenbank über die bezahlten 
Bodenpreise der letzten fü n f Jahre au fge te ilt nach Gemeinden und 
Natur des Bodens. Diese Datenbank bildet eine zuverlässige Quelle 
fü r die Festlegung der höchstzulässigen Erwerbspreise fü r den Kauf 
von landw irtschaftlichem  Boden und Gewerbe.

Die D ienststelle hat als zuständ ige kan tona le  Behörde in 
A nw endung des Bundesgesetzes über die landw irtschaftliche Pacht 
10 Einsprachen der landw irtschaftlichen Kammer behandelt.

Rechts- und Beschwerdeinstanz
Die Dienststelle hat im Jahre 2004 15 Beschwerden an den 
Staatsrat im Bereiche des W irtscha fts rech ts  ins tru ie rt. Als 
Rechtsdienst fü r W irtschaftsfragen hat die Dienststelle eine Vielzahl 
von S te llungnahm en zu Beschwerden erarbe ite t und andere 
Dienststellen bei besonders schwierigen Einzelfällen und in der 
Erarbeitung ihrer gesetzlichen Grundlagen unterstü tzt.

Die Dienststelle beriet die Gemeinden und die Dienststellen der 
Kantonsverwaltung im Bereiche des ö ffentlichen Beschaffungs
wesens.

Die Dienststelle ist m it der juristischen Betreuung des kantonalen 
Veterinäramts beauftragt und hat im Zusammenhang m it der 
A nw endung des Tierseuchen- und Tierschutzgesetzes eine Vielzahl 
von Rechtsfragen g e p rü ft und in Zusam m enhang m it der 
Ink ra ftse tzung  des kan tona len  Tierschutzgesetzes m aterie lle  
Unterstützungsarbe it geleistet.

Die Dienststelle hat S trafuntersuchungen in A nw endung des 
Reglements über die W e insta tis tik  d u rch g e fü h rt, deren 
Verw altungskom petenz beim Kantonschemiker liegt.

Die Dienststelle stellt ebenfalls das Sekretariat fü r die kantonale 
Rekurskommission fü r landw irtschaftliche Beiträge sicher und hat 
19 Beschwerdefälle instruiert.

arbeiten in der Chefbeam ten-, Kom m unikations-, Eurodelegierten- 
und öffentliches Beschaffungswesen-Gruppe m it.

Die Dienststelle vertritt den Kanton im interkantonalen Forum fü r 
ö ffen tliches Beschaffungswesen und in der W estschweizer 
Konferenz zum öffentlichen Beschaffungswesen, welches das elek
tronische Informationssystem SIMAP entw icke lt hat und dem prak
tisch alle Schweizer Kantone und der Bund als Betriebsorganisation 
beigetreten sind. Als Partner des Bundes beteiligen w ir uns ebenfalls 
an der Ausarbeitung einer neuen In form atikp la ttform  SIMAP 2.

Die D ienststelle s ichert die Interessenw ahrung der 
N ich tun ive rs itä tskan tone  in der Kom m ission In te rkan tona le  
Universitätsvereinbarung der Schweizerischen Konferenz der kan
tonalen Erziehungsdirektoren.

Gemeinschaftliche Initiative «INTERREG»
Im Rahmen der grenzüberschreitenden Zusamm enarbeit fo lg t das 
Programm INTERREG IIIA seinen Lauf bis Ende 2006. Die verfügba
ren Bundeskredite fü r die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
sind fü r Projekte m it Italien ausgeschöpft und fü r Projekte m it 
Frankreich zu 92%  bereits verpflichtet.

A u f Stufe der transnationalen Zusamm enarbeit (INTERREG HIB 
A lpenraum ) sind die finanziellen M öglichkeiten ebenfalls ausge
schöpft, w o  jedoch neue Projekte m it W alliser Beteiligung im 
Bereiche der sozialen R isikomanagement sich entw ickeln.

Einzig im Rahmen der Programme INTERREG NIC (interregionale 
Zusammenarbeit) sind noch U nterstützungsm öglichkeiten offen. 
Die Dienststelle fü r Landw irtschaft be te ilig t sich als Partner am 
Projekt R.E.N.E (Netzwerk zur In form ation, W eiterb ildung und 
Beratung fü r den ländlichen Raum in Europa).

Grenzüberschreitende institutionelle 
Beziehungen
Herr W ilhelm  Schnyder hat sein M andat als V izepräsident und 
Schatzmeister der Versammlung der Regionen Europas (VRE) nie
dergelegt. Er b le ib t M itg lied der nationalen Delegation des Büros 
der VRE.

Der Genferseerat un ter dem Präsidium von Hochsavoyen sowie der 
Rat W allis-Aostatal setzen ihre regelmäßigen Aktiv itä ten fo rt.

Im Rahmen der Zusamm enarbeit zwischen dem Königreich Butan 
haben sich zwei W anderbegleiter fü r einen M onat nach Butan 
begeben, um dort Ausbildungskurse anzubieten.

Der Grosse Rat hat dem B eitritt des Kantons Wallis zum Abkom m en 
von Karlsruhe zugestim m t, welches der grenzüberschreitenden 
Zusamm enarbeit ein neues Rechtsinstrument zur Verfügung stellt, 
näm lich dem grenzüberschreitenden örtlichen Zweckverband. 
Diese ist eine öffentlichrechtliche juristische Person, welche über 
eine R echtspersönlichkeit, finanz ie lle  und sta tu tarische 
U nabhängigkeit verfügt, welche es ihr erlaubt, sich selber zu orga
nisieren.

Interkantonale Zusammenarbeit
Die Dienststelle bildete 2004 die Verbindungsstelle zur in te rkanto
nalen Region «Espace M itte lland» und sicherte in dieser Funktion 
die Zusam m enarbe it m it den K antonen Bern, S o lo thurn , 
Neuenburg, Freiburg, W aadt und Jura. M ita rbe ite r der Dienststellen



DIENSTSTELLE FÜR 
VERMESSUNG

Allgemeines

Im Jahr 2004 zeigten sich die ersten positiven Resultate, der ge trof
fenen Massnahmen der letzten Jahre. So werden heute die elektroni
schen Daten der Amtlichen Vermessung (AV) m it der Schnittstelle 
«INTERLIS» zwischen Geometer und Dienststelle ausgetauscht und 
die Daten der AV sind dank der Richtlinien von 2003 über den gesam
ten Kanton homogener geworden.

Ersterhebungen, Erneuerungen, Erhaltung (prov. 
Numerisierung)

Seit 1998 w ird  zwischen Bund und Kanton jährlich eine 
Leistungsvereinbarung abgeschlossen. Die in der Leistungs
vereinbarung m it dem Bund festgelegten Flächenziele konnten fast 
vollständig erreicht werden.

Für das Nichterreichen des Flächenziels sind in erster Linie die fehlen
den Zustimmungen einzelner Gemeinden fü r die Inangriffnahme von 
Erneuerungen der teil- und vollnumerischen Vermessungen verant
w ortlich . Es fehlen fü r 19 Operate immer noch die Genehmigungen 
der Gemeinden. 14 dieser Operate befinden sich in Gemeinden im 
Oberwallis m it teilweise finanziellen Schwierigkeiten. Da es sich fast 
ausschliesslich um Vermessungen in Bauzonen handelt, wäre es drin
gend no tw end ig  diese Erneuerungen durchzuführen, dam it 
anschliessend das eidgenössische Grundbuch eingeführt werden 
kann.

Es g ib t einen weiteren Grund, weshalb das Flächenziel nicht erreicht 
wurde. In vier Gemeinden des Oberwallis wurden Arbeiten ausge
schrieben die durch den Staatsrat bis heute nicht vergeben worden 
sind.

Die Arbeiten fü r das Projekt «Landwirtschaftliche Nutzflächen» LWN 
w urden öffentlich ausgeschrieben und konnten bereits im Sommer 
2003 vergeben werden. Das Ziel dieses Projektes ist es, die 
Grundlagen fü r die Ü berprüfung der D irektzahlungen in der 
Landwirtschaft zu erarbeiten. Die Arbeiten in den 9 LWN-Perimetern 
kommen teilweise nur zögerlich in Gang. Es ist bereits je tz t feststell
bar, dass die Vorbereitungsarbeiten insbesondere in den Perimetern 5 
(Sierre), 6 (Leuk -  Westlich Raron) und 7 (Visp) zu lange dauern und 
som it die Gefahr von Verspätungen besteht. In diesem Projekt hat 
sich auch das Bundesamt fü r Landwirtschaft (BLW) finanziell beteiligt. 
Die vereinbarte finanzielle Beteiligung der kantonalen Dienststelle für 
Landwirtschaft ist immer noch ausstehend.

Um die Homogenität der Daten der amtlichen Vermessung im 
Kanton zu verbessern, wurden im Auftrag des Bundes im Jahr 2003 
Richtlinien erlassen. Die ersten Erfahrungen m it den neuen Richtlinien 
und dem neuen Informatiksystem, dass seit 2003 im Einsatz steht, 
sind sehr positiv. In der Verifikation stellen w ir fest, dass die Qualität 
der abgelieferten Operate bedeutend verbessert wurde und die 
Verifikation konnte teilweise automatisiert werden, so dass m it glei
chem Personalbestand intensiver und sehr viel mehr an Operaten 
verifiziert werden konnte.

Durch die Erneuerungen mussten w ir verschiedentlich feststellen, 
dass w ir in den behandelten Perimetern Gebiete m it dauernden 
Bodenverschiebungen haben, die unbedingt im Grundbuch als solche 
aufgenommen werden müssen. Die heutige gesetzliche Regelung in 
diesem Punkt ist unbefriedigend und muss angepasst werden.

Nachführung der Amtlichen Vermessung

Im M om ent werden alle Mutationen, die innerhalb der Perimeter der 
am tlichen Vermessung ausgeführt w erden, zur Kontrolle und 
Unterschrift an unsere Dienststelle gesandt. A uf Wunsch des Bundes 
soll diese A rt der Kontrolle überdacht und geändert werden. Die te il
weise dafür notwendigen gesetzlichen Grundlagen müssen zuerst 
geschaffen werden.

Bei der Abgabe von Daten der amtlichen Vermessung in elektroni
scher Form müssen die Gebühren auf einem tieferen Niveau verein
heitlicht werden. Die je tz t gültige Gebührenordnung vom 11. 
O ktober 1995 g ib t einige Schwierigkeiten in der praktischen

Anwendung. Auch hier Bedarf die Änderung einer vorgängigen 
gesetzlichen Anpassung.

GIS-Stelle (Geografisches Informationssystem)

Bereits die ersten Kontakte m it den Dienststellen, die m it geografi
schen Daten arbeiten, haben gezeigt, dass ein grosser 
Koordinationsbedarf vorhanden ist. Das g rosste Problem ist, dass die 
Daten nicht zentral verfügbar sind und nicht in einem einheitlichen 
Standard vorliegen.

W ir waren völlig überrascht, als es plötzlich hiess, es müsste ein 
Verpflichtungskredit des Grossen Rates für die Führung des GIS-Wallis 
vorliegen. Die Botschaft wurde vorbereitet und dem Staatsrat zur 
Überweisung an den Grossen Rat bereitgestellt. Der Grosse Rat hat 
dann auch m it grosser M ehrheit der Einführung des GIS-Wallis zuge
stimmt. Zusätzlich wurde aber auf die Erstellung einer Expertise 
gedrängt, die die bisherigen Tätigkeiten des GIS unter die Lupe zu 
nehmen hatte. Durch das Vorliegen der Expertise, die sich zur bis 
heute durchgeführten Arbeit positiv ausspricht, hoffen wir, dass w ir 
die Arbe it fortsetzen können und die benötigten Daten in der gewün
schten Form den Kunden zur Verfügung stellen können.

Die dringend notwendigen Arbeiten wurden von der GIS-Stelle im 
Jahre 2004 durchgeführt. Es wurde insbesondere eine Intranet- 
Anwendung aufgebaut, die es den Mitarbeitern der kantonalen 
Verwaltung ermöglicht, Daten auf kartographischem Hintergrund m it 
dem Internet-Browser zu konsultieren. Diese Anwendung w ird im 
Durchschnitt von 20 Personen täglich konsultiert und stellt eine w ich
tige Hilfe dar. Es wurde jedoch festgestellt, dass die Datenqualität 
vielfach ungenügend ist und dass die verantwortlichen Dienststellen 
darauf zu sensibilisieren sind. Falsche Grundlagen sind vielfach der 
Grund für falsche Entscheide.

Damit die gesamten Aufgaben der GIS-Stelle e rfü llt werden können, 
müsste mehr Personal vorhanden sein und die gesetzlichen 
Grundlagen müssten in einem Geoinformationsgesetz neu geregelt 
werden.

Fixpunkte

Im Verlaufe des Jahres konnten die Berechnungen fü r die neuen 
LV95-Punkte abgeschlossen werden und die Koordinaten wurden 
durch den Bund anerkannt.

Alle laufenden Vermessungen werden bereits an diese Punkte ange
schlossen und im neuen Bezugsrahmen berechnet. Dieses Vorgehen 
erlaubt uns Fixpunktnetze ohne Spannungen zu erstellen und somit 
können auch die Vorteile neuer Messinstrumente (GPS) voll genutzt 
werden.

Übersichtsplan

Der Übersichtsplan liegt als flächendeckende Pixelkarte vor und w ird 
in den Massstäben 1 : 5'000 und 1 : 10'OOO abgegeben. Die 
Nachführung dieser Produkte muss neu geregelt werden, weil der 
Aufwand m it der jetzigen Methode zu teuer und zu schwerfällig ist.

Planzentrale

Die Nachfrage fü r Planauszüge des Übersichtsplanes in Papierform 
lässt immer mehr nach und die Gebührenordnung muss unbedingt 
angepasst werden.

Tätigkeiten der Kommissionen

Kantonale Nomenklaturkonim ission
Die Kommission kam in den Gemeinden zum Einsatz, in denen am t
liche Vermessungen in Arbe it sind.

Vormeinungskommission im  Falle von Grenzstreitigkeiten zwischen 
Gemeinden
Diese Kommission wurde nicht erneuert, da im M om ent kein 
Handlungsbedarf gegeben ist und die Aufgaben neu definiert w er
den müssen.



Gesetzliche Grundlagen
Bei vielen Punkten wurde darauf hingewiesen, dass w ir eine neue 
gesetzliche Grundlage benötigen, deshalb haben w ir bereits im Jahr 
2003 m it der Erarbeitung eines neuen Gesetzes begonnen.

Der Entwurf des to ta l revidierten Gesetzes über die amtliche 
Vermessung und Geoinformation wurde Ende April 2004 bei interes
sierten Kreisen und den Gemeinden in die Vernehmlassung geschickt.

Die bis im Juni 2004 eingegangenen Stellungnahmen wurden gesich

DIENSTSTELLE FÜR 
GRUNDBUCHÄMTER

Grundbuchämter
Kennzeichnend fü r die Dienststelle w ar fü r das Jahr 2004 die 
Zunahme bei den Grundstücksgeschäften. Die Zunahme m acht bei 
der Anzahl Transaktionen um die 4 % und betragsmässig m ehr als 
1 4 %  aus.

Tätigkeit der einzelnen Grundbuchämter

BRIG LEUK SIDERS SITTEN M A R T IG N Y M O N T H E Y TO TA L

Eintragungen im Tagebuch

Eigentrumsübertragungen

Hypothekar Eischreibungen

Grundbuchauszüge**

Erhobene Grundbuch
gebühren

10'032 

3 '688 

1 '800 

8 7 3 4

2 7 1 4 ’949

4 '500

2'060

602

5'609

9 8 4 7 2 6

11 '064 

3 '399  

T 6 30  

5'609

2 '508 '32 8

19793

5'887

2'374

6'258

3 '201 '666

* 9 '492 

4 '018  

2 '066  

7 7 4 5

3 '3 4 1 7 8 4

7'952 

2' 131 

1 '590 

8 '156

1 '949*684

62 '833 

2 1 7 8 3  

10'062 

41 '541

1 4 7 0 1 7 3 7

* Die relativ tie fe  Anzahl Tagebucheintragungen im G rundbucham t M artigny rührt daher, dass dieses G rundbucham t, als Pilotprojekt, das 
Tagebuch in fo rm atis ie rt füh rt.

* *  Die re la tiv tie fe  A nzah l G rundbuchauszüge in den G rundbuchäm te rn  S itten, Siders und Brig, im Verhältn is zu den 
Eigentum sübertragungen und Hypothekareinschreibungen, erklärt sich dadurch, dass das eidgenössische Grundbuch in deren Kreisen 
nur fü r ein kleines Gebiet e inge füh rt ist; man müsste diesen Zahlen mehr als 15 '000 Lastenverzeichnisse h inzufügen betreffend dieje
nigen Gemeinden, in welchen das eidgenössische Grundbuch noch nicht e inge füh rt ist.

Tätigkeit der (den Grundbuchämtern zugewiesenen) Einregistrierungsämter

BRIG LEUK SIDERS SITTEN MARTIGNY MONTHEY TOTAL

Anzahl
Einregistrierungen

Erhobene
Einregistrierungsabgaben

6 '986 

S‘921 '580 .-

2 '950  

2 ' 147' 166.-

5 '982

8 '62 7 '660 .-

9 '998  

12 '4 4 8 ’296.-

6 '490  

12 '236 '841 .-

4 7 0 0

6 '90 7 '676 .-

3 7 7 0 6  

51 ’2 8 9 '2 1 9 -

Die Zunahme bei den Geschäften im Immobilienbereich im Jahre 
2004 hat im Vergleich zum Jahre 2003 m ehr Fiskaleinnahmen bei 
den Einregistrierungsabgaben (ungefähr + 15 %) m it sich gebracht. 
Der Einnahmenzuwachs b e trifft vorw iegend die G rundbuchäm ter 
Brig, Sitten, M artigny und Monthey.

tet, geordnet und anschliessend ans Departement weitergeleitet. 
Dieses entschied, den Gesetzesentwurf erst in der neuen 
Legislaturperiode 2005-2009 vor den Grossen Rat zu bringen.

Damit wurden auch die Arbeiten an der im Gesetz vorgesehenen 
Verordnung über die amtliche Vermessung vorläufig gestoppt.

Durch diese Verzögerungen sind w ir in vielen Gebieten behindert und 
können nicht Weiterarbeiten.



Situation auf dem Immobilienmarkt im Jahre 2004

Der Gesamtbetrag be läuft sich im Jahre 2004 auf schätzungsweise 
über 3,5 M illiarden Franken, w enn man die Beträge aus den Über
tragungen von Anteilen an Gesellschaften, welche Grundstücke 
eignen, und welche n icht in den Statistiken der G rundbuchäm ter 
figurieren, hinzuzählt.

Minuteninspektion bei den Walliser Notaren und Archive der 
Notariatsminuten

Die G ru ndb uchve rw a lte r haben bei unge fäh r 250 Notaren 
M in u te n - und Schre ibstubeninspektionen vorgenom m en. Die 
G ru ndb uchve rw a lte r füh ren , in Zusam m enarbe it m it dem 
Kantonsarchiv, die Archive der Notariatsm inuten.

Grundbucheinführung
Grundbuchein führungsarbe iten sind in den Gemeinden St-Niklaus, 
Zermatt, Gampel, Grächen, Eischoll, Varen, M ontana, Cherm ignon, 
St-Léonard, Nendaz, Ayent, Conthey, Isérables, Riddes, M artigny- 
Combe, Leytron, Fully, Bovernier, Orsières, Liddes, Finhaut, Salvan 
und St-G ingolph im Gange.

Das Grundbuch w urde in der Gemeinde Salgesch (teilweise) ein
geführt.

Die Zahl der zur G rundbuche in führung bereiten G rundbuch
vermessungslose ist sehr gross. Ohne bedeutende, zusätzliche 
finanzielle M itte l fü r Personal und In form atik  w ird  dieser Rückstand 
nicht kleiner.

Informatisierung der Grundbuchämter
Capitastra Martigny

ln der G em einde Riddes (9 '0 0 0  G rundstücke) w u rd e  die 
Inform atisierung fortgesetzt, im Anschluss w urden die Einträge 
verifiz iert und validiert. Im Verlaufe des Jahres w urde die Gemeinde 
Vollèges (4 '000 Grundstücke) in fo rm atis ie rt sow ie die Einträge veri
fiz ie rt und validiert. Gegen Ende des Jahres w urde  m it der 
In fo rm atis ie rung der Gem einde Leytron (7 '5 00  Grundstücke) 
begonnen.

Capitastra Siders

In der Gem einde V enthöne (2 '2 00  Grundstücke) w urde  die 
Verifikation der Einträge abgeschlossen. In den Gemeinden Chippis 
(2' 100 Grundstücke) und M iège (2' 100 Grundstücke) ist die 
Inform atisierung e rfo lg t und die Einträge sind verifiz iert w orden. In 
der G em einde G rim en tz  ( 1 '400  G rundstücke) ist die 
Inform atisierung abgeschlossen; die Einträge werden gegenwärtig 
verifiz ie rt. Die Inform atis ierung der Gem einde Vissoie (1 '300  
Grundstücke) ist abgeschlossen; die Einträge müssen noch verifi
ziert werden.

Die In fo rm a tis ie rung  der G em einde C herm ignon ( 10' 000 
Grundstücke) e rfo lg t gegenwärtig über die G rundbuche in führung 
M itte lwallis.

Capitastra Brig

Die Einträge betreffend die Gemeinden Embd (V 0 0 0  Grundstücke) 
und Simplon (2 '500 Grundstücke) sind verifiz iert w orden. Die 
Gemeinde Saas-Fee (6 '300  Grundstücke) w ird  gegenwärtig in fo r
matisiert.

Die Inform atisierung der Gemeinde St. Niklaus (5 '800 Grundstücke) 
e rfo lg t gegenwärtig über die G rundbuche in führung Oberwallis. 
Insgesamt werden je tz t 14 Gemeinden im Kanton über Capitastra 
in form atis iert geführt.

30 %  der Anm eldungen im G rundbucham t von M artigny werden 
über Capitastra in fo rm atis ie rt behandelt.

93 '000  Grundstücke sind im System Capitastra erfasst, davon 
57'851 operabel.

Erwerb von Grundstücken durch 
Personen im Ausland

Das kan tona le  G rundbuch inspekto ra t, als erstinstanzliche 
Bewilligungsbehörde, hat den Eingang vom 1 '287 Gesuchen zu 
verzeichnen und es hat 863 Verfügungen über Erwerbe von 
Grundstücken durch Personen im Ausland im Gesamtwert von Fr. 
3 6 4 '9 2 0 '3 5 4 .-  erlassen. Die d iesbezüglich erhobenen 
Kanzleigebühren beliefen sich auf Fr. 546 '550.-.

Die Zahl der im Jahre 2004 eingeangenen Gesuche ist im ganzen 
Kanton merklich gestiegen. Trotz der in Kraft getretenen «M otion 
Epiney» ist die Nachfrage nach Ferienwohnungen grösser als das 
dem Kanton Wallis zugeteilte Kontingent.

Walliser Testamentszentrale
Die W alliser Testam entszentrale ha t im Jahre 2004 V 367  
Testamente angezeigt erhalten.

Sie selber hat 507 Anzeigen an Gem einderichter und 591 an Notare 
vorgenom m en.

Die Z iv ils tandsbeam ten haben der Zentra le 2 '4 8 3  Todes
m itte ilungen gemacht.

Die Testamentszentrale hat Fr. 47 '6 20 .- an Kanzleigebühren erho
ben. Dieser Betrag deckt die Kosten dieser Zentrale.

Schlussbemerkungen
Die im Jahre 2000 begonnene Inform atisierung des Grundbuches 
w urde im Jahre 2004 w e ite rge führt. Im Jahre 2005 soll m it der 
Inform atisierung in den Grundbuchkreisen M onthey und Sitten 
begonnen werden; allenfalls auch im Grundbuchkreis Leuk, wenn 
dieses letzte G rundbucham t ans kantonale Netzwerk angeschlos
sen w ird.

Das neue Notariatsgesetz, das Expropriationsgesetz und, voraus
sichtlich, das zu ändernde W ertstempelgesetz werden fü r die 
G rundbuchäm ter neue Aufgaben bringen, welche, zur gehörigen 
Erfüllung, neue Ausgaben an Personal und Material bedingen.

Das Total der im Jahre 2004 erhobenen Abgaben (inklusive 
W ertstem pel) erreicht die Summe von über Fr. 66 '000 '000.-.

G rundbucham t Anzahl
E igentumsübertragungen

Beträge
Fr.

Brig 3 '688 662 '903 '0 00 .-

Leuk 2 '060 151 '3 6 8 '0 0 0 -

Siders 3 '399 57 3 '789 '000 .-
Sitten 5'887 670 '872 '0 00 .-

M artigny 4 '0 1 8 797 '457 '0 00 .-

M onthey 2 ' 131 4 4 0 '463 '0 00 .-

TOTAL 21 '183 3 ,2 9 6 '8 5 2 l000.-



DIENSTSTELLE FÜR 
LANDWIRTSCHAFT

ln diesem Jahr hat sich die Dienststelle fü r Landw irtschaft haupt
sächlich auf fo lgende Tätigkeitsbereiche konzentriert:
- Umsetzung und Interessenverteidigung des Wallis und der 

W alliser Landw irte im Rahmen der Neuen A gra rpo litik  des 
Bundes (AP 2007) und Inangriffnahm e der Strategien fü r die 
nächste Etappe von AP 2011

- W eitere  U m setzung der E m pfeh lungen der stra tegischen 
Studien, die der Staatsrat in A uftrag  gegeben hat (Institu t fü r 
A gra rw irtscha ft und W einbau) und Evaluation der Ausw irkungen 
der vollzogenen Massnahmen

- A nw endung der Bundesgesetzgebung, des neuen Reb- und 
W einbaubeschlusses sowie Beginn der Revisionsarbeiten des 
kantonalen Landwirtschaftsgesetzes

- Reorganisation der Tätigkeitsbereiche der Dienststelle und ein
zelner Ä m ter auf der Grundlage der Neuen V erwaltungsführung 
e-DIKS des Staates Wallis

- Unterstützung von Entw icklungsprojekten, die auf der Basis der 
Nachhaltigkeit, Ö konom ie -  Ökologie -  Soziales, au fgebaut sind.

Die Hauptaufgabe der Dienststelle fü r Landw irtschaft ist die 
Förderung einer nachhaltigen und qualitätsorientierten Walliser 
Landw irtschaft, die den Bedürfnissen des M arktes und der 
Konsumenten entspricht und die Belange der U m w elt berücksich
tig t.

Ihre Tätigkeiten entsprechen den Richtlinien der Regierungspolitik 
2002-2005. Darunter erwähnen w ir insbesondere:
- A nw endung des neuen Reb- und Weinbaubeschlusses m it den 

Partnerorganisationen: Branchenorganisation des Reb- und 
W einbaus (BORW), Vitival und privaten Fachleuten und Beginn 
der Studie über die Terroirs des Walliser Rebberges

- W e ite rve rfo lg ung  der U m ste llung des Rebberges und 
Erneuerung der Obstanlagen m it einer Diversifizierung der 
Kulturen und einer optim alen Sortenwahl

- Unterstützende Verte idigung des Dossiers Raclette GUB-AOC 
m itte ls  S te llungnahm en zu Händen der Eidgenössischen 
Rekurskom m ission und durch die aktive Teilnahm e an 
Einigungssitzungen m it dem Bundesamt fü r Landw irtschaft und 
den Beschwerdeführern

- E inrichtung eines Beobachtungsnetzes fü r Landw irtschafts
betriebe m it einer ersten Erfassung von Daten bei 15 Betrieben

- Aktive M ita rbe it und Interessenvertretung bei der Inwertsetzung 
der Terroir-Produkte in der Westschweiz

- Erarbeitung eines neuen Entw icklungsprojektes fü r den ländli
chen Raum und eines Absatzkonzeptes fü r die einheimischen 
Produkte im Eringertal. Dieses soll fü r die Ausarbeitung der 
A nw endungsbestim m ungen fü r den A rtike l 93, Absatz 1 des 
Bundesgesetzes über die Landw irtschaft dienen

- Vertretung der Interessen der Landw irtschaft und Begleitung des 
Expertenm andates im Rahmen des Projektes der d r itte n  
Rhonekorrektion R3

- Unterstützende Begleitung der Landwirte hinsichtlich der Ä nde
rungen der A nw endungsbestim m ungen des neuen Bundes
gesetzes über die Landw irtschaft (AP 2007), insbesondere im 
Zusamm enhang m it der A ufhebung der M ilchkontingentierung

- Technische und finanzielle Unterstützung fü r die Einsetzung 
einer Produktekette «Walliser Fleisch» und D urchführung eines 
Mastversuches m it Tieren der Eringerrasse

- N achforschung und V e rö ffe n tlich u n g  e iner de ta illie rten  
Broschüre zur Hundertjahrfe ier des M eliorationsam tes im Wallis

- Festlegung der A ufgabe und Ausrichtung der landw irtschaftli
chen G utbetriebe auf die Grundlagen der neuen A gra rpo litik  (AP 
2007) und auf die Besonderheiten der W alliser Landw irtschaft

- Gewährleistung einer qualitä tsorientierten Ausbildung in den 
beiden Bildungszentren bei stabilen Schülerzahlen und schliess
lich noch die Renovation des Zentrums Chäteauneuf.

Am t für Betriebsberatung
Nachhaltige Entwicklung

Das A m t fü r Betriebsberatung ist an verschiedenen Projekten betei
lig t, m it dem  Ziel die E ntw ick lung e iner nachhaltigen 
Landw irtschaft zu fö rdern und zur Erhaltung der Betriebe im 
Berggebiet beizutragen. Die Z ukunft der Landw irtschaft im Tal von 
llliez nach der A u fhe bun g  der M ilch ko n tin g e n tie ru n g , die 
Integra tion des Primärsektors in der Regionalentw icklung im 
Eringtal (Val d 'Hérens), die Suche nach ge w in nbrin gen den  
Tätigkeiten im Agrotourism us fordern von den M ita rbe ite rn  des 
Am tes fü r Betriebsberatung eine ständige Begleitung der zuständi
gen Organisationen sowie der Bauernfamilien.

Im Rahmen der dritten Rottenkorrektur (R3) und der sektoral ein
gesetzten Kommissionen ist das A m t in der Begleitgruppe R3- 
La ndw irtsch a ft in te g rie rt (V erte id igung der Interessen der 
Landw irtschaft und Begleitung der Expertenmandate).

Im Rahmen der Ö koqua litä tsve ro rdnung  konn te  das erste 
Vernetzungsprojekt in Zusamm enarbeit m it den Landwirten in 
Ried-Mörel abgeschlossen werden. Zwei weitere um fangreiche 
Vernetzungsprojekte im Oberwallis sind zudem w e it fortgeschrit
ten, beziehungsweise in Ausarbeitung.

Am t für Viehwirtschaft
Sektion Tierzucht

Der Bericht über die von der RAC durchgeführten Studie «Optimale 
Nutzung der Schafalpen m it ständiger Behirtung» wurde fertig  ge
stellt. Die Vorschläge und Schlussfolgerungen dieses Berichtes erm ö
glichen eine verbesserte und nachhaltige Nutzung dieser Alpen.

In seinem Bericht «A uf dem W eg zu einer nachhaltigen Walliser 
Landwirtschaft» schlägt Professor Lehmann als eine mögliche 
Strategie fü r den Sektor Fleisch die Entw icklung einer m it Label ver
sehenen F le ischproduktion vor. Dem entsprechend und zur 
U nterstützung der Bestrebungen der Züchter in diese Richtung hat 
die Dienststelle fü r Landw irtschaft entschieden:
- den Aufbau einer W ertschöpfungskette «Walliser Fleisch» prak

tisch und finanziell zu unterstützen
- einen Mastversuch m it Tieren der Eringerrasse durchzuführen, 

um über konkrete W erte und Inform ationen fü r das noch zu 
erstellende Pflichtenheft zu verfügen.

Sektion Milch

Die Qualitä t der w ährend des Jahres 2004 gelieferten M ilch erreich
te  das höchste Niveau seit der E inführung der Q ualitätskontrolle im 
Jahre 1973. Dies g ilt sowohl fü r den Keimgehalt w ie  fü r die 
Zellzahlen.

Keimgehalt: Milch 1. Kategorie
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Der MIBD w urde im Juli 1999 als Inspektionsorgan gemäss der 
Norm EN 45004 akkreditiert. Diese Akkred itie rung w urde am 18. 
Juni 2004 anlässlich des Audits der SAS fü r 5 weitere Jahre 
erneuert.

Am t für Agrarkredite
Die eingesetzten Geldm ittel zu Gunsten von Investitionskrediten 
und Betriebshilfedarlehen belaufen sich auf Fr. 132 M io. Im Jahr 
2004 w urden 50 Investitionskredite m it einem Gesamttotal von Fr. 
10.2 M io. gewährt, sowie 6 Betriebshilfedarlehen fü r Fr. 1.6 M io. 
Die Rückzahlungen belaufen sich auf Fr. 16 M io. Der aktuelle Kassa- 
Saldo per 31 .12 .2004  be läu ft sich auf Fr. 40 M io. fü r die 
Investitionskredite und auf Fr. 7 M io. fü r die Betriebshilfedarlehen. 
Im Buchhaltungsjahr 2004 musste, w ie  bereits 2003, kein Verlust 
auf bestehende Kreditpositionen verbucht werden.

Am t für Direktzahlungen
Die A nw e n d u n g  der V ero rdnungen be tre ffend  der D irek t
zahlungen, der Sömmerungsbeiträge, der ökologischen Qualität 
(ÖQV) und Anbaupräm ien, sowie die E inführung des LN-Projektes, 
b ildeten einen w ichtigen Bestandteil der ausgeführten Arbeiten 
durch die M ita rbe ite r des Amtes.

Die verschiedenen Verordnungen w urden auch als Grundlagen bei 
der V orbe re itung  der In fo rm a tionss itzungen  der A ckerb au
stellenleiter der Gemeinden, der Bew irtschafter und der verschie
denen Kontrollen in den Gemeinden herangezogen.

Die Verw altung des Rebregisters be inhalte t die M utationen fü r 
120 '000 registrierte Parzellen m it W einbau, au fge te ilt auf 21 '000  
Eigentümer.

Für die A usrich tung  der D irektzah lungen mussten 3 3 0 '0 0 0  
Parzellen, au fge te ilt auf 4 '50 0  Betriebe, geprü ft werden, davon 
waren 3 '793 Betriebe berechtig t D irektzahlungen zu beziehen.

Am t für Obstbau
Der Bundesrat hat die Obst- und Gemüseverordnung geändert und 
fü h rt eine neue Bestimmung ein. Diese sieht vor, sich m it 25%  an 
den Investitionskosten des Pflanzenkapitals bei Umstellung der 
Kulturen zu beteiligen. Unser A m t hat 10 Produzenten bei der 
Zusammenstellung ihrer Dossiers unterstü tzt. Die Bundeshilfe von 
Fr. 2 1 1 1 000.-- w ird  dabei fü r eine Fläche von 7,2 Hektaren bean
sprucht, welche sich auf Pflaumen, Spargeln und Tafeltrauben ver
teilen.

Im Frühjahr 2004 w urde von der Landwirtschaftlichen Schule ein 
neues Frostschutzsystem getestet. Bei einem Verbrauch von 300 Kg 
Propangas pro Stunde und Hektar konnten die M inustem peraturen 
um 3 bis 3,5°C erhöht w erden. Das Interesse fü r die Anw endung 
dieses Systems ist sowohl bei den Produzenten als auch beim 
Handel groß; im Jahre 2005 werden deshalb einige Systeme in der 
Praxis funktionieren.

Die V erm ark tung der A prikosen des Jahres 2004 hat der 
D iversifizierung Recht gegeben. M it neuen Sorten w ird  diese seit 
mehr als 10 Jahren gesucht und erlaubt heute eine korrekte 
Entlohnung der Handelspartner. Die W ahl fä llt auf die Sortenvielfalt 
und die O p tim ie run g  eines q u an tita tiven  und qua lita tiven  
Potentials.

In A n b e tra ch t der gestiegenen M arktansprüche und der 
N o tw end igke it der Rationalisierung ist eine Beobachtung des 
Verhaltens der Kulturen auf Substrat fü r Tomaten und Erdbeeren 
geschaffen w orden. Empfehlungen und Beobachtungen sind 
sowohl in Chäteauneuf als auch bei Produzenten durchgeführt 
w orden.

Weinbauamt 2004
Weinberg und Wein

Seit E inführung des kantonalen Rebbergregisters im Jahre 1990 ist 
es möglich die Entw icklung der Rebbaupflanzung im Walliser 
Rebberg zu verfolgen. Im Jahre 2004 belegen der Pinot noir (35% ) 
der Chasselas (Fendant) (28% ), der Gamay (16% ) und der Rhin 
(Johannisberg) (4% ), 83%  der kantonalen Rebfläche (5 '193 ha). 
Die M ehrhe it der Rebsorten sind weisse, aber die roten Sorten bele
gen die grössere Fläche (59%  oder 3'081 ha).

Rebkataster

W ie im Bundesgesetz vorgesehen ist der K anton fü r  den 
Rebkataster verantw ortlich. Dieses Jahr w urden 14 Gesuche m it 
einer Fläche von 47 '4 33  rrP bew illig t. 3 Gesuche zur ausschliesslich 
Produktion von Tafeltrauben ausserhalb der Rebbauzone w urden 
fü r eine Fläche von 28 '552 m2 bew illig t.

Umstellung im Weinbau

Der vom Bund bereitgestellte Betrag fü r das Jahr 2004 belie f sich 
auf Fr. r s i r g s G . -

314 Antragssteller haben von dieser U nterstützung zur Umstellung 
im W einbau m it einer Totalfläche von 5504  80 m2 profitie rt. Die 
angemeldete Fläche fü r die Kampagne 2005 be läuft sich auf 
421 '027 m 2.

Erhalt von Walliser Erbgut

Verstärkte Beobachtung und analytische Kontrollen der Parzelle von 
Edelreisern des Cornalin und Ermitage. Kontrolle der Parzellen im 
Rebberg die m it Setzlingen der «Selection Valais» angepflanzt w u r
den. Entnahme von Schnitthölzern bei alten Rebstöcken der 
Selektion Sylvaner-Rhin zur Veredelung.

Studie über das Terroir

Beginn der Phase «Boden» bei der Studie über das Terroir im 
W alliser Rebberg und Überlegungen über die klimatische Studie. 
Ein Betrag von Fr. 7 2 7 '0 0 0 .-  w ird  durch die Branchenorganisation 
der W alliser W einw irtschaft BWW (51 % ) und den Kanton (49% ) bis 
zum Jahre 2007, investiert.

2003 2004

Pflanzenbau Fr. 178 '870.- Fr. 161 '830.-
Hangbeiträge Fr. 5'521 '925.- Fr. 5 '503 '92 7 .-
Sömmerung Fr. 7 '649 '33 0 .- Fr. 7 '354 '23 4 .-
RGVE Beiträge Fr. 13 '933 '885 .- Fr. 13 '887 '457 .-
TEP Beiträge Fr. 2 1 4 7 8 '5 0 5 .- Fr. 21 '0 62 '260 .-
Rebbau in Steillagen Fr. 5 '9 16 '0 9 3 .- Fr. 6 '016 '90 8 .-
Flächenbeitrag Fr. 45 '7 8 0 '3 2 6 .- Fr. 4 5 '4 0 0 '2 8 3 .-
Oekologisher Ausgleich +  extenso Fr. 3 '1 0 6 '8 6 4 .- F r.3 '071 '854 .-
BIO Fr. 1 ' 156 '30 8 .- Fr. V 1 8 2 7 3 2 .-
RAUS F r.2 '365 '091 .- Fr. 2 ’512 '554.-
BTS Fr. 220'431 .- Fr. 241 ’556.-
ÖQV Fr. 362 '405 .- Fr. 36 8 '0 55 .-
Kürzungen - Nachzahlungen Fr. -1 '5 9 5 '4 5 8 .- Fr. -1 '2 3 8 '2 2 8 .-

Total 1 0 5 '7 74 '575 .- 105' 52 5'422.-



Beratung und Versuche im Weinbau

Studie über das Verhalten des Pinot noir in 10 repräsentativen 
Lagen des W alliser Rebberges. 4. V in ifiz ierung der verschiedenen 
Parzellen. Versuche der V in ifiz ie ru ng  zur op tim a len  
Reifebestimmung der Rebsorte Pinot noir in Salgesch bei drei ver
schiedenen Lesedaten in Zusam m enhang des na türlichen 
Zuckergehaltes bei (88°OE, 95°OE und 100°OE). Kontrolle der 
W üchsigke it und der Gelbsucht beim Chasselas-Fendant und Pinot 
no ir auf 15 Unterlagen in 5 Parzellen in der Region von Siders- 
Salgesch bei denen die Böden stark Chlorose em pfindlich sind. 
Interpretation der Bodenanalysen sowie Düngeberatung bei den 
V itivalm itglieder.

Landgut und Staatskellerei Grand-Brûlé

Die kultiv ierte Fläche des Landgutes be trägt 127'062 mz (5 '040  m2 
Jungreben). Die im Ertrag stehenden Reben ergaben m it einem 
G ew icht von 112’409 kg. 0.921 kg/m 2 Trauben. Dies ist 4.7 % 
mehr als der 10-Jahresdurchschnitt. Der Gutsbetrieb bete ilig te sich 
an der Bew irtschaftung der Parzellen fü r die Edelreiser zur 
Erhaltung einer genetischen V ie lfa lt der Rebsorten im Walliser 
W einberg. Ebenfalls be te ilig t es sich beim  Unterlagenversuch der 
Rebsorten Cornalin und Syrah sowie der Studie über das Verhalten 
des Pinot no ir und der interspezifischen Rebarten (Regent, Bianca, 
und Seyval).

Meliorationsamt
Gemäss dem Staatsratentscheid vom  04. Dezember 2002 und den 
Anweisungen der Staatskanzlei vom 07. Dezember 2004 d ien t der 
C ontro llingberich t m it den veröffen tlich ten Zahlen als Verwaltungs
bericht.

Landwirtschaftliche Schule Châteauneuf
Beim Schulbeginn am 18. O ktober 2004 w a r der Schülerbestand 
m it 115 Schülern auf einem guten Niveau. 24 W einküferlehrlinge 
verte ilt auf 3 Ausbildungsjahre bedeuten einen Rekord. Nach 80 
Jahren gu ter Dienste, erfuhren die Klassenzimmer die no tw endig 
gewordene Erneuerung.

Die Führung des Hauses, der Küche sowie des Aufenthaltsraum es 
fü r  die Berufsschule fü r  Pflege und H ausw irtscha ft (frühe r 
Haushaltungsschule) w ird  durch die landw irtschaftliche Schule 
sichergestellt. Die Schule fü r  Pflege und Hausw irtschaft erfreu t sich 
einer grossen Nachfrage, m it 280 Schülern ist sie voll belegt. 
G esam thaft besuchen ca. 420 Schüler den Ausbildungsplatz von 
C hâteauneuf.

Gutsbetriebe

Das Landwirtschaftsjahr 2004 kann in Bezug auf die Q uantitä t und 
die Qualität als g u t bezeichnet werden. Dennoch fä llt ein Schatten 
au f dieses Bild. Die Preise im Ackerbau und der M ilchw irtschaft sind 
im m er noch fallend.

Im Gegensatz zur H itzewelle 2003 w urde die Rebe von normalen 
klimatischen Bedingungen begünstig t und ergab einen ausgezeich
neten Ertrag. Die ersten Degustationen des Jahrgangs 2004 zeigen 
sich viel versprechend. Im W einsektor ist die Nachfrage m it stabilen 
Preisen beständig.

Die Obsternte w ar normal und die Preise dü rften sich auf einem 
guten Niveau halten.

Für die V iehzucht w ar das Jahr günstig, die Preise haben sich auf 
einem interessanten Niveau gehalten. Beim Ackerbau und der 
M ilchw irtschaft haben w ir erneut eine Preiseinbusse hinnehm en 
müssen.

Die zur Schule gehörenden Domänen von C hâteauneuf und les 
Barges, bleiben eine unersetzliche Institu tion fü r die theoretische 
und praktische Ausbildung.

Landwirtschaftzentrum  Visp, Sektion 
Bildung
Unterricht und Internat

In gu ter Zusamm enarbeit m it der Schule in Châteauneuf und der 
Dienststelle fü r Landw irtschaft sind w ir  in der Lage, die Bedürfnisse 
der O berw alliser Landw irtscha ft in Fragen der Aus- und 
W eiterb ildung abzudecken.

Die La ndw irtscha ftliche  O rientierungsschule  be re ite t viele 
Jugendliche au f die zukünftigen A ufgaben in Landwirtschaft, 
Landschaftspflege und Tourismus vor. Auch 7 Schülerinnen und 
Schüler aus dem Welschwallis sind in der Klasse integriert.

Die Klasse Berufsschule fü r Landw irte inkl. Zweitausbildung besu
chen gegenw ärtig 16 Schüler. A ch t Kandidaten haben im Sommer 
04 erfolgre ich die Lehre abgeschlossen und 7 sind neu in die land
w irtschaftliche Ausbildung eingestiegen. Der U nterrichtsstoff w ird 
laufend den Neuerungen in der A gra rpo litik  und Erkenntnissen der 
Forschung angepasst und in M odulen verm itte lt. Dies erm öglich t 
die problem lose Integration der Zweitausbildung in die bestehende 
Berufsschule. Dadurch werden Lehrkräfte eingespart. Den landw irt
scha ftlichen Fachun terrich t erte ilen  m ehrhe itlich  die 
Betriebsberater, welche durch ihre Beratungstätigkeit einen direk
ten Bezug zur Praxis aufweisen. Dies ist eine Stärke unserer Schule. 
Im Rahmen der Betriebsleiterschule haben w ir m it Erfolg die 
M odu le  B etriebska lku la tion  und F inanzierung, A nge w a nd te  
Unternehm ensführung und Begleitung der Betriebsstudie durch
g e fü h rt. Ein K and ida t ha t die B eru fsprü fung geschafft, 4 
Kandidaten haben m it Erfolg die M e isterprüfung abgelegt. Der 
m odulare  A u fba u  der Betriebsle iterschule e rm ög lich t den 
Teilnehmern laufend Neueinstieg und Abschluss.

Für die E rw achsenenbildung o rgan is ie rte  das Land
w irtschaftszentrum  w iederum  ein um fangreiches Programm. Im 
A ngebo t standen 50 Kurse zur Auswahl und 1228 Teilnehmer 
belegten einen Kurs. Das P ilotpro jekt N ebenerwerbslandw irtschaft 
verläu ft erfolgre ich. 26 Teilnehmer besuchen den ersten Kurs, 27 
den zweiten. Der Besuch von mindestens 90 Lektionen ist Pflicht 
zur Erlangung eines kantonalen Ausweises.

Der fün ftäg ig e  Kurs fü r K leinviehhirt w urde m it Erfolg durch
ge führt. Die gründliche Kursevaluation d ien t als Grundlage fü r den 
neuen Kurs im Frühling 2005.

Die Zertifiz ierung im Januar 2003 nach ISO 9001:2000 und vor 
allem  die lange V orbere itung  der Q ua litä tss icherung und 
Q ua litä tss te igerung ze ig t positive nachha ltige  W irkung . 
Verschiedene A rbe itsab läu fe  w urden  vere in fach t und die 
Verfahrensanweisungen und Einheitsformulare erweisen wertvolle  
Dienste.

Gutsbetrieb

Der Betrieb d ien t als Übungs- und D em onstra tionsobjekt in der 
landw irtschaftlichen Grund- und W eiterb ildung. 1996 stellte der 
Betrieb auf Integrierte Produktion um. Die M ilchkühe und die 
Jungtiere wurden m it Erfolg auf dem Simplon gesommert.

Die Bodenhaltung der Hühner w irk t sich positiv auf den Eierabsatz 
aus. Zirka 35%  der Eierproduktion konnten im D irektverkauf abge
setzt werden.

Die Erträge im Pflanzenbau waren gut. Die Roggenernte w a r sehr 
hoch, die Silomaisernte normal. Im W einberg Sonnenmatte betrug 
die Ernte 1.060 kg /  m 2. Das Traubengut w ar von gu ter Qualität.

Im Gartenbau bestätigte sich der Erfolg beim D irektverkauf von 
Blumen, Gemüsesetzlingen und Jungbäumen im modernisierten 
Verkaufsladen. Die Ställe und Einrichtungen au f dem Gutsbetrieb 
entsprechen den gegenw ä rtige n  Tier- und Gewässer
schutzvorschriften. Die A ufzuch t der Küken e rfo lg t in Absprache 
m it den V erantwortlichen seit Januar 2004 auf dem Gutsbetrieb in 
Châteauneuf.
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EINLEITUNG

Gesundheitswesen

Spitalbereich

Das Jahr 2004 stand im Zeichen der Annahm e des Spitalkonzeptes 
durch den Staatsrat und dessen Umsetzung. Ziel des Konzeptes w ar 
es, die Vernetzung der W alliser Spitäler m itte ls einer vereinheitlich
ten Institution, das Gesundheitsnetz Wallis (GNW), zu vernetzen 
und dam it eine gute Koordination herzustellen. In der Folge w u r
den drei Spitalzentren (Ober-, M itte l- und Unterwallis) geschaffen 
und die Disziplinen auf die einzelnen Spitäler neu aufgete ilt, um 
den Fortbestand und die Qualitä t der Leistungen zu gewähren 
sowie die Kosten einzudäm men. M it diesen bereits getätig ten 
Massnahmen besteht die M öglichkeit, die P flegequalität in den 
Spitälern zu erhalten und sogar zu verbessern. Die A ufte ilung  der 
einzelnen Disziplinen und dam it eine gewisse Zentralisierung fü h 
ren ebenfalls zu einer Verbesserung der Pflegequalität, da nur 
dadurch eine genügend grosse Masse von Fällen pro 
Spitalabteilung erreicht w erden kann.

Ab Februar 2004 hat das Gesundheitsnetz Wallis (GNW) m it der 
Umsetzung des Spitalkonzeptes 2004 begonnen, indem es in 
Etappen die n o tw end ig en  Anpassungen vorgenom m en hat: 
S chaffung der drei Spita lzen tren (O berw allis , M itte l- und 
Unterwallis) und Zuteilung der einzelnen Disziplinen.

Der Staatsrat konnte in Zusamm enarbeit m it den verschiedenen 
involvierten Partnern die Vorbereitungsarbeiten zur Einführung 
(01 .01 .2005) der APDRG (Leistungsgerechte V ergütung nach 
Patientengruppen), als eine neue M ethode der Spitalfinanzierung, 
beenden.

Betreuung betagter Personen

A ufgrund der demographischen Entw icklung n im m t die Betreuung 
der betagten Personen einen immer grösser w erdenden Stellenwert 
in der Gesundheitspolitik ein. A u fgrund der beschränkten Anzahl 
Betten fü r  Betagte w u rd en  m it der Realisierung m ehrerer 
Bauprojekte (Ried-Brig und Naters) im Jahre 2004 begonnen, um 
die Zahl der Pflegebetten zu erhöhen. W eitere Projekte sind in 
Planung (Brig).

G leichzeitig hat das Departem ent ein neues Konzept ausgearbeitet, 
das eine Schätzung bezüglich der zukünftig  benötigten Betten 
erm öglicht.

Prävention

Im Herbst 2004 ist ein neuer Bericht erschienen, der die Ergebnisse 
über die Untersuchung des Gesundheitszustands der Walliser 
Bevölkerung publik machte. Dieser fiel positiv aus, weil schon seit 
längerem Massnahmen ergriffen w urden. Der Staatrat w ird  nun 
diesen Bericht als Basis fü r  neue P rioritä ten bezüglich der 
Prävention zugrunde nehmen, dam it der Gesundheitszustand w e i
te r verbessert w erden kann. N am entlich  eine verbesserte 
Ernährung, mehr Bewegung, w eniger Tabak- und A lkoholkonsum  
sowie die E indämmung der Verkehrsunfälle und Selbstmorde kön
nen durch eine gute A ufk lärung verm indert werden.

Sozialwesen
Am  28. N ovem ber 20 04  ha t das Schweizer Volk die 
Verfassungsänderung über die neue A ufgabente ilung und den 
neuen Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen angenom 
men.

Ab 2008 geht die Finanzierung der Behinderteneinrichtungen ganz 
zu Lasten des Kantons Wallis. Dies verlangt eine Anpassung des 
Steuerungsdispositivs und der Geschäftsführung in diesem Bereich. 
Noch im November hat der W alliser Grosse Rat das Gesuch um

einen Zusatzkredit in der Höhe von CHF 1 '250 '000 .- genehm igt, 
um die A usw irkungen des ersten Entlastungsprogramm s des 
Bundes fü r die Behinderteneinrichtungen auszugleichen. Da die 
Einrichtungen im Verlauf des Jahres 2004 schon beträchtliche 
Anstrengungen un ternom m en haben, w ird  dieser Kredit nur te il
weise gebraucht.

Die im April 2004 in Kraft getretenen neuen Bestimmungen im 
Asyl recht schliessen Asylbewerberinnen, auf deren Asylgesuch nicht 
eingetreten w urde  (NEE), von der Sozialhilfe zu Lasten des Bundes 
aus. Diese Bestimmungen und der wahrscheinliche Beitritt zum 
Schengen-Abkomm en werden die sinkende Tendenz bei der Zahl 
der im Wallis au fgenom m enen Asylbewerber noch verstärken. 
Deshalb muss das Betreuungsdispositiv um struktu rie rt werden, was 
zu einem Abbau der Betreuungsstellen füh rt. Massnahmen zur 
koordin ierten Unterstützung des Personals w urde getroffen.

Bei der Sozialhilfe bleiben die Kosten stabil. Dieses gute Ergebnis 
kön n te  sich in Z u ku n ft ändern, w e il die Zahl der 
Langzeitarbe itslosen insbesondere un te r ä lteren und jungen  
Stellensuchenden regelmässig zun im m t. Das Inkrafttreten der 4. 
und dann der 5. IV-Revision könnte auch bestim m te Belastungen 
auf die Sozialhilfe verschieben. Um diese neuen Belastungen zu 
meistern, ist eine Verstärkung der Organisation der Sozialhilfe 
nötig.

Am 8. April 2004 hat der Grosse Rat das Gesetz über die 
Harmonisierung der Finanzierung der Sozialsysteme sowie der 
Systeme fü r die soziale und berufliche Eingliederung angenommen. 
M it diesem w ird  die Tätigkeit im Sozialbereich besser koordin iert 
und die Verfahren zur A u fte ilung  der Finanzierung zwischen 
Kanton und Gemeinden vereinfacht. G leichzeitig w ird  durch die 
E inführung einer fixen A ufte ilung  (39%  Gemeinden, 61%  Kanton) 
garantiert, dass Leistungen nicht in A bhängigke it der Frage „w e r 
zahlt w ie  viel, G em einde/Kanton" erbracht werden.

Im Dezember 2004 hat der Staatsrat auch verschiedene Entscheide 
über die Reorganisation der Dienststelle fü r Sozialwesen, die 
Koordination der EDV-Entwicklungen der individuellen sozialen 
Leistungen und die Schaffung eines Steuerungsorgans getroffen, 
um die Kohärenz des Dispositivs der Walliser Institu tionen zu 
verstärken.

Die vom Kanton Wallis beschlossenen Reorganisationsmassnahmen 
liegen auf derselben Linie w ie  die von mehreren Kantonen un ter
nomm enen Schritte. Sie stützen sich auf eine pragmatische Suche 
nach Lösungen, die auf einer breiten Absprache zwischen den 
betroffenen öffentlichen und privaten Partner beruht.

Energie
Bei der Elektrizitätsnachfrage kann festgeste llt werden, dass nach 
jahrelangen Überkapazitäten in Europa nun ein Wechsel von der 
Angebots- au f die Nachfrageseite s ta ttfinde t. Der steigende 
Stromverbrauch der letzten Jahre hat die Bedeutung und den W ert 
der sicheren und sauberen W asserkraft einmal m ehr klar aufge
zeigt. Diese Tatsache w irk t sich auch positiv auf die bei uns produ
zierenden W asserkraftgese llschaften und die Z u ku n ft der 
W asserkraft aus.

Die Stellung der schweizerischen E lektriz itätsw irtschaft ist im 
Hinblick auf die vollständige Ö ffnung des EU-Strombinnenmarktes 
im Jahr 2007 zu sichern. In diesem Sinne hat der Bundesrat das 
Bundesgesetz über die Stromversorgung in die Vernehmlassung 
geschickt. Es soll die Rahmenbedingungen zur Gewährleistung 
einer sicheren und nachhaltigen Stromversorgung und fü r einen 
geordneten S trom m arkt im sich verändernden schweizerischen und 
europäischen Umfeld setzen.

Die WEG passte ihre S trategie an die veränderten 
Rahmenbedingungen an. In der Dezembersession verabschiedete 
der Grosse Rat das Gesetz über die Walliser Elektrizitätsgesellschaft.



M it diesem Gesetz werden fü r die WEG die Voraussetzungen ge
schaffen, sich dem verändernden S trom m arkt anzupassen und zur 
Verwertung der W alliser W asserkraft beizutragen.

Im W asserkraftbereich sind im Verlaufe des Jahres 2004 verschie
dene Wasserrechtskonzessionen abgelaufen. M itte ls provisorischen 
Massnahmen w urde der W eiterbetrieb der Anlagen gewährleistet. 
In Zusam m enarbeit m it der ETH Lausanne sind Projekte in 
Zusammenhang m it hydrom eteorologischen Vorhersagen (Projekt 
M inerve), sow ie der A bk lä ru ng  von Synergien zw ischen 
W asserkraftp roduktion und d r itte r R honekorrektion in A rbe it. 
Mehrere Verfahren zur Trinkwasserturbinierung w urden eingeleitet. 
Die A nw endung der Richtlinien fü r Gewässersanierung und fü r 
Spülungen/Entleerungen w urde w eiterverfo lg t. Beim Projekt der 
380 kV-Le itung C ham oson-C hipp is w urden  im Rahmen der 
E inigungsverhandlung die Mehrzahl der Einsprachen geregelt.

Im Bereich der rationellen Energienutzung und der erneuerbaren 
Energien läu ft auf schweizerischer Ebene das Aktionsprogram m  
„EnergieSchweiz" im vierten Jahr. Die Umsetzung der M inergie- 
S trategie ist eine kantonale Erfolgsstory. W eitere Förderprogramme 
laufen im Bereich der Sonnen- und Holzenergienutzung. Ein neues 
kantonales Energiegesetz w urde vom Grossen Rat verabschiedet. 
M it dem Gesetz w urde die Förderung des Minergie-Standards in 
ordentliches Recht überge führt und es e rfo lg te  eine Anpassung des 
kantonalen Rechtes an das übergeordnete Bundesrecht.

Der Vorsteher des Departements 
für Gesundheit, Sozialwesen und Energie

Thomas Burgener



ALLGEMEINE VERWALTUNG

Organisation und Personal
Dienststelle Anzahl

Etatstellen

Dienststelle fü r Gesundheitswesen 17.7
Institu tionen fü r Psychiatrie 239.45
W alliser Zentrum fü r Pneumologie 117.67
Veterinärdienst 4
Dienststelle fü r Sozialwesen 12
Medizinischpädagogisches Zentrum  La Castalie 176.10
Dienststelle fü r A rbeitnehm erschutz und 
Dienstverhältnisse 14
Dienststelle fü r Energie 3.30
Dienststelle fü r W asserkraft 4.50

TOTAL 588.72

Motionen und Postulate
Motionen

2.242 M otion  von Hrn. Grossrat André Q uinodoz (PDCC) und 
Konsorten betreffend Harmonisierung der Arbeits- und 
Lohnbedingungen im Gesundheitssektor (03.06.2003).

M o tion  w urde in de r M a i Session 2004 angenom m en.

Die Harm onisierung der Arbeits- und Lohnbedingungen im 
Gesundheitssektor w ird  im Rahmen der Revision des 
Gesundheitsgesetzes geprüft.

2.240 M o tion  von Hrn. Grossrat M oreno C ente lleghe und 
Konsorten betreffend Erweiterung der Kommission zum 
Schutze vor Störfällen (KStF) und Ergänzung durch externe 
Fachleute aus der W alliser Industrie (07.05.2003).

M o tion  w urde in der M a i Session 2004 angenommen.

A rt. 4 Abs. 1 des Beschlusses betreffend der Anw endung 
der Bundesverordnung über den Schutz von Störfällen vom
2. Juli 1993 muss angepasst werden.

Postulate

2.235 Postulat der SPO-Fraktion und der sozialistischen Gruppe 
Unterwallis, durch Hrn. Grossrat (Suppl.) Joël Delacrétaz, 
betreffend Gesam tkonzept zur Lösung der Probleme im 
Zusammenhang m it der P rostitution: Für einen echten 
Schutz und eine w irksam e Prävention (06.05.2003).

Postulat w urde in der M ärz Session 2004 angenommen.

Der Staatsrat schlägt einen Runden Tisch m it sämtlichen 
A kteu ren  vor. M it diesem Runden Tisch soll die 
Zusamm enarbeit zwischen den Akteuren ge fördert und 
ihre Tätigkeit abgestim m t, eine S tandortbestim m ung vor
genom m en, gemeinsam ein Schutz -  und Präventions
konzept ausgearbeitet und das entsprechende Vorgehen 
bestim m t werden.

2.244 Postulat der zweiten parlamentarischen Kommission, die 
m it der Prüfung des Gesetzesentwurfs zur Änderung des 
Gesetzes über die A kten der gerichtlichen Polizei be traut 
ist, durch Hrn. Grossrat Thomas Lehner (CVPO), betreffend

Probleme im Bereich der ö ffentlichen Gesundheit und 
andere Fragen Zusam m enhang m it der P rostitu tion
(02.09.2003).

Postulat w urde in der Jun i Session 2004 angenommen.

Das Gesetz t r it t  im Februar 2004 in Kraft. Der Staatsrat 
w ird  in Zusamm enarbeit m it sämtlichen Partnern einen kur
zen Bericht über den Stand der Dinge und einen kurz-, m it
te l- und lang fris tigen  A ktionsp lan  im Bereich des 
Gesundheitsschutzes und der Prävention erarbeiten, der 
auch Gesetzesänderungen umfasst.

2.249 Postulat von Hrn. Grossrat (Suppl.) Pascal Rey (PDCC) und 
Konsorten betreffend Erkennung der Fettle ibigkeit bei 
Schülerinnen und Schülern der obligatorischen Schule
(28.06.2004).

Postulat wurde in der September Session 2004 angenommen.

Der Staatsrat unterstü tz t die Bemühungen zur Bekämpfung 
der Fettle ibigkeit und untersucht die M öglichkeiten im 
schulischen Rahmen (Reglement über den Verkauf von 
G etränken und Snacks an Schulen, E in füh rung des 
G esundheitserziehungsprogram m s, in w e lchem  die 
Ernährung einen w ichtigen Bestandteil bildet.)

2.255 Postulat durch Herrn Grossrat (Suppl.) Georges Darbellay 
und Konsorten, betreffend Gas als Treibstoff (04.05.2004).

Postulat wurde In der November Session 2004 angenommen.

Es kann festgeste llt w erden, dass sich die Rahmen
bedingungen zur Förderung der biogenen Treibstoffe, 
sowie des Erdgases als Treibstoff verbessern.

2.245 Postulat der SPO-Fraktion, durch Frau Grossrätin Susanne 
Hugo-Lötscher und Herrn Grossrat (Suppl.) Thomas Studer, 
be tre ffend Weisswasser - gefährliche Flutwellen beim 
Entsanden (03.09.2003).

Postulat w urde in der Juni Session 2004 angenommen.

Verschiedene M aßnahm en sind vorgesehen um die 
Gefahren zu mindern.



DIENSTSTELLE FÜR 
GESUNDHEITSWESEN
Gemäss dem Staatsratentscheid vom 04. Dezember 2002 und den 
Anweisungen der Staatskanzlei vom 07. Dezember 2004 dient der 
C o n tro llin g b e rich t m it den ve rö ffe n tlich te n  Zahlen als 
Verwaltungsbericht.

PSYCHIATRISCHE INSTITUTIONEN 
DES UNTERWALLIS SPITAL MALÉVOZ
Allgemeines

Dem Dekret vom 04. September 2003 entsprechend werden die 
IPVR ab 01. Januar 2004 vom GNW  gele itet. Demzufolge werden 
die statistischen Angaben dieses V erwaltungsberichts in den 
Generalbericht des GNW  integriert.

Bettenbelegung
* * *  Ab 2004 entsprechen die Krankentage der tatsächlichen Belegung 
(vorher wurde nur die abgerechnete Belegung aufgetragen).

Finanzierung

Ambulatorium

OBERWALLISER 
PSYCHIATRIEZENTRUM (PZO)
Allgemeines

Am 01.01 .2004 w urde das Psychiatrie-Zentrum Oberwallis (PZO) 
in tegrierter Bestandteil des Spitalzentrums Oberwallis BrigA/isp. Die 
räum lichen Strukturen und die stationären, teilstationären und 
am bulanten Leistungsangebote des PZO befinden sich unverändert 
am S tandort Brig. Ab dem 01.07 .2004 hat das PZO ebenfalls die 
psychiatrische Konsiliarversorgung des Standortes Visp übernom 
men, nachdem Dr. Heinrich Erpen seine langjährige Tätigkeit als 
Konsiliar- und Liaisonpsychiater im Spital Visp auf den 30 .06.2004 
beendet hat. Für das Jahr 2005 ist fü r das gesamte Spitalzentrum 
der A u fba u  e iner Liaison-Psychiatrie vorgesehen. Erste 
Vorbereitungen und Planungen da für erfo lgten bereits.

Personelles

W eiterhin grosse Schwierigkeiten bereitet die Rekrutierung von 
Schweizer Assistenzärztinnen fü r eine Tä tigke it im PZO, so dass w ir 
das gesamte Jahr über im stationären Bereich fast ausschliesslich 
m it ausländischen Ä rz ten  die Versorgung der O berw alliser 
Bevölkerung sichern müssen.

M it Frau Dr. Petra Kästner konnten w ir ab dem 01.09 .2004 eine kli
nisch sehr erfahrene Ä rz tin  als O berärztin  fü r  den 
Allgemeinpsychiatrischen stationären Bereich gewinnen.

M it dem Ausbau der A lterspsychiatrischen Station au f 18 Betten ab 
01 .12 .2004 konnten w ir auch ärztliche M ita rbe ite r einstellen, die 
sich besonders fü r  diese P atien tengruppe m it w achsender 
Bedeutung interessieren. Der leitende A rzt Dr. Gerhard Hausmann 
w ird  durch Dr. Imri Jashari unterstü tzt.

Räumliche Veränderungen

Im Jahre 2004 konnte in den M onaten A ugust bis O ktober der 
Umbau der Station D-Süd erfolgreich abgeschlossen werden, was 
zu einer qua lita tiv deutlich verbesserten Infrastruktur dieser Station 
füh rt. Obgleich in diesen M onaten diese 15-Betten-Station nicht 
zur V erfügung  stand, kon n te  im Rahmen der gesam ten 
Spitalplanung eine Lösung gefunden w erden, die eine kon tinu ie r
liche W eiterbetreuung der Patienten erm öglichte. Hervorzuheben 
ist dabei die ausgezeichnete und praktisch re ibungslose 
Zusamm enarbeit aller Beteiligten, sodass alle Fristen und die 
geplanten Kosten eingehalten werden konnten.

M it der Verlegung der Pädiatrischen A bte ilung zum Standort Visp 
kon n te  nach jahre langem  Ausharren in Provisorien die 
Alterspsychiatrische Station ihren defin itiven S tandort auf der 
Ebene F-Süd beziehen. Trotz stark eingeschränkter finanzieller 
M itte l konnte auf den 01 .12 .2004 die neue Alterspsychiatrische 
Station des PZO m it einer Erhöhung der Bettenzahl von 14 auf 18 
Betten ihren Betrieb aufnehm en. Die dam it fre i werdenden 
Räumlichkeiten im «Alten» Spital können w ir 2005 da für nutzen, 
um den Aufbau der Alterspsychiatrischen Tagesklinik w e ite r voran
zutreiben und dem A m bu la torium  des PZO die früheren Büros zu 
überlassen.

Leistungsangebot und Leistungsinanspruchnahme

Die Veränderungen in der Spitalstruktur im Oberwallis haben sich 
n icht wesentlich auf die Entw icklung der Patientenzahlen am PZO 
ausgew irkt. Dabei muss jedoch berücksichtigt w erden, dass m it der 
Beendigung der Tätigkeit von Dr. Heinrich Erpen am Standort Visp 
keine geplanten stationären Behandlungen von psychiatrischen 
Patienten am Standort Visp mehr durchge füh rt werden. Nur ein 
sehr kleiner Teil dieser Patientengruppe hat bislang die stationären 
Behandlungsangebote des PZO nutzen w ollen.

Einem gesam tschweizerischen Trend fo lgend  haben sich die 
Fallzahlen im Bereich der stationären A llgemeinpsychiatrie w eiter 
e rhöht bei w e ite r sinkender Aufenthaltsdauer. Hierbei fä llt insbe
sondere der wachsende Anteil von jungen Menschen m it schweren 
psychischen Erkrankungen auf und Patienten m it so genannten 
D oppel- und M ehrfachd iagnosen. Die B ehandlung dieser 
Patientengruppe ist besonders au fw endig  und erfordert konzep
tue lle  Neuanpassungen fü r die kom m enden Jahre.

Total
A lte Fälle 1171 
Neue Fälle 1133 2304

Ärzte Psychologen Pfleger

Telefonische
Konsultationen 927 58 88 1073

Total
Konsultationen 10144 2041 6344 18529

2001 2002 2003 2 0 0 4 -

Freie Betten 122 122 120 120
Bettenbelegung in Prozent 97 % 91 % 97 % 89 %
Aufgenom m ene Kranke 891 976 1108 1015
Krankentage Klinik 
Aufenthaltsdauer <  24 Std. 43313 40494 4251 1 39026

Tagesklinik 76 78 94 74
Krankentage in Tagesklinik 4448 7010 8597 8383

Total aufgenommene Kranke 967 1054 1202 1119
Total Krankentage 47761 47504 51108 47409
Ambulant 165 272 318 439

2001 % 2002 % 2003 % 2004 %
Kosten 
eines Tages 452.- 100 550.- 100 583.- 100 587.- 100

Kostenentschädigung 
durch Patienten und 
Krankenkasse 226.- 50 275.- 50 274.- 47 276.- 47

Deckung durch 
den Kanton 226.- 50 275.- 50 309.- 53 311.- 53



Erschwerend w irk t sich zusätzlich aus, dass die bestehenden 
Rehabilitationseinrichtungen im Oberwallis zunehmend an ihre 
Kapazitätsgrenzen stossen und W arte listen entstehen (A telier 
Manus) oder dass sehr bewährte Konzepte, w ie  das «Am bulant 
begleitete W ohnen» der Vereinigung EMERA, aus finanziellen 
Gründen eingestellt werden müssen. Aus der Sicht des PZO bedeu
te t dies eine falsche W eichenstellung, weil es den Druck auf die sta
tionären Strukturen erhöhen w ird  (S tichwort „D rehtür-Psychiatrie") 
und die Lebensqualität von schwer psychisch kranken Menschen 
w ieder verschlechtert. Dies geht einher m it einer im m er höheren 
Rate von A rbe itslosigkeit unserer Patienten und einer zunehm en
den W eigerung der W irtschaft, Menschen m it einem psychischen 
Handicap zu beschäftigen, was sich auch 2004 w e ite r fortsetzte.

Im Bereich der Allgemeinpsychiatrischen Versorgung können w ir im 
A m bu la to rium  auf eine Gruppe von erfahrenen ärztlichen und psy
chologischen Therapeutinnen und Therapeuten vertrauen, die eine 
qualitativ und quantita tiv  hoch stehende A rbe it leisten. Die 2003 
begonnene A ngehörigen-G ruppe hat sich 2004 w e ite r konsolidiert 
und ist fester Bestandteil des Angebotes geworden.

W eiterh in in hohem Masse in Anspruch genom m en w ird  die 
Allgemeinpsychiatrische Tagesklinik, zunehm end auch als eine 
M öglichkeit, stationäre Einweisungen zu vermeiden. Auch die im 
Rahmen der Tagesklinik erfolgende am bulante psychiatrische Pflege 
ausgewählter Patienten hat sich sehr bewährt.

Der strukture lle A u f- und Ausbau des Bereiches Alterspsychiatrie im 
Jahre 2004 und w e ite r 2005 w ird  die Versorgung der alten 
Menschen im Oberwallis w e ite r verbessern. Die Zusammenarbeit 
m it den A lte rs- und P flegeheim en, insbesondere m it dem 
Martinsheim  in Visp und 5t. Josefsheim in Susten erfo lg ten in 
bew ährte r Weise.

Auswahl aus der stationären Leistungsstatistik:

WALLISER ZENTRUM 
FÜR PNEUMOLOGIE
Lungenkrankheiten und Thoraxchirurgie

Die fo lgenden medizinischen, spezialisierten Leistungen w urden auf 
dem Gebiet der Pneumologie und der Thoraxchirurgie erbracht:

- Thoraxchirurgie 35
- Thorakospien 22
- P leuralpunktionen 72
-B ronchoskopien 186
- Polysmnographien 378
- Nächtliche Polysomnographien 506
-S p irom etrien  T 8 67
-V o lum enuntersuchungen 140
- Respiratorische oder kardiologische Ergometrien 474
- Plethysmographien 996
- MSLT 51
- Polygraphien 25

A lle M ita rbe ite r, w ie  Ä rzte , K rankenschwestern und andere 
Berufstätige bem ühten sich m it vereinten Kräften ihr Bestes als 
Arbeitsteam zu geben. Nach der durchgeführten Qualitätsnorm , die 
es uns erlaubte, die ISO Zertifikation zu erhalten, versucht die 
Walliser Klinik fü r Lungenkrankheiten Synergien, sowohl innerhalb 
w ie  ausserhalb der Krankenanstalt durch interdisziplinäre Arbeit,

maximal w e ite r zu entw ickeln. Sie versucht in jeder Pflegeeinheit die 
therapeutische Ausbildung zu fördern, um som it die Behandlungen 
besser zu koordinieren und den Patienten zu helfen grösste 
A utonom ie im Bereich ihrer Krankheit zu erwerben. Dies ist eine 
w ichtige Schlüsselfunktion, welche die Tür zu einer wirksameren 
und sparsameren Medizin ö ffnen kann. Dieses Konzept ist keines
wegs Theorie: es w ird von der WHO hoch gelobt und stellt sicherli
ch fü r die Berufstätigen des Gesundheitswesen einen leistungsfähi
gen A n trie bsm o to r dar. Ausserdem be güns tig t es das 
Verantwortungsbewusstsein des Patienten, das so ein aktiver 
Bestandteil des Gesundheitsnetzes w ird  und sich so vom Spital bis 
nach Hause ausdehnen kann. In der Tat muss das Spital an seiner 
nahen w ie weiteren Umgebung interessiert sein, um die Akteure des 
Spitalwesens anzuspornen, dass sie ihre Vision auf am bulante Pflege 
durch den Hausarzt und durch Heimbetreuung des Pflegepersonals 
der medizinischen Sozialzentren übertragen wollen.

A u f diesem Gebiet w urde uns durch eine Konvention m it der 
Genfer Universitätsspitälern sehr geholfen. Diese hat die Lieferung 
medizinischer Leistungen, w ie  auch den Transfer von medizinischer 
Spezia ltechno log ie  in unseren Kanton e rle ich te rt. Die 
Thoraxchirurgie un ter Leitung von Herrn Prof. A. Spiliopoulos, fu n k 
tion ie rt w ie  ein einziger Service m it zwei Standplätzen. Dies hat 
zahlreichen W alliser Patienten erlaubt, sich im Wallis behandeln zu 
lassen und dadurch eine kostspielige Hospitalisation ausserhalb des 
Kantons vermieden. Ausserdem verfolgen Universitäts- und Walliser 
Pflegepersonal, der Konvention getreu, ihr w issenschaftliches 
Qualitätsziel auf dem Gebiet der operativen und anästhetischen 
Eingriffe, w ie  es eine neuerliche Publikation bewiesen hat.

Es ist dringend erforderlich, dass fü r eine gute logische Kohäsion 
des Pflegedienstes, die Walliser Klinik fü r Lungenkrankheiten aktiv 
m it der W alliser Liga gegen Lungenkrankheiten und fü r die 
Prävention zusammenarbeitet, denn diese besitzt eine hundertjäh
rige Erfahrung in der Hausbetreuung der Patienten. Auch hier kann 
man kostsp ie lige S p ita lau fen tha lte  verm eiden und die 
Lebensqualität dieser Kranken verbessern, indem diese tro tz  ihrer 
chronischen respiratorischen Krankheit zu Hause bleiben können. 
Das Jahr 2004 w ar das Jahr der Integration fü r die kantonalen 
Krankenanstalten in das Walliser Gesundheitsnetz. W ir füh len uns 
ve rp flich te t an dieser n o tw end ig en  und nü tzlichen 
W e ite re n tw ick lu n g  m itzu w irken , um so die m edizinischen 
Synergien in unserem Kanton zu verbessern.

Rehabilitationskrankenanstalt

Als solche w urde im Jahr 2004 unsere Ansta lt von der Schweizer 
kardio log ischen Gesellschaft besucht. Die W alliser K lin ik fü r 
Lungenkrankheiten hat diese Prüfung dank der ausgezeichneten 
Zusamm enarbeit m it den W alliser Kardiologen brillant bestanden. 
Übrigens besteht auf dem Gebiet der Rehabilitation eine ausge
zeichnete Synergie m it den Kliniken auf dem Hochplateau, sowie 
auch m it der Klinik der SUVA.

Unsere P hysiotherapeuten p ro fitie re n  von einer Hochschul- 
w eite rb ildung fü r respiratorische Rehabilitation, was übrigens eine 
Premiere au f diesem Gebiet darstellt. Dieses Zertifika t w urde von 
den beiden medizinischen Fakultäten der französischen Schweiz in 
enger Zusamm enarbeit m it der W alliser Klinik fü r Lungenkrankheit 
ins Leben gerufen.

Andere Tätigkeiten

Im Umfeld der Eingliederung der Walliser Klinik in das Walliser 
G esundheitsne tz ha t unser Spital zah lre iche w ich tig e  
Veränderungen vorgenom m en, w ie  die In teg ra tion  der 
Tarmedsoftware und die Teilnahme an verschiedenen adm inistra ti
ven Softwareprogram m en des Walliser Gesundheitsnetzes. Dies 
bedeutet eine zusätzliche adm inistrative Arbe it, die von unserem 
Personal m eisterhaft erledigt w ird.

Die W alliser Klinik fü r Lungenkrankheiten erhielt am 09.09.2004, 
von der W HO die Qualitätsnorm  der Spitäler fü r Gesundheits
förderung. Dies ist eine Anerkennung fü r die von unserem Spital 
erreichten Ziele, w elche Patienten und auch das ö ffen tliche  
Gesundheitswesen m it einschliessen.

Bereich 2002 2003 2004

Anzahl Fälle A llg . Psychiat. Station 
Anzahl Fälle Alterspsychiat. Station 
M ittle re Verweildauer A llg . Psychiat. Station 
M ittle re Verweildauer Alterspsychiat. Station 
Anzahl Pflegetage A llg . Psychiat. Station 
Anzahl Pflegetage PGD-Station 
Anzahl Pflegetage gesamt

282
89

29.3
39.2

8'271
3 '685

12 '086

323
109

27.8
41.4

8 '979
4 '276

13 '255

347 
94 

23.5 
37.0 

8'069 
3'487 

11*556



Belegungsstatistik 2004

- Verfügbare Betten 75
- Patientenzahl 1 '539
- Pflegetage 26 '252
- Durchschnittliche A ufenthaltsdauer 17.06

MEDIZINISCH
PÄDAGOGISCHES 
ZENTRUM «LA CASTALIE»
2004 w ar fü r «La Castalie» ein W endepunkt m it der Anpassung 
seines Organisationsplans au f den 01. Januar, der Eröffnung einer 
neuen Gruppe am 01. September, der E inweihung der neuen 
W erkstätten am 12. November und der Verlegung der Einheit des 
Torrent in unsere Anlage. Die zur Verfügung gestellten, neuen 
W erkstätten haben ausserdem die interne Neuorganisierung der 
Strukturen erlaubt und bieten zugleich 10 zusätzliche Plätze im 
Heimbereich und in den W erkstä tten an.

Dank diesen neuen M öglichkeiten hat die Zahl der betreuten 
Personen während des Jahres die Rekordzahl von 208 erreicht, 90 
Kinder (43% ) und 118 Erwachsene (57). Am 31. Dezember w urden 
daher 191 Personen gezählt, 10 davon zwecks regelmässigen 
W ochenend- oder Ferienaufenthalten.

Das Internat stellt auf Betreuungsebene 69%  und das Externat 
31 % dar. W ährend des ganzen Jahres erhielten 55 Kinder eine spe
zielle Schulausbildung in unseren Klassen, 18 Jugendliche eine 
Ausbildung zur A rbe it in unserer S truktur fü r die 18-23 Jährigen 
(Klasse und W erksta tt) und 69 Erwachsene eine regelmässige 
Beschäftigung in einer W erksta tt. Was die restlichen 43 Personen 
be trifft, deren Behinderung jegliche schulische Ausbildung oder 
W erksta ttarbe it ausschliesst, w ird  eine globalere Betreuung, die 
sich m it Pflege, basaler S tim ulation und Sozialisierung befasst, 
umgesetzt. Ausserdem haben 15 Personen eine oder mehrere 
W ochenend- oder Ferienaufenthalte gemacht.

A u f therapeutischer Ebene haben 79 Personen Physiotherapie, 73 
E rgo therapie, 30 psychotherapeutische U n te rs tü tzung , 42 
Psychomotorik, 33 Logopädie und 58 Musiktherapie erhalten.

A m b u la n t kam zwei K indern aus der U m gebung eine 
Physiotherapie zugute und acht w urden im Rahmen des therapeu
tischen K indergartens betreut, welcher auch fü r die Kinder des 
Quartiers o ffen ist, um den Integrierungsprozess zu begünstigen.

Was die Investitionen be trifft, w urde das Jahr durch die Erbauung 
der neuen W erkstätten gekennzeichnet. Baubeginn w ar am 07.Juli 
2003 und das Gebäude w urde w ie  vorgesehen, zur Nutzung fü r die 
W iederaufnahm e im August, fertig  gestellt. Verschiedene Arbeiten 
zur Instandhaltung der Räumlichkeiten w urden ebenfalls während 
den Sommer- und Herbstferien verw irk lich t, um die neue Gruppe 
und die Einheit des Torrent unterzubringen.

«La Castalie» - Alter der betreuten Personen

am 31.12.2004 M F Total

00 - 05 Jahre 7 3 10
0 6 - 1 1  Jahre 15 5 20
12 - 17 Jahre 30 22 52
1 8 - 2 3  Jahre 19 10 29
24 - 29 Jahre 4 10 14
30 - 35 Jahre 12 6 18
36 - 41 Jahre 14 11 25
42 - 47 Jahre 4 6 10
48 - 53 Jahre 3 2 5
54 - 59 Jahre 2 3 5
60 -  65 Jahre 1 2 3

Total 111 80 191

DIENSTSTELLE FÜR 
SOZIALWESEN

Sozialhilfe

Am  8. April 2004 hat der Grosse Rat das Gesetz über die 
Harm onisierung der Finanzierung der Sozialsysteme sowie der 
Systeme fü r die soziale und berufliche Eingliederung angenom m en; 
laut diesem Gesetz w erden die Ausgaben fü r die Finanzierung der 
AHV, IV und der Ergänzungsleistungen zu AHV/IV, der Sozialhilfe, 
der Unterhaltsbeiträge und des kantonalen Beschäftigungsfonds 
im Verhältnis 61%  zu 39%  zwischen dem Kanton und den 
Gemeinden aufgete ilt.

Nebst der Vereinfachung der A ufte ilung  der Finanzierung zwischen 
Kanton und Gemeinden w erden m it diesem Gesetz die Grundlagen 
fü r eine verstärkte Zusamm enarbeit zwischen den Institutionen 
gelegt. M it ihm können die von den verschiedenen Walliser 
Sozialsystemen geplanten Massnahmen besser koord in ie rt werden. 
Eine weitere erfreuliche Feststellung: Die Ausgaben des Wallis fü r 
die Sozialhilfe sind seit 1999 sehr stabil geblieben. Die 7-prozenti- 
ge Erhöhung in den letzten 5 Jahren b e trifft hauptsächlich die 
Kosten fü r Walliser ausserhalb des Kantons und die Ausgaben fü r 
Streitfälle bei der Krankenversicherung. Dieses gute Ergebnis steht 
im Gegensatz zu den im gleichen Zeitraum von zahlreichen ande
ren Kantonen vermeldeten Erhöhungen zwischen 30%  und 50% . 
Es darf aber nicht zu einem Nachlassen bei den bereits un te rnom 
menen Anstrengungen verleiten. Die Erhöhung der Zahl der 
Langzeitarbe its losen, insbesondere bei den Jungen, die

Anpassungen der Arbeitslosenversicherung und die Revisionen der 
Invalidenversicherung könnten  schnell zu einer bedeutenden 
Zunahme der Sozialhilfekosten führen.

Die Vernetzung der Leistungen und die Zusamm enarbeit zwischen 
den verschiedenen Institu tionen sind mehr denn je nötig.

Asylwesen

498 Asylbewerber w urden 2004 dem Wallis zugeteilt, das bedeutet 
einen Rückgang in der Grössenordnung von 40%  gegenüber 2003. 
Ende Dezember 2004 w urden 2 '09 0  Asylbewerber auf dem 
Walliser Kantonsgebiet gezählt, 48%  im M itte lwallis , 18%  im 
Oberwallis, 34%  im Unterwallis.

Im Rahmen des Entlastungsprogramms des Bundes sind im April 
2004 neue Bestimmungen im Asyl recht in Kraft getreten. M it die
sen Gesetzesbestimmungen werden insbesondere Asylbewerber, 
au f deren Asylgesuch n ich t e inge tre ten  w u rd e  (NEE), vom 
Asylgesetz ausgeschlossen. Diese NEE-Personen werden illegal 
anwesenden Ausländern gleichgestellt und vom gegenwärtigen 
System der Sozialhilfe beim Asyl, die zu Lasten des Bundes geht, 
ausgeschlossen. Die Kantone bleiben fü r die Durchführung der 
Rückführungen dieser Personen verantw ortlich . Sie müssen aber 
die N oth ilfe  im Sinn von A rtike l 12 der Bundesverfassung überneh
men.



In der Sitzung vom 19. Mai 2004 hat der Staatsrat einen Beschluss 
über die Betreuung der Asylbewerber, auf deren Asylgesuch rechts
krä ftig  nicht eingetreten wurde, gefasst. Er hat auch das strukture l
le, organisatorische und funktiona le  Dispositiv fü r die Gewährung 
einer Noth ilfe  an die Personen, fü r die diese Massnahmen gelten, 
erlassen.

Die erwähnten Bundesbestimmungen, die neuen Ausrichtungen 
des Bundesrates und der wahrscheinliche B eitritt zum Schengen- 
A bkom m en w erden in Zukunft die sinkende Tendenz bei der Zahl 
der Personen, die dem Asylbereich unterste llt sind, verstärken. Die 
Ausw irkungen w erden darin bestehen, dass die vom Bund ausge
richteten Pauschalen nicht m ehr ausreichen, um die Kosten des 
Asylbereichs zu decken und Massnahmen ergriffen werden müs
sen, um die finanziellen Verpflich tungen des Kantons in Grenzen zu 
halten. Es w ird  ausserdem absolut nötig, dass Massnahmen zur 
organisatorischen und strukture llen Neugestaltung ergriffen w er
den, dazu muss eine Verlagerung der Kompetenzen und eine 
gründliche Prüfung der Ressourcen durchge füh rt w erden, dam it 
der unausweichliche Abbau von Betreuungsstellen vorgenom m en 
w erden kann, w enn man die absolut nötigen Leistungen zu ge rin
geren Kosten au frech te rh a lten  w ill. Dem von diesen 
Restrukturierungsm assnahm en be tro ffenen Personal w ird  eine 
koordinierte Unterstützung zugesichert.

Koordinationsstelle für Betagte und Behinderte

Tätigkeitsgebiet
- Förderung der sozialen und beruflichen Integration
- B ere itste llung von B eherbergungs- und Beschäftigungs

strukturen fü r behinderte Personen, die ein geschütztes M ilieu 
benötigen

- Koordination der A ktiv itä ten  der privaten und öffentlichen 
Institutionen

- Zusamm enarbeit m it dem Bundesamt fü r Sozialversicherung 
(BSV).

Halbgeschützte Beschäftigung
Die ha lbgeschützte  B eschäftigung inne rha lb  der K antons
verw a ltung erm öglich t es behinderten Personen, sich auf eine beru
fliche Eingliederung oder W iedereingliederung vorzubereiten.

Förderung de r sozialen und kultu re llen Integra tion behinderter 
Menschen
Das Inkrafttreten der 4. IV-Revision auf den 01. Januar 2004 
bew irkte durch die Verdoppelung der H ilflosenentschädigung fü r 
behinderte Personen, die zuhause leben, eine Verbesserung bei der 
Finanzierung der Pflege- und Betreuungskosten dieser Personen. 
O bwohl die Zahl der Personen, die eine hülfe benötigen, zunim m t, 
nahm wegen der Verdoppelung der Flilflosenentschädigung die 
Zahl jener Personen, die eine finanzielle Hilfe des Kantons beans
pruchen, ab.

Institu tionen
Der Kanton gew ährt den Institutionen, m it denen er einen Vertrag 
abgeschlossen hat, Betriebs- und Baubeiträge.

Im Jahr 2004 haben die Sparmassnahmen des Bundes auf dem 
Gebiet der Institu tionen fü r beh inderte  Personen die ersten 
Ausw irkungen gezeigt, indem die Betriebsbeiträge stark zurückge
gangen sind. Um die Ausfälle bei der Finanzierung der Institutionen 
zu kompensieren, stim m te der Grosse Rat einem Nachtragskredit 
von Fr. 2 '25 0 '000  zu.

Der Ausbau der Institutionen e rfo lg t im Rahmen der vom Staatsrat 
und vom  Bundesam t fü r  Sozialversicherung genehm ig ten  
Bedarfsplanung. Für die Periode 2004-2006 sieht die Situation fo l- 
gendermassen aus:

Realisierte Plätze Vorgesehene Plätze Vorgesehene Plätze
am 31 .12.2004 am 31 .12.2005 am 31 .12.2006

Heime 721 726 744
W erkstätten 1 '051 1 '058 1 '058

Ausserkantonale Platzierungen

Anzahl behinderte Personen

am 31.12.2001 38

am 31.12.2002 49
am 31.12.2003 56
am 31.12.2004 58

Am t für Inkasso und Bevorschussung von Unterhalts
beiträgen

Die Anzahl Dossier, welche unser A m t zu bearbeiten hat, steigt w e i
terhin an.

Die Beträge, die im Jahre 2004 bevorschusst w urden, sind gegenü
ber 2003 stark gestiegen.

Die Zahlungsmoral der A lim entenschuldner hat sich wegen der 
ungünstigen W irtschaftslage verschlechtert.

Was das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen be trifft, hat das A m t dank 
seiner Bemühungen den Betrag von Fr. B '122 '291,55 einkassiert.

2003 2004

A nzah l der Dossiers 

O ffen 2 '407 2 '5 1 1

Inkasso

Eingetriebene Beträge 5 ‘246 '899 .89 5' 122 ’291.55

Vorschüsse

Vorgeschossene Beträge 

Eingezogene Beträge

1’879 '663 .60

885 '877 .62

2 3 1 0 7 6 6 .3 0

V 099 '6 22 .5 0

Sozialhilfe

Ausbezahlte Beträge 
Eingezogene Beträge

39 ' 121.20 

1 5 '000.85

31 '921 .20 

6 7 6 9 .1 5

Unkosten

Vorgeschossene Beträge 

Eingezogene Beträge

1 1 0368 .80

4 4 3 7 1 .0 5

112 '2 58.40 
54' 591.60

Jahr Anzahl Personen Ausgaben pro Jahr

2002 156 1 '0 8 0 0 0 0

2003 180 1 ' 137 '000

2004 148 577 '000

01 .01.2004 Eintritte A ustritte 31 .12.2004
Anzahl
Beschäftigte 27 15 13 29



KANTONALE AUSGLEICHS
KASSE
Die Kantonale AHV-Ausgleichskasse w urde in A nw endung des 
A rtike ls  61 des AHVG und des A rtike ls  1 des kan tona len 
A usführungsgesetzes (AGAHVG ) als selbständige ö ffe n tlich e  
A nsta lt errich te t. Die Kantonale Ausgleichskasse ist m it der 
Durchführung mehrerer Bundesgesetze, die Sozialversicherungen 
betreffend, betraut. In A nw endung der Artikel 63, Absatz 3 AHVG 
und 131, Absatz 2 AHVV haben die Bundesbehörden den Kanton 
erm ächtig t, der Kantonalen Ausgleichskasse verschiedene kantona
le Aufgaben zu übertragen. Für die Durchführung der kantonalen 
Aufgaben gew ährt der Staat der Kantonalen Ausgleichskasse 
Entschädigungen fü r die Verwaltungskosten.

Infolge Errichtung einer zw ischenberuflichen AHV-Ausgleichskasse 
in unserem K anton im Jahre 2004, haben m ehrere grosse 
Unternehm en die Ausgleichskasse des Kantons Wallis m it W irkung 
am 01. Januar 2005 verlassen. Dies hat zur Folge, dass die Beiträge 
auf Verwaltungskosten fü r gewisse Arbeitgeber, insbesondere fü r 
den Staat Wallis, e rhöht werden müssen.

Entwicklung der Dossiers und der ausbezahlten Leistungen

n a  AHV-Akten 
i.T,'r:sTa IV-Akten
-  »  EL zur AHV
-  -  -  EL zur IV

2000 2001 2002 2003 2004

Zusätzliche kantonale Zulagen (ZKZ)

Die zusätzlichen kantonalen Zulagen bringen den Versicherten 
einen finanz ie llen  Zuschuss, meistens dann, w enn  die 
E rgänzungsle istungen und die w e ite ren  E inkom m en die 
Bedürfnisse nicht vollständig decken.

Tätigkeitsbericht
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) sowie 
Invalidenversicherung (IV)

Die Inkraftsetzung der 4. IV-Revision auf den 1. Januar 2004 hatte 
w ich tige  Ä nderungen in nachstehenden Bereichen zur Folge: 
Taggelder (neues System), Renten (E in führung der 
Dreiviertelsrenten), H ilflosenentschädigungen (fü r die zu Hause 
lebenden Personen verdoppelt). Die E inführung dieser Neuheiten 
au fgrund der Beschlüsse der kantonalen IV-Stelle, erforderte eine 
bedeutende zusätzliche V erw a ltungsa rbe it fü r die 
M itarbeiter/Innen.

Erwerbsausfallentschädigung für Dienstleistende in der 
Armee und im Zivilschutz (EO)

Die K antonale  Ausgleichskasse e n tr ich te t E rw erbsausfa llent
schädigungen an Dienstleistende in der Armee und im Zivilschutz 
sowie an Jugend und Sport-Kursteilnehmer.

Obligatorische Arbeitslosenversicherung (ALV)

Die Ausgleichskasse beschränkt sich auf die Erhebung der ALV- 
Beiträge bei ihren Versicherten. Die Erhebung e rfo lg t gleichzeitig 
m it den anderen Sozialversicherungen, die sie verwaltet.

Berufliche Vorsorge (BVG) - Unfallversicherung (UVG)

Die Ausgleichskasse w irk t gemäss BVG und UVG bei der Kontrolle über 
die Einhaltung der Versicherungspflicht durch die Arbeitgeber mit.

Ergänzungsleistungen zur AHV und zur IV (EL)

Anzahl Fälle Veränderungen

Rubriken 31.12.2003 31.12.2004 absolut %

AHV-Fälle 2 '654 2 7 3 0 76 2.9
IV-Fälle 2 '020 2 ’ 12 5 105 5.2
Total 4 '674 4 '855 181 3.9

W ir haben aktiv bei der E inführung eines kantonalen Organs 
zusammengearbeitet. Diese Stelle ist beauftragt, die Anm eldungen 
der zu Hause lebenden IV-Versicherten m it Anspruch auf eine 
H ilflosenentschädigung und die auf Pflege- und Hilfspersonal ange
wiesen sind, zu überprüfen.

Entwicklung der Dossiers und der ausbezahlten Leistungen

Die Zunahme der Anzahl AHV- und IV-Rentner, sowie die Erhöhung 
der Tagespauschalen der Institu tionen hatten eine starke Erhöhung 
der ausbezahlten Leistungen zur Folge. Trotzdem bleiben die pro
portiona l ausbezahlten Leistungen und die Anzahl EL-Bezüger im 
Kanton W allis noch deu tlich  un te r dem  schweizerischen 
Durchschnitt.

Anzahl Fälle Leistungen

Rubriken 31.12.2003 31.12.2004 2003 2004

AHV-Fälle 41 42 142 '841 .- 152 '524.-
IV-Fälle 93 113 116 '326.- 301 '508 .-
Total 134 155 2 5 9 '1 67.- 45 4 '032 .-

Die bedeutende Erhöhung des Betrages der ZKZ zur IV ergibt sich 
aus der Anpassung von CHF 5.- bei den Tagespauschalen der 
Institu tionen fü r invalide Personen.

Familienzulagen des Bundes

Es gab keine Änderung in der Bundesgesetzgebung betreffend die 
E ntrich tung der Fam ilienzu lagen fü r  land w irtscha ftliche  
A rbe itnehm er und fü r K leinbauern.

Kantonales Am t für Familienzulagen (KAFZ)

Das KAFZ p rü ft die Probleme der zuständigen Kassen hinsichtlich 
der Z ugehörigke it der neuen M itg lie de r und in fo rm ie rt die 
Familienzulagekassen über die Entw icklung der Gesetzgebung.

Familienzulagen an die landwirtschaftlichen Arbeitnehmer, 
Familienzulagen an die n ichterw erbstätigen Personen. 
Zulagen an die alleinerziehenden Personen

Die entrichte ten Leistungen sind im Vergleich zum Jahre 2003 ziem
lich stabil geblieben.

Kantonaler Familienfonds

Die jährliche Haushaltszulage, die fü r im Kanton wohnsässige, 
alleinstehende Personen oder Ehepaare m it niedrigem Einkommen 
und Kinderlasten ausbezahlt w ird , e rhöht sich auf Fr. 1 '260 .-

Ausgleichsfonds

Die Anpassung der Akonto-Zahlungen 2003 w urde ohne Probleme 
d u rch g e fü h rt. Der du rchschn ittliche  Finanzierungssatz der 
Familienzulagekassen fü r das Jahr 2003 betrug 3 .42%  gegenüber 
3.61 %  fü r faktu rie rte  Raten.

Familienzulagen an die selbständigerwerbenden Landwirte

Die an die se lbstständ igerw erbenden Landw irte  en trich te ten  
zusätzlichen Zulagen sind im Vergleich zum Jahre 2003 ziemlich 
stabil geblieben.

Subventionen an die Krankenkassenbeiträge

Die Ausgleichskasse ist veran tw ortlich  fü r die adm in istra tive 
D urchführung der Subventionen, die sich im Jahre 2003 auf mehr 
als 130 M io. Franken beliefen.



Schlussfolgerung

Die Ausgleichskasse des Kantons Wallis hat an der Ausarbeitung des Gesetzes über die Harm onisierung der Finanzierung der Sozialsysteme 
sowie der Systeme fü r die soziale und berufliche Eingliederung aktiv teilgenom m en. Diese Harmonisierung w ird  es erlauben, die 
A nrechnung der Beträge zu Lasten der Gemeinden zu vereinfachen und transparenter zu gestalten.

Die untenstehende Tabelle zeigt die einkassierten Beiträge und die entrichte ten Leistungen in den Jahren 2003 und 2004:

Einkassierte Beiträge in CHF Eintrichtete Leistungen in CHF

2003 2004 2003 2004
AHV/IV/EO 3 4 8 '299 '1 45 .- 344 '730 '3 37 .- AHV 596 '439 '180 .- 6 0 6 '4 1 1 '303 .-
ALV 79'461 '014 .- 60 '9 86 '28 0 .- IV 178 '429 '428.- 184 '532 '424.-
FZ des Bundes 1 '560 '918 .- 1 '6 4 3 7 0 2 .- EO 11 ' 112' 123.- 7 '85 5 '058 .-
FZSG 17 7 0 '5 2 5 .- 1 '752 '570 .- EL AHV/IV 51 '5 3 7 7 3 0 .- 56 '8 02 '68 9 ,-
Familienfonds 9 '81 2 '874 .- 10'1 51 '873 .- ZKZ AHV/IV 2 59' 183 .- 45 4 '032 .-
Ausgleichsfonds 11 '261 '077 .- 11 '7 1 6 '397.- FZ des Bundes 5 '038 '507 .- 5 '026 '969 .-

FZ des Kantons 3 '9 3 0 ’761 .- 3 7 9 2  7 0 7 .-
Familienfonds 9 '39 4 '560 .- 9 '883 '431 .-
Individuelle
Prämienverbilligung 130 '0 00 '00 0 .- 132 '600 '000 .-
Ausgleichsfonds 10 '926 '383.- 11 '522 '580.-

Total 4 5 2 '1 6 5 ’ 553.- 430'981 '159 .- Total 997 '067 '8 55 ,- 1 '0 1 8'881 ' 193.-
Variation -4.7 % Variation + 2.2 %

Die AHV, die IV und die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV registrieren w ieder eine wesentliche Erhöhung der Ausgaben info lge der 
Bevölkerungsüberalterung und der w irtschaftlichen Verhältnisse der Rentner.

DIENSTSTELLE FÜR 
ARBEITNEHMERSCHUTZ UND 
ARBEITSVERHÄLTNISSE

Arbeitsinspektion

Anzahl Einnahmen

Genehmigung /  Bewilligungen
Rlanbegutachtungen 
fü r nicht industrielle Betriebe 224 0.00
Plangenehmigungen 
fü r industrielle Betriebe 32 Fr. 9 ’650.00

Betriebsbewilligungen 
für industrielle Betriebe 30 Fr. 4 '200 .00

Bewilligungen fü r Druckbehälter 407 Fr. 24 '300 .00

TOTAL 693 Fr. 38 '150 .00

Inspektionen

Industrielle Betriebe 43 CF5T

Nicht industrielle Betriebe und ASA 88 +  76

TOTAL 207 Fr. 227 '622 .00

Verhütung von Störfällen und Bio
sicherheit
Ende 2004 unterstanden insgesamt 68 Betriebe, Strassen- und 
Bahnbetreiber der Störfallverordnung. Dabei handelt es sich um 35 
sta tionäre  A nlagen, 12 B rennstofflager, 4 Eisbahnen, 
Schwimmbäder, 4 kom binierte Sportanlagen (Schwimmbad und 
Eisbahn), 4 Eisenbahnlinien und 2 Strassenbetriebe. Sechs Firmen 
haben im vergangenen Jahr die Umsetzung der S törfallverordnung

abgeschlossen. Es sind dies die drei S tandorte der ALCAN Sierre, 
Chippis, Steg, SATOM Monthey, Verestar Leuk und die Swisscom 
AG. Daneben haben noch einige kleinere Schwimmbäder von 
Chlor auf alternative, sicherere Systeme gewechselt. Im Verlaufe 
des Jahres konnten fo lgende Betriebe aus der S törfallverordnung 
entlassen werden: Schwimmbad Bains de Saillon, Compagnie de 
chemins de fe r Martigny-Orsières (TMR) und die Kunsteisbahn von 
M artinach. Neu der Störfallverordnung unterste llt w urden die 
Firmen Zwissig V ik to r & Arm and und die zu bauende Reshment 
Anlage in Monthey. Eine R isikoerm ittlung w urde fü r den Simplon- 
Pass verfügt.

Es w urden 34 im Wallis m it M ikroorganism en arbeitende Firmen 
erfasst. Da aber nur jene Firmen der StFV unterste llt sind, die m it 
Organismen der Klasse 3 und 4 arbeiten, g ilt es nur diese Firmen zu 
inspizieren und zu beurteilen. A u f Grund der Angaben auf dem 
Fragebogen werden maximal 6 Firmen der StFV unterstellt.

Arbeitsbedingungen
Bewilligungen auf Grund des eidgenössischen Arbeits
gesetzes

A rt der Bewilligung Anzahl

Bew illigung fü r vorübergehende Nachtarbeit 47
Bew illigung fü r vorübergehende Sonntagsarbeit 78
Bew illigung fü r drei- und m ehrsichtigte Tagesarbeit 1
Bewilligung fü r ununterbrochenen Betrieb 6

TOTAL 132



Bewilligungen für die Beschäftigung Jugendlicher über 14 
Jahren

A rt der Bewilligung Anzahl
Beschäftigung w ährend der Schulferien 9
A ufnahm e der Lehre vor dem 15. Altersjahr 25

TOTAL 34

Arbeits- und Ruhezeit der berufsmässigen Motorfahrzeug  
führer/innen

Kontrollen Anzahl
Kontro llierte Unternehmen 42
Kontro llierte Fahrzeugführer/Innen 91

Anzeigen
Inspektionsberichte 33
Anzeigte Unternehmen 7

Kantonale Rekurskommission in Sachen 
Arbeitslosigkeit
Total der zu erledigenden Fälle

Nicht behandelt Nicht eröffnet

Hängige Fälle Ende 2003 366 457
Hängige Fälle Ende 2004 200 262

Eingegangene Rekurse 2004 80

Tätigkeit der Rekurskommission

Anzahl Sitzungen 27
Behandelte Fälle 275
Eröffnete Entscheide 212
Beschwerden EVG 4

Öffentliches Beschaffungswesen

Ständige Listen Anzahl

Eingetragene Unternehmen 946
Eingetragene Büros 500
Eingetragene Lieferfirmen 2
Eintragungsgesuche 51
Verlängerungsgesuche 99
Gelöschte Unternehm en und Büros 42
Rekurse 0

Organisationen und Unternehmen Anzahl

Unterstellte Unternehm en und Organisationen 175

Einzelarbeitsstreitigkeiten
Anzahl Fälle 2000-2004

Die Zahl der während des Jahres 2004 registrierten Fälle entspricht 
in etw a jener der Vorjahre, obw ohl ein Rückgang von 44 Fällen im 
Vergleich zum Jahr 2003 eine Abnahm e von insgesamt 5.5%  zur 
Folge hat. Ein Vergleich der Zahlen m it dem Jahr 2002 erg ib t pro 
2004 eine Zunahme von 17.5% .

2000 2001 2002 2003 2004

674 669 631 783 739

Aufteilung der Fälle nach ihrer geographischen Lage

Oberwallis M itte lwa llis Unterwallis Ausserhalb 
des Kantons

20 % 42 % 25 % 13 %

Arbeitsgericht
Gerichtskreis

Oberwallis
Gerichtskreis
Unterwallis

Anzahl Sitzungen 20.5 29.5
Judikata 15 37
Urteilsbegründungen 16 23
Vergleiche 17 6
Andere Erledigungen 28 21
Berufungen KG 1 3
Beschwerden BG 1 2

Gesamtarbeitsverträge (GAV) 
und Normalarbeitsverträge (NAV)
Folgende Gesamtarbeitsverträge sind 2004 allgemeinverbindlich 
e rk lä rt w orden: der A nhang über das Lohnabkom m en zum 
Gesamtarbeitsvertrag des Autogewerbes, der Gesamtarbeitsvertrag 
über die vo rze itige  Pensionierung der A rb e itnehm er im 
Bauhauptgewerbe und Plattenlegergewerbe (Retabat) sowie der 
A nhang zum  G esam tarbeitsvertrag be tre ffend  Regelung der 
Arbeits- und Lohnbedingungen der Plattenleger.

Die Beziehungen zu den Sozialpartnern, ein partnerschaftlicher, 
konstruktiver Geist erm öglichten es bis heute, in sieben von acht 
Norm alarbeitsverträgen, die der Kanton Wallis kennt, betreffend 
der Anpassungen pro 2005 eine Lösung zu finden und Ende 
Dezember 2004 zur ö ffentlichen Vernehmlassung auszuschreiben.

VETERINÄRDIENST
Gemäss dem gesetzlichen A uftrag  hat unsere Dienststelle fü r 2004
in fo lgenden Tätigkeitsgebieten Prioritäten gesetzt:

Tierseuchen
- Trotz des starken Rückgangs der BSE-Fälle im Jahre 2004 in der 

Schweiz (2 Fälle) im Vergleich zu den vergangenen Jahren (2003: 
21 Fälle, 2002: 24 Fälle; 2001: 43 Fälle) ble ib t das Hauptziel des 
BVET die Ausro ttung dieser Krankheit und som it die Vorbeugung 
einer Übertragung der Krankheit auf den Menschen. Die BSE- 
Kontrollen w urden bei ordentlichen Schlachtungen, bei krankem 
oder verletztem Rindvieh sowie bei verendeten Tieren vorge
nommen.

- Das M o n ito rin g  ist ein Ü berw achungsprogram m  von 
Tierseuchen, welches jeweils im Frühjahr vom Bundesamt fü r 
Veterinärwesen (BVET) fü r jeden Kanton angeordnet w ird . In der 
ganzen Schweiz w erden au f Betriebe, w elche nach dem 
Zufallsprinzip vom BVET bestim m t werden, eine'gewisse Anzahl 
Stichproben erhoben. Es waren fo lgende Seuchen zu überwa
chen: die infektiöse bovine Rhinotracheitis und die infektiöse 
pustulöse Vulvovaginitis IB R/IPV, die bovine Enzootische Leukose 
(EBL), die ovine und caprine Brucellose sowie die Aujeszkysche 
Krankheit der Schweine.
Im Kanton Wallis w urden fo lgende Anzahl Betriebe kontro lliert: 
IBR: 59 (299 untersuchte Rinder)
IBR - EBL: 29 (298 untersuchte Rinder)
Ovine Brucellose: 70 (1775 untersuchte Schafe)
Caprine Brucellose: 19 (146 untersuchte Ziegen)



- ln einem zw e ijäh rigen  Rhythmus w erden alle registrierten 
Z iegenbestände unseres Kantons au f CAE ko n tro llie rt. Im 
Verlaufe des vergangenen Jahres w urden auf 194 Betriebe insge
samt 1694 Ziegen blutserologisch untersucht, auf 6 Betrieben 
w urden insgesamt 11 positive Ziegen festgestellt. Die nötigen 
Massnahmen w urden getroffen.

- Bienenkrankheiten: Faul- und Sauerbrut
Nach den starken Infektionen im 2002 und 2003 konnten w ir im 
Jahre 2004 eine allgemeine Verringerung der B ienenkrankheiten 
verzeichnen.

Tierschutz

- Das neue Gesetz, welches das eidgenössische Tierschutzgesetz 
vollzieht, tra t am 01. Januar 2004 in Kraft. Eine w ichtige 
Neuerung ist die Ernennung von offiz ie llen Tierheimen fü r die 
Übernahme von verlorenen, herrenlosen oder durch die zustän
dige Behörde beschlagnahm ten Haustieren. Es konnten m it sechs 
offiz ie llen Tierheimen Leistungsverträge abgeschlossen werden.

- Der Staatsrat hat eine Liste po tentie ll ge fährlicher Hunderassen 
und ihrer Kreuzungen erlassen. Diese Hunde müssen ausserhalb 
der Privatsphäre im m er an der Leine ge füh rt werden und m it

einem M aulkorb versehen sein.
- W ährend des Jahres 2004 w urden dem Veterinärdienst insgesamt 

28 Bissunfälle auf Menschen oder Hunde gemeldet. In 26 Fällen 
w urde eine Verhaltensprüfung zur Beurteilung des gefährlichen 
Charakters des Hundes m it den daraus resultierenden 
Massnahmen angeordnet.

- Die K ontro lle  der N u tz tie rha ltu nge n  in Bezug au f die 
Tierschutzgesetzgebung w urde in Zusamm enarbeit m it den ÖLN- 
Kontrolleuren fortgesetzt.

Schlachtungen und Fleischhygiene

- Gegenwärtig g ib t es in unserem Kanton 13 anerkannte kleine 
Schlachthöfe.

- W ährend des Jahres w urden mehrer Schlachthöfe durch die BSE- 
Einheit des Bundes kontro lliert. Das Resultat dieser Kontrollen 
w ar zufriedenstellend. Kleinere Mängel in Bezug auf BSE- 
Vorbeugungsmassnahmen konnten korrig iert werden.

- Nach der letzten e rfo lg ten  Statistik be träg t die durch die 
Fleischkontrolleure im Jahre 2003 kontro llierte Anzahl Tiere 
14' 198.

DIENSTSTELLE FÜR ENERGIE
Die der Dienststelle fü r Energie übertragenen Aufgaben umfassen 
fo lgende Bereiche:
- rationelle Energieverwendung /  erneuerbare Energien
- Energieverteilung /  Energieversorgung
- Inform ation /  Aus- und W eiterb ildung /  Beratung.

Neu sind diese Aufgaben im Energiegesetz vom 15. Januar 2004 
festgelegt, welches am 01. Juli 2004 in Kraft getreten ist.

M it diesem Gesetz w urde im w eiteren eine Anpassung des kanto
nalen Rechts an das übergeordnete Bundesrecht, die Überführung 
des zeitlich befristeten Dekrets betreffend der Förderung des 
M inergie-Standards im Gebäudebereich in ordentliches Recht, 
sow ie eine H arm onis ierung m it den energ ie rech tlichen 
Bestimmungen anderer Kantone realisiert.

In Zusammenhang m it dem neuen Gesetz w urde die Verordnung 
betreffend die rationelle Energienutzung in Bauten und Anlagen 
vom 9. Juni 2004, sowie die Verordnung betreffend die Förderung 
im Energiebereich vom 27. O ktober 2004 erlassen.

Im Rahmen ihrer Tä tigke it erte ilte  die Dienststelle Gemeinden, kan
tonalen Dienststellen und Dritten A uskun ft in Energiefragen und 
erarbe itete zuhanden des Staatsrates und des D epartem ent
vorstehers Stellungnahmen zu Fragen im Zusammenhang m it ob i
gen Bereichen.

A u f eidgenössischer Ebene w urde das Programm «EnergieSchweiz» 
w e ite rge führt. Ein w ichtiges Ziel von «EnergieSchweiz» ist, bis 
2010 den B rennsto ffverbrauch um 15% , sow ie den 
Treibstoffverbrauch um 8%  zu senken.

Rationelle Energieverwendung /  
Erneuerbare Energien
Im Bereich der rationellen Energienutzung und der erneuerbaren 
Energien läuft auf schweizerischer Ebene das Aktionsprogram m  
«EnergieSchweiz» im vierten Jahr. Zusammen m it den Kantonen 
un te rs tü tz t der Kanton W allis das Programm , w obe i der 
Schwerpunkt der kantonalen Aktiv itä ten im Gebäudebereich liegt. 
Die breite Umsetzung des Minergie-Standards steht dabei im 
Vordergrund. Die Minergie-Strategie kann als Erfolg gewerte t w er
den. W eitere Förderprogramme laufen im Bereich der Sonnen- und 
Holzenergienutzung. Für den Vollzug der rationellen Energie
nutzung im Gebäudebereich sind die Gemeinden zuständig.

Ab Januar 2003, muss der energietechnische Nachweis einer

Gebäudehülle m it der neuen Norm SIA 380/1, Ausgabe 2001 
«Thermische Energie im Hochbau», erstellt werden.

Beim Projekt «rationelle Energienutzung in Spitälern» wurden die 
Verbrauchsoptim ierung, sowie die Sanierungsarbeiten in allen 
Spitälern w eiterverfo lgt, eingeschlossen die Klinik St.-Arne in St. 
Maurice. Die jährlich eingesparte Energie w urde erhöht und über
steig t bei w e item  S'OOO'OOO kW h. Im Rahmen des Projekts 
«Tunnels» w urden alle Tunnels des Kantons Wallis analysiert und 
überwacht. Die A rbe it w ird nun bei den Strassen Installationen w e i
tergeführt. Die jährliche Einsparung an elektrischer Energie in den 
bestehenden Tunnels seit 1996 bleibt bei rund SOO'OOO kWh. 
Daraus resultiert eine jährliche finanzielle Einsparung von Fr. 
110'OOO.-. Im Rahmen des kantona len Solarenergie Förder
programms sind im Jahr 2004 102 Gesuche eingegangen. Seit dem 
Programmbeginn im Frühling 2000 sind 310 Anlagen, m it einer 
Fläche von 3900 m2, installiert w orden. Im Programm zur Förderung 
der Holzenergie fü r Installationen unter 100 kW  sind im Jahre 2004 
17 Gesuche eingegangen. Seit Beginn des Programms im Juni 2001 
sind 129 Installationen realisiert worden, welche 147 W ohnungen 
beheizen. W ährend des Jahres konnten sechs neue Installationen 
m it einer Leistung grösser als 100 kW  bearbeitet werden.

MINERGIE-Strategie
Die M inergie-Strategie w urde von der Dienststelle fü r Energie w e i
terverfo lg t. Die im M inergie Dekret von 1999 und im Energiegesetz 
vom Januar 2004 festgelegten Fördermassnahmen haben zur 
W eiterverbreitung dieses Qualitätsstandards fü r Bauten wesentlich 
beigetragen.

Ein Praxistest bezüglich M inergie anhand einer Umfrage, welche 
auf schweizerischer Ebene durchgeführt w urde zeigte auf, dass der 
Verbrauch tatsächlich um die Hälfte reduziert w ird , dies im 
Vergleich m it einem trad itione ll konstruierten Gebäude. Zudem 
w urde belegt, dass die Zufriedenheit m it dem generellen Kom fort 
und der Lu ftqua litä t sehr hoch sind. In Zusamm enarbeit m it der 
Hochschule W allis konnte  die D ienststelle fü r Energie diese 
Ergebnisse in der Minergie-Primarschule in Fully bestätigen.

Resultate des MINERGIE Förderprogramms

255 Labels erteilt, seit 1998:
- 179 W ohnen EFH
- 37 W ohnen MFH, davon 1 Altersheim  und 1 Hotel
- 12 Verwaltungsgebäude



- 18 Schulen
- 1 Pflegeheim
- 1 Sportbau
- 7 abgebrochene Projekte).

194 Bauten realisiert:
- 101 '000 m2 beheizte Fläche,
- ca. 230 M io. Investitionen, 11.7 M io. Mehrkosten
- 2 '3 6 0 '0 0 0  Fr. Subventionen (18.6 % der Mehrkosten).

Laufende Projekte:
- 37 im Bau
- 17 in Projektphase
- 8 Projekte abgebrochen.

Der M ark t von M inergie-Bauten hat sich w e ite ren tw icke lt in 
R ichtung R enovation von E infam ilienhäusern und Bau von 
Gebäuden m it W ohnungen oder W ohn/Bürogebäuden. Dies ist bei 
den obenstehenden Graphiken gu t ersichtlich, denn obw oh l die 
Zahl der Labels zurückging, konnte die M inergie-Fläche erhöht w e r
den. Diese Tendenz konnte auch auf schweizerischer Ebene fest
gestellt werden, w o  insgesamt über 3 '500  Minergie-Labels erte ilt 
w urden. Die Inform atikschule in Siders, m it einer Fläche von 12 '000 
m2 das g rosste M inergie-Gebäude des Kantons, hat das Label im 
Jahr 2001 erhalten. Aus der Graphik ist dies gu t ersichtlich. Die 
W alliser Kantonalbank und gewisse Raiffeisenbanken offerieren 
einen M inergie-K redit m it tieferen Zinssätzen.

Mehrere M inergie-Gebäude w urden in der kantonalen Presse prä
sen tie rt. Fast jede Fachzeitung behande lt ein Thema in 
Zusam m enhang m it M ine rg ie . In Zusam m enarbe it m it den 
W estschweizer Energiefachstellen konnte ein TV-Spot gedreht w e r
den. Dieser w ird  auf den lokalen TV-Stationen bis M itte  2005 
gezeigt. Ein M inergie-Stand w urde in Brig an der OGA präsentiert. 
Dies in Zusamm enarbeit m it der Plochschule Wallis, welche ein 
Programm (b-sol) zur energetischen O ptim ierung von Gebäuden 
vorstellte.

Information /  Aus- und Weiterbildung

Verschiedene K urse/Veransta ltungen (L ich top tim ie rung , 
O ptim ierung des Elektrizitätsverbrauchs fü r die Lüftung gemäss SIA 
380/4, M inergie-Standard, usw.) w urden organisiert oder m itfinan 
ziert.

In Zusamm enarbeit m it den W estschweizer Kantonen w ird  zweimal 
jährlich die Zeitschrift «Energie-Environnement» herausgegeben. 
Täglich werden Inform ationen zur rationellen Energienutzung in 
der Lokalpresse veröffentlicht.

In Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Unterrichtswesen w urde 
in über 60 Primarschulklassen des Unterwallis die A ktion  «rationel
le Energienutzung» durchgeführt. Zusammen m it dem Luftforum  
w urde eine vergleichbare A ktion  in den Orientierungs-, Berufs- und 
M itte lschulen lanciert. Die erste Phase dieser Pilotaktion wurde 
beendet. Ein Kurs zur Sensibilis ierung der Jugend fü r  die 
Solarenergie und die rationelle Energienutzung w urde in Form einer 
A ktion  «Ferienpass» im Sommer von ca. 187 Schulkindern im Ober
und Unterwallis besucht.

Beratung der Gemeinden

Gemeinden die beim Projekt „Energiestadt" m itm achen, un te rstü t
zen eine vorbild liche Energiepolitik m it beispielhaften Projekten. Die 
Walliser Energiestädte sind Brig-Glis, Naters, Leuk, Saas Fee, Visp, 
Siders und Sitten. Im Jahr 2004 haben auch M artinach und Ayent 
das Label erhalten. In der Gemeinde Naters konnte das Re-Audit 
des Labels «Energiestadt» erfolgreich durchgeführt werden.

Stromversorgungsgesetz (StromVG)

Ein Bundesgesetz über die S trom versorgung w u rd e  in die 
Vernehmlassung geschickt. Es soll die Rahmenbedingungen zur 
Gewährleistung einer sicheren und nachhaltigen Stromversorgung 
und fü r einen geordneten S trom m arkt im sich verändernden 
schweizerischen und europäischen Umfeld setzen.

Für die dringend erforderliche Regelung der grenzüberschreitenden 
S trom transite schlägt der Bundesrat eine vorgezogene Übergang
slösung vor. In der Folge soll die M ark tö ffnung  in der Schweiz 
behutsam, etappenweise sowie unter W ahrung der Volksrechte 
erfolgen.

Für die Kantone w ird  es von Bedeutung sein, dass sie in einer 
zu kü n ftig e n  Gesetzgebung fü r  die regiona le  S tärkung der 
Versorgungssicherheit (sichere Verteilnetze) und eine regional aus
gepräg te  G rundversorgung (B erücksichtigung Randregionen, 
Preissolidarität) sorgen w erden. Der Staatsrat un te rs tü tz t im 
Grundsatz die Absicht, die Ö ffnung des Strommarktes in geregelte 
Bahnen zu lenken und h ierfür ein Gesetz zu erlassen.

Allgemeine Arbeiten

- S te llungnahm en zu G em eindereg iem enten bezüglich 
Elektrizitätsverteilung und Tarifgestaltung, Raumplanung und 
Bauten. Stellungnahmen z.Fl. der kantonalen Baukommission.

- Zusamm enarbeit m it der Gazoduc SA und Transitgas AG betre f
fend  die Erdgasversorgung und D u rch füh rung  von 
Vernehmlassungen.

- Zusamm enarbeit m it der Ingenieurschule Wallis im Rahmen von 
Vortrags- und Expertentätigkeit.

- Zusamm enarbeit m it dem Bundesamt fü r Energie und den kan
tona len  Energiefachste llen im Rahmen des Programms 
«EnergieSchweiz».

- Im Rahmen der R egierungskonferenz der G eb irgskantone 
M ita rbe it in der A rbe itsgruppe «S trom m arktö ffnung» und beim 
Kom petenznetzwerk «Wasser im Berggebiet».

- M ita rbe it in der «kantonalen A rbe itsgruppe Energie».
- Zusamm enarbeit m it dem Hochbauam t fü r kantonale M inergie- 

Bauten.
- Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Um weltschutz und der 

Presse zur Inform ation der Ö ffentlichkeit.

Entwicklung der Minergie-Labels im Wallis
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DIENSTSTELLE FÜR 
WASSERKRAFT

Gesetze
A uf der kantonalen Ebene ist der Vorentw urf des Gesetzes über die 
Walliser Elektrizitätsgesellschaft (GWEG) 2003 von einer Arbeits
gruppe (m it Vertretern der Stromproduzenten, Stromverteiler und 
der WEG) unter der Führung des Chefs des DGSE ausgearbeitet w o r
den. Ein Vernehmlassungsverfahren fand Anfang 2004 bei den 
Gem einden und den be tro ffenen Gesellschaften sta tt. Die 
A ntw orten auf den Fragebogen haben gezeigt, dass der Vorentwurf 
generell gu t angenommen war.

Der Gesetzesentwurf und seine Botschaft, die am 14. Juli 2004 vom 
Staatsrat angenommen wurden, sind an den Grossen Rat überm it
te lt worden. Nach der ersten Lesung in einer Session des Grossen 
Rates von November 2004, w o  wenige Änderungen vorgenommen 
wurden, hat der Grosse Rat in zweiter Lesung am 15. Dezember 
2004 dieses Gesetz gebilligt.

Wasserkraftanlagen
Druckleitungen/Druckschächte

- Cleuson-Dixence: in fo lge einer allgemeinen Analyse der 
Massnahmen über die Wiederinbetriebnahme des Bieudron-Werkes 
hat die Gesellschaft Cleuson-Dixence Constructions AG (CD) ein 
erstes Gesuch eingereicht, um einen Sondierstollen im Ort 
Fontanettes (nach dem Verfahren der Art 8 WRG-VS) zu schaffen. 
Da das Stollenprojekt in einer Forstzone liegt, fand eine öffentliche 
Auflage statt. Nach neuer Prüfung der Situation hat CD eine neue, 
etwas tiefere und ausserhalb der Forstzone gelegene Stelle vorges
chlagen. Die Bewilligung w ird anfangs 2005 erteilt.

- Fully: die Zerlegungsarbeiten der im Herbst 2000 beschädigten 
Druckleitung sind realisiert worden. Die Bauarbeiten der neuen 
Druckleitungsstrecke werden Anfang 2005 geführt.

Studien auf den hydroelektrischen und hydraulischen 
Gebieten

- Die Arbeiten bezüglich des Projektes MINERVE (2002-2006) sind 
un ter der Führung des EPFL in K oord ina tion  m it den 
Kraftwerksbetreibern, der Dienststellen fü r Strassen- und Flussbau 
und W asserkraft. Sie be treffen besonders den Beitrag der 
Stauanlagen bei Hochwassersituationen im Rhonetal und in den 
H auptnebenflüssen m it H ilfe von hydrom eteorolog ischen 
Vorhersagen über 72 Stunden. Die Konventionsprojekte im 
Hinblick auf ein System von Real-Time Datenaustausch über 
hydroelektrischen Einrichtungen in Hochwasserperioden sind in 
den be tro ffenen Gesellschaften vorgeste llt und nach ihren 
Bemerkungen geändert worden. Die Gespräche werden fo r t
ge führt und die Programmierung des Modells MINERVE ist im 
Gange.

- Die Anwendung der Richtlinie fü r die Gewässersanierungsberichte 
und Notiz - gemäss Gewässerschutzgesetz (GSchG Art. 80 Abs. 1 
und 2) und der R ichtlin ie über die w iederho lten  
Spülungen/Entleerungen von Stauanlagen - werden durch 5 
Dienststellen (DWK, DWF, DWL, DFJW und DUS) koordiniert. 
M andate wurden seit 2004 an vier Gruppen von Spezialbüros 
erte ilt und werden durch ein Pilotbüro geleitet. Diese Mandate 
decken schon mehr als die Hälfte der Walliser Einzugsgebiete. Die 
beiden restlichen Mandate werden 2005 erteilt. Die Planung sieht 
die Frist fü r die Ausstellung aller Sanierungsberichte und Notiz 
über U m w e ltve rträg lichke it (w iederho lten  Spülungen und 
Entleerungen von Stauanlagen) bis Oktober 2007 vor.

- Die DWK ist partnerschaftlich m it der WEG, dem Bundesamt für 
Wasser und Geologie (BWG) und anderen Partnern, an einem seit 
O ktober 2003 vom EPFL-LCH geführten Projektes über die 
Synergie zwischen der hydroelektrischen Produktion und der 3. 
Rhonekorrektion beteiligt. Dieses Projekt, das auf w ichtige Weise 
durch die Bundeskommission fü r die Technologie und die 
Innovation (KTI) gestützt ist, zielt auf die Integrierung öko logi
scher, sozioökonomischer Bedingungen und des Hochwasser

schutzes ab. Dies soll erlauben, im Laufe des Jahres 2005, die 
Pflichtenhefte des allgemeinen Projektes der 3. Rhonekorrektion zu 
ergänzen und so, die Abschnitte zu identifizieren, die erlauben w ür
den, Flusskraftwerke in dieser 3. Rhonekorrektion vollständig zu 
integrieren.

- Die DWK ist an einem Projekt Interreg HIB «ALPRESERV» der 
Europäischen Union beteiligt, das im November 2003 m it anderen 
Partnern in der Schweiz, Italien, Slowenien, Deutschland und 
Österreich gebillig t wurde. Das Ziel besteht darin, fü r 3 Jahre die 
Maßnahmen zu studieren, die dazu dienen, die Anhäufungs
prozesse der Sedimente in Stauanlagen, die Analysen der 
Sedim entsquellen und des Sedim entstransportes, die 
Bewirtschaftungsmethoden zu analysieren und Pilotaktionen zu 
führen. Eine Tagung w ird 2005 in Sitten organisiert, um die 
Kenntnisse der vorerwähnten Problematik zu präsentieren.

- Im Rahmen der Anwendung der Bundesverordnung über die 
Sicherheit von Stauanlagen (StAV) hat die DWK 2004, in 
Zusammenarbeit m it dem Bundesamt fü r Wasser und Geologie 
(BWG) und einem Expertenbüro, die Definition der kleinen 
Stauanlagen fo rtgese tz t, die der zukün ftigen  kantonalen 
Kontrolle unterw orfen werden. Ein Projekt w ird dem Staatrat 
Anfang 2005 vorgeschlagen.

- Der Kanton durch seine Dienststellen DWK + DE hat zwei 
Energieapéros über das Trinkwasserturbinieren im September in 
Sitten und im Oktober in Brig organisiert, um den Gemeinden die 
w irtschaftlichen Vorteile vorzustellen, die sie erwarten könnten. 
Eine Analysemethodik ist auf der Internetseite der DWK vorges
chlagen.

Behandelte Projekte

Unterwallis und M itte lwallis
- Chippis (Rhône): Das Konzessionserteilungsverfahren ist im 

Gange. Da die alten Konzessionen am 21. April 2004 fällig waren, 
hat der Staatsrat auf Begehren der WEG vorläufige Maßnahmen 
fü r den W eiterbetrieb der Anlage am 21. April 2004 getroffen.

- Chippis (Navizence): Das Konzessionsgenehmigungsverfahren für 
die 7 kom munalen Konzessionen ist im Gange. Der Staatsrat hat 
auf Begehren der GOUGRA vorläufige Maßnahmen fü r den 
W eiterbetrieb der Anlage am 21. April 2004 getroffen.

- Bramois-Sauteröt: Das Konzessionsgenehmigungsverfahren fü r 
die 7 kom m unalen Konzessionen ist im Gange. Die alten 
Konzessionen waren am 4. Januar 2004 fällig, deshalb hat der 
Staatsrat vorläufige Maßnahmen fü r den W eiterbetrieb der 
Anlage am 15. Dezember 2004 getroffen.

- Grande Dlxence: Die ehemalige Bauplattform  in Louvie und ein 
alter Bauplatz in Prafleuri (Gemeinde Hérémence) sind im Laufe 
des Jahres 2004 saniert worden.

- Mauvoisin: Die Bauarbeiten zur Erhöhung der Wasserfassung und 
des Grundablasses haben 2001 angefangen. Ihre Vollendung ist 
2006 vorgesehen. Ein Projekt über die Erstellung eines 
Freihaltevolumens fü r die Verm inderung von Hochwasserspitzen 
(wie in M attm ark realisiert) w ird durch die EPFL und durch DSFB in 
Zusammenarbeit m it der DWK und dem BWG studiert. Das Ziel 
besteht darin, einerseits die gegenw ärtig  un ternom m enen 
Bauarbeiten auszunützen, um das geplante HW -Schutzprojekt zu 
einem besseren Gestehungspreis zu realisieren und anderseits die 
Kosten dieser HW-Schutz-Lösung m it anderen Lösungen zu ver
gleichen.

- Fully: Da der A blauf der Konzession am 29. Juni 2005 stattfinde t 
und eine neue Konzession vorbereitet werden muss, wurde das 
Voruntersuchungsdossier eingere icht. Die be tro ffenen 
Dienststellen müssen ihre Vormeinungen abgeben.

- M artigny-Bourg: Ein neues Genehmigungsprojekt zu den 5 kom 
munalen Konzessionen w ird im Januar 2005 an den Staatsrat w e i
tergeleitet.

- Pallazuit: Das Verstärkungsprojekt der Talsperre Les Toules ist 
immer noch in der Studienphase.

- Orsières-Niollet: Die Dokumente fü r den Bau der zukünftigen 
Dotierungsanlagen von Dranses de Ferret und von Entremont sind 
in der Vorbereitung.



- Sembrancher: Der Heimfall fü r die Konzession Orsières findet im 
September 2006 bzw. fü r Sembrancher in 2015 statt. 
Verhandlungen sind im Gange.

- Vieux-Emosson: In einer Sitzung hat ATEL die DWK über ein 
Pumpspeicherwerkvorprojekt inform iert. Die Hauptdaten sind: 
Installierte Leistung: 600 MW, Energieproduktion: 1200 GWh. Die 
Diskussionen haben erlaubt, einen ersten rechtlichen Rahmen zu 
geben.

- Vernayaz (SBB): Die Vorabklärungen zwischen der SBB, der be tro f
fenen Gemeinden und dem Kanton fü r den Heimfall 2017 sind im 
Gange.

- Torrent de Soi: Die Baubewilligung wurde erteilt.
- Savièse: Die Genehmigung der Trinkwasserturbinierung ist erteilt 

w orden. Zur Genehmigung der Baupläne hat die Gemeinde die 
no twendigen Unterlagen noch nicht eingereicht.

- Isérables: Der Bau eines Kleinwasserkraftwerkes (Trinkwasser- und 
Wässerwasserturbinieren) w urde durch DGSE bew illig t und die 
Inbetriebnahme hat in 2004 stattgefunden.

- Conthey: Die Gem einde C onthey hat ein N utzungs
bewilligungsgesuch fü r ein Trinkwasserturbinierungsprojekt m it 7 
K leinkraftwerken (davon ein in Dare schon im Betrieb). Die ö ffen t
liche Auflage hat stattgefunden und das Genehmigungsverfahren 
ist im Gange.

Oberwallis
- Dala: Die Voruntersuchung (Art 8 UVPV) fü r die Erteilung der 5 

Gem eindekonzessionen hat 2000 sta ttge funden . Der 
Konzessionsablauf fü r die Gemeinden Inden und Leuk findet am 
21. November 2005 statt. Die Produktions- und Stromverteilungs
tätigkeiten sind geteilt worden. Die neue Gesellschaft KW Dala AG 
w ird  sich nur m it der Produktion beschäftigen und die 
Stromverteilung w ird  von der neuen Gesellschaft «Regionale ener
gie Lieferung Leuk AG» (ReLL ) übernommen.

- Kelchbach: Die Konzessionsinhaberin EWBN soll unterschiedliche 
Dotierwassermengen im Hinblick auf die Konzessionserteilung 
durch die Gemeinde Naters testen.

- Ackersand I: Das Konzessionsgesuch w urde im Februar 2003 
öffentlich aufgelegt. Da der Konzessionsablauf am 15. Januar 
2005 sta ttfinde t hat der Staatrat provisorische Massnahmen für 
den W eiterbetrieb der Anlagen am 14. Dezember 2004 getroffen.

- Argessa: Das Vorverfahren (Art. 13 WRG-VS) ist 2002 durch
ge führt worden. Provisorische Massnahmen fü r den W eiterbetrieb 
der Anlagen im unteren Turtmanntal w urden durch den Staatsrat 
bis 30 .05 .2005 ge tro ffen . Das Konzessionsgenehm igungs
verfahren w ird anfangs 2005 beginnen.

- Massaboden: Die SBB w ill das Ausgleichsbecken von Bitsch durch 
eine unterirdische Galerie ersetzen. Die DWK hat eine positive 
Vorm einung im Rahmen des Bundesverfahrens gegeben. 
M om entan verhindert ein Rekurs durch Private den Bau der 
Galerie.

- Bitsch: Die Electra Massa SA w ill zwischen dem Wasserschloss des 
Werkes Massaboden und der Massaschlucht ein Spülstollen reali
sieren. M om entan verhindert ein Rekurs durch Private den Bau des 
Stollens.

- Törbel: Das Trinkwasserturbinierungsdossier der Gemeinde Törbel 
ist im Oktober 2004 öffentlich aufgelegt worden.

- Turtig: Ein Vorverfahren hat fü r das W asserturbinierungsprojekt (2. 
Stufe Unterbäch-Turtig) stattgefunden. Dieses Projekt sieht vor das 
Wasser aus dem bestehenden Kraftwerk Unterbäch und die 
Abwasser der Ara auszunützen

Elektrische Linien und Schaltstationen

- Linie 380 kV  Nufenen: Der Bau dieser Linie dauert an.
- Linie 380 kV  Chamoson-Chippis: Nach der öffentlichen Auflage 

am Ende 2002 sind zahlreiche O ppositionen (Gemeinden, 
Privaten) zum Projekt entstanden. Deshalb sind zahlreiche 
Sitzungen zwischen dem eidgenössischen Starkstrominspektorat 
(ESTI), dem Kanton und den Opponenten in 2004 organisiert w o r
den. Für die Mehrzahl der Fälle wurden Konsenslösungen gefun
den. Deshalb hat der Staatsrat seine positive Vormeinung fü r das 
Projekt am Ende 2004 gegeben.

- Linie 65 kV  St-Triphon - Vernayaz - Vorziers: Das DGSE hat seine 
positive Vormeinung zu Händen des ESTI eingereicht. Der Bau ist 
Ende 2004 durch ESTI bew illig t worden.

Mobiltelefonnetz/Antennen auf HT-Mast und Kabeln

Es gab 2004 kein Gesuch. Dies zeigt, dass ein Gleichgewichtszustand
in diesem Bereich stattgefunden hat.

Sonderaktivitäten im Jahre 2004

- Paritätische Kommission fü r die Experten: Die Erneuerungs- und 
Unterhaltungsarbeiten wurden durch die DWK verfo lgt und 3 
Anlagen sind besichtigt worden (Bortelalp-Ganterbrücke, Blinne 
und La Dixence).

- Wasserkraftsteuer und Wasserzins: Nach dem Bundesgerichts
entscheid, der die Berechnung der Wasserkraftsteuer auf Grund 
der B rutto le is tung bestä tig t hat, w urden alle K ra ftw e rk 
gesellschaften gebeten, in Z u kun ft fü r jede Anlage alle 
Wasserverluste anzugeben, dam it diese in unseren Rechnungen 
berücksichtigt werden können.

- Entschädigungsbegehren fü r Verzicht a u f N utzung  der 
Wasserkraft: Der letzte fü r das RéchyTal vorbereitete Schutzvertrag 
ist im Herbst 2004 von den Gemeinden Grone, Chalais und Nax, 
dem Kanton und dem Bund unterschrieben worden. So sind 7 
Schutzverträge endlich unterschrieben worden. Durch die Walliser 
Gemeinden w ird so ein Gesamtbetrag von CHF 843 '028 bzw. für 
den Kanton CHF 805 '046 einkassiert.

- Interdisziplinäre Zusammenarbeiten: Die DWK hat an den m it den 
folgenden Arbeitsgruppen verbundenen Sitzungen te ilgenom 
men: Fünfjährige Expertise von Stauanlagen m it dem BWG, KW- 
Betreibern und Experten, Vorbereitung m it dem BWG der Tagung 
des Schweizerischen Talsperrenkomitees vom 17. und 18 Juni 
2004 in Martinach.

Elektrizitätserzeugung 2003-2004 
Hydrologisches Jahr - Erzeugung in GWh (Mio kWh)

Période Winter
(1.10-31.3)

Sommer
(1.4-30.9)

Jahr
(1.10-30.9)

Art GWh % GWh % GWh %

Wasserkraft
werke 4*192.011 45.0 5*113.713 55.0 9*305.724 100

Thermische
Kraftwerke 214.119 49.3 220.024 50,7 434.143 100

TOTAL 4*406.130 45.2 5333.737 54.8 9*739.867 100

Vergleich 2002-2003 /  2003-2004 
Erzeugung in GWh (mio kWh)

2001-2002 2002-2003 Variation in %

W asserkraft
werke
W in ter 4*380.973 4*192.011 -4.3
Sommer 6*812.095 5*113.713 -24.9
Jahr 11*193.068 9*305.724 -16.9

Thermische
Kraftwerke
W in ter 275.333 214.119 -14.1
Sommer 185.918 220.024 -8.5

Jahr 461.251 434.143 -11.3

TOTAL
W in te r 4*232.407 4*406.130 -4.8
Sommer 5*781.854 5*333.737 -24,4

Jahr 10*014.261 9*739.867 -16.6
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EINLEITUNG

Die Tätigkeiten eines Departements w ie  jenem der Erziehung, der 
Kultur und des Sports können auf Regions- und Kantonsebene oder 
zur Zeit des allgemeinen Austausches sogar landesweit oder m it 
mehreren Ländern verglichen und gemessen werden. Nach der 
vorläufigen Bilanz wäre es sicher angezeigt, unseren Standpunkt zu 
erweitern und die kritische Analyse nicht nur auf unsere unm itte l
bare Um gebung zu beschränken.

W enn man sich m it der Bildung näher auseinandersetzt, erkennt 
man, dass einige Fragen, die sowohl die B ildungspolitik beschäfti
gen als auch die Erwartungen der Bevölkerung widerspiegeln, in 
einer Perspektive gesehen werden müssen, die w e it über die 
W alliser Kantonsgrenzen h inausgeht. Zum Z e itp u n k t der 
Publikation der in ternationalen Resultate der PISA-Studie in Bezug 
au f die Resultate in den Fächern Lesen, M a th e m a tik  und 
Naturwissenschaft versteht man, dass einige W ochen vor der 
Bekanntgabe der internen Resultate in der Schweiz die nachste
hend a u fg e fü h rte n  Dossiers eine V ision und g rund legende 
Analysen voraussetzen, die w e it über die Betrachtungen der 
gegenw ärtigen Probleme unseres Kantons hinausgehen:
a) Harm onisierung von verbindlichen Standards fü r die Schüler am 

Ende des 2., 6. und 9. Schuljahres fü r zentrale Bildungsbereiche 
(Pecaro, Harmos)

b) Überlegungen zum Schuleintrittsalter
c) Problematik des Sprachenunterrichts in der Schule; welche 

Sprache hat Priorität, welchen S tellenwert soll sie einnehmen
d) Richtige Abgrenzung des Bildungs- und Erziehungsauftrages
e) Entw icklung der beruflichen und tertiären Ausbildungsgänge, 

die den echten Bedürfnissen der Gesellschaft entsprechen und 
von hoch stehender Qualitä t sind

f) K am pf gegen G ew alt, unkorrektes V erhalten und die 
Integrationsprob lem atik jedes einzelnen Jugendlichen

g) Gleiche Bedingungen fü r alle Bürgerinnen und Bürger als 
Zugang fü r kulturelle und sportliche Tätigkeiten

h) Überlegungen zur Orientierungsschule, hinsichtlich einer besse
ren Definierung dieser Schulstufe und die Verbindungen m it den 
nachfolgenden höheren Ausbildungen.

Im Übrigen ist es unabdingbar, bei attraktiven Projekten den w ir t 
schaftlichen und finanziellen Kriterien angemessen Rechnung zu 
tragen. Dem können sich w eder Regierung noch Parlament entzie
hen. Die A u fw ertung  säm tlicher A ngebote und Leistungen können 
nur durch Transparenz zwischen Kanton und Gemeinden sowie 
zwischen Departem ent und seinen Schulpartnern erfolgen.

M it G enugtuung dürfen w ir feststellen, dass die Walliser Schule im 
W esentlichen den heutigen Ansprüchen genügt und ihren A uftrag 
zur Zufriedenheit aller Beteiligten erfü llt. Auch die Jugend unseres 
Kantons setzt sich m it ihrem starken W illen und grossen Einsatz fü r 
das W ohl unseres Landes ein, ohne unsere Institutionen zu verges
sen, die sich sowohl im kulturellen und sportlichen Bereich enga
gieren, als auch in der Übernahme von Personen m it besonderen 
Bedürfnissen. Dies alles ist zu einem grossen Teil der Verdienst der 
effiz ienten Zusamm enarbeit zwischen den betroffenen Partnern, 
dem unseren Behörden ausgesprochenen Vertrauen, und all jenen, 
die m it Einsatz, W eitsicht und Pflichtbewusstsein ihre Aufgaben 
täglich erledigen.

Ein Verw altungsbericht kann auch die Gelegenheit sein, all jenen zu 
danken, die sich fü r das W ohl und den Respekt unseres Kantons 
einsetzen und dam it zur Solidarität beitragen. Er soll auch dazu 
dienen, denjenigen Personen unser Vertrauen auszusprechen, die 
sich pragmatisch fü r eine viel versprechende Zukunft des Wallis ein
setzen.

Der Vorsteher des Departements für 
Erziehung, Kultur und Sport

Claude Roch



ALLGEMEINE VERWALTUNG
Organisation und Personal

Dienststelle Anzahl
Etatstellen

Verwaltungs- und Rechtsdienst 26.70
Kantonale Dienststelle fü r die Jugend 54.95
Dienststelle fü r tertiäre Bildung 55.60
Dienststelle fü r Unterrichtswesen 29.10
Dienststelle fü r Berufsbildung 59.69
M ediathek Wallis (Kantonsbib liothek) 26.25
Kantonsarchiv 6.60
Kantonale Museen 13.60

Total 272.49

Parlamentarische Vorstösse
Motionen

3. 237 M otion  der DC-Gruppe M itte lwallis , durch die Herren 
Grossräte Pascal Rey (Suppl.) und Grégoire Luyet, be tre f
fend  Prävention gegen H anfkonsum  in den Schulen
(04.02.2003).

M o tion  in der Februarsession 2004 angenommen.

Die M o tio n  ve rla ng t die Herausgabe von klaren 
Disziplinarrichtlinien zuhanden der Berufsschulen und der 
kantonalen Schulen, um die Ausbreitung des Hanfkonsums 
in den Schulen zu bremsen. Der Staatsrat, durch das DEKS, 
w ill einerseits vorbeugend handeln und zwar im Rahmen 
des Gesundheitserziehungsprogramms, das in Revision ist, 
sow ie repressiv durch die A nw end ung  der in den 
gegenw ärtigen reglementarischen Bestimmungen vorgese
henen Sanktionen.

3. 240 M o tion  von Hrn. Grossrat Jean-Marie Schmid (CVPO) und 
Konsorten betreffend neues kantonales Bildungsgesetz
(04.02.2003).

M o tion  in Form eines Postulats in der Februarsession 2004  
angenom m en.

Die M otionäre wünschen ein neues Rahmengesetz über die 
Bildung, das dem Parlament im Jahre 2005 un terbre ite t 
w erden soll, um das aus dem Jahre 1962 stammende 
Schulgesetz, das hoffnungslos veraltet ist, abzulösen. Die 
M isserfolge der letzten zwei globalen Gesetzesprojekte, die 
zur Abstim m ung standen, haben gezeigt, dass das Walliser 
S timmvolk Teilrevisionen vorzieht. Der Staatsrat ist der 
Ansicht, dass es vernünftiger ist, zuerst ein Inventar der 
überflüssig gewordenen oder veraltete Bestimmungen zu 
erstellen und nachher die Gesetzesänderungen zu de fin ie
ren die, nach Thema und Kapiteln un terte ilt, e tappenw ei
se, nach Priorität geordnet und gemäss einem zu erstellen
den Zeitplan vorgeschlagen werden sollten.

3. 251 Postulat der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat René 
Constantin, be treffend Schulen: Änderung des Reglements 
be treffend die Normen fü r die Zusammensetzung der 
Klassen (05.06.2003)
(M otion  in ein Postulat um gewandelt).

M o tion  in de r Februarsession 2004 angenom m en in Form 
eines Postulats un te r Vorbehalt.

Durch diese Intervention schlagen der Verfasser und seine 
Gruppe vor, dass die gegenw ärtigen Normen über die 
Eröffnung, die Beibehaltung und die Schliessung von 
Klassen in der ob liga to rischen  Schule m it grösserer 
F lex ib ilitä t angew ende t und ergänzt w erden sollten. 
O bwohl bei der A nw endung dieser Normen den örtlichen 
K ontingenten und E inschränkungen bereits Rechnung

getragen w ird , sollten die Erfahrungen und Lehren der letz
ten Jahre erlauben, das System zu verbessern. Der 
Staatsrat, durch das DEKS, ist bereit, neue Organisations
form en von Primarklassen zu studieren und vorzuschlagen. 
Es muss allerdings unterstrichen werden, dass die Anzahl 
Schüler pro Klasse nicht das einzige Kriterium ist, um einen 
qualita tiv hoch stehenden U nterricht zu erreichen.

3. 274 Postulat der Herren Grossräte Pascal Rey (Suppl.) (PDCC), 
Dom inique Savioz (PaCS), René Constantin (PRD), Roland 
Carron (PDCB) und Frau Grossrätin Laetitia Massy (Suppl.) 
(PRD) betreffend Walliser Geschichte im obligatorischen 
Schulunterricht (04.03.2004)
(M otion  in ein Postulat um gewandelt).

M o tion  in Form eines Postulats in der Novembersession 
2004 angenom m en und in der Dezembersession 2004 als 
h in fä llig  erklärt.

Postulate

3. 233 Postulat der sozialistischen G ruppen des Ober- und 
Unterwallis, durch Frau Grossrätin Susanne Hugo-Lötscher, 
Frau Grossrätin Francine Cutruzzolä und Hrn. Grossrat 
(Suppl.) Rolf Eggel, be tre ffend  Fem inisierung des 
Lehrberufs (06.12.2002).

Postulat in der Januarsession 2004 angenommen.

Angesich ts der im m er stärkeren Fem inisierung des 
Lehrberufes, vor allem auf der Primarstufe, und des schwa
chen Anteils der männlichen Studierenden an der PH-Wallis 
b itten die Verfasser des Postulats den Staatsrat, die Gründe 
zu erm itte ln und Massnahmen zu tre ffen, um dieser 
Entw icklung entgegenzuwirken. Anerkennend, dass es fü r 
Kinder und Jugendliche w ich tig  ist, Erziehung und Bildung 
sowohl von weiblichen als auch von männlichen Personen 
verm itte lt zu bekommen, w ird  der Staatsrat, durch das 
DEKS, alles daran setzen, um die Situation durch gezielte 
A ktionen im Rahmen der PH-Wallis und der Revision des 
Status der Lehrpersonen, zu verbessern.

3. 238 Postulat von Hrn. Grossrat A lbert Bétrisey (PRD) betreffend 
D urch füh rung  eines Ski-W eltcup-Rennens im W allis
(04.02.2003).

Postulat in de r Februarsession 2004 angenommen.

O bw o h l das W allis säm tliche Bedingungen fü r  die 
D urchführung und Garantien fü r die Organisation von Ski- 
W eltcup-Rennen besitzt, b itte t der Verfasser des Postulats 
den Staatsrat, eine Zweckmässigkeitsanalyse fü r ein solches 
Projekt durchzuführen und zu definieren, welche Rolle er 
dabei zu spielen hätte. Der Staatsrat erklärt sich bereit, w ie 
es übrigens bis anhin der Fall war, sämtliche Schritte von 
sportlichen, touristischen und w irtschaftlichen Kreisen des 
Kantons bei den na tiona len und in te rna tio na le n  
Entscheidungsinstanzen zu unterstützen, dam it der Kanton 
Wallis m it der regelmässigen Durchführung eines solchen 
W ettkam pfes be traut w ird.

3. 244 Postulat der HH. Grossräte D om inique Savioz (PaCS), Yves 
Ecceur (PS), V incent Bonvin (PDCC), Pascal Rey (Suppl.) 
(PDCC), Hans Schwestermann (CSPO), Grégoire Luyet 
(PDCC), Rolf Eggel (Suppl.) (SPO), René Constantin (PRD), 
Beat A b g o ttsp o n  (CVPO), Frau Grossrätin Mercedes 
M eugnier-Cuenca (PS) und Konsorten betreffend Normen 
fü r  die E rö ffnung und Schliessung von Klassen
(06.02.2003).

Postulat un te r Vorbehalt in der Februarsession 2004 ange
nom m en (idem 3.251).

3. 250 Postulat von Hrn. Grossrat (Suppl.) Thomas Studer (SPO) 
betreffend Anstellungsverhältnis des Walliser Lehrpersonais
(05.06.2003) (Interpellation in ein Postulat um gewandelt).

Postulat in der Januarsession 2004 angenommen und in der 
Märzsession 2004 als hinfällig erklärt, da bereits realisiert.



3. 256 Postulat der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat René 
Constantin, betreffend A u fw ertung  des K indergartens und 
der obligatorischen Schule (Primarschule, Sekundarstufe I)
(04.09.2003).

Postulat in der Maisession 2004 angenommen.

Im Namen seiner G ruppe ersucht der Verfasser des 
Postulats, dass fü r die A u fw ertung  des Kindergartens und 
der obligatorischen Schule Massnahmen in verschiedenen 
Bereichen ge tro ffen werden. Der Staatsrat und das DEKS

nehmen gerne Vorschläge entgegen, die beitragen, die 
Q ualität, die Effizienz und die W irksam keit der Schule zu 
verbessern. Die em pfohlenen Massnahmen sind jedoch 
bereits Bestandteil eines vorrangigen Dossiers, m it w e l
chem sich das DEKS, in Zusammenarbeit m it den w ich tig 
sten Partnern und Verantwortlichen der Erziehung, be
schäftigt.

VERWALTUNGS- UND 
RECHTSDIENST

Gesetzgebung
Neben den ordentlichen und allgemeinen Aufgaben rechtlicher 
Natur, w ie  die Vorbereitung von Verfügungen und Stellung
nahm en, schriftlichen und m ündlichen Rechtskonsulta tionen, 
Beratung und Interpretation der durch das Departem ent anzuwen
denden Bestimmungen, Repräsentationen des Departements in 
verschiedenen ausserkantona len O rganisationen , w a r die 
D ienstste lle  im Jahr 2004 m it der A usarbe itung  fo lg ende r 
Gesetzestexte beschäftigt:
- Ä nde rungen  vom  28. A pril 20 04  der V ero rdnung über 

A u fna hm e  und G rundausb ildung an der Pädagogischen 
Hochschule

- A llgemeines Reglement vom 17. Dezember 2003, über die 
M itte lschulen

- Reglement vom 7. Juli 2004 der Schweizerischen Tourismus
fachschule

- Reglement vom 14. Juli 2004 betreffend Urlaube und die im 
Rahmen der ob liga to rischen  S chu lp flich t anw endbaren 
Disziplinarmassnahmen

- Änderung vom 28. September 2004 des Reglements über das 
Dienstverhältnis des Personals der Fachhochschule Wallis fü r 
Gesundheit und Soziale A rbe it

- Änderung vom 28. September 2004 des Reglements über die 
Besoldung des Personals der Fachhochschule W allis fü r 
Gesundheit und Soziale A rbe it

- Änderung vom 27. O ktober 2004 des Reglements fü r die 
Studiengänge der Fachhochschule Wallis.

Kulturelle Tätigkeiten
Kulturrat

Für die Erledigung seiner Aufgaben ist der Ku lturra t im Jahre 2004 
zu vier ordentlichen Plenarsitzungen zusam m engekom m en; die 
M itg lieder des Kulturrates p rüften anlässlich dieser Sitzungen ins
gesamt über 450 Subventionsgesuche.

Auch im Jahre 2004 w äh lte  eine vom Kulturrat eingesetzte Fachjury 
aus den zahlreichen Eingaben die besten CD-Produktionen des 
Jahres aus.

Kulturpreise des Staates Wallis

A u f Vorschlag des Kulturrates verlieh der Staatsrat den Kulturpreis 
des Kantons Wallis fü r das Jahr 2004 an den in Sitten w ohnhaften  
Oberwalliser Photographen Oswald Ruppen.

Die Förderpreise erhielten die Schauspielerin Barbara Maurer, Brig /  
Zürich, die Schriftstellering Noëlle Revaz, Vernayaz /  Lausanne und 
der Filmemacher Frédéric M erm oud aus Venthöne /  Lausanne.

Unterstützungsbeiträge an Nachwuchskünstler

Im Jahre 2004 gewährte der Staatsrat auf Vorschlag des Kulturrates 
Unterstützungsbeiträge an fo lgende Nachwuchskünstler: Martina 
Gmuer, Installationen, Malerei, M ünster /  Basel; Nadine Kuehne, 
Installationen, Malerei, Sitten; Hagar Schmidhalter, Installationen, 
Malerei, Raron /  Basel; Céline Studer-Henning, Konfektion, Brig.

Künstleratelier in Berlin

Im Jahre 2004 belegten die Visper Künstlerin Sibylla W alpen sowie 
die Tänzerin Séverine Zufferey aus St-Luc während je 6 Monaten 
das Künstleratelier des Kantons Wallis in Berlin.

Kulturleitbild

Die im letzten Jahre vom Kulturrat eingesetzte A rbe itsgruppe unter 
der Leitung von M agister Hubert Theler hat die Lagebeurteilung der 
ö ffentlichen K ulturpo litik  und -a rb e it im Kanton Wallis fortgesetzt. 
Als Resultat dieser A rbe it soll, w ie  angekündigt, das künftige 
Kulturle itb ild  fü r den Kanton Wallis entstehen.

Kulturaustausch Wallis -  Obwalden

Der K u ltu rra t des Kantons W allis lud die M itg lie d e r der 
Kulturkom m ission des Kantons Obwalden zu einem Besuch des 
Museums fü r Geschichte auf Valeria ein. Dieser K ontakt soll auch in 
Zukunft w e ite r vertie ft werden.

Kontakte

Der Kulturbeauftragte  pflegte, w ie bisher, regelmässige Kontakte 
zu den ausserdepartementalen Stellen im Rahmen der Konferenzen 
der Kulturdelegierten der Westschweiz, - die er in den Jahren 2003- 
2004 präsidierte -, der Innerschweiz und der gesamten Schweiz. Er 
ist auch M itg lie d  der A rbe itsgruppe be tre ffend  das K u ltu r
förderungsgesetz gemäss A rtike l 69 der Bundesverfassung

Der Kulturdelegierte ist w eiterh in M itg lied der W alliser Delegation 
der Loterie Romande.

Jugend +Sport
- Jugendausbildung

2004 haben die J+S-Coaches 552 J+S-Angebote angemeldet. 
Davon haben 24 '205  Jugendliche im A lter von 10 bis 20 Jahren 
in 33 Sportarten in 1 '731 Kursen oder Lagern teilgenom m en, die 
von 3 '820  J+S-Leitern ge führt oder m itge le ite t w urden.

- Aus- und W eiterb ildung des Kaders
Seit der E inführung von «J+S 2000» hat das Wallis 757 Coaches 
ausgebildet. 1 '694 Coaches, Experten und Leiter haben an einer 
Aus- oder W eiterb ildung im Jahre 2004 te ilgenom m en. 2003 
waren es T 155, was einer Zunahme von 539 (+46.66% ) en t
spricht.



Das J+S-Amt hat 49 (+6) Grundausbildungsm odule, W eiter- 
b ildungsm odule und Eintrittsteste von einem Tag bis zu einer 
W oche durchgeführt.

Finanzielle Beteiligung des Bundes
Die finanzielle Beteiligung des Bundes zugunsten der Ausbildung 
des Kaders und der Jugendlichen beläuft sich auf Fr. 2 '632 '559.-. 
Sie erhöhte sich um Fr. 2 5 6 7 8 2 .7 0  (+ 10.81 %).

Unterstützung des Walliser Sports

Bis zum Jahre 2002 erhie lt der Sport als einzige U nterstützung sei
tens des Schweizer Zahlenlottos den G egenwert von 25%  ihres 
Gewinns. Seit 2004 und im Anschluss an das Einvernehmen zw i
schen Swisslos und der Loterie Romande w urde beschlossen, den 
Sport nicht nur am Gewinn des Lottos sondern aller Glückspiele 
te ilhaben zu lassen. So w ird  denn ein Sechstel der Gewinne dem 
W estschweizer Am ateur-Volkssport gew idm et.

M it diesem neuen VerteIIsystem ist der Anteil fü r das Wallis von Fr. 
2'001 '938 .- im Jahre 2003 auf Fr. 3 '50 4 '224 .- im Jahre 2004 (+ Fr. 
1 '502 '286.-, oder + 75 % ) angestiegen.

Diese Fr. 3 '50 4 '224 .- w urden w ie  fo lg t neu verteilt:
- Fr. 2 '1 9 5 '3 9 6 -  in Form von jährlichen Subventionen an die kan

tonalen Sportverbände
- Fr. 1 '087 '273 .40  in Form von gezielten Unterstützungen an 

Vereine, Clubs und Sportverbände fü r sportliche Installationen, 
den Kauf von Material sowie fü r spezielle Tätigkeiten

- Der Saldo von Fr. 221 '554 .60  w ird  dem Sportfonds zugeteilt.

Kantonales Sportzentrum Ovronnaz

Die Übernachtungen setzten sich von 13 '129 im Jahre 2003 auf 
12 '238  im Jahre 2004 herab. Dies entspricht einer Verringerung 
von 891 (6 .78% ).

Stipendien und Ausbildungsdarlehen
Tätigkeit

Die kantona le  Kommission fü r S tipendien und A usbildungs
darlehen ist im Jahr 2004 neunmal zusam m engetreten. Die 
Mehrzahl ihrer Sitzungen hat sie der Prüfung von Gesuchen 
gew idm et.

Sie hatte ebenfalls Gelegenheit, verschiedene, m it der Ausrichtung 
von Ausbildungsbeiträgen zusammenhängende Probleme zu prü
fen.

Geprüfte Gesuche

KANTONALE DIENSTSTELLE 
FÜR DIE JUGEND

Administrative Sektion
ln Anlehnung an den Beschluss vom 9. Mai 2001 übernimmt die admi
nistrative Sektion (AS) die Rechnungsstellung und das Inkasso der 
Gebühren der verschiedenen Abteilungen und Bereiche der 
Dienststelle. Für die Anschaffung von erforderlichen Hilfen an notlei
dende Familien konnte die Dienststelle einen Betrag von 
Fr. 8'000.-, der über den Alkoholzehntel zuerkannt wurde, einsetzen.

Budgetbesprechungen und die Kontrolle der Jahresrechnungen der 
verschiedenen Erziehungsheime, die vom Kanton und mehrheitlich 
vom Bund anerkannt sind (Bundesamt für Justiz), stellen einen w ichti
gen Arbeitsbereich dar.

Im Planungsbericht der stationären sozialpädagogischen Einrichtungen 
werden die Angebote, Leistungen, die Tageskosten und 
Belegungszahlen differenziert dargestellt. Der Bericht orientiert zudem 
über ausserkantonale Platzierungen von Kindern die in unserem 
Kanton wohnen.

Unser Kanton verfügt über 251 Ferienkolonien, die bei uns registriert 
sind. In Zusammenarbeit m it anderen Dienststellen kontrolliert die AS 
Ferienkolonien, die M inderjährige aufnehmen und bereitet die 
Betriebsbewilligungen vor. 129 Ferienkolonien verfügen über eine 
Betriebsbewilligung. 40 Gesuche sind in Bearbeitung. 30 
Einrichtungen sind zwecks Vormeinung bei einer anderen Dienststelle 
in Abklärung. 52 Einrichtungen wurden archiviert, wovon einzelne neu 
evaluiert werden müssen.

673 Dossiers fü r Kinder m it schweren Sprachgebrechen im Vorschul- 
und im Schulalter wurden behandelt. Der vom BSV überwiesene 
Pauschalbetrag belief sich auf Fr. 3 '025 ‘ 140.- der für Abklärungen und 
pädagogisch-therapeutische Leistungen ausbezahlte Betrag belief sich 
auf Fr. 3 '194 '421.55.

Die kantonalen Beiträge an die Gehälter des Erziehungspersonals und 
die Erziehungsmaterialien für die familienexterne Tagesbetreuung von 
Kindern sind gestiegen. Leistungen werden ausgerichtet, wenn die 
Einrichtungen über eine Betriebsbewilligung verfügen, einem von der 
Gemeinde bestätigten Bedürfnis entsprechen, einen Leistungsvertrag 
abgeschlossen haben und mindestens 12 Stunden pro Woche geöffnet 
sind. 67 Einrichtungen wurden unterstützt. Davon sind 58 im franzö
sischsprachigen Kantonsteil und 9 im Oberwallis. Der für diesen 
Bereich ausbezahlte Betrag belief sich auf rund Fr. 4,1 Millionen. 12 
Vereinigungen fü r die Tagesmütter erbringen Leistungen in diesem 
Bereich. Davon sind 8 im Unterwallis und 4 im Oberwallis tätig.

Gesuche Gesuche

Gymnasiale Maturitä tsschulen 802 655
Andere Schulen fü r A llgem einbildung 181 137
Vollzeit-Berufsschulen 376 310
Berufslehren 433 242
Berufsm aturitäten 52 24
Höhere Berufsbildungen 256 220
Fachhochschulen 635 558
Universitäten und Eidg. Techn. Hochschulen 1 '349 1 ’221
W eiterb ildung 20 18

Total 4 ’104 3'385

Gestellte Entsprochene J u g e n d d e le g i f iT t G T

Entwicklung der Zahl der Gesuche von 1997 bis 2004

1997 3 '382 2001 3 7 8 8
1998 3 '603 2002 3 ’825
1999 3 '691 2003 3 '980
2000 3 '851 2004 4 '104

Die kantonale Jugendkommission setzte ihre Arbeit gemäss der von ihr 
eingeschlagenen Strategie fort.

Lokale und regionale Jugendprojekte

Die Jugendkommission behandelte im vergangenen Jahr 90 Gesuche 
um finanzielle Unterstützung. 80 Anfragen konnte ein 
Unterstützungsbetrag zugesprochen werden. 25 Gesuche stammten 
aus dem Oberwallis, 32 aus dem Mittelwallis und 23 aus dem 
Unterwallis. Damit ist uns ein wichtiger Schritt in Bezug auf die regio
nale Verteilung gelungen.

Kantonale Jugendprojekte

Im Vordergrund standen 2004 die Theateraufführungen zum 
Leitthema «M iteinander leben», die von je einer Gruppe von 
Oberwalliser und Unterwalliser Jugendlichen in 20 verschiedenen 
Ortschaften aufgeführt wurden. Der Jugendförderpreis wurde in Leuk 
an folgende Preisträger verteilt: Tanzatelier «Cocoon» aus Leuk, die 
«Fondation Action jeunesse» und das Mouvement «Relais».

Strukturarbeiten

Die Strukturprojekte in Gemeinden und Regionen, welche noch über



keine Einrichtungen zugunsten der Jugendlichen verfügen, wurden 
fortgesetzt. Im Goms, im Saastal, im Val d'Anniviers und im Vallée de 
Bagnes erarbeitet der Jugenddelegierte gemeinsam mit Jugendlichen 
vor Ort nachhaltige Strukturen zugunsten der Jugend. Im Weiteren 
unterstü tzte der Jugenddelegierte Jugendliche aus Collombey, 
Sembrancher, Ayent, Arbaz, Nendaz, Evolène, Saas-Grund, Emen und 
Münster bei der Planung und Realisierung von Jugendlokalitäten, 
Kletterwänden bzw. Skate-Parks.

Jugendkommission

Die Jugendkommission verabschiedete im vergangenen Jahr ein 
Inform ationskonzept, um die Angebote des Staates in Sachen 
Jugendarbeit noch besser zu verbreiten. Im Weiteren beschäftigte sie 
sich m it einem «Leitfaden zuhanden der Verantwortungsträger in den 
Gemeinden», der dazu dienen soll, die Jugendarbeit auch auf 
Gemeindeebene zu fördern.

Mitarbeit auf schweizerischer Ebene

Auf schweizerischer Ebene laufen die Vorbereitungen auf das nationa
le Projekt «72 Stunden und die Schweiz steht Kopf», welche im 
September 2005 stattfinden wird.

Amt für Kindesschutz
Erstmals seit dem Bestehen des Amtes für Kindesschutz verfügt dieses 
über ein elektronisches Dossier-Erfassungssystem (GED-SCJ), aus w el
chem auch die vorliegende Statistik hervorgeht. Dieses System wird uns 
in Zukunft erlauben, noch genauere Angaben über unsere Tätigkeit zu 
machen.

Im Jahr 2004 haben w ir erneut eine bemerkenswerte Zunahme der 
durch unser Am t übernommenen Fälle festgestellt. Diese Tendenz der 
Fallzunahme zeigt sich nun schon stetig über die vergangenen 5 Jahre. 
Im Vergleich zwischen den im Jahr 2000 betreuten 988 Fällen, steht die 
Fallzahl fürs Jahr 2004 bei 1342, was einer ungefähren Zunahme von 
36 % entspricht.

Die Fallzahlen im Bereich der Artikel 307 und 308 ZGB werden immer 
problematischer. Im Lichte dieser andauernden Zunahme der Fallzahlen 
hat das A m t die Möglichkeit geprüft, einen Teil der Aufträge in den 
Jahren 2003 und 2004 an Privatpersonen zu delegieren, namentlich 
Aufträge im Sinne von Artikel 307 ZGB (Erziehungsaufsicht) und Artikel 
308 (Erziehungsbeistandschaft). Leider haben sich trotz öffentlichen 
Veranstaltungen und Ausbildungstagen für den gesamten Kanton nur 
15 Personen für diese Aufgabe zur Verfügung gestellt. Im vergangenen 
Jahr wurde m it dem Verband der Walliser Gemeinden bezüglich der 
Übernahme derartiger Mandate und der Zusammenarbeit zwischen 
den Gemeinden und unserm Am t gesprochen.

Entsprechend den e-DIKS-Vorgaben fü r die Verwaltungsführung hat 
das Am t alle Mandate im Hinblick auf die definierten Prioritäten im 
Rahmen der zu erbringenden Leistungen ausgeführt. Namentlich im 
Bereich fo lgender Leistungen zugunsten der entsprechenden 
Auftraggeber:
- die Bezirksgerichte, fü r welche w ir im Jahre 2004 132 Fälle über

nommen haben
- die Vormundschaftsämter, für welche w ir 746 Fälle übernommen 

haben, was einer Zunahme von 99 Fällen im Vergleich zum Jahr 
2003 entspricht; bezogen auf die Fallzahlen von Erziehungs
aufsichten und Erziehungsbeistandschaften ergeben sich 408 Fälle, 
also 32 mehr als im Jahr 2003

- das Jugendgericht, für welches w ir 92 Fälle, also 12 Fälle mehr als im 
Vorjahr übernahmen und den Vollzug gewährleisteten

- die Dienststelle für Zivilstandswesen und Fremdenkontrolle, für 
welche w ir 207 Fälle übernommen haben. Für diese Dienststelle 
erbringen w ir Leistungen bei Namensänderungsgesuchen und im 
Bereich der nationalen und internationalen Adoption. Diesbezüglich 
g ilt es festzuhalten, dass die Ratifikation der Haager Konvention 
über die internationale Adoption durch die Schweiz einen beträcht
lichen Mehraufwand abverlangt. In der Funktion als kantonale 
Zentralbehörde haben w ir nun den grössten Teil der Aufgaben zu 
übernehmen, die vorgängig durch die Adoptionsvermittlungsstellen 
ausgeführt wurden. Dies wohlgemerkt, ohne zusätzliche personelle 
Ressourcen.

- Im Bereich der Adoption wurden 80 Erstabklärungen im Jahr 2004 
vorgenommen, was einer Zunahme von 20 Gesuchen im Vergleich 
zum Jahr 2003 entspricht

- w ir haben auch 114 Familien sozialpädagogische Familienhilfe 
bewilligt und in diesen Fällen die Oberaufsicht wahrgenommen.

Von insgesamt 1342 betreuten Fällen im Jahr 2004 sind 314 Neu
anmeldungen, 63 alte wieder gemeldete Fälle und 965 laufende Fälle.

Die Zahl der Platzierungen von Kindern in sozialpädagogischen 
Einrichtungen des Kantons hat leicht zugenommen. Im Jahr 2004 w ur
den insgesamt 148 Jugendliche in diesen Einrichtungen platziert. Im 
Vorjahr waren es 136 Kinder und Jugendliche, die in einer sozialpäda
gogischen Institution platziert werden mussten. Das Gesamttotal der 
ausserkantonal platzierten jungen Menschen belief sich auf 17 Kinder 
fürs Jahr 2003.

Diese leichte Zunahme der Platzierungen in Institutionen ist sympto
matisch für die Chronifizierung von Problemlagen, der sich unsere 
Walliser Jugend ausgesetzt sieht. Insbesondere im Zusammenhang mit 
Schwierigkeiten bezüglich dem Respekt von Normen und überforder
ten familiären Systemen (höhere Scheidungsrate, Anstieg der Zahl der 
Einelternfamilien).

Bereich Kleinkind

Dieser Sektor ist eine bemerkenswerte Unterstützung fü r die öffentli
chen kommunalen Gemeinwesen im Zuge der Umsetzung der Artikel 
32 ff. des Jugendgesetzes (fam ilienexterne Tagesbetreuung von 
Kindern zwischen 0 und 12 Jahren). Es ist erfreulich feststellen zu kön
nen, dass die Angebots-Struktur stetig wächst.

Zentrum für Entwicklung und Therapie des 
Kindes und Jugendlichen (ZET)
- Anzahl Fälle 4'244
- Anzahl Interventionen 32'964
-N eu Fälle 1 '837
- Alte Fälle 584
- Laufende Fälle 1 '426
- Fälle in Institutionen 397

Die Abteilung erbringt jährlich einen beträchtlichen Versorgungs
auftrag an Kindern und Jugendlichen im Rahmen ihrer 
Untersuchungen, Abklärungen von Entwicklungsstörungen, verschie
dener therapeutischer Leistungen und erziehungsberaterischer Hilfen 
betreffend verschiedene Bereiche der kindlichen Entwicklung (psy
chische, soziale, verhaltensmässige, logopädische, psychomotorische 
und schulische).

Jahr Anzahl Fälle Anzahl Interventionen

1984 1 '679 14 '4 1 3
1994 3 '4 1 3 32 '180
2004 4 7 4 4 32 '964

In den vergangenen Jahren hat die Zahl der betreuten Kinder und der 
erbrachten Leistungen ständig zugenommen. Gleichzeitig haben die 
verschiedenen Partner des ZET das Fortbildungsangebot dieser 
Abte ilung der Dienststelle stärker beansprucht und dam it ihre 
Wertschätzung gegenüber den Mitarbeiterinnen des ZET unterstrichen.

Anmeldeinstanzen

Die Eltern (61%) sind zunehmend die stärksten Gesuchsteller für 
Leistungen im Rahmen des ZET. Die Schule m it 24%  der Anmeldungen, 
die Ärzteschaft, die heilpädagogischen und sozialpädagogischen 
Einrichtungen, die Sozialdienste, die Vormundschaftsämter und die 
Gerichte sowie die sozialmedizinischen Zentren melden zusammen 
rund 15% der zugewiesenen Fälle an.

Jugendliche zwischen 12 und 16 Jahren stellen eine Gruppe von 
betreuten jungen Menschen dar, die zahlenmässig ständig zunimmt 
(28 %). Diese Entwicklung hatte sich in den letzten Jahren in ihrer 
Tendenz stabilisiert.



Therapeutische Arbeit

Verhaltensstörungen im schulischen Bereich oder innerhalb der Familie 
machen rund 40%  der Neuanmeldungen aus. Diese Feststellung 
stimmt m it gesellschaftlichen Entwicklungen überein. Die Angst nicht 
der Norm zu entsprechen, wird von narzisstischen Tendenzen über
deckt, denen die Konfrontation im Alltag o ft feh lt und damit eine 
herabgesetzte Frustrationstoleranz aufweisen.

Sitzungen mit den Eltern, m it der Familie, m it den Lehrpersonen oder 
m it anderen fü r das Kind wichtigen Personen, ohne direkte Betreuung 
des Kindes, stellen rund 40%  der gesamten Leistungen dar. Diese 
Arbeit beabsichtigt die Ressourcen des kindlichen Umfeldes einzuset
zen und will vermehrt ganzheitliche Ansätze in die klinische Arbeit ein- 
fliessen lassen.

Präventive Arbeit

Um den neuen Störungsbildern von Kindern wirksam zu begegnen, ist 
die interdisziplinäre Zusammenarbeit immer wichtiger. In diesem Sinne 
beteiligen sich Mitarbeiter des ZET in der Aus- und Fortbildung von 
Fachpersonen im Sozial- und Gesundheitsbereich, bieten Supervisionen 
an fü r Sozialpädagogen, Lehrpersonen und schulische Heilpädagogen. 
Die umfassende Tätigkeit im Rahmen der schulischen Mediation ist in 
einem Bericht dokumentiert.

Am bemerkenswerten Ausbau der fam ilienexternen Tages
betreuungsstätten beteiligte sich die Abteilung m it Beratungen, 
Fortbildungskursen und Supervisionen der Kleinkindererzieherinnen,

Im Auftrag von Elternvereinen, dem Verein Schule & Elternhaus und 
Vereinen, welche die Förderung der Entwicklung der Kinder zum Ziele 
haben, wurden im vergangenen Jahr mehrere Vorträge durch 
Fachpersonen des ZET gehalten. Thematisch wurden entwicklungspsy
chologische Inhalte, Erziehungsfragen und Verhaltensauffälligkeiten 
von Kindern behandelt.

Weiterbildung und Ausbildung für Praktikanten

23 Studenten verschiedener Hochschulen konnten in den 
Regionalstellen der Abteilung ein klinisches Praktikum absolvieren. 
Grundsätzlich handelt es sich um erforderliche Praktika während der 
universitären Ausbildung und Praktika, die nach Erhalt des Lizenziates 
erforderlich sind, um einen Diplomabschluss zu erhalten. Die 
Praktikanten kommen aus den Fachbereichen Psychologie, Logopädie 
und Psychomotorik. Die Praktikumsdauer variiert zwischen 3 und 9 
M onaten. Verschiedentlich konnten Praktika arbeitslosen 
Hochschulabgängern angeboten werden.

Abteilung für Kinder- und Jugend
psychiatrie und Psychotherapie (AKJP)
Einleitung

Die Versorgung der psychisch kranken Kinder und Jugendlichen wird 
subsidiär zu den privat tätigen Kinder- und Jugendpsychiatern (insge
samt 4 im Kanton) vom kantonalen Dienst fü r Kinder- und 
Jugendpsychiatrie wahrgenommen. Dieser besteht aus der ambulant 
tätigen Abteilung für Kinder- und Jugendpsychiatrie der Dienststelle für 
die Jugend (AKJP) und dem stationären Zentrum für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie, welche im Spital Siders und entsprechend im 
Gesundheitsnetz Wallis integriert ist. Zwischen diesen beiden Sektoren 
besteht eine enge Zusammenarbeit zur Nutzung von Synergien, insbe
sondere in Bezug auf:
- die Prävention und Behandlung psychisch kranker Kinder und 

Jugendlicher
- die Organisation eines 24-Stunden Pikettdienstes
- die Weiterbildung der Assistenzärztinnen und -Aerzte in Kinder- und 

Jugendpsychiatrie.

Aktivitäten

Die Anfragen seitens der Eltern, der Aerzte- und Lehrerschaft für 
ambulante Therapien von psychisch kranken Kindern und Jugendlichen 
(z.B. Depressionen, Aufmerksamkeitsdefizit- und Hyperaktivitäts - 
Syndrom (ADHS), Esstörungen, Gewalt, etc.) nehmen jährlich zu. Das 
Stellenetat der AKJP erlaubt insgesamt die Behandlung von ca. 100 
Fällen pro Jahr und ca. 1000 Therapiestunden. Im Jahr 2004 haben die 
vier te ilzeitlich angestellten Kinder- und Jugendpsychiater (in

Ausbildung) insgesamt 152 Fälle (Monthey/Martigny 51; Sion/Sierre 
56; Visp/Brig 45) behandelt und 1025 Therapiestunden durchgeführt. 
Es handelt sich durchwegs um dringend nötige Abklärungen und 
Kurzzeittherapien. Leider können aus Zeitgründen nur in den seltens
ten Fällen intensivere Psychotherapien durchgeführt werden.

Pikettdienst

Der vor einem Jahr in Zusammenarbeit m it dem Zentrum für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie in Siders begonnene 24-Stunden-Pikettdienst 
hat sich bestens bewährt. Der Pikettdienst gibt jederzeit Auskunft über 
Möglichkeiten einer adäquaten Therapie fü r Kinder und Jugendliche 
(Triage) und bemüht sich, in dringenden Fällen innerhalb von 24-36 
Stunden eine kinderpsychiatrische Kurzevaluation vorzunehmen 
(Konsilium). Der Pikettdienst verlangt ein extrem hohes Mass an jährli
cher Präsenzzeit fü r die diensttuenden Aerzte.

Weiterbildung

Erstmals wurde der Kinder- und Jugendpsychiatrische Dienst Wallis 
(KJPD) als W eiterbildungsstätte der FMH zur Erlangung des 
Spezialarzttitels fü r Kinder- und Jugendpsychiatrie evaluiert. Der KJPD 
erhielt durchwegs ausgezeichnete Qualifikationen. Entsprechend ist 
das Interesse bei den Assistenzärzten für eine W eiterbildung im KJPD 
Wallis gross. Es ist wünschenswert, entsprechende Assistentenstellen 
im KJPD zu erhöhen, um mittelfristig zu erreichen, dass sich vermehrt 
dringend benötigte Kinder- und Jugendpsychiater im Kanton nieder
lassen werden.

Amt für heilpädagogische Frühberatung
Das Am t für heilpädagogische Frühberatung (AHFB) betreut Kinder mit 
schweren Entwicklungsverzögerungen, bevor diese in die Regelklassen 
eintreten (0-7 Jahre). Es handelt sich mehrheitlich um Behinderungen 
in der motorischen, sensorischen und geistigen Entwicklung und/oder 
Störungen betreffend das Verhalten und die Kommunikation. Die 
Leistungen werden gewöhnlich im familiären Rahmen des Kindes 
erbracht und in enger Zusammenarbeit m it den Eltern. Die 
Behandlungen sind von der IV finanziert.

Die frühberaterische Arbeit der Heilpädagoginnen im Elternhaus des 
Kindes w ickelt sich auf 4 Achsen ab. Es sind dies:
- individuelle Sitzungen, welche die Entwicklung des Kindes fördern 

und seine Erziehung stärken
- Unterstützung, Beratung und Unterbreiten von Lernangeboten für 

die Familie
- Vorbereitung und Integration des Kindes in eine seinem 

Entwicklungsstand entsprechende Tagesbetreuungsstätte oder 
Schule

- Zusammenarbeit m it Ärzten, Therapeuten und heilpädagogischen 
sowie schulischen Institutionen.

Die Interventionen der heilpädagogischen Frühberatung haben von 
2000 bis 2003 stark zugenommen. 2004 hat sich die Zahl der 
Neuanmeldungen vermindert. Alle von Kinderärzten gemeldeten Fälle 
konnten übernommen werden und die heilpädagogische Arbeit mit 
den bereits bekannten Fällen konnte angemessen fortgeführt werden. 
So konnten ebenfalls die Kinder, die Ende 2003 auf der Warteliste 
waren, die erforderliche fachliche Hilfe erhalten.
Die nachfolgende Tabelle zeigt die Anzahl der betreuten Kinder:

Betreute Kinder
2002 2003 2004

Total 166 170 164

In Zusammenarbeit m it der Universität Fribourg wurde eine Studie 
durchgeführt, welche Auskunft gibt inw ieweit die Familien, welche in 
den Genuss der Leistungen des Amtes kommen, zufrieden sind. 
Folgende Themen wurden evaluiert:
- Beurteilung der erhaltenen Hilfe
- Beurteilung der Zusamm enarbeit Eltern - Frühberaterinnen
- Beurteilung der W irksam keit der erbrachten Leistungen.

Die erhaltenen Ergebnisse waren sehr gut. Zusammenfassend kann 
festgehalten w erden, dass 85%  der Eltern die D ienstleistungen 
anderer Eltern em pfehlen w ürden. 14%  fü llten  den Fragebogen 
nicht aus und 1 %  w ürde keine Empfehlungen abgeben.



DIENSTSTELLE FÜR 
TERTIÄRE BILDUNG

Hochschule Wallis (HEVS)
Für die Hochschule Wallis (P iloteinheit) d ien t der Contro lling-Bericht 
2004 als Tätigkeitsbericht. Dieser Bericht w ird  anlässlich der 
V eröffentlichung der Rechnung publiziert.

Fachhochschule Wallis Gesundheit 
und soziale Arbeit (HEVS2)
M itte ls Staatsratsentscheid w urde ein neuer V erantw ortlicher des 
Bereichs Gesundheit-Soziale Arbe it, Johannes Flury ernannt. Dieser 
D irektor w urde  gleichzeitig M itg lied der D irektion der Hochschule 
Wallis. Diese Integration w iderspiegelt den politischen W illen, die 
n o tw end ig en  R ahm enbedingungen fü r  die m itte lfr is tig e  
Zusammenlegung der Hochschule Wallis und der Hochschule Wallis 
Gesundheit-Soziale A rbe it zu schaffen. Die Zusammenlegung der 
zentralen Dienste von beiden Institutionen wurde im Hinblick auf 
eine bessere N utzung der Synergien und der finanz ie llen  
Ressourcen in itiiert.

Pädagogische Hochschule Wallis (PH-VS)
Die Übergabe der ersten Diplome im A ugust 2004 stellte einen 
Meilenstein fü r die PH-VS dar, die bei dieser Gelegenheit die 
Schweizerische und Europäische Anerkennung der von ihr aus
gehändigten Diplome und Titel bekannt geben konnte. Die PH-VS 
wusste den unerlässlichen A bstand zu gew innen , um die 
U m wandlung von einer Schule auf Sekundarstufe (Lehrerseminar) 
hin zu einer Hochschule auf Tertiärstufe zu vollziehen, die m it der 
doppelten A ufgabe be trau t w ird , sowohl eine berufspraktische 
Ausbildung anzubieten w ie  auch eine akademische Bildung zu 
garantieren, welche Kenntnissen und dem Wissen auf hohem 
Niveau ausreichend Platz einräum t.

Zum Schulbeginn im Herbst 2004 konnten neue Ausbildungsgänge 
angeboten werden und zwar für:
- 45 Kindergärtnerinnen, welche die Unterrichtsbefugnis (-erlaub- 

nis) fü r die 1. und 2. Primarschule wünschten
- 22 Lehrpersonen der Sekundarstufen I und II, die nicht über eine 

pädagogische Ausbildung verfügen; es handelt sich hier um eine 
Ausbildung m it Teilzeitbeschäftigung, m it dem Ziel, ein von der 
EDK anerkanntes Diplom zu erhalten.

Der enge Bezug zur Praxis w ird  gewährle istet dank den 234 PLp 
(Praktikumslehrpersonen, welche die Studierenden während der 
Praktika em pfangen), den Fachberaterinnen und den 2 '75 0  
Lehrpersonen, welche W eiterbildungskurse besuchen, die von der 
PH-VS organisiert werden.

Subventionierte Schulen
Die Dienststelle fü r te rtiä re  Bildung hat den nachfolgenden 
Hochschulen im Jahre 2004 eine kantonale Subvention gewährt:
- Fernfachhochschule Schweiz, Brig
- W alliser Schule fü r Gestaltung
- W alliser Hochschule fü r Musik.

Statistik Grundausbildung
Statistik Grundausbildung (15.11.2004) Total (inkl. 

diplomanden)

A nzah l Fachhochschule (FH)
Hochschule Wallis (HEVs) 852
Pädagogische Hochschule Wallis (PH-VS) 227
Fachhochschule Wallis Gesundheit 
und soziale A rbe it (HEVs2) 623
Fernfachhochschule Schweiz (FFH) 404
W alliser Schule fü r Gestaltung (ECAV) 65
W alliser Hochschule fü r Musik (HEMVs) 60
Hochschule für Theater Westschweiz (HETSR) 3

TOTAL HES 2234
A nzah l höhere Fachschule

Hochschule Wallis (HEVs) 392
Fachhochschule Wallis Gesundheit 
und soziale A rbe it (HEVs2) 144

TOTAL HF 536
TOTAL FH und HF 2770

Interkantonale Vereinbarungen, 
universitäre Lehre und Forschung
Der Kanton Wallis hat an den Vernehmlassungsverfahren zum 
E ntw urf über die Verordnung über M indestvorschriften fü r die 
Anerkennung von Bildungsgängen und Nachdiplomstudien an 
höheren Fachschulen (HF-Verordnung), über die Grundsätze der 
Revision der interkantonalen Fachschulvereinbarung und über die 
Anpassung der FH-Profile der Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) 
te ilgenom m en.

Die Zahl der Walliser Studenten, welche ausserhalb des Kantons 
(ohne HES-SO und HES-S2) studiert haben, betrug im Jahre 2003- 
2004 628 und zwar:
- 230 au fgrund der interkantonalen Fachschulvereinbarung (FSV)
- 239 au fgrund der interkantona len Fachhochschulvereinbarung 

(FHV)
- 159 im Gesundheitswesen (besondere Vereinbarung).

Der Rat fü r universitäre Forschung und Lehre hat fün fm a l eine 
Sitzung abgehalten. Die S tiftung Fernstudien Schweiz (FS-CH) in 
Brig hat am 10. November 2004 die Anerkennung des Bundes 
erhalten.

Eine gewisse Anzahl von Teilnahmen Bestandesaufnahmen und 
Kontrollen w urden im Jahre 2004 in Bezug auf Institutionen vorge
nommen, welche im Rahmen des Projektes W allis-Universitäten 
Subventionen bezogen haben:
- Ausbildungsstätten:

Universitäres Institut Kurt Bösch (IUKB), Fernstudien Schweiz (FS- 
CH) in Brig, S tudienzentrum  ZU F in Brig, W estschweizer Zentrum 
fü r Fernstudien in Siders (CRED).

- Forschungsinstitute:
Oberwallis: Institu t fü r Technologie und W irtschafts in form atik 
(TEWI), Universitäres Forschungszentrum fü r Mehrsprachigkeit 
(UFM), Forschungsinstitut zur Geschichte des A lpenraum s (FGA), 
Institu t fü r W irtschafts- und Sozialfragen (IWS).
M itte l- und Unterwallis: Forschungsinstitut in In form atik (ICARE), 
Institu t Dalle Molle d 'in te lligence Perceptive (IDIAP), Centre de 
recherche et d 'é tude sur les populations alpines (CREPA).

- Andere Institutionen:
Akademische Gesellschaft Wallis, Vereinigung Vs-net.

Schliesslich hat der Kanton Wallis in A nw endung der in te rkantona
len Vere inbarung der kan tona len  Universitäten (ohne die 
Eidgenössischen Technischen Hochschulen) fü r 2 '443 Studenten 
den Betrag von rund 30 M illionen Franken ausbezahlt.



Forschung und Qualitätssysteme

Die Forschungsstelle hat die Prüfungen 2005 analysiert, welche im 
Juni 2004 in den Klassen getestet w orden sind. Dabei w ar deren 
Abstim m ung gegenüber dem Programm zu überprüfen und der 
Grad des Verstehens der Anweisungen durch die Schüler der 4. 
Primarschule, der 6. Primarschule sow ie des 2. und 3. 
Orientierungsschuljahres zu erm itte ln. Dies ga lt insbesondere fü r 
die Prüfungen am Jahresende in Französisch.

Die Stelle hat an der in ternationalen Untersuchung PISA 2003, 
sowie an die Verfassung des kantonalen Berichtes über den 
W estschweizer Rahmenstudienplan (PECARO) teilgenom m en. Sie 
nahm aktiv an der Analyse der Bewertung der neuen Lehrmittel in 
M athem atik fü r die 4. Primarschule (Matheval) teil.

Die Stelle hat statistische Daten betreffend die öffentlichen Walliser 
Schulen erm itte lt, w o m it die Erfassung von Indikatoren über die 
Funktionsweise des Bildungssystems sowie Prognosen über die 
Bestände (Schüler-Lehrkörper) erm öglich t werden.

Die Stelle hat die E n tw ick lung  eines com pute rges tü tz ten  
Erfassungsinstrumentes fü r die Noten der Schüler und Bestimmung 
des Erfolges am Ende der Ausbildung fortgesetzt.

Entwicklung eines Qualitätssystems
Die Stelle trä g t zur Entw icklung der Qualitätssysteme in den 
Schulen des Kantons bei. Zu diesem Zweck h ilft sie den Schulen bei 
diesem Vorgehen und gewährle istet eine U nterstützung in logisti- 
scher und in personeller Hinsicht.

Ebenso w u rd en  le is tungsfäh ige  und va lid ie rte  M e thoden 
(Fragebögen, Instrum ente, M e thoden) en tw icke lt, w o m it das 
Arbeitsklim a in den Schulen e rm itte lt werden kann und zweckmäs
sige Begleitmassnahmen festgeleg t werden können. W eiter können 
jegliche Form der Zusamm enarbeit, und/oder Projektvorgehen 
und/oder Gesamtevaluation en tw icke lt werden.

Die Zusamm enarbeit m it anderen Organen, insbesondere m it 
Proform ation (Genfer- und W estschweizer Zertifiz ierungsinstitut, 
EDUQUA-Norm), m it der EDK (Schaffung von Qualitätsnorm en fü r 
die Zulassung von Ins titu tione n  zur A usb ildung von Schul- 
d ire k tione n ) oder m it der CIIP (A usb ildung von Schul- 
verantw ortlichen in der W estschweiz) fö rde rt die Entw icklung und 
das K now -H ow  im Qualitätsbereich.

W eiterbildung der Lehrkräfte
Die D ienststelle fü r  te rtiä re  B ildung b e te ilig te  sich an der 
A usarbe itung  und O rganisation von W e ite rb ildun gen  von 
Lehrkräften, insbesondere von Lehrkräften der obligatorischen 
Schulen. Sie gewährle istete die E inführung und Begleitung von 
neuen Lehrm itte ln  in M a them a tik , Französisch, Deutsch, 
Religionskunde und Englisch.

Sie ha t insbesondere die paritä tische Kom m ission fü r  die 
W eiterb ildung der Lehrkräfte inne, welche die Berufsverbände und 
die Dienststellen des Departem ents fü r Erziehung, Kultur und Sport 
(DEKS) vereinigt. Diese Kommission w ird  beauftragt, den Bedarf an 
A usbildung der Lehrkräfte zu bestimmen. Die Dienststelle verw a ltet 
die Koordinationsgruppe fü r die W eiterb ildung, in welcher eben
falls die Dienststelle fü r Unterrichtswesen und die Pädagogische 
Hochschule vertreten sind.

Die Stelle fü r Bildung regelt ebenso die M odalitäten der Beteiligung 
der Lehrkräfte der M itte lschulen an Kursen, welche ausserhalb des 
Kantons organisiert w erden oder an Sprachpraktika im Ausland von 
kün ftigen Lehrkräften in Englisch in der Orientierungsschule oder in 
Deutsch in der Primarschule.

Sie unterstü tz t die Erarbeitung von W eiterbildungskursen in den 
Institutionen sowie die E inführung von didaktischen Hilfsm itteln, 
w ie  die Technologien im Bereich der In fo rm a tik  und der 
Kom m unikation, fü r welche Bundessubventionen bezogen werden 
können. In Bezug auf M ultim edia ist zu erwähnen, dass mehr als 
50%  der Schulklassen des Kantons den Prozess e ingeleitet haben, 
der im Projekt 2001-2005 de fin iert w ird.

Veröffentlichungen, Marketing, 
Information
«Résonances», eine m onatlich erscheinende V erö ffentlichung, 
welche den Lehrkräften an den obligatorischen Schulen im franzö
sischsprachigen Kantonsteil verte ilt w ird , hat im Jahre 2004 aktuel
le Themen (die Grenzen der Schule, die Sekundärstufe II usw ...) 
behande lt oder Rückblicke (Geschichte der pädagogischen 
V eröffentlichungen seit 1854, die 60 Jahren der Walliser Studien- 
und Berufsberatungsstellen usw ...) vorgenom m en. Gleichzeitig 
w urde den am tlichen M itte ilungen (Neuigkeiten anlässlich des 
Schulanfanges, In fo rm ationen be tre ffend die Prüfungen oder 
betreffend die Ausbildungen) in der Form von A rtike ln  oder von 
Interviews ein grosser Platz eingeräum t. In Bezug auf die Revue 
«M itte ilungsbla tt»  haben die vier Veröffentlichungen des Jahres 
2004 ebenso aktuelle Themen und offiz ie lle  Inform ationen über 
sehr verschiedene Themen behandelt.

Eine gemeinsame Rubrik fü r beide Veröffentlichungen, welche 
dazu bestim m t ist, die verschiedenen D ienststellen des 
Departements fü r Erziehung, Kultur und Sport vorzustellen, w urde 
im O ktober 2004 in «Résonances» sowie im M itte ilungsb la tt vom 
Dezember 2004 eingeführt. Schliesslich w ar dieses Jahr durch den 
Übergang der Verwaltung der Abonnenten und der Fakturation von 
«Résonances» zu SAP gekennzeichnet.

Schulbücher
Die Institu tion «Schulbücher» hat im Jahre 2004 die Ende der 90er 
Jahre un ternom m enen A nstrengungen w e ite rve rfo lg t m it der 
Zielsetzung, die Anzahl von Schulbüchern und von Schulmaterial 
ohne Verwendung zu reduzieren. Dabei steht eine verbesserte 
Verw altung der Lagerbestände im Vordergrund.



DIENSTSTELLE FÜR 
UNTERRICHTSWESEN

Obligatorische Schulzeit
Organisation

Bei Schuljahresbeginn im Herbst 2004 w ar ein deutlicher Rückgang 
bei den Schülerbeständen der K indergärten (6 '1 50) und der 
Primarschulen (21 '049) um 83 respektive 236 Schülerinnen und 
Schüler zu verzeichnen. Dieser ab dem Schuljahr 1997/98 in den 
Kindergärten und 2000/01 in den Primarschulen beobachtete 
Rückgang der Klassenbestände entspricht den Prognosen. In der 
Orientierungsschule ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler 
(10 '259) im Vergleich zum Vorjahr um 250 angestiegen.

Unterricht
Schul- und Ferienplan

Der Staatsrat hat fü r die nächsten drei Schuljahre einen neuen 
R ahm enplan angenom m en. Dieser ist fü r  die Schulen der 
Sekundarstufe II (ohne Berufsschule) verpflichtend und fü r die ob li
gatorischen Schulen wegweisend. Er s tü tz t sich auf nachstehende 
Überlegungen ab:
- W ille, den Schul- und Ferienplan zu harmonisieren, zugunsten 

der Familien und un ter Einbezug der Verschiedenheiten der zwei 
Sprachregionen

- M öglichke it fü r die Gemeinden, den Beginn des Schuljahres auf 
M ontag oder Donnerstag vorzuverlegen oder hinauszuschieben, 
je  nach Datum, das gemäss kantonalem Plan vorgesehen wurde;

- 2 W ochen Herbstferien fü r das Oberwallis und 10 Tage fü r das 
Unterwallis

- Beibehaltung der Fastnachtsferien in der W oche vom Fetten 
Donnerstag fü r das Oberwallis und vom Fastnachtsdienstag fü r 
das Unterwallis

- Festlegung der kantonalen Prüfungen fü r die obligatorische 
Schulzeit in der W oche vor dem offiz ie llen Ende des Schuljahres.

Neue Stundentafel in der Primarschule

Nachdem das Parlament das Prinzip einer Klassenlehrerstunde fü r 
die Primarstufe abgelehnt hatte, genehm igte der Staatsrat die 
Grundprinzipien der neuen Stundentafel. Abgesehen von einigen 
unum gänglichen Änderungen, bed ing t durch die E inführung von 
Deutsch, respektive Französisch fü r das Oberwallis, m acht die 
S tundentafe l die E inführung einer Lektion als «thematisches 
Atelier» m öglich. Diese Lektion d ien t zur Unterstützung bei indivi
duellen Arbe iten sowie Klassen- und Schulprojekten. Im W eiteren 
hat man die Unterrichtszeiten harmonisiert. So haben denn die 
Schülerinnen und Schüler der 1. und 2. Primarstufe 23 Stunden und 
diejenigen der 3. bis 6. Klasse 27 Stunden pro W oche Schule. 
Verschiedene A rbe itsgruppen sind fü r die inhaltliche Anpassung der 
Lehrpläne zuständig.

Programm der OS

Im Schuljahr 2004/2005 w urde die neue S tundentafel in der 2 .OS 
e ingeführt. Dabei mussten auch die Lehrpläne angepasst werden. 
Arbe itsgruppen sind dam it beschäftigt, die organisatorische und 
inhaltliche Anpassung fü r das letzte Jahr der obligatorischen Schule 
vorzunehmen. Die neue S tundentafel fü r die 3. OS sieht neben den 
Haupt- und allgemeinen Fächern einen W ahlpflichtbereich sowie 
W ahlfächer vor.

Englisch w urde in allen Klassen der 1. OS im Schuljahr 2003/2004 
(heterogene Klassen) und in der 2. OS ab dem Schuljahr 2004/2005 
(N iveauklassen) e in g e fü h rt. Diese N euheit bedarf einer 
K oordination m it den Lehrplänen der nachfolgenden Schulen. Eine 
A rbe itsgruppe befasst sich m it der Änderung der Lehrziele dieses 
Faches auf der Sekundarstufe II (ohne Berufsschule). Diese Überle
gungen müssen noch w e ite rge füh rt w erden, w ie  auch jene be tref
fend die Konkordanz der verschiedenen neuen, der OS angepass
ten Lehrpläne und Unterlagen (Französisch, Deutsch, M athem atik,

Geschichte, G eographie, S taatskunde, B uchhaltung als 
O rientierungsfach in der 3. OS ab dem Schuljahr 2005/2006, ...).

Jahres- und Promotionsprüfungen

Für eine bessere Koordination auf Kantonsebene w urde im Sommer
2004 eine neue Organisation fü r die Erarbeitung der Jahres- und 
Prom otionsprüfungen im Rahmen der obligatorischen Schule (4. 
und 6. PS, 2. und 3. OS) sowie fü r die Referenzprüfungen ein
ge führt. Ausserdem arbeitet eine neue Redaktionskommission seit 
Herbst 2004 an der Ausarbeitung dieser Tests.

Unterrichtsmittel /  Schulzeugnis

Im Anschluss an die Resultate der Untersuchungen des Lehrmittels 
Enbiro und bei den verschiedenen Schulpartnern w urde eine 
A rbe itsgruppe eingesetzt, die sich aus Verlegern und Vertretern der 
anerkannten Kirchen zusammensetzt. Eine neue Ausgabe des 
Lehrm itte ls fü r  die 374. Primarschule ist ge genw ä rtig  in 
Vorbereitung, doch die Priorität ist dem Lehrm ittel fü r die 1. und 2. 
Klasse eingeräum t. In einer zweiten Phase werden die Lehrmittel fü r 
die 5. und 6. Klasse neu herausgegeben. Die Westschweizer 
Lehrm ittel fü r M athem atik w urden überarbeitet, neu hat es w en i
ger Zeichnungen, ohne jedoch neue Übungen hinzuzufügen. 
Vorschläge in diese Richtung werden auf Westschweizer Ebene vor
geschlagen. Die didaktischen Auszüge der Schweizer und Walliser 
Geschichte w urden Historikern zur Begutachtung vorgelegt. Vier 
von sechs Dossiers sind fü r  die Herausgabe bereit. Eine 
A rbe itsgruppe w urde beauftragt, ein Gesamtbild der Unterrichts
m itte l der Stufen 5 -  9 zu erstellen, um eine Auswahl an neuen 
Lehrm itte ln fü r die OS zu tre ffen , die in Einklang m it den 
Lehrm itteln ab den ersten Jahren der obligatorischen Schule sind. 
Im Zusammenhang m it diesen verschiedenen Neuerungen muss 
auch die Zeugnisanpassung erfolgen.

Sprachenkonzept

Die durch den Staatsrat am 11. April 2001 angenommenen 
Richtlinien fü r den Sprachenunterricht begründeten die allgem ei
nen Prinzipien und gingen deta illiert auf die M odelle der ob liga to 
rischen und der postobligatorischen Schulzeit ein. Nach einigen 
Jahren der Überlegungen und Versuche möchte das Departem ent 
fü r Erziehung, Kultur und Sport dem Staatsrat ein neues kantonales 
Sprachenkonzept vorlegen, das durch die E rfahrungen der 
Lehrpersonen, die Inhalte von Forschungsberichten und die 
E m pfeh lungen der EDK bere ichert w urde . A uch w enn die 
Vernehmlassung dieses neuen Konzepts keine Diskussionen zu den 
allgemeinen Prinzipien zulässt - weil diese bereits von zahlreichen 
Personen und Verbänden, die im Jahre 2000 be fragt w urden, ange
nommen w urden - so w ird  doch die Debatte zu grundsätzlichen 
Fragen w ie  der V ertie fung  des U nte rrich ts in der zw e iten  
Landessprache (Französisch, respektive Deutsch) und der dritten 
Sprache (Englisch) geö ffne t. Die Problematik des bilingualen 
U nte rrich ts  und der Evaluation w erden  ebenfa lls in dieser 
Vernehmlassung behandelt.

Pflichtenheft der Lehrpersonen

Die D oppelverantw ortung, die der kantonalen Verwaltung und den 
Gemeinden betreffend die Lehrpersonen der obligatorischen Schule 
übertragen w ird , und das Fehlen von P flichtenheften fü r die 
Lehrpersonen, haben die Dienststelle fü r Unterrichtswesen bew o
gen, eine A rbe itsgruppe zu bilden, die sich aus Vertretern der 
Berufsverbände (obligatorische und postobligatorische Schule), der 
V ere in igung der W alliser G em einden, der D ienststelle fü r 
Berufsbildung und der Dienststelle fü r Unterrichtswesen zusam
mensetzt. Konkrete Vorschläge werden Ende des ersten Quartals
2005 vorliegen.

Sport-Kunst-Ausbildung (S-K-A)

Das Konzept und die Richtlinien «Sport-Kunst-Ausbildung» sind zu 
Beginn des Schuljahres 2004 in Kraft getreten und sportlich oder 
künstlerisch begabte Schüler, meistens ab der 1. OS, können ihre 
Schulzeit in einer Partnerschule des Sports absolvieren (Grone, 
Orsières, Visp, Collom bey-M uraz) oder in den Genuss von indivi
dualisierten Massnahmen (koordin iert durch die dezentralisierte 
S truktur in Naters oder durch die D irektion der betroffenen OS)



kom m en. Ab Herbst 2004 p rü ft eine ständige Kommission «S-K-A» 
die Beitrittsgesuche und Dossiers betreffend diese Struktur.

Zusatzausbildungen

Lehrpersonen der Sekundarstufen I und II, die über keine pädago
g isch-d idaktische A usb ildung  ve rfügen , w erden in einer 
Zusatzausbildung nachqualifiziert. 45 Kindergärtnerinnen absolvie
ren eine Zusatzausbildung, um in der 1. oder 2. Primarschule zu 
unterrichten.

Die Projekte 2005 w erden im Rahmen von zwei verschiedenen 
A usbildungen konkretis iert: Die A usb ildung fü r Sonderschul- 
lehrpersonen und jene fü r Technisches Gestalten.

Nach der Ausbildung von Lehrpersonen in Hausw irtschaft (HW) 
oder Technisches Gestalten (TG) fü r die OS in den Jahren 2001- 
2003, haben ein Dutzend Lehrpersonen im Unterwallis in HW und 
15 Lehrpersonen in TG die Ausbildung gemäss einem neu aktuali
sierten Konzept in A n g riff genom m en. Ihre Ausbildung dauert von 
2004-2006. Diese D iplom ierten können zum Teil den Mangel an 
Lehrpersonen, die diese Fächer unterrichten, wettm achen.

Oberwallis
Der neue Lehrplan für den Kindergarten

Seit Beginn des Schuljahres 2 0 0 3 /2 0 0 4  s teh t allen 
Kindergärtnerinnen des deutschsprachigen Teils unseres Kantons 
fü r  die P lanung ihres U nte rrich tes ein neuer Lehrplan zur 
Verfügung. Der Staatsrat hat diesen Lehrplan m it Beschluss vom 20. 
März 2002 fü r alle K indergärten als verbindlich erklärt.

Einführung neuer Lehrm ittel in den deutschsprachigen 
Schulen

- In der Primarschule können die Lehrpersonen der 1. und 2. 
Klassen neu m it dem M athem atik-Lehrm itte l «LolliPop» arbeiten. 
Dieses Lehrm itte l kann als A lte rn a tive  zum  Lehrgang 
«M athem atik fü r die Primarschule» eingesetzt werden.

- Für die 4. Primarklasse steht das Lesebuch «Federleicht und 
vogelfrei» neu im Angebot.

- In allen Klassen der Primarschule w ird  im Fachbereich «Bibel» m it 
einem neuen Lehrm ittel gearbeitet.

- E inführung von weiteren Orientierungsarbeiten in den Fächern 
M athem atik  und Mensch und U m w elt der Primarschule und im 
Hausw irtschaftsunterricht der Orientierungsschule.

- In der 2. OS w ird  neu m it dem Lehrmittel «Geometrie 2» gear
beitet.

Mobbing bei Kindern und Jugendlichen

Das Schulinspektorat hat den Schulleitungen und den Vertretern 
des Lehrpersonais die aus England stam mende und erprobte «No 
Blame Approach» -M ethode zur M obbingbekäm pfung vorgestellt. 
Dieses Instrum ent w ird  von den Schulen rege eingesetzt.

Evaluation von Einzelschulen

Das S chulinspektorat hat nach einem neuen M ode ll (un te r 
Respektierung der gesetzlichen und reglem entarischen 
Bestimmungen) 3 Schulen (OS Münster, OS Siders, OS Saas) vertie ft 
evaluiert. Ziel dieser Evaluation w ar es, die Stärken und Schwächen 
der Schule aufzuzeigen, Impulse fü r die Schulentw icklung zu ver
m itte ln  und die Schulleitung bei der Erfüllung ihres pädagogischen 
Auftrages zu stärken.

Einerseits standen die einzelnen Lehrpersonen im Zentrum  der 
Inspektion (pädagogische Orientierung, Gestaltung der Lehr- und 
Lernprozesse, Beziehung der Lehrperson zu den Schülerinnen und 
Schülern, Klassenführung usw.), andererseits die Schule als Ganzes 
(Organisation, Zusammenarbeit, Schulzimmer und Ausrüstung, 
Schülerinnen und Schüler m it besonderen Bedürfnissen usw.).

Schulhausbauten
W ährend dem Geschäftsjahr 2004 w urden 6 M illionen Franken 
ausbezahlt. Diese Beträge sind w ie  fo lg t aufgete ilt:

Primarschulen Orientierungsschulen Total

Unterwallis 4'291 ' 162 869797 5' 160'459

Oberwallis 640'690 198'85| 839'541

Total 4'931 '852 1'068'148 6'OOO'QOO

Sonderschulwesen
Neue Verträge zwischen dem Kanton Wallis und den IV- 
Zentren der Städte

Nach M artigny im Jahre 2003 hat der Kanton Wallis im September 
2004 drei neue Verträge fü r die Regionen Siders, Sitten und 
M onthey im Bereich der schulischen Betreuung von Schülerinnen 
und Schülern, w e lche  von schulischen Massnahm en der 
Inva lidenversicherung p ro fitie re n , abgeschlossen. Sämtliche 
Gemeinden des Französisch sprechenden Wallis verfügen nun über 
ein reglementarisches M itte l und einen Vertrag, der insbesondere 
die schulische Integra tion von behinderten Schülerinnen und 
Schülern in Klassen ihres W ohnortes fördert.

Im Oberwallis ist die Integration von behinderten Schülerinnen und 
Schülern durch die existierenden Schulinstitu tionen geregelt.

Typologie der Massnahmen für Kinder m it besonderen 
Bedürfnissen

Das vollständige D okum ent «Typologie der Massnahmen fü r Kinder 
m it besonderen Bedürfnissen» w u rd e  den Verbänden und 
Berufsleuten, die bei der Suche nach Lösungen fü r die besonderen 
Bedürfnisse der W alliser Schüler m itarbeiten, zugestellt.

Verschiedene H ilfsm ittel auf dem Gebiet der Situationsanalyse, der 
Prozedur und der In form ation w urden den Partnern des Walliser 
Sonderschulwesens vorgeschlagen.

Sonderschulwesen in der Orientierungsschule

Ein neues K onzept des Sonderschulwesens in der 
Orientierungsschule, das von den M itarbeiterinnen des DEKS aus
gearbe itet wurde, be findet sich ebenfalls in Vernehmlassung bei 
den Lehrpersonen der Sekundarstufe I.

Stabilisierung der Massnahmen im Sonderschulwesen

Sämtliche S trukturen und Stufen, m ite inbezogen sind die Stunden, 
die dem Sonderschulwesen zugeteilt w urden, sind stabil geblieben 
im Vergleich zu den Schuljahren 2003-2004 und 2004-2005. 
A llerdings ist eine leichter Rückgang der Massnahmen zu verzeich
nen, dies au fgrund des Rückgangs des Schülerbestandes.

Dezentralisierte Sonderschulklassen

Ein Konzept von dezentralisierten Sonderschulklassen be findet sich 
in der Schlussphase. Es w ird  erlauben, eine Funktionseinheit an 
sämtliche Integrationsmassnahmen im Wallis zu bringen.

Evaluierung der integrierten pädagogischen Unterstützung

Im September 2004 lancierte das A m t fü r Sonderschulwesen eine 
breite Studie über die pädagogische Schülerhilfe. W ährend 20 
M onaten werden Forscher der PH-Wallis und die Forschungseinheit 
der tertiären Ausbildung die Effizienz und den Befriedigungsgrad 
dieser 1986 im Wallis e ingeführten Massnahme prüfen.

Spezialisierte Schulinstitutionen

Eine Arbeitsgruppe, die vom Staatsrat beauftragt w urde, hat w äh 
rend dem  Jahre 2004 neue adm in is tra tive  und finanzie lle  
Beziehungen zwischen dem Kanton Wallis und den Verbänden 
oder S tiftun gen , w elche die verschiedenen Sonderschul- 
institu tionen verwalten, geprüft. Der Schlussbericht, der in seiner



Endphase steht, w ird  dem Staatsrat in den ersten W ochen 2005 
vorgelegt.

Mittelschulen
Kollegien

Im Juni 2004 w urden 630 gymnasiale Maturitätsausweise aus
gehändigt. Diese Zahl ist gegenüber dem Vorjahr (631) unverän
dert.

Im A ugust 2004 begannen 4225 Gymnasiasten der 
M aturitä tsabte ilung das neue Schuljahr. Im Vorjahr waren es 4140, 
was eine Zunahme von 85 Gymnasiasten und die Erhöhung von 
190 auf 191 Klassen bedeutet.

Im Rahmen der Kantonalisierung der Handelsmittelschule in Sitten 
(HMS) und der Zentrierung der Schüler der Kollegien von Sitten auf 
die zwei Orte Les Creusets und La Planta w urde in der HMS w eder 
eine 1. noch eine 2. Klasse eröffne t. Dank der aussergewöhnlich 
guten Zusam m enarbeit zwischen den D irektionen dieser drei 
Schulen ging der Übergang reibungslos vonstatten, sowohl fü r die 
Schüler als auch fü r die Lehrpersonen, die um ihren Arbeitsplatz 
fürchte ten. Die verloren gegangenen Arbeitsplätze in der HMS w u r
den in den zwei Sittener Kollegien neu geschaffen und die 
Lehrpersonen der HMS w urden als erste do rt eingestellt. Die Über
gangsphase w ird  am Ende des Schuljahres 2005/2006 abgeschlos
sen.

Handelsmittelschulen

Im A ugust 2004 besuchten 1161 Schüler in 56 Klassen die 
Handelsmittelschule (1229 Schüler und 58 Klassen im Schuljahr 
2003/04), was einer A bnahm e von 2 Klassen entspricht und zurück
zuführen ist auf die Verschiebung eines Teils der Schüler in die 
D iplom m ittelschule (DMS, zukünftige  FMS).

A u f Grund der Erhöhung des Schülerbestandes und feh lender 
Schulz im m er hat die HMS in Siders bei der G em einde 
Räum lichkeiten der ehem aligen Höheren Fachschule fü r 
W irtscha fts in form atik  (HFW) gem ietet, dank welcher sie über gu t 
ausgerüstete Schulzimmer verfüg t und auf die alten Klassenzimmer 
im Postgebäude verzichten kann, das als S tandort nicht geeignet 
war.

Der Erfolg der kaufmännischen Berufsmatura (KBM) hält w e ite r an. 
Im November 2004 konnten 203 KBM-Zeugnisse ausgehändigt 
w erden, im Vergleich zu 187 im Vorjahr.

Diplommittelschule (DMS) und 
Schule für Berufsvorbereitung (SfB)

Am Ende des Schuljahres 2004/04 konnten die ersten Diplome (140 
erfolgre iche Diplom anden) der neuen DMS ausgehändigt werden. 
Die meisten dieser Jugendlichen führen ihr S tudium an der 
Fachhochschule fü r Gesundheit und Soziale A rbe it, HES-S2, weiter, 
die einzigen Optionen, die von der FMS in unserem Kanton vorge
schlagen werden. Das gegenwärtige Diplom der FMS ist fü r den 
M om ent eine genügende akademische Bedingung, um in der HES- 
S2 au fgenom m en zu werden. 697 Schülerinnen und Schüler haben 
diesen A usb ildungsw eg  eingeschlagen (589 zu Beginn des 
Schuljahres 2003). A b August 2004 und gemäss W eisungen der 
EDK heisst die DMS inskünftig  Fachmittelschule (FMS).

Der Schülerbestand der Schule fü r Berufsvorbereitung ist konstant. 
Dieser Ausbildungsweg ist ein beliebter Übergang von der ob liga
torischen Schule zur beruflichen Ausbildung auch in Richtung einer 
Fortsetzung des Studiums an der HMS-DMS.

Zusätzliche Ausbildungsmodule für die Kandidaten der 
Fachhochschule Gesundheit und Soziale Arbeit (HES-S2), 
ohne ein entsprechendes Diplom

W ährend dem Schuljahr 2003/04 haben 70 Studierende, darunter 
8 Deutschsprachige, ihre Zusatzausbildung beendet. Diese Zahl ist 
gegenüber dem Vorjahr stabil. Zwei D ritte l dieser Personen schla
gen einen Ausbildungsweg im sozialen Bereich ein.

Diese Ausbildung kennt vier verschiedene Ausbildungssysteme:
- Modulkurse im Unterwallis
- Fernkurse (wegen mangelnder Kandidaten) im Oberwallis, in 

Zusamm enarbeit m it der OMS in Brig
- Zusamm enarbeit m it Privatschulen fü r einige Spezialfälle.

Büro für Ausbildung sowie sprachlichen 
Austausch
Langzeit-Austausche (1 Jahr): Sek. I und II des Unter- und 
Oberwallis

Sek. I: Die Zahlen des 9 .und 10. fremdsprachlichen Schuljahres blei
ben relativ konstant: 21 Schüler besuchen das 9. fremdsprachliche 
Schuljahr in St.Guérin in Sitten und 20 das in Brig. 13 Schüler aus 
der OS Visp sind in die französischsprachige 9. Klasse der OS Les 
Collines in Sitten integriert und 3 Schüler der OS Les Collines in die 
der OS Visp. 14 Oberwalliser bilden die Klasse des 10. frem dspra
chlichen Schuljahres in St.Guérin in Sitten und 17 französischspra
chige Walliser diejenige in Brig.

Sek. II: Zwischen den Kollegien hat die Anzahl der Austausche im 
Vergleich zu 2003 leicht abgenom m en: 11 Schüler, w ovon 6 direkt 
nach der OS, machen dieses Austauschjahr in Sitten, 14 Schüler, 
w ovon 12 nach der OS, in Brig.

Austausche mittlerer Dauer (1-2 Monate): Sek. I und II: mit 
der Deutschschweiz, Deutschland und Italien

Diese Austausche haben im Vergleich zu 2003 zugenom m en, im 
Besonderen m it Deutschland. 8 Französisch sprechende Walliser (1 
aus der Sek. I und 7 aus der Sek. II) und 8 deutsche Studenten 
haben von dieser M öglichke it p ro fitie rt. 1 Walliser Student der Sek.
I hat diesen Austausch m it der Deutschschweiz gem acht und 2 
Deutschschweizer w urden im Wallis aufgenom m en. Dieses Jahr 
hatten w ir hingegen keine Nachfrage nach einem 2-m onatigen 
Austausch m it Italien.

Austausche von kurzer Dauer (ca. 14 Tage): Primarstufe, Sek. 
1 und II: mit dem Unter-ZOberwallis, der Deutschschweiz, 
Deutschland, Italien und Grossbritannien.

Im Rahmen des «ch Jugendaustausches» haben 13 Jugendliche aus 
der Primarstufe und 74 aus der Sek. I pro fitie rt, während den Ferien 
ihre Französisch- respektive Deutschkenntnisse zu intensivieren. 2 
Schüler der bilingualen Primarstufe haben einen Austausch m it 
Schülern aus einem b ilingua len  Gymnasium in Deutschland 
gemacht. Die Austausche der Sek. I und II m it Deutschland haben 
im Vergleich zu 2003 noch mehr zugenom m en. 15 Studenten der 
Sek. I und 32 der Sek. II haben diese Gelegenheit ergriffen. 1 
Student der Sek. I w ar in der Deutschschweiz und 44 Deutsche und
2 Deutschschweizer w urden bei uns em pfangen. Zum ersten Mal 
haben 6 fra nkop hon e  W alliser S tudenten einen 14-täg igen 
Austausch m it Italien gemacht. Unser Projekt m it Grossbritannien 
(dieses Jahr zwei verschiedene Orte) hat 7 Studenten der Sek. II die 
Gelegenheit zu einem Austausch gegeben.

Klassenaustausche: Partnerschaften zwischen den
OS/Oberwallis, den CO/Unterwallis und andere

8 Klassen der Primarstufe, 13 der Sek. I und 8 der Sek. II haben 
einen Klassenaustausch gemacht, sei es m it dem U nter-/O berwallis, 
der Deutschschweiz, Deutschland oder Italien.

Interkantonale Koordination
Westschweiz und Schweiz

Die w ich tigs te n  Dossiers, w e lche  durch die in te rkan tona le  
Konferenz der Erziehungsdepartemente der W estschweiz und des 
Tessins (CIIP) behandelt w urden, sind:
- PECARO (Rahmenlehrplan Westschweiz): Vernehmlassung des 

Projekts und Präsentation bei der CCIP (Ende 2004)
- E inführung von neuen Lehrm itteln in M athem atik in der 2. OS
- Projekt fü r die Schaffung einer Fachhochschule fü r Musik



- Interkantonaler Vertrag betreffend die Produktion und den 
Vertrieb von Lehrm itteln

- Beteiligung am 2. Teil der internationalen PISA-Studie
- B ere itste llung e ine r H arm onis ierung über die schulischen 

A nforderungen in der 2., 6. und 9. Klasse (Harmos).

Bildungsplanung Zentralschweiz (BPZ)

Im Rahmen der Zusamm enarbeit m it der BPZ sind zwei Punkte 
besonders erwähnenswert:
- Klausurtagung zur Reorganisation und Neuausrichtung der BPZ
- Nachdem die Kantone Luzern, Zug, Uri, Schwyz, Ob- und 

N idwalden sich in der Frage bezüglich die E inführung der 1. 
Fremdsprache fü r Englisch in der Primarschule entschieden

DIENSTSTELLE FÜR 
BERUFSBILDUNG

Verwaltung
Dank der guten Zusammenarbeit, welche die Dienststelle m it allen 
V erantw ortlichen der Ausbildung pflegt, konnten alle Jugendlichen 
eine Lehrstelle bzw. einen Platz fü r die Anlehre finden.

Der Kanton b ie te t verschiedenen Berufsm aturitäts-Typen an: 
kaufmännische, technische, gewerbliche, künstlerische und sozial
gesundheitliche Richtung.

Die Dienststelle hat im Jahr 2004 besonders an fo lgenden Projekten 
gearbeitet:
- Änderung und Anpassung diverser Ausbildungsreglem ente und 

Durchführung von Teilprüfungen in zahlreichen Berufen (KV, 
Verkauf, Inform atik, Gesundheit usw.)

- E inführung des neuen Berufsbildungsgesetzes
- Vorbereitungen zur Erarbeitung der kantonalen Gesetzgebung 

und zur Schaffung eines kantonalen Fonds zu Gunsten der 
Berufsbildung

- Erarbeiten eines Qualitätssystems in den Schulen und im 
Inspektorat

- Erstellen einer Publikation zum 100-jährigen Bestehen der 
Berufsbildung

- Einführung des Sportunterrichts in den Berufsschulen. 

Kantonaler Berufsbildungsfonds

Das nationa le  Projekt «Lehrstellenbeschluss II», welches die 
U nte rnehm en bei der A usb ildung  von Lehrlingen finanz ie ll 
unterstü tz t hat, w ird  im Juni 2005 abgeschlossen. Die kantonalen 
Verbände m öchten einen kantonalen Fonds einführen, welcher die
jen igen Firmen unterstü tz t, welche Jugendliche ausbilden. In 
Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Berufsbildung w urde ein 
erster Gesetzesentwurf erarbeitet.

Interkantonale Zusammenarbeit in der Berufsbildung

In zahlreichen Sitzungen m it den Vertretern der Kantone und na tio
nalen Verbänden w urden fü r das neue Bundesgesetz und deren 
Verordnung über die Berufsbildung einheitliche Stellungnahmen zu 
den Vernehmlassungen ausgearbeitet und koordiniert. Das neue 
Gesetz ist am 1. Januar 2004 in Kraft getreten.

Die Dienststelle fü r Berufsbildung arbeitet in diversen in te rkantona
len G rem ien m it. Bis ins Jahr 2008 w erden säm tliche 
Berufsregiemente neu überarbeitet.

haben, muss die M itw irkung  des Oberwallis in der BPZ neu de fi
n ie rt w erden. Eine erste gem einsam e S itzung in dieser 
A ngelegenheit fand zwischen einer Delegation der BPZ und des 
Kantons Wallis anfangs Dezember 2004 in A nderm att statt.

Entwicklung in der Berufslehre

Die 2 '50 4  Lehrlinge des ersten Lehrjahres konnten in 150 verschie
denen Berufen problem los eine Stelle finden.

In Zusamm enarbeit m it den Äm tern fü r Berufsberatung w urde bei 
allen Lehrm eistern und bei allen Jugendlichen des le tzten 
Pflichtschuljahres eine Erhebung über das vorhandene Stellen
angebot bzw. über die Berufswünsche durchgeführt, um so die 
V erm ittlung der offenen Stellen zu erleichtern. Die Zusammenarbeit 
zwischen den Berufsberatungsstellen, den Berufsschulen und der 
Dienststelle w urde  wesentlich ausgebaut.

Bestände und Anzahl Lektionen

Bestände 1995 2004

1. Lehrjahr 2-131 2 '504

2. Lehrjahr 1 '869 2-251

3. Lehrjahr 1 '518 1 '938

4. Lehrjahr 594 599

Total Lehrlinge 4 '147 4' 663

Total Lehrtöchter 1 '965 2 1629

Lehrlinge französischer Sprache 4 '02 4 4' 997

Lehrlinge deutscher Sprache 2 '088 2 '295

Vollzeit-Berufsmatura 51 163

Total 6' 163 7 '455

CASPO (Integrationsklasse) 13 60

Artikel 41 des Berufsbildungsgesetzes 0 100

Brücke EMVs 0 10

Gesamtbestand 6-176 7 '625

Entwicklung der Anzahl Lektionen 1997 - 2004
(ohne W eiterb ildung)

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

189-641 194-025 206 -4 74 2 1 3 ’ 542 225 -305 237 -908 259-706 2 7 0 '6 1 5
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Lehrmeisterkurse

Das Bundesgesetz verpflich te t alle Lehrmeister, die erstmals einen 
Lehrling/eine Lehrtochter ausbilden, zum Besuch eines Kurses von 
40 Lektionen. Im Jahre 2004 w urden 11 Kurse fü r das Unterwallis 
und 2 Kurse fü r das Oberwallis durchgeführt; 191 Kursausweise 
w urden übergeben.

Schul- und Lehrlingsinspektorat

Unterricht
Zahlreiche Lehrer haben W eiterbildungskurse des Schweizerischen 
Institu tes fü r  B eru fspädagogik und des Bundesamtes fü r 
Berufsbildung und Technologie besucht. Ferner wurden diverse 
W eiterbildungskurse fü r das Lehrpersonal schulinternen organisiert.

A ufs ich t und  Qualitätssicherung
In allen Berufen w ird  die fachgemässe praktische Ausbildung in den 
Betrieben durch den Inspektor, durch die Berufskommissäre 
und/oder die O rtslehrlings-Kom m issionen überwacht. K on flik t
lösung und Vertragsauflösungen sind fü r alle Verantwortlichen eine 
w ich tige  Aufgabe.

Die Berufskommissäre inform ieren die betrieblichen Ausbilder über 
die Entw icklung der Unterrichtskonzepte in den Berufen. Über 
Massnahmen, die zur Verbesserung der Ausbildung ge troffen w e r
den müssen, werden die Ausbilder auf dem Laufenden gehalten.

Die kom m unalen Lehrlingskommissionen führen ihre Aufsichts
p flich t m ehrheitlich sehr gewissenhaft aus. Für das Jahr 2004 haben 
77 ,6%  der Gemeinden im Unterwallis und 71 .9%  der Oberwalliser 
Gem einden ihre Inspektionsberichte erstellt. In verschiedenen 
Gemeinden werden Stützkurse fü r leistungsschwache Lehrlinge 
angebo ten . Leider w erden diese Kurse noch n ich t in allen 
Gemeinden angeboten.

Die Arbe iten zur E inführung des neuen Qualitätskonzeptes werden 
fo rtge füh rt. Eine Qualitätscharta, die konkrete Empfehlungen gibt, 
w urde allen Ausbildungsunternehm en zugesandt. Auch w urde ein 
neu en tw icke lter Fragebogen an alle französisch sprechenden 
Lehrlinge ausgehändigt. Eine flächendeckende E inführung des 
neuen Qualitätssystems ist im Schuljahr 2004/05 geplant.

Kraft getreten ist und des kantonalen Gesetzes über die berufliche 
Fort- und W eiterb ildung der Erwachsenen. Um den wandelnden 
Bedürfnissen der Gesellschaft gerecht zu w erden, w urde ein 
W eiterb ildungskonzept erstellt, das dem „L ife Long Learning" 
Rechnung träg t. Diverse A ktionen w erden zurzeit umgesetzt.

Das W eiterb ildungsangebot an den Berufsschulen w ird  stets den 
Bedürfnissen der W irtscha ft angepasst. Die Zusammenarbeit zw i
schen den In s titu tione n  der ö ffen tliche n  und der privaten 
W eiterb ildung w urden w e ite r verstärkt.

Lehrabschlussprüfungen - Statistik

Unterwallis Oberwallis Total
Absolventen 
G eprüfte Kandidaten 
Ausaehändiate Fähiakeitsausweise

1 '407 
r i 8 9

694
623

2 ’ 101
1 '812

Kandidaten Art. 41 BBG 48 5 53
Praktische Lehre 13 0 13
Gewerbliche Berufsm aturität 5 9 14
Gestalterische Berufsm aturität 16 0 16
Kaufmännische Berufsm aturität 51 39 90
Technische Berufsm aturität 36 30 66
Berufsmatura Gesundheit/Soziales 13 0 13
Anlehre 91 29 120
TOTAL 1 '462 735 2 ' 197

Berufsschulunterricht
Der neue Rahmenlehrplan fü r das Fach A llgem einbildung w ird  in
zwischen in allen Klassen der Berufsschulen eingesetzt.

W enn immer möglich werden rationelle Lösungen gesucht, um 
unseren Jugendlichen den P flichtunterricht an den kantonalen 
Berufsschulen anzubieten. Nur Lehrlinge aus Berufen m it sehr klei
nen Beständen w erden als u ltim a ratio interkantona len Fachklassen 
zugewiesen.

Berufliche Weiterbildung
Die berufliche Fort- und W eiterb ildung w ird  ständig ausgebaut, 
nam entlich im Zusammenhang m it der E inführung des neuen 
Bundesgesetzes über die Berufsbildung, das am 1. Januar 2004 in



Statistik der Bestände in den Schulen

Studien- und Berufsberatung

Unterwallis

Die Berufsberatung im Unterwallis hat im Jahr 2004 ihr 60-jähriges 
Bestehen gefeiert. Dieser Geburtstag gab zu diversen Reflektionen 
über die Vergangenheit und die Zukun ft Anlass. Die Vision, Mission 
und die strategische Ausrichtung fü r die nächsten Jahre w urde neu 
defin iert. Das Qualitätsm anagem ent w ar ein w ichtiges Projekt. Die 
Berufsberatung hat das Zertifika t EDUQUA erlangt und konnte ein 
ganzheitliches Qualitätssystem, das die Effizienz und die E ffektivitä t 
der D ienstleistungen zum Ziel hat, e inführen.

Studien- und Berufsberatung

Die Berufsberatung bo t verschiedene neue Leistungen an, welche 
den Bedürfnissen der Jugend entsprechen:
- Berufswahlvorbereitungskurse in den Orientierungsschulen.
- Individuelle Kurzberatungsgespräche auf der Sekundarstufe I 

und II
- In fo rm a tionss itzungen  über die Berufe, o rgan is ie rt in 

Zusamm enarbeit m it den Berufsverbänden.
- In Zusamm enarbeit m it den Berufsverbände, Schnupperlehren in 

den Betrieben
- Selbstinform ation (CD-Rom, Videos, Prospekte, Internet)
- Projekt «orienta tion plus» fü r Aussteiger in der Sekundarstufe I.

Berufsorientierung für Erwachsene

Die Zahl der erwachsenen Ratsuchenden ste ig t w e ite r an. Sie m öch
ten sich neu orientieren, w ollen ihre Kompetenzen akkreditieren 
oder vom  reichhaltigen W eiterb ildungsangebot profitieren.

2004 hat die Berufsberatung das Projekt zur Akkred itie rung der 
Kompetenzen in Zusamm enarbeit m it der Berufsschule in Sitten 
w e ite rge führt. In 4 Berufen ist diese Akkred itie rung m öglich. Eine 
Akkred itie rung der Kompetenzen soll es den Erwachsenen erlau
ben, ihre Berufserfahrung zu validieren und durch eine individuell 
festgelegte Zusatzausbildung ein offizielles D iplom zu erwerben.

Berufliche Wiedereingliederung

Die LAM -Struktur (Logistik fü r arbeitsm arktliche Massnahmen) bie
te t Arbeitslosen W eiterb ildungsm öglichkeiten an. Die Tätigkeit in

diesem Bereich ist im Jahre 2004 w e ite r angestiegen. Die Kurse sol
len eine W iedereingliederung in die Berufswelt ermöglichen. Diese 
w erden durch individuelle Beratungsgespräche unterstützt.

Oberwallis 

Schwerpunkte im Jahr 2004 waren

- Vorbereitungsarbeiten zur kantonalen Anschlussgesetzgebung
- Verabschiedung der Vision und Mission der Berufsberatung 

Wallis
- Überarbeitung des Dienstleistungsangebotes
- Professionalisierung des Qualitätsmanagements
- Vorbereitungsarbeiten zu Swiss Counceling Quality.

Beratungen

Die Zahl der Einzelberatungen ist um 178 gestiegen. Jugendliche 
zwischen 15 und 17 Jahren machen 70%  der Ratsuchenden aus. 
Der Anteil der Personen ab 20 Jahren be trägt knapp 30% .

Berufliche Eingliederung

In Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Industrie, Handel und 
A rb e it w urden  zahlreiche W eite rb ildungskurse  angeboten . 
V erm ehrt melden sich Arbeitslose auf der Suche nach einer 
Beschäftigung bei den Berufsberatern.

Information und Dokumentation

Die Nachfrage nach Inform ationsdienstleistungen ist gestiegen. 
Zahlreiche Jugendliche und Erwachsene verlangen eine umfassende 
D okum enta tion über die verschiedenen Berufe. Die Berufsberatung 
hat daher ihre Tätigkeit verm ehrt auf diese Dienstleistung ausge
richtet.

Projekte

Das Projekt «Junge M igrantinnen zwischen Schule und Beruf» ist 
m it dem Gleichstellungsbüro und dem Gleichstellungsrat realisiert 
w orden. Eine zweite Durchführung konnte nochmals finanziert 
werden.

Das Projekt «Junior Job» konnte in Zusamm enarbeit m it dem 
Regionalen A rbe itsverm ittlungszentrum  und der OPRA realisiert 
werden.

Die Psychologen - Berufsberaterinnen arbeiten in verschiedenen 
schweizerischen, kantonalen und regionalen Konferenzen und 
Kommissionen m it.

1996 2004
Gewerbliche BS Brig Lehrlinge 557 472
Kaufmännische BS Brig Lehrlinge 533 530

Berufsmatura Vollzeit 0 13
Berufsmatura Integriert 71 70

Gewerbliche BS Visp Lehrlinge 718 685
Berufsmatura Vollzeit 14 43
Berufsmatura Integriert 126 141

Berufschule Sitten Lehrlinge 2 963 2'891
Berufsmatura Vollzeit 35 107
Berufsmatura Integriert 187 182

Gewerbliche BS Martinach Lehrlinge 758 984
CASP0 15 60

Lehrwerkstätte (EMVs) Lehrlinge Vollzeit 0 207
Maturité prof, intégrée 0 207

Haushalt und Pflege Apprentis plein temps 11 299
Châteauneuf 0 235
Visp 0 64

Kunst/Gestaltung (ECAV) Lehrlinge Vollzeit 0 124
Berufsmatura Integriert 0 124

Arzt/Zahnarztgehilfen Lehrlinge 0 127
Chemielaboranten (EIL) Lehrlinge 0 80
Ausserkantonale Schulen Oberwallis 333 452

Unterwallis 391 441
Art. 41 BBG Erwachsenenbildung 0 100
Brückenangebote EMVs 0 10



Berufsberatung in Zahlen

Aktiv itä ten Oberwallis Unterwallis Total

1 Schüler der Orientierungsschule, welche an
Inform ationssitzungen über Berufe te ilgenom m en haben 2 '654 2 ' 529 5'183

2 Individuelle Beratungen fü r Schüler der 
Sekundarstufe 1 und 2 1 '323 3 ' 585 4 '908

3 Anzahl Ratsuchende in den BIZ 5'872 23 '683 29 '555

4 Anzahl ausgeliehene D okum ente in den BIZ 2 '988 11 '276 14-264

5 Anzahl Inform ationssitzungen fü r Arbeitslose 954 4 '657 5 '6 1 1

6 Anzahl Arbeitslose m it Laufbahnberatung 199 1 '463 1-662

7 Anzahl Teilnehmer in W iedereingliederungskursen 325 713 1 '038

TOTAL 14 '3 15 47 '906 62-221

MEDIATHEK

Allgemeine Politik
Die Tätigkeit der M ediathek Wallis kann m it fü n f sich ergänzenden 
Zielen umschrieben w erden, nämlich:
- die Verm ittlung von Inform ationsquellen durch Ausleihen von 

Dokum enten (Bücher, Zeitschriften, audiovisuelle Medien), von 
A uskünften und von Zugängen zu Inform ationsnetzen

- die Sensib ilis ierung und A usb ildung  des Publikum s zur 
Benutzung der Inform ationsquellen und der Dokum entation

- das A ngebo t von Räumen fü r Anim ation, Studium, Aus
stellungen und Diskussionen

- die Sammlung, Behandlung, Erhaltung und Erschliessung von 
Dokum enten und Inform ationsquellen, insbesondere jene m it 
Bezug zum Wallis

- die E ntw ick lung eines kohären ten  und le is tungsfäh igen 
Zugangszentrum s zur D okum en ta tion  im W allis durch 
Koordinierung der öffentlichen Bibliotheken, Schulbibliotheken 
und Spezialbibliotheken.

Personal
Zur Erfüllung ihrer A ufgabe beschäftig t die M ediathek nicht nur 
das in ihrem Organigram m  vorgesehene Personal, sondern auch 
Personen aus verschiedenen anderen Bereichen. Im Verhältnis zu 
den V ollze its te llen e rg ib t sich zw ischen den verschiedenen 
Personalkategorien fo lgende A ufte ilung:
- kantonales Personal (Beamte und Aushilfen): 39.2 Einheiten, also 

44 %  der Arbeitszeit (2003: 44% )
- Personal, finanziert durch externe Aufträge: 8.2 Einheiten /  9 .2%  

(2003: 6 .2% )
- Gemeindepersonal: 3.8 Einheiten /  4 .3 %  (2003: 5 .1% )
- Personen in Ausbildung (Lehrlinge und Praktikanten: 21.5 

Einheiten 7 24 .1%  (2003: 24 .2% )
- A d-hoc Programme (halbgeschützte Anste llungen, Beschäf

tigungsprogram m e, Zivildienst): 16.4 Einheiten /  18.4%  (2003: 
20 .5% ).

Die Zunahm e des Personals des Kantons (A ngeste llte  und 
Aushilfen), welches von 36.7 auf 39.2 Einheiten angestiegen ist, 
erg ibt sich aus der Übernahme der Tätigkeiten der pädagogischen 
D okum entation durch die M ediathek Wallis. Die externen M itte l, 
welche die Finanzierung von 8.2 Einheiten ermöglichen, stammen 
zum grossen Teil aus der S tiftung MEMORIAV.

Entwicklung der Sammlungen
Zunahme der Dokum ente nach Erwerbsform (materielle Einheiten):

MW -Sitten MW-Brig MW-
St-Maurice

MW-
Martinach

Total

Erwerb 8 ’074 6'316 1 '066 6"044 21 '500
Schenkungen 2'842 68 562 6 ’ 784 10-256
Austausch 5 0 0 0 5
Hinterlegung 51 0 0 15'273 15 ‘324
Total 10-972 6 '384 T6 28 28-101 47-085

Bei den Dokum enten des kantonalen Erbgutes ist in Sitten der 
Erwerb der ersten Auflage des wertvollen Werkes «Voyage p itto 
resque de Genève à M ilan» von Gabriel Lory (Paris 1811) sowie der 
Archive des Ateliers Jean-Marie Grand in Siders zu verzeichnen. In 
M artigny w urden die Archive der Familien Couchepin und François 
und A lbert Gos sowie die Sammlungen des Hauses Jubin in Vétroz 
erworben.

Behandlung und Aufwertung der 
Sammlungen
Informatisierte Datenbank

Um sie dem Publikum zugänglich zu machen, sind die Sammlungen 
der M ed ia thek W allis der gem einsam en D atenbank der 
Kantonsbib lio theken und der w issenschaftlichen B ibliotheken der 
W estschweiz (RERO) angegliedert. Am 31. Dezember 2004 ver- 
zeichnete die Walliser Datenbank 502' 123 Dokum ente, die w ie 
fo lg t au fgete ilt w erden können:

MW -Sitten MW-Brig MW-
St-Maurice

MW-
Martinach

Andere

254 '429 82-081 45 '759 76-047 43-807



Öffentliche Dienstleistungen
Die Benutzung der Dienste der M ediathek durch das Walliser 
Publikum hat w eiterh in  in spektakulärer Weise zugenom m en: die 
Gesamtzahl der ausgeliehen Dokum ente ist von 292'481 im Jahre

Zufriedenheitsumfrage

Die Zufriedenheitsum frage bei den Benutzern der M ediathek 
w urde 2004 zum vierten Mal durchgeführt.

Resultate in % der Zufriedenheitsum frage 2004 (in Klammer 
Resultate 2003)

Kulturelle Aktionen
Jede D ienststelle der M ed ia thek hat ihre aktive Politik der 
A n im a tio nen , der Konferenzen, der P ublika tionen und der 
Ausstellungen fortgesetzt, w ovon hier einige Beispiele au fge füh rt 
w erden. Die M ediathek in Brig hat ihre Zusamm enarbeit m it den 
um liegenden Gemeinden verstärkt und hat m it ihrem Projekt 
«LeseSpass» einen w ichtigen Beitrag geleistet. Die M ediathek in 
Sitten hat ein Nachschlagewerk des Fachexperten Bernard W yder 
über die W alliser Plakate veröffen tlich t. Die M ediathek in M artigny 
hat mehrere Ausstellungen durchgeführt, w obe i vor allem die Bilder 
vom Sittener Fotografen Raymond Schmid erwähnensw ert sind, der 
w ährend langen Jahren das Geschehen in unserem Kanton doku
m entierte. Zudem konnte eine Zusamm enarbeit erreicht werden 
zwischen den pädagogischen Tätigkeiten der CREPA (Centre d 'é tu 
de sur les populations de m ontagne) in Sembrancher und den 
Zweigstellen der Pädagogischen D okum entation in Sitten und St- 
Maurice, welche die Ausstellung «Révêlons-nous I?» beherbergt 
haben.

Walliser Bibliotheksnetz
Im Rahmen der im Leitplan vorgesehenen Realisationen konnten
2004 fo lgende Tätigkeiten verzeichnet werden:
- Die Revision der W eisungen betreffend die Schulbibliotheken 

vom 3. Juni 2004
- Die Inbetriebnahm e der Zugangstelle von «Bibliovalais.ch», 

w e lche  alle nü tz lichen In fo rm a tione n  und alle Zugangs
m ög lichke iten  zu den W alliser B ib lio theken und deren 
Tätigkeitsfe ldern enthält

2002 auf 47 3 '914  Einheiten im Jahre 2003 und schliesslich auf 
6 0 3 7 6 6  im Jahre 2004 angestiegen (+ 106%  auf zwei Jahre und + 
27%  im Jahre 2004).

- Die Verw irk lichung eines zweiten Projektes einer virtuellen 
B ib lio thek durch die Zusam m enlegung der Ö ffen tlichen  
B ibliotheken und Schulbibliotheken der Region Sitten-Hérens- 
C onthey und die Inbetriebnahm e einer v irtue llen  Spezial
b ib lio thek der Bibliotheken, die der Koordinierungskommission 
der Fachbibliotheken (COCOBIB) angeschlossen sind

- Die Integra tion der B ibliothek der Fondation Tissières in 
M artigny in das RERO-Netz, w o m it -  zusammen m it den vier 
Zweigstellen der M ediathek Wallis und den fü n f B ibliotheken der 
HEVs2 — gegenw ärtig  18 B ibliotheken M itg lied der RERO sind

- Die Entw icklung von Bibliopass ValaisA/Vallis, welcher m it fü n f 
neuen M itg liedern - davon zwei aus dem Oberwallis -  in Zukunft 
34 Bibliotheken zählt, bei welchen die gleiche Leserkarte ver
w endet werden kann.

STAATSARCHIV

Zuwachs
Im vergangenen Jahr w urden 39 Eingänge von 21 staatlichen 
Verwaltungsstellen sowie 31 Deposita, 25 Schenkungen und 1 Kauf 
verzeichnet. Dies entspricht insgesamt 99 Eingängen bestehend aus 
ca. 2522 Archivschachteln und 126 Registern, was ca. 378 
Laufm eter ausm acht. Ferner w urden  2 CD-ROM klassiert. 
Verschiedene Gemeinden, Pfarreien, Privatpersonen und Vereine 
haben Archivalien h in terleg t oder bereits deponierte Bestände 
ergänzt. Eine ausführliche Liste der Käufe, Schenkungen und 
Deposita w ird  in der nächsten Num m er der Zeitschrift Vallesia 2005 
(Bd. 60) zu finden sein. Darin werden auch die hier nur kurz zusam
mengefassten A rch ivarbe iten  des Jahres 2004 e ingehender 
umschrieben werden.

Arbeiten
Registratur, Klassierung, Analysen und Inventarisierung der 
Ablieferungen, Deposita und Schenkungen

A lte  Bestände
Die Sammlungen der W appen, Photos, Negative, Photokopien und 
die A bte ilungen AV und AVL w urden ergänzt. Die elektronische 
Erfassung des Bestandes «AV 107-111 familles» w urde abgeschlos
sen (H-Z). Auch die Inventare der Bestände Confin ia (71 S.), 
M ediation (112 S.), Départem ent du Simplon (7 S.) und DTP Plans 
divers II (11 S.) w urden m it dem PC erfasst. Das Inventar Helvetik 
w urde ko lla tion iert und verbessert (222 S.).

M W -S itten M W -Sitten 
päd. Dok.

MW -Brig M W -
St-Maurice

M W -
M artinach

Total
2004

2003

Leserkarten * 9 '553 60 ’200 42 '190

Ausleihen von Dokumenten 230 '200 26 '964 167 '384 47 '655 13V563 6 0 3 7 6 6 473 '914

Führungen und 
Ausbildung 34 35 15 58 142 192

Kursteilnehmer 617 719 370 1 '477 3 ' 183 3 7 1 9

Teilnehmer an Animationen 
und Ausstellungen * * * * 939 150 26 ’689 2 7 7 7 8 15'276

(*) Berücksichtigt w erden Leserkarten, die nach dem 1.1.1995 ausgestellt und nicht annuliert w urden. 
( * * )  keine Statistik

Sehr zufrieden Zufrieden
zufrieden

Wenig
zufrieden

Gar nicht Keine
Meinung

Dienstleistungen
Sammlungen 40.1% (39.4) 48.1% (50.5) 5.5% (5.3) 0.7% (0.2) 5.6% (4.6)

Zugang 39.8%  (39.4) 48.5%  (48.5) 7.8%  (6.9) 0.7%  (0.4) 3.3%  (4.8)

Empfang 66.5%  (58.9) 29.2%  (33.4) 2.8%  (3.6) 0.7%  (0.6) 0.9%  (3.6)

Animation 26.7%  (23) 56.7%  (46.5) 1.3% (0) 0.3%  (0) 30.5% (30.5)

Kataloge 39.9%  (19.1) 39.2%  (60) 16.2% (9.3) 2.2%  (1.5) 2.1%  (10.1)

Logistik 45.9%  (41.9) 44.4%  (48.6) 6 .2%  (5) 0.6%  (0.6) 2.8%  (3.9)



Bestände der S taatsverwaltung
Im Verlauf des Jahres w urden m it verschiedenen Dienststellen 
Kontakte gepflegt, um die Ablie ferungen der A kten zu planen und 
vorzubere iten : B esichtigung au f Platz, Bestandesaufnahm e, 
Beratung in Klassierungsfragen, Kassation usw.

Records m anagement, In form atik: Im Verlauf des Jahres w urden die 
Probleme der m odernen Archivbestände der Kantonsverwaltung 
und die neue Dokum entenverw altung, die der Staat Wallis e in füh 
ren möchte, gründlicher analysiert. Das Studium des «Records 
m anagem ent» und der Verwaltung und Archivierung e lektron i
scher A kten  w u rd e  fo rtgese tz t. Das Standortverzeichnis der 
Archivbestände und die diesbezügliche Datenbank w urden überar
be itet und ergänzt. -  Ein im Bundesarchiv und in mehreren 
Staatsarchiven der Schweiz verwendetes In fo rm atikprogram m  
w urde angeschafft, um die Archivinventare besser verwalten und 
zugänglich machen zu können. Schliesslich ist das StA der neu ge
schaffenen Schweizerischen Koordinationsstelle fü r Fragen zur 
Langzeitarchivierung von elektronischen Daten beigetreten.

Gemeinde-, Burges und Pfarrarchive
GA Ausserbinn, GA Lens, GA Leukerbad und GA St-Maurice, 
Nachtrag, in Bearbeitung; GA Veysonnaz, Kollationierung und 
Korrektur des Inventars, 12 S.; PfA Chippis, 2 S.; PfA Grengiols und 
PfA Obergestein, in Bearbeitung. -  Die Gemeindearchive von 
Saillon, Val d ’ llliez, Vex und Vionnaz w urden inspiziert.

Privatbestände
Adrien Bertrand, 9 Inventarseiten; Roger Bonvin, in Bearbeitung; 
Familie Closuit, Fortsetzung (Bank, Albert, Léonard und Maurice 
Closuit), 37 S.; A lbert Cornut, Nachtrag, 2 S.; Maurice-Edmond de 
Courten, 8 S.; Régis de Courten, in Bearbeitung; Robert Faisant, 60 
S.; Michel Follonier, 34 S.; Geissberger, Hotel Post, Siders; Charles 
Plaenni, 55 S.; Georges Plaenni, 7 S.; Jean Marclay, Nachtrag, 12 S.; 
Membrez, A rchitekt, 253 S.; Erfassung und Kollationierung des 
Fonds Schm id-M orency, 12 S.; Joseph-A nto ine Vouilloz, in 
Bearbeitung; Alois Zurbriggen, in Bearbeitung; Association valaisan- 
ne des bureaux d'ingénieurs, 1 S.; Société romande d ’apiculture, 5 
S.; Panathlon-Club Wallis, 1 S.; Fonds Verrerie de Monthey, 25 S.

Sicherheitsverfilmung

Die M ikro film ab te ilung  erstellte insgesamt 172 16mm-Filme fü r die 
G rundbuchäm ter (2003-2004) und von Staatsratsbeschlüssen 
(2003). Ferner w u rd en  72 35m m -F ilm e hergeste llt von 
Notariatsm inuten von Visp (1858-1952) und Leuk (1859-1900) von 
Pfarrregistern von Grone (1720-1993), M ünster (1831-1936) und 
Chippis (1911-2003) sowie von Dokum enten der Gemeindearchive 
Conthey (1809-1982), Venthöne (1881-1960) und des Privatarchivs 
Peter Josef Ruppen (1815-1896).

Veröffentlichungen

Band 58 (2003) der Zeitschrift Vallesia, 570 Seiten umfassend, ist 
anfangs September 2004 im Druck erschienen. -  Vallesia 59  (2004) 
und Nr. 12 der Beihefte zu Vallesia über den Musiker Charles 
Plaenni sind im Druck und werden anfangs Mai 2005 erscheinen.

Räumlichkeiten und Konservierung

Fortsetzung der besseren Konservierung und Lagerung der alten 
Bestände AV und AVL. Neuverpackung des Bestandes «Confinia» 
und Umlagerung der Plansammlung (DTP) in neue Planschränke 
und in säurefreie M appen. Die Lokalkommission hat dem StA neue 
Depoträume (700 m2) im Gebäude Ulrich Fruits in Sitten zur 
Lagerung von Zw ischenarchiven und w en ig  benutzten  
Dokum enten reserviert.

Benützung
2004 haben ca. 2300 Archivbesucher Dokum ente eingesehen. 
Zudem w urden 419 Dossiers von staatlichen Verwaltungsstellen 
konsultiert. Die Archivare haben w ie üblich Forscher, Lizentianden 
und Doktoranden in ihrer A rbe it beraten und unterstü tzt. -  W ie bis 
anhin em pfing das StA mehrere Besuchergruppen und beantw or
tete eine Vielzahl von schriftlichen (411) und mündlichen Anfragen. 
Die Internet-W ebsite w urde regelmässig ergänzt.

KANTONSMUSEEN

Sammlungszuwachs
Archäologie 137
Kunst 38
Geschichte 655
Naturgeschichte 60
Tota! ” 890

Die Sammlungen konnten um fast 890 Objekte e rw e itert werden. 
Darunter finden sich mehrere bedeutende Kunstwerke, so eine 
Ansicht von Sitten, gem alt von Oskar Kokoschka (Erwerb dank 
U nterstützung der Gottfried-Keller-S tiftung, der Loterie Romande 
und der Stadt Sitten), ein Landschaftsbild von Leukerbad, gemalt 
von Caspar W olf, sowie ein Bild aus der Serie Berge von Alois 
Lichtsteiner. Das historische Museum konnte ein grosses Aquarell 
von G. Lory (A nsich t von Sitten) sowie eine seltene Goldmedaille 
von 1905 (Erinnerung an den Simplon-Durchstich) ankaufen. Hinzu 
kom m en zahlreiche Schenkungen (u. a. Schneekanone). Das 
archäologische Museum konnte im Juni die prähistorische Keramik- 
Sammlung von Zeneggen übernehmen, die w ährend 40 Jahren im 
Landesmuseum au fbew ahrt wurde. Das Naturmuseum nahm aus- 
sergewöhnliche Mineralien vom Lötschberg-Basistunnel in seine 
Sammlung auf.

Inventarisierung und 
Sammlungskonservierung
Datenbank der Sammlungen

Übertragung des inform atisierten Sammlungsinventars auf eine 
neue, gemeinsame Datenbank fü r alle Museen. Fortführung der 
K ontro lle  des Inventars des archäologischen Museum s und 
Integration der bibliografischen Angaben (bisher 2 ' 142 Objekte m it 
w issenschaftlichen Notizen). Das Kunstmuseum setzte den Akzent 
auf die Inventarkontrolle der W erke auf Papier sowie au f die 
Erarbeitung wissenschaftlicher Notizen. Im historischen Museum 
w urde das Inventar der Ansichtskarten fertig  gestellt (2004: 825 
inventarisierte Karten; ca. 3 '900  Fichen ergänzt). Münzen des 2. 
und frühen 3. Jahrhunderts überarbeitet und ergänzt. Bearbeitung 
und Klassierung der Objekt-Dossiers (1 '000 von insgesamt 4 '000  
Dossiers bearbeitet). Inventarische A ufnahm e der Neueingänge 
beim Naturmuseum.

Datenbank der Dokumentationen

Bibliothek: 1 '412 Notizen des Plauptkatalogs h inzugefügt oder kor
rig iert (Neueingänge und Altbestand). A ktue lle r Stand: insgesamt 
8 '2 4 3  D okum ente . Beginn der Revision des Katalogs des 
Naturmuseums: 387 von 2 '236  Notizen. Fotothek: Inventarisierung 
und Klassierung der Neuerwerbungen nach Museum und Material 
(1 '588  zusätzliche Fotodokum ente), E rarbeitung einer neuen 
Inventarkarte, Kontrolle und Aktualisierung des inform atisierten 
Katalogs.

Konservierung und Restaurierung

Im Laufe des Jahres w urden uns 2 '460  m2 neue Magazinräum e 
zugeteilt. Dies erlaubt den Transfer von Tausenden von Objekten, 
die un ter schlechten Konservierungsbedingungen leiden, an einen 
zentralen O rt m it idealen Bedingungen. Am  gleichen Ort werden 
auch W erkräume, Labors und Arbeitsplätze fü r die A rbe it an den 
Sammlungen untergebracht. Die E inrichtungsarbeiten begannen 
im Dezember. -  Die Fahnensammlung musste wegen Schäden 
in fo lg e  schlech ter Lagerbedingungen zur Restaurierung ins 
Historische Museum Basel gegeben werden.



Dokumentation und Forschung
Archäologie, Geschichte

Entdeckung einer prähistorischen und m itte lalterlichen Befesti
gungsanlage am Fuss des Simplons (Interreg III). Redaktion der w is
senschaftlichen Notizen und eines Textes zu U niform en aus frem 
den Diensten. Publikation der Forschung über einen M ünzfund aus 
dem 17. Jh. (Kirche St-Sylve, Vex). P ilo tpro jekt zum  Thema 
M igra tion  und M useum  (Ausstellungsprojekt 2006).

Naturgeschichte

Vertie fte Studie zu den Bestimm ungskriterien der Spitzmaus von 
der A rt Sorex. D okum entation über die Nachtfalter im Wallis.

Vermittlung
Erleichterter Zugang zu den Museen

Fortsetzung der A rbe iten fü r einen neuen Rundgang durchs 
Kunstmuseum m it erle ichtertem  Publikumszugang. Die Restau
rierung von Schloss Valeria schreitet programmgemäss voran.

Publikationen und Ausstellungen

Durchführung einer gemeinsamen Ausstellung aller Museen in der 
ehemaligen Strafanstalt im Rahmen eines auf vier Jahre angelegten 
Publikum sprogram m s: Die geheim en Gem ächer de r Museen. 
K apite l 1: Neuerwerbungen ans Licht ge ho lt (1. April bis 31. Mai; 
2'331 Besucher, 5 Veranstaltungen m it den Konservatoren zu 
einem Thema im Zusam m enhang m it der Ausste llung, 227 
Personen). Ausstellung ANGEL DUARTE: Hom m age an Zurbaran. 
PIERRE MARIETAN: Packende S tim m en : 19. Juni bis 26. September 
(1 '938 Besucher; 27. August: Treffen m it den Künstlern, 97 
Personen) im ehemaligen Gefängnis und in der Black Box des 
Kunstmuseums.

Vorträge und Tagungen

Sieben Vorträge im M onatsrhythm us durch die Konservatoren, vier 
Vorträge in Zusamm enarbeit m it der W alliser Vereinigung fü r 
Archäologie (120 Personen), Vortrag m it den Freunden von Valeria 
über die Restaurierung des Bilds A nb e tu n g  de r K önige  (60 
Personen), Somm erkonzerte m it A peritif im historischen Museum, 
organisiert von den Freunden von Valeria sowie Konzerte im Hof 
des archäologischen Museums im Juli und A ugust (Sommerkurs der 
Musikakademie). Vorträge im Rahmen des 175-Jahrjubiläums des 
naturhistorischen Museums am 13. November (233 Personen). Am 
2. - 4. September tra fen sich in Sitten gegen 150 Museumsleute 
zum Jahreskongress von ICOM-Schweiz und des Verbandes der 
Museen der Schweiz. Thema: Transdisziplinarität und gemeinsame 
Samm lungsverwaltung.

Reform der institutioneilen Strukturen

Die Neuorganisation der Walliser Museumslandschaft hat eine erste 
Etappe abgeschlossen: Eingliederung der m ilitärhistorischen und 
der numismatischen Sammlungen in die Bestände des historischen 
Museums (Konvention zwischen der S tiftung Schloss St-Maurice 
und den Kantonsmuseen über die kantonalen Sammlungsbestände 
und die Übergabe der Verw altung des Schlosses am 1. Juli).

Aufbau von Museumsnetz.wallis

Das Le itb ild  von M useum snetz.w allis  w u rd e  von allen 
Partnermuseen (Kantonsmuseen, Museen von Bagnes, Reb- und 
W einmuseum , Lötschentaler Museum) und vom DEKS unterzeich
net. Ein gemeinsames Inventarisationsprojekt (Textilien, Giltstein, 
Trinkgefässe) füh rte  zu viel versprechenden Resultaten im Hinblick 
auf Ausstellungen und Publikationen.

Besucherstatistik 2004

Total
Besucher

Schüler Kinder
Entdeckungsparcours

Publikum an 
Führungen

Publikum an 
Vorträgen

DIR Ehemalige 
Strafanstalt 2*331 345 204 51

KMA 3'396 1 '469 - 67 120

KKM 5 7 5 8 374 42 127 45

KMG 11'839 759 75 846 158

KMMG 956 201 - - -

KNG 6'984 2 '027 - 112 233

Basilika Valeria 2 7 7 6 - - 2 7 7 6 -

Schloss Tourbillon 21 '349 377 - Kapelle: 6'851 -

TOTAL 55 '389 5'552 117 10'983 607
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EINLEITUNG

Jedes Jahr erstellen w ir einen Bericht über das vergangene Jahr. Ein 
solcher Tätigkeitsbericht ist jedoch nie de fin itiv  und kann nicht als 
abgeschlossen betrachtet werden. Er bildet v ielm ehr einen Ind ikator 
fü r die Aktiv itä ten eines Departements und muss als öffentliches 
Inform ationsm itte l über die Aufgaben der Dienststellen des Staates 
verstanden werden.

In dieser E inführung erwähnen w ir einige w ich tige  Dossiers, fü r 
w e ite re  In fo rm a tione n  verweisen w ir  au f die Berichte der 
Dienststellen.

Wirtschaftliche Aspekte
Im Bereich der W irtschaftspo litik  hat der Staatsrat, nach der 
V e rö ffen tlich ung  der Basisdokum ente «Tourism uspo litik  des 
Kantons Wallis» und «Strategie zur Walliser W irtschaftsförderung» 
im 2003, im Berichtsjahr die Strategie des Kantons Wallis im Bereich 
der Bergbahnen angenom m en. So konnte die Aufhebung des 
M oratorium s des Bundes e rw irk t werden und der Kanton kann die
sen fü r den Tourismus so w ichtigen Sektor w ieder m it IHG-Darlehen 
unterstützen. Um die Restrukturierung, die in diesem Bereich 
bereits im Gange ist, zu unterstützen, w urde  zudem ein neues 
M assnahm enpaket beschlossen (à fonds perdu-B e iträge  zur 
Strukturverbesserung, Sanierungshilfen durch Forderungsverzichte 
un te r s trengen Bedingungen und Prüfung von 
Steuererleichterungen im Rahmen von Fusionen).

Was die W irtschaftsförderung anbelangt, muss die Schaffung der 
Dienststelle fü r W irtscha ft und Tourismus e rw ähnt werden, und die 
T ä tigke it der beiden R egionalan tennen im Dienste der 
Unternehm en und die qualitative und quantita tive Verbesserung 
unserer exogenen W irtschaftsförderungszusam m enarbeit m it dem 
DEWS. Die S tiftung The A rk w urde geschaffen und die beiden pri
vilegierten Clusters in den Bereichen Life Sciences (BioArk M onthey 
und PhytoArk Sitten) und ln fo rm atik -&  Kom m unikation (IdeArk in 
M artinach und TechnoArk Siders) sehen ihre Kom petenzpole schon 
operativ. Der Bereich «Natur und Dienstleistungen» be findet sich im 
Oberwallis noch in Entwicklung.

Die Politik der Bekäm pfung der A rbe itslosigkeit w urde m it einem 
Massnahm enpaket zur Begrenzung der saisonalen Arbeitslosigkeit 
und zur Verbesserung der in te rinstitu tione llen Zusammenarbeit 
(RAV, IV, SMZ, LVT) m it Ziel einer raschen Reintegration der 
Betroffenen w e ite rge führt. Zu erwähnen ist zudem, dass zum zw ei
ten h intereinander fo lgenden Jahr die durchschnittliche Arbe its
losenquote im Wallis tie fe r als der nationale Schnitt ist.

Was die gesetzliche Grundlage be trifft, w urden die Arbe iten be tre f
fend das neue Gesetz über die Beherbergung, die Bew irtung und 
den Kleinhandel m it alkoholischen Getränken abgeschlossen. Es 
tr it t  am 1. Januar 2005 in Kraft und geht in Richtung einer 
Liberalisierung, indem es die von den KMUs bezahlten jährlichen 
Abgaben reduziert, das Verfahren zur Erteilung der Betriebs
bew illigung vereinfacht und die Gesetzgebung den schweizeri
schen und europäischen Normen anpasst.

Institutionen
Dieses W ah ljah r w a r durch die vo lls tänd ige  Reform der 
Gesetzgebung über W ahlen und Abstim m ungen sowie Volksrechte 
gekennzeichnet.

Das neue Gesetz über die politischen Rechte w urde im Verlauf des 
Jahres 2004 angenom m en. Es ging grundsätzlich darum, die 
A usübung der Volksrechte zu vere in fachen, z.B. durch die 
Institutionalisierung der generalisierten brieflichen Stimmabgabe 
und die Einführung anderer Teilnahm emöglichkeiten fü r die Bürger 
(e -V oting, elektronisches H erunterladen der Form ulare fü r 
V o lks in itia tiven  und Referenden, neue M e thoden  zur

Stimmenzählung und Ergebnisüberm ittlung). Gleichzeitig wurden 
die G em eindew ahlsystem e der genera lis ie rten brie flichen 
Stimmabgabe angepasst.

Was das Gem einderecht be trifft, w ar das Jahr 2004 u.a. durch die 
Fusionen der Gemeinden Münster und Geschinen; Reckingen und 
Gluringen; Steinhaus, Mühlebach, Emen und Ausserbinn (Fusion 
durch das Bundesgericht bestätigt) gekennzeichnet.

Die Anzahl der Walliser Gemeinden w urde som it in kurzer Zeit von 
163 auf 153 gesenkt. An dieser Stelle ist zu erwöhnen, dass das 
Inkrafttreten der neuen Verordnung betreffend die Fusionen, die 
fü r den Beginn des Jahres 2005 vorgesehen ist, erlauben w ird, die
sen W eg w e ite r zu gehen.

Im Februar 2004 hat das Parlament das neue Gemeindegesetz 
angenom m en: dieses ha t eine grössere V e ra n tw o rtung  der 
Gemeinden und der Behörden in der Führung der ö ffentlichen 
Angelegenheiten als politisches Ziel. Dieses neue Gemeinderecht ist 
am 1. Juli 2004 in Kraft getreten.

In diesem Dossier muss erw ähnt werden, dass die Verfassungs
änderung, die vom Volk am 26. September 2004 angenommen 
w orden ist, auch in Richtung einer gleichzeitigen Verstärkung der 
Bürgerrechte und der W ahrung der Gem eindeautonom ie geht.

Sicherheit
Die Sicherheit ist ein permanentes Anliegen des Departements. Sie 
zeigt sich nicht nur in den täglichen Aufgaben der Kantonspolizei, 
sei es Prävention, Inform ation oder Repression, sondern auch durch 
die Konkretisierung des Projektes Pramont, das die Schaffung einer 
Em pfangsstruktur fü r Jugendliche m it schwerw iegender stra frecht
licher Vergangenheit erlauben w ird.

In diesem Bereich w urden fü r die Tätigkeit des Departements vier 
Hauptziele festgelegt:
- Verhinderung der Bildung von rechtlosen Zonen
- Destabilisierung von neuen Szenen
- Zerbrechen von extremistischen Ström ungen
- Markieren der Polizeipräsenz in Risikosektoren.

Der Vorsteher des Departementes für 
Volkswirtschaft, Institutionen und Sicherheit

Jean-René Fournier





ALLGEMEINE VERWALTUNG

Organisation und Personal
Dienststelle Anzahl

Etatstellen

Verwaltungs- und Rechtsdienst 13.00
Betreibungsamt Sitten 10.50
Betreibungsamt Siders 9.50
Gleichstellungsbüro 2.50
D irektion der W irtschaftsentw icklung 3.00
Dienststelle fü r Zivilstandswesen
und Fremdenkontrolle 41.70
Strafanstalten 84.50
Dienststelle fü r Strassenverkehr und Schifffahrt 58.00
Dienststelle fü r Jagd, Fischerei und W ild tie re  32.00
Kantonspolizei 448.30
Dienststelle fü r zivile Sicherheit und M ilitä r 80.00
Dienststelle fü r innere Angelegenheiten 10.50
Dienststelle fü r Raumplanung 12.50
Dienststelle fü r Industrie, Handel und A rbe it 16.50
Dienststelle fü r W irtscha ft und Tourismus 15.30

Total 837.80

Parlamentarische Vorstösse
Motionen

4.322 der CVP-Gruppe M itte lwallis , durch die HH. Grossräte 
Pascal Rey und Grégoire Luyet und Konsorten betreffend 
Verfahren fü r  das Abschleppen von Fahrzeugen auf 
Privatgrund (06.03.2003)

M o tion  in der Märzsession 2004 angenommen.

Der Staatsrat räum t ein, dass das Milizsystem auch seine 
Grenzen hat. Das Gesetz über die Gerichtsbehörden und 
die Z iv ilp rozessordnung be finden sich in fo lg e  der 
Bundesgerichtsreform in Revision. Der in Vernehmlassung 
geschickte V oren tw urf sieht eine A ufhebung der richterli
chen Kompetenzen des Gemeinderichters in z ivilrechtli
chen S treitigkeiten vor. Diese Frage w ird  also in den fo l
genden Gesetzgebungsarbeiten überprüft.

4.463 der zweiten Kommission über die politischen Rechte, durch 
Frau Grossrätin Verena Sarbach-Bodenmüller, betreffend 
A bänderung des Artikels 87 in der Kantonsverfassung 
«W ahlmodus, Bedingungen der W ahlfähigkeit, Dauer der 
ö ffentlichen Äm ter» (11.05.2004)

M o tion  in der Septembersession 2004 angenommen.

Der Staatsrat w ird  eine B otschaft bezüglich der 
A bänderung der Kantonsverfassung im Sinn der M otionäre 
vorlegen.

Postulate

4.335 von Herrn Grossrat (Suppl.) M atthias Eggel (FDPO) be tre f
fend persönliche Schutzwesten fü r die Kantonspolizei 
(03.06.2003)

Postulat in der Maisession 2004 angenommen.

Massnahmen zum Schutz der Ordnungskräfte: persönliche 
Schutzw esten fü r  alle Polize ibeam ten und Polizei
asp iranten, un te r B erücksich tigung der zukü n ftige n  
Budget-Verfügbarkeiten.

4 .338 von Herrn Grossrat (Suppl.) Eric-A. Balet betreffend neue 
Identitätskarte (05.06.2003)

Postulat in der Maisession 2004 angenommen.

A ngaben au f der Ide n titä tska rte  w erden durch das 
Bundesgesetz festgelegt. Gesetzesreform fü r Vermerk des 
Mädchennam ens. Angabe eines einzigen Heim atortes 
erlaubt.

BÜRO FÜR DIE 
GLEICHSTELLUNG VON 
MANN UND FRAU

10-jähriges Jubiläum

ln Zusamm enarbeit m it dem G leichstellungsrat, w urde der «Prix 
Egalité 2003» an W alliser U nte rnehm en, In s titu tione n  und 
V erwaltungen überreicht, die sich in Sachen G leichstellung und 
Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben auszeichnen.

Gesetzgebung /  Verwaltung
- Stellungnahmen in Vernehmlassungsverfahren auf Kantons- und 

Bundesebene
- M ita rbe it in verschiedenen verwaltungsinternen Arbeitsgruppen 

und Kommissionen insbesondere Telearbeit in der kantonalen 
Verwaltung, Projekt betreffend K inderkrippe in der Verwaltung 
und Erwachsenenbildung

- Abschluss und Bilanz des Kurses «Frauen Förderung» fü r die 
Frauen in der Verw altung in Zusamm enarbeit m it der DPO

- Teilnahme in der A rbe itsgruppe zur U m struktu rie rung des
G le ichste llungsbüros in ein Büro oder Sekretariat fü r
G leichstellung und Familie

Sensibilisierung /  Projekte

Aus- und Weiterbildung

- In Zusamm enarbeit m it der PH Schlussbericht des Projekts «Eine 
A nim ation in den Schulklassen zum Thema der Gleichstellung 
von Frauen und M ännern: die Frage der Akzeptanz seitens der 
Lehrkräfte in Vor- und Primarschulen.» (U m frage bei 300
Lehrpersonen. Gesuch betreffend eine eidg .Finanzierung fü r die 
W eiterführung dieses Projekts

- Referate zum  Thema G le ichste llung im Rahmen der
Soziologiekurse fü r die Studierenden der PH in St. Maurice



- Vorstudie Forschungsprojekt «Feminisierung Lehrberuf an der 
PH-VS»

- Anschaffung und Ausleihe eines M ateria lienkoffers fü r die 
Durchführung eines geschlechterbewussten Unterrichts im KG 
und 1 .-3. Klasse

- Stand am In fo rm a tions ta g  der HEVs in Sierre fü r  die 
Studierenden.

Berufsbildung: Lehrstellenbeschluss 2 des Bundes (APA II)

- Fortsetzung des Projekts im Oberwallis «Junge M igrantinnen 
zwischen Schule und Beruf», in Zusamm enarbeit m it dem BIZ

- Im Rahmen des Tochtertags Preisübergabe an eine Schulklasse in 
Monthey, im Beisein der V erantwortlichen der Romandie.

Familie

- In Zusamm enarbeit m it dem DVIS fü r die Präsentation der 
Familien-Internetseite, welche sofo rt nach der Übersetzung on li
ne sein w ird

- V e rö ffe n tlich u n g  der Studie über die S ituation der 
E inelternfam ilien im Wallis dies in Zusamm enarbeit m it der FIE Vs, 
m itfinanziert durch das eidgenössische Projekt DO-RE

- D urchführung einer Tagung «Neue A rm ut: Lösungen fü r die 
Familien in S icht?» m it über 50 Te ilnehm erinnen und 
Referentlnnen von der Uni Neuenburg, der Walliser Industrie- 
und Handelskammer, dem schweizerischen Arbeitgeberverband 
und dem Staat Wallis

- V orbere itungsa rbe iten  zur Einsetzung eines kan tona len  
Gewaltschutzprojekts durch die OFIG, dies in Zusamm enarbeit 
und Finanzierung des Gleichstellungsbüros.

- Herausgabe und Versand der Inform ationsbroschüre „G e w a lt ist 
n icht tolerierbar. Gew alt in Ehe und Partnerschaft, was tun ? " 
PDF-Version au f Internet.

- Organisation einer Sensibilisierungskampagne (m it W ettbew erb) 
in Sitten am internationalen Tag zur Beseitigung der Gew alt an 
Frauen

- Im Rahmen der A bstim m ungskam pagne  fü r  den 
M utterschaftsurlaub, zwei Inform ationsabende in Brig m it Pierre 
Triponez und Oskar Freysinger und in Sitten m it Pascal Couchepin

- A u ftra g  e iner Studie in Zusam m enarbe it m it der HEVsZ 
«Veränderung von Netzwerken im Alter. Unterschiede zwischen 
Frauen und Männern.»

Frauen und Politik

- Erstellen und V eröffentlichung der Analyse der Frauenvertretung 
bei den Nationalratswahlen 2003, gemäss A uftrag

- Zahlreiche Korrespondenz und Kontakte m it den politischen 
V erantw ortlichen (G ewählte, Parte i-präsidentlnnen), dies im 
Rahmen der kom m unalen W ahlen

- Inform ationen an die Presse und an die Parteien betreffend die 
F rauenvertre tung in den po litischen Instanzen, zur 
Sensibilisierung im Hinblick auf die kom m unalen W ahlen

VERWALTUNGS- UND 
RECHTSDIENST

Damit der Bürger über eine bessere Übersicht über die der 
Verw altung anvertrauten Aufgaben verfügt, hat der Staatsrat von 
jede r Dienststelle die Erstellung einer Le istungsstruktur ihrer 
Tätigkeiten und die Defin ition der politischen, strategischen und 
op era tio ne ilen  Ziele ve rla ng t (System der Führung über 
Leistungsaufträge). Der Verwaltungs- und Rechtsdienst ist einen 
Schritt weitergegangen, indem er eine Organisation zur Überwa
chung ih re r Tä tigke iten , deren B eurte ilung sow ie deren 
Verbesserung e ingefüh rt hat (Qualitätsmanagementsystem). Die 
Dienststelle hat am 1. März 2003 die Qualitäts-Zertifizierung ISO 
9001 und PM 9001 erhalten und sich im März 2004 m it Erfolg der 
Nachkontrolle unterzogen.

- V eröffentlichung der Studie der HEVsZ und Espace Démocratie 
be tre ffend  das Engagem ent und das Desengagem ent der 
W alliserinnen in der Politik in Zusammenarbeit m it dem Gleich
stellungsbüro

- In Zusam m enarbe it m it der K lubschule M igros W allis 
Organisation des Kurses «Frauen im öffentlichen Leben» in Sitten 
und in Brig. Der Kurs richtet sich an Frauen, die sich in der 
Ö ffentlichke it engagieren wollen

- Inform ationsabend in Brig m it Frauen in Kommissionen fü r in te r
essierte Frauen an ausserparlamentarischer Kommissionsarbeit.

Zusammenarbeit
- Teilnahme an den Konferenzen der schweizerischen und w est

schweizerischen G leichstellungsbeauftragten
- Zusamm enarbeit m it den Familien- und Frauenorganisationen, 

w ie  zum Bespiel dem CLAF fü r die Organisation des Walliser 
Frauentages im März

- Teilnahme am 2. Treffen einer in terkantonalen Zusammenarbeit 
im Bereich der Familienpolitik

- M ita rbe it im kantonalen G leichstellungsrats (Sekretariat).

Beratung und Öffentlichkeitsarbeit
- B ean tw ortung  zah lre icher Fragen im Zusam m enhang m it 

Gleichstellung von Frau und Mann
- In form ation und Presseartikel zur G leichstellungspolitik
- Aktualisierung der Internetseite ww w .vs.ch/g le ichste llung.

Dokumentationsstelle
- W eiterführung der Dokum entationsstelle (Bücher, Broschüren, 

Presseartikel)
- Versand der Liste der Neuerwerbungen
- M ehr als 900 Bücherausleihen
- Aufbere itung von Inform ationen auf zahlreiche Anfragen hin, 

Zustellen entsprechender D okum entation.

Diverses
- Begleitung von Praktikantinnen und Teilnehmerinnen im Rahmen 

der Programme zur vorübergehenden Beschäftigung in der kan
tonalen Verwaltung.

W ie  ihre Le istungsstruktu r au fze ig t, kann die Tä tigke it der 
D ienststelle in drei H auptbereiche e in g e te ilt w erden: 
V erw altungstä tigke it und Rechtsberatung fü r das Departem ent und 
seine D ienststellen, Beratung und A ufs icht in zivilrechtlichen 
Verwaltungssachen und Vollzug der Strafurteile.

Verwaltungstätigkeit und 
Rechtsberatung
Die Vorbereitung von G esetzesentwürfen und die 
Beantwortung von gesetzlichen Vernehmlassungen stellen 
den ersten Teil der Rechtsberatung dar.

http://www.vs.ch/gleichstellung


Abgeschlossene Gesetzesänderungen:
- Inkrafttreten der Änderungen betreffend das Gesetz über die 

A kten  der ge rich tlichen  Polizei vom  9. O ktober 2003 
(Informationssystem betreffend Prostitution) am 1. Februar 2004

- Gesetz be tre ffend  den B e itritt des Kantons W allis zur 
Vere inbarung zur Revision des K onkordats über die 
Sicherheitsunternehm en vom 15. Januar 2004, Inkrafttreten am 
1. Juli 2004

- Änderung der Strafprozessordnung des Kantons Wallis und des 
Gesetzes über die Kantonspolizei vom 16. September 2004 
(D N A-Profile  /  verdeckte  E rm ittlung  /  Beschlagnahm ung), 
Inkrafttreten am 1. Januar 2005

- Ä nde rung  des Gesetzes zum Schutz gegen Feuer und 
Naturelem ente vom 16. September 2004 (Zuständigkeit des 
Staatsrates das Anzünden von Feuerwerkskörpern zu verbieten 
oder zu beschränken), Inkrafttreten am 1. Januar 2004

- Gesetz über das Notariat vom 15. Dezember 2004, welches 
voraussichtlich am 1. Januar 2006 in Kraft tre ten w ird.

Gesetzesentwürfe in Bearbeitung:
- G ese tzesen tw urf be tre ffend  die Ä nde rungen  der Rechts

p fle geo rdnu ng . Als Folge der H in te rlegung  des 
Zwischenberichtes vom 28. April 2004. Die m it der Beratung des 
G esetzesentw urfes be tre ffend  die Ä nde rungen  der 
R echtspflegeordnung be au ftrag te  ausserparlam entarische 
Kommission hat am 28. April 2004 einen Zw ischenbericht hin
terlegt. Sie verfo lg t ihre Arbe iten im Sinne einer grundlegenden 
Reform der W alliser Justizorganisation

- Entw urf des Ausführungsreglem entes zum Notariatsgesetz vom 
15. Dezember 2004

- E n tw urf zur Ä nde rung  des E inführungsgesetzes zum 
Bundesgesetz über S chu ldbetre ibung und Konkurs /  Der 
Staatsrat hat bei den be tro ffenen  Kreisen ein 
V ernehm lassungsverfahren zum  V o re n tw u rf e rö ffn e t. Der 
V oren tw urf bezweckt die Verstaatlichung aller Betreibungs- und 
Konkursäm ter des Kantons

- E n tw u rf des E inführungsgesetzes zum  Schweizerischen 
S tra fgesetzbuch angenom m en durch die Kom m ission fü r 
Institutionen, Familienfragen und auswärtige Angelegenheiten 
(1. Lesung) vom 21 .Dezember 2004

- Entw urf zun Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über das 
Jugendstra frech t angenom m en durch die Kom m ission fü r 
Institutionen, Familienfragen und auswärtige Angelegenheiten 
(1. Lesung) vom 21 .Dezember 2004

- Entw urf fü r das Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über den 
Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz angenom m en durch die 
Kommission fü r die ö ffen tliche  Sicherheit (1. Lesung) vom 17. 
Dezember 2004.

Im Bereich der Gesetzesvernehmlassungen wurden neun Entwürfe
geprüft:
- Teilrevision der H andelsreg is terverordnung (A us fü h ru ngs

bestim m ungen zum Fusionsgesetz)
- V oren tw urf zur Änderung des Obligationenrechts, Transparenz 

be treffend Vergütungen an M itg lieder des Verwaltungsrats und 
der Geschäftsleitung

- B eitritt der Schweiz zum UNO-Übereinkommen gegen transna
tion a le  o rgan is ie rte  K rim ina litä t, zum Zusatzpro toko ll zur 
Verhinderung und Bestrafung des Menschenhandels, insbeson
dere des Handels m it Frauen und K indern, und zum 
Zusatzprotokoll gegen den Menschenschmuggel auf dem Land-, 
Luft- und Seeweg

- Ä nde rung  der V ero rdnung über die be ru fliche  A lters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2)

- Bundesgesetz über die Freizügigkeit der A nw ä ltinnen  und 
A nw älte  und Bologna-M odell

- Bundesgesetz über die Erfindungspatente
- Umsetzung von A rtike l 123a der Bundesverfassung über die 

lebenslängliche Verwahrung extrem gefährlicher Straftäter und 
einzelne nachträgliche Korrekturen am neuen Massnahmenrecht

- Rahm enübereinkom men des Europarats zum Schutz nationaler 
M inderheiten -  2. Überwachungszyklus

- Änderung des Bundesgesetzes über das Urheberrecht und ver
w and te Schutzrechte.

Die Führung der streitigen Verfahren und die Rechtsberatung stel
len die zw eite Achse der juristischen Tätigkeit der Dienststelle dar. 
Die Zahl der registrieren juristischen Akten n im m t konstant zu. Im 
Jahre 2004 ist die Anzahl auf 261 angestiegen (235 im Jahre 2003, 
179 im Jahre 2002, 165 im Jahre 2001). Die Instruktion sämtlicher 
OHG-Gesuche um Entschädigung, Vorschuss und G enugtuung 
stellt der g rosste Bestandteil der juristischen Akten dar. Im Jahre 
2004 w urden 76 OHG-Gesuche registriert. Die anderen grossen 
Tätigkeitsbereiche betreffend die A ufsicht über die Notare (36 
Akten), die Aussprechung von Ordnungsbussen betreffend das 
Handelsregister (29 Akten), das Sekretariat und die Geschäftsstelle 
der Aufsichtskam m er über die A nw älte  (22 Akten) sowie verschie
dene andere Bereiche, w ie  der Strafvollzug, Fuss- und W anderwege 
sowie geschützte Zonen.

Beratung und Aufsicht in zivilrechtlichen 
Verwaltungssachen

Im Laufe des Berichtsjahres hat sich die Beratung info lge des schritt
weisen Inkrafttretens der 1. BVG-Revision und des Inkrafttretens 
von Bestimmungen des Fusionsgesetzes, welche auch fü r diese 
Kategorie von juristischen Personen gelten, hauptsächlich in 
Richtung der beruflichen Vorsorgeeinrichtungen ausgerichtet. Drei 
Rundschreiben über die Anpassung der statutarischen und regle
m entarischen Bestim m ungen an die neuen Vorschriften des 
Bundesrechts w urden zur Inform ation an die Organe der un ter kan
to n a le r A u fs ich t stehenden S tiftungen  und beru flichen 
Vorsorgeeinrichtungen gerichtet.

Die Leistungsstruktur der Tätigkeiten der Dienststelle unterstreicht 
deutlich den ihr anvertrauten Anteil an Aufsichtsaufgaben in den 
Bereichen S tiftungen , 2. Säule, V orm undschaft, N otaria t, 
Handelsregister und Betreibungs- und Konkursämter. Anlässlich der 
ISO -Zertifiz ierungsarbe iten w urden  diese verschiedenen 
Kontrollaufgaben neu de fin ie rt und in Form von Verfahren kod ifi
ziert.

Vollzug der Strafurteile
Der Strafvollzug umfasst:
- die Registrierung der S trafurteile im Zentralstrafregister (3 '560 

Urteile /  2 '905  im Jahre 2003)
- das Inhaftierungsverfahren der zu einer unbedingten Strafe 

Verurteilten (1 '099 organisierte Inhaftierungen /  863 im Jahre 
2003, 54 Entscheide um Aufschub des Strafvollzugs /  48 im Jahre 
2003)

- das Inkasso der Gerichtsbussen (3 '200 in Rechnung gestellte 
Bussen m it einem Gesamtbetrag von Fr. 1 '682 '982 .28  /  Inkasso 
von Fr. 1 '206  661.36, d.h. 76.76 %  /  2 7 9 5  Bussen im Jahre 
2003)

- die Einziehung von Ersatzforderungen (19 A kten m it einem 
Rechnungsbetrag von Fr. 61 '5 22 .—  /  17 Akten im Jahre 2003)

- die Betreuung und die A ufsicht der un ter Schutzaufsicht gestell
ten oder zu einer W eisung verurte ilten Strafgefangenen (142 
Verurteilte, davon 26 an die zuständige Behörde angezeigt, 11 
ausgesprochene Verwarnungen, 10 Änderungen der erteilten 
W eisungen und 7 angeordnete Rückversetzungen in den 
Strafvollzug ( 127 Verurteilte im Jahre 2003)

- den Vollzug einer kurzen Freiheitsstrafe bis zu 3 M onaten in Form 
von ge m e inn ü tz ige r A rb e it (300 Gesuche, 90 Verzichts
erklärungen nach A nhörung und In form ation des Gesuchstellers, 
217 U m wandlungen, 3 Abbrüche /  266 Gesuche im Jahre 2003).



DIENSTSTELLE FÜR 
ZIVILSTANDSWESEN 
UND FREMDENKONTROLLE

Fremdenkontrolle
Am 01.06 .2004 ist die zweite Phase des bilateralen Abkom m ens 
über den freien Personenverkehr in Kraft getreten, d.h. keine 
arbeitsm arktliche Kontrollen und keinen Vorrang fü r einheimische 
A rbe itskräfte mehr. Die Zahl der wohnsässigen Bevölkerung (Permis 
B + C) be trägt 48 '256 . Die Dienststelle regelte den A u fen tha lt von 
110 Personen durch die Erteilung einer A ufen tha ltsbew illigung im 
Rahmen von Härtefällen.

Im Rahmen der Zwangsmassnahmen erliess unsere Dienststelle 322 
H aftanordnungen im Hinblick auf die Ausschaffung (126 Fälle 
be tra fen das Bundesam t fü r  F lüchtlinge und 196 Fälle das 
Bundesamt fü r M igra tion . Viele W egweisungen konnten nicht 
durchge füh rt werden, weil die be troffenen Personen ihre genaue 
Identitä t und S taatsangehörigkeit n icht bekannt gaben. Anderseits 
zeigen einige Länder keinerlei Interesse ihre eigenen Staatsbürger 
w ieder aufzunehmen.

Asyl
2004 ersuchten 14 '248 Personen um politisches Asyl in der 
Schweiz, was gegenüber dem Vorjahr eine Abnahm e von 32 % 
bedeutet. Dem Kanton Wallis w urden 498 Personen zugewiesen. 
Der grösste Teil der Asylsuchenden s tam m t aus Bosnien- 
H erzegow ina , der B undesrepublik Serbien und M on ten eg ro  
(Kosovo), aus Bulgarien, der Türkei und dem Irak. Durch unsere 
Dienststelle w urden 250 Asylbewerber einvernommen.

Ende 2004 w ohn ten  im Wallis 2 '1 19 Personen m it Permis N 
(Asylbewerber) oder m it Permis F (vorübergehende Aufnahm e). Für 
98 Personen, die provisorisch aufgenom m en waren, w urde beim 
Bundesam t fü r  M ig ra tio n  die Regelung ihrer 
Aufenthaltsverhältnisse beantragt. 425 Personen, die Gegenstand 
einer defin itiven A blehnung des Asylgesuches bildeten, w urden 
bezüglich Organisation ihrer Ausreise angehört. 217 Personen ver- 
liessen die Schweiz und 450 sind un tergetaucht. Gegen 190 
Personen w urde ein N ichteintretungsentscheid (NEM) durch das 
Bundesamt fü r M igration (früher Bundesamt fü r Flüchtlinge) erlas
sen.

Integration
Am 03.06 .2004 hat der Staatsrat das Konzept fü r Integration, 
welches von einer ausserparlamentarischen Kommission erarbeitet 
w urde, angenom m en. Er hat ebenfalls 19 M itg lieder (davon 6 
Ausländer) fü r die kantonale Ausländerkommission ernannt.

Das Parlam ent hat den E n tw urf über die Ä nde rung  des 
E inführungsgesetzes be tre ffend  die A nw end ung  des 
Bundesgesetzes über A u fen tha lt und Niederlassung der Ausländer 
angenom m en, welches dem Kanton nun erm öglicht, Aktiv itä ten im 
Bereich der Integration oder im Kampf gegen den Rassismus m it 
Subventionen zu unterstützen. Diese neuen Bestimmungen sind am 
1. Januar 2005 in K raft getreten.

Der Staatsrat hat die Anwendungsverordnung, die ebenfalls am 
01.01.2005 in Kraft getreten ist, angenom m en. 10 Projekte im 
Bereich der Integration und ein Projekt im Kampf gegen den 
Rassismus konnten im Jahre 2004 realisiert und von Kantonen 
finanziell un terstü tz t werden.

Schweizerpässe und Identitätskarten

2004 2003

Schweizerpässe
ID-Karten
Provisorische Pässe 
Schweizerpässe & ID-Karten (Januar- 
Schweizerpässe (ab April 2003) 
ID-Karten (ab April 2003) 
Provisorische Pässe 
Verlängerungen

20 '670
2 5 7 4 6

845
■April) 1V667 

8 '654 
1 6 4 1 9  

1 '138 
4 '297

Adoptionen

2004 2003

39 82

Namensänderungen

2004 2003

236 240

Zivilstandswesen
Ende Juni 2004 w urde die Zusamm enlegung der Zivilstandsämter 
abgeschlossen und die verbleibenden 15 Ä m ter dem Infostar 
angeschlossen. Seit O ktober 2004 geben die Zivilstandsbeamten, 
die ein Ereignis (Geburt, Heirat, Todesfall, Anerkennung etc) regis
trieren müssen, diese Inform ation d irekt ins Register des Infostars 
ein, welches das Familienregister ersetzt, ohne über das A m t des 
Bürgerortes zu gehen.

Die systematische Neuerfassung kann dank der regelmässigen 
M ith ilfe  von Zivilstandsbeamten der alten S truktur zügig vorange
trieben werden.

Eheschliessungen von Ausländern, die 
von unserer Dienststelle geprüft wurden

2004 2003

308 557

Einbürgerungen
407 Personen w urden durch ordentliche Einbürgerung und 344 
durch erle ichterte Einbürgerung (ausländischer Ehegatte eines 
Schweizers(in) in unserem Kanton in das Schweizerbürgerrecht au f
genom m en. A ufg rund  der vielen Gesuche w ar die Dienststelle nicht 
in der Lage den bestehenden Rückstand aufzuarbeiten.



STRAFANSTALTEN

W egen der markanten Erhöhung der Zahl der Inhaftierten musste 
die D irektion der Strafanstalten 2004 einen Zuwachs an adm inis
trativen und juristischen Arbe iten bewältigen. Sie beteiligte sich 
ausserdem an der Erarbeitung w ich tige r Gesetzesvorlagen auf kan
to n a le r und in te rkan tona le r Ebene, w ie  dem E n tw urf der 
A usfüh rungsbestim m ungen zum Strafgesetzbuch oder einem 
neuen Konkordat über den Straf- und Massnahmenvollzug fü r 
Erwachsene.

Ausserdem hat die D irektion der Strafanstalten insgesamt 235 
Berichte verfasst fü r die
- Kommission fü r bedingte Entlassung
- Kommission zur Beurteilung der Gem eingefährlichkeit
- die verschiedenen Kom m issionen der p la tzve rm itte lnden  

Kantone, welche den Strafvollzug angeordnet haben.

Strafkolonie Crêtelongue
Diese Strafanstalt hat im Jahre 2004 eine Belegungsquote von bei
nahe 100%  erreicht, was eine grosse Inanspruchnahme des 
Vollzugs- und Bewachungspersonals darstellt. Diese Situation hat 
aber auch den Beweis erbracht, dass das neue Betreuungskonzept 
seine Früchte träg t. Die Errichtung einer Beobachtungswerkstatt 
hat zu einer verbesserten Erfassung der Fähigkeiten der Verurteilten 
ge füh rt und dies vom S tra fantritt an. Das Jahr 2004 w ar ausserdem 
gekennze ichnet durch die Schaffung einer 25% -S te lle  einer 
Psychologin, was die Betreuung in therapeutischer Hinsicht verbes
sert hat.

Die aktive und passive Sicherheit der Strafkolonie C rêtelongue 
w u rd e  aberm als verbessert. Ein le istungsfäh igeres Brand
bekämpfungssystem w urde installiert. Es hat die A larm - und 
In terventionsabläufe in diesem Bereich op tim ie rt. Das ganze 
Personal von C rête longue hat im Ü brigen einen Aus- und 
W eiterbildungskurs m it der Unterstützung des Kantonalen Amtes 
fü r Feuerwesen absolviert.

Arbeitserziehungsanstalt Pramont
U rsprüng lich w a r die A rbe itserz iehungsansta lt P ram ont eine 
Einrichtung fü r junge Erwachsene zwischen 18 und 25 Jahren. Im 
Herbst 2003 hat indessen der Grosse Rat einstim m ig der Errichtung 
einer neuen Abte ilung fü r Jugendliche m it ausgesprochen schwe
rer krim ineller Vergangenheit zugestim m t. Pramont sah sich so im 
2004 einen gew ichtigen Umbau unterzogen. Eine so w ich tige

Ä nderung des Bestimm ungszweckes innerha lb  einer solchen 
A nsta lt ist indessen schwierig zu bewältigen, beeinträchtigen doch 
solche Veränderungen der U m w eltbedingungen die Jugendlichen 
in grossem Masse. Die D irektion und das Personal mussten so ein 
Konzept erarbeiten, das die Bewältigung dieser Übergangsphase 
bestmöglich gewährte.

Was die Personalressourcen be trifft, haben die M itarbeiterinnen 
und M ita rbe ite r der Arbeitserziehungsanstalt ihre W eiterb ildung 
fo r tg e fü h rt. Die verschiedenen A usbildungen e rfo lg ten  beim 
Schweizerischen Ausbildungszentrum  fü r Strafvollzugspersonal, 
der Hochschule Wallis Gesundheit und soziale A rbe it und dem 
Staat Wallis. Diese Anstrengungen müssen in den fo lgenden Jahren 
fo rtg e fü h rt werden, hängt doch der Fortbestand einer solchen 
Institu tion von der Qualität und den Fähigkeiten der M ita rbe ite r ab.

Im Übrigen hatten die jungen Insassen von Pramont w eiterh in  die 
M ö g lichke it, eine Lehre zu absolvieren oder einen eidg. 
Fähigkeitsausweis zu erlangen. Die Synergien m it den verschiede
nen Berufsbildungszentren w urden verbessert. Andererseits hat die 
Anstaltsd irektion 2004 ein besonderes Schwergewicht auf die 
Suchtprävention gelegt (A lkohol, Betäubungsm itte l usw.). Die 
A nsta lt em pfängt regelmässig einen Suchtexperten und verfügt 
heute über eine 25% -Stelle eines Psychologen.

Die A bläufe fü r den Brandfall w urden ebenfalls in Zusammenarbeit 
m it der Feuerwehr von Siders überarbeitet.

Untersuchungsgefängnisse
Die im Jahre 2003 festgestellte Erhöhung der Belegungsquote setz
te  sich im Jahre 2004 un verm in dert fo r t. Die
Untersuchungsgefängnisse verzeichneten eine Zunahme von 6 '844  
Belegungstagen. Die Bewegungen haben ebenfalls zugenom m en 
und beliefen sich auf 1 '472 Eintritte und 1 '461 Austritte .

Die Untersuchungsgefängnisse em pfangen immer m ehr Insassen, 
die körperliche  und psychische Leiden haben. Der
Gesundheitszustand dieser Personen verlangt nach intensiver 
Betreuung und dem Einsatz von M itarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die namentlich in der Psychiatriepflege ausgebildet sind. Einzig das 
Gefängnis von Sitten verfüg t über solches Pflegepersonal, das in 
den Gefängnissen von Brig und M artigny vollum fänglich feh lt. 
Diese höchst unbefriedigende Situation muss in der Zukunft geän
dert werden.

DIENSTSTELLE FÜR 
STRASSENVERKEHR UND 
SCHIFFFAHRT

Verwaltung
Um die Sicherheit und den Verkehrsfluss bei der Kontrollhalle in 
Sitten zu verbessern, sind w ich tige  Arbe iten realisiert w orden. Der 
Strassenbelag w urde erneuert, um einen besseren A b lau f des 
Wassers zu gewährleisten. Zudem w urden die Verkehrsrichtungen 
geändert und die Versuchsstrecke der Fahrzeuge sowie die fü r die 
Prüfungen reservierten Plätze vom  übrigen Fahrzeugverkehr 
getrennt. Dank einer optim alen Nutzung des Raumes konnten 
zusätzliche Parkplätze fü r das Publikum bereitgestellt werden.

Die Kontrollhalle in Visp ist ebenfalls Verbesserungen unterzogen 
w orden. A u f dem Verwaltungste il des Gebäudes w urde ein zusätz
liches Stockwerk errichtet, das die Schaffung eines spezifischen 
Schalters fü r Fragen hinsichtlich des Führerscheins erlaubt. Die

A u fna hm e bed in gun gen  fü r die K undschaft konn ten  daher 
erheblich verbessert werden.

Die Erteilung von Führerausweisen im K red itkartenform at hat stark 
zugenom m en. W ährend des Jahres w urden  3 1 '0 0 0  solcher 
Ausweise ausgestellt, w o m it am 31. Dezember 2004 insgesamt 
56 '000 Führerinnen und Führer in unserem Kanton im Besitze des 
neurechtlichen Führerausweises waren.

Fahrzeugpark
Der kantonale Fahrzeugpark ist w e ite r angestiegen. Im Jahr 2003 
w urden 239 '658  Fahrzeuge registriert. Neu ist diese Zahl auf 
243 '874  angestiegen. Diese Erhöhung ist hauptsächlich auf das



Inverkehrssetzen von 54 '164  Personenwagen zurückzuführen. Ein 
Fahrzeug von fü n f M otorfahrzeugen w ird  im Kanton Wallis als 
Neufahrzeug im m atrikuliert.

Führerprüfungen und 
Fahrzeugkontrollen
Die Anzahl der praktischen Führerprüfungen ist m it etwa 7 '200 im 
Jahr 2004 stabil geblieben. Dank einer guten Vorbereitung der 
Prüfungsbewerberinnen und -bew erb e r biieb der Misserfolg dieser 
Prüfungen auf einen Dritte l beschränkt. W ährend des Jahres haben 
die Experten bei Stichproben auf dem Sozius Platz genom m en, um 
bei den M otorradprü fungen die Fahrfähigkeit der Lenkerinnen und 
Lenker besser beurteilen zu können.

Die technische Sektion hat w ährend  des Jahres in den 
Kontro llhallen von Visp, Sitten und S t-Maurice etwa 72 '0 00  
M otorfahrzeuge kontro llie rt. Seit dem 1. April sind sämtliche 
schweren M otorfahrzeuge einer jährlichen Kontrolle un terw orfen, 
was proportiona l die Anzahl der geprüften leichten Fahrzeuge 
reduziert.

Schifffahrt
Der Schiffpark verzeichnet in unserem Kanton 1 '300 Schiffe, die 
sich w ie  fo lg t aufteilen:

M o to rboo te  685
Segelboote 410
Ruderboote 193
Güterschiffe 8
schw im m ende Geräte 4

Im laufenden Jahr w urden  540 Schiffe ko n tro llie r t, 170 
Führerprüfungen und 134 Theorieprü fungen registriert. Diese 
Zahlen beliefen sich im Vorjahr auf 457, 239 und 175.

Zusätzlich w urden von den Schiffswerften au fgrund von abge 
schlossenen Vereinbarungen 72 Schiffskontrollen durchgeführt.

Administrative Massnahmen
Im Jahr 2004 ist die Zahl der verfügten Führerausweisentzüge oder 
Fahrverbote au f 3 '329  angestiegen. Diese Zahl betrug im Vorjahr 
3 '0 2 7 . Nichtanpassen der G eschw ind igke it an die Strassen- 
verhältnisse oder Strassensignalisation (1 '325) sowie Trunkenheit 
am Steuer (1 '323) sind nach w ie  vor die w ichtigsten Gründe der 
angeordneten Administrativmassnahmen.

Die w egen M issachten von Verkehrsregeln ve rfüg ten  
Verwarnungen haben ebenfalls stark zugenom men. Im Jahr 2004 
w urden 3 '290  Verwarnungen ausgesprochen gegenüber 2 '503 im 
Vorjahr.

Ausserdem  mussten 256 Personen zu einem  e in täg igen 
Verkehrsunterricht aufgeboten w erden, weil sie w iederho lt gegen 
die Verkehrsvorschriften verstossen hatten. Diese Zahl betrug im 
Vorjahr 345.

Zusätzlich zu den ge troffenen Administrativmassnahmen w urden 
7 '91 3  Personen zu e iner G eldstrafe ve ru rte ilt, w e il sie die 
Bestimm ungen des Bundesgesetzes über den Strassenverkehr 
missachtet hatten. Diese Zahl belief sich im Vorjahr auf 7 '583.

Buchhaltung
Die Einnahmen der Dienststelle nehmen von Jahr zu Jahr zu und 
erreichten im Jahr 2004 die Summe von 62 M illionen Franken. 
Dieser Betrag e rg ib t sich aus 33 0 '0 0 0  Einzahlungen m itte ls 
Einzahlungsscheinen und 24 '500  handschriftliche Einzahlungen auf 
die Konti der F inanzverwaltung. In 2 '01 4  Fällen musste ein 
Betre ibungsverfahren e ing e le ite t w erden, w ährend  1 '773 
K ontro llsch ild -B esch lagnahm en angeordne t w urden , w e il die 
Verkehrssteuern nicht bezahlt w orden sind.

Im Jahr 2003 w urden 3 '203 Bewilligungen fü r Fahrten des 40- 
Tonnen-Kontingents ausgestellt. Im Berichtsjahr 2004 belief sich 
diese Zahl auf 3 '456.

A u f Ende des Jahres w urde eine neue Finanzanwendung ein
ge führt, um das am 1. Januar 2005 in K raft getretene Gesetz über 
die Besteuerung der M otorfahrzeuge zu vollziehen. Diese auf ein 
System von K ontokorrent begründete A nw endung erlaubt, alle 
Rechnungen und Gutschriftsanzeigen desselben Fahrzeughalters zu 
vereinen und die Verw altung zu erleichtern.



DIENSTSTELLE FÜR JAGD, 
FISCHEREI UND WILDTIERE

Im vergangenen Jahr mussten bei der DJ FW verschiedene Stellen 
u.a. auch Kaderstellen neu besetzt werden. Für die Auswahl der 
Kand idaten w u rd e  jew e ils  das im Staat üb liche 
Evaluationsverfahren angewandt. Die internen S trukturen w urden 
dem  A ufgabenbere ich  sow ie den m odernen technischen 
Kom m unikationsm itte ln angepasst. Die ISO-Zertifizierung 9001 
w urde 2004 nach bestandenem A ud it erneuert. Diese Erneuerung 
der Ze rtifiz ie ru ng  b e s tä tig t die A ngepassthe it der in te rnen 
Strukturen.

In fo lge  bevorstehender Pensionierung des gegenw ärtigen  
Dienstchefs N. Seppey hat der Staatsrat den gegenwärtigen 
A d junkten  Peter Scheibler zum neuen Chef der Dienststelle 
ernannt. Territorial erlaubt die sukzessive A ufhebung der drei 
Kreischefstellen die im Gelände fehlenden W ildhüterste llen ohne 
zusätzliche Kosten zu schaffen. Die W ild hü te r w erden in Zukunft 
d ire k t dem Z en tra lbü ro  u n te rs te llt sein und te ilw e ise 
Spezialaufgaben, welche ihr jeweiliges Aufsichtsgebiet überschrei
ten, w ahrnehm en. Im Oberwallis w urde nach der Pensionierung 
des Kreischefs diese S truktur im Laufe des letzten Jahres bereits 
erprobt.

Bewirtschaftung der Regale
Die tra d itio n e lle  Jagd- und F ischereiausübung w erden in 
Teilgebieten unseres Kantons teilweise in Frage gestellt und die 
Regale som it ihrer Substanz beraubt. Die Schaffung von National
oder regionalen N aturpärken w erden als ideales M itte l zur 
Förderung des Lebensraumes und als w irtschaftlich  interessante 
Einnahmequelle insbesondere fü r die Territorialgemeinden geprie
sen. Dabei w ird  o ft vergessen, dass der Kanton fü r den Schutz 
bedrohter Tierarten, von Zugvögeln oder Wassertieren über eine 
grosse Anzahl von eidgenössischen und kantonalen Banngebieten 
verfügt, welche diese Funktionen bereits heute erfüllen. In diesem 
Bereich hat die Dienststelle in den Parkdossiers Pfyn und Muveran 
aktiv m itgearbe ite t und versucht den S tandpunkt der Jagd und 
Fischerei als zw ingend erforderliches Bew irtschaftungsm itte l zu ver
treten.

Trotz einschränkenderen Jagdbetriebsvorschriften nahm die Zahl 
der Jagdpatentbestellungen m it ca. 2600 nicht ab. Fischereipatente 
w urden ca. 2700 gelöst. Im Gegensatz zu den Jägern, welche m it 
Überbeständen, insbesondere beim Rotwild käm pfen, suchen die 
Fischer nach der w irksam sten W iederbevölkerungsm ethode. Eine 
A rbe itsgruppe aus Spezialisten und Praktikern untersucht seit 2 
Jahren diese Frage und sollte demnächst erste Vorschläge un ter
breiten können. Die d ritte  Rottenkorrektion lie fert weitere nützliche 
Inform ationen und sorgt fü r zusätzliche M otivation.

Die Jagd füh rten  2004 zu fo lgenden Strecken:
Rotwild: 1277 Stück 
Gämsen: 2796 Stück 
Rehwild: 1511 Stück

Fischerei:
128 000 Fische, hauptsächlich Forellen. Dies entspricht ca.30 
Tonnen, was vor allem auf den durch die Sektionen durch
ge führten Massfischbesatz zurückzuführen ist. Im Durchschnitt 
fing  jeder W alliser Fischer 45 Fische. Jeder Fisch w ird  m it allen 
verlangten Einzelheiten im Kontro llbuch eingetragen. Die 
Dienststelle arbeitet zur Zeit ein EDV Programm aus, welches 
die Erfassung dieser Daten vereinfachen und gleichzeitig 
zuverlässiger gestalten soll.

Trotz dieser eindrücklichen Strecken zahlen die Jäger und Fischer 
relativ hohe Gebühren fü r die Ausübung ihrer Lieblingstätigkeit. 
Der Fleischwert des erlegten W ildes beträgt tro tz  der gesteigerten 
Jagdstrecke knapp 50%  der Einnahmen durch Patentgebühren und 
anderen an Sektionen und Verbände überwiesenen Gebühren.

Die Differenz kann als Preis der Leidenschaft bezeichnet werden. 
Der Kanton Genf lässt erahnen welche Kosten auf unseren Kanton 
zukämen, wenn der Staat die Regulierung der Bestände sowie die 
Deckung der verursachten W ildschäden ohne Jagd vornehm en 
müsste.

Grossraubwild
W ährend der Luchs kaum noch von sich reden macht, w ar die 
Dienststelle erneut m it der W olfspräsenz im S im plongebiet kon
fron tie rt. Nebst unzähligen Stunden im Gelände musste die 
Dienststelle sich m it verschiedenen Verfahren, teilweise bis vor 
Bundesgericht beschäftigen. Das neue W olfskonzept en thä lt kon
krete Lösungsansätze. Die Dienststelle koordinierte die kantonale 
Stellungnahme zu diesem Konzept.

Das Bundesgericht bestätigte m it seiner jüngsten Rechtsprechung 
ein Kantonsgerichtsurteil, wonach eine Abschussbewilligung, selbst 
w enn sie sich au f das W olfskonzept stützt, als anfechtbare 
Verfügung ausgestaltet und dementsprechend erö ffne t werden 
muss. Das W olfskonzept verliert dam it erheblich an Akzeptanz und 
das Instrum ent der Abschussbewilligung w ird  illusorisch. Auch die 
vom Bundesrat beim  Europarat beantragte  Rückstufung des 
Schutzstatus des W olfs w urde bis heute vertagt. Zwischenzeitlich 
wachsen die W olfsrudel vor unserer Haustür im Norden Italiens.

DIENSTSTELLE FÜR ZIVILE 
SICHERHEIT UND MILITÄR
Gemäss dem Staatsratentscheid vom 04. Dezember 2002 und den 
Anweisungen der Staatskanzlei vom 07. Dezember 2004 dient der 
C ontro llingberich t m it den veröffen tlichten Zahlen als Verwaltungs
bericht.



KANTONSPOLIZEII X  M I M  1 U i M ^ r U L I ^ C I

GERICHTSPOLIZEI
2000 2001 2002 2003 2004

Total behandelte Fälle (m it Verzeigungen BetmG) 11'363 11 '856 13'523 13'578 14 747
Aufklärungsquote (in %) 30.65 31.34 29.41 29.27 26.77
A usländerkrim inalitä t (in % )* 50.50 39.50 41.57 42.67 52.30
Jugendkrim inalitä t (in % )*
* vom Total der erm itte lten Täter

37.60 32.40 29.65 27.69 23.82

Auszug/Entwicklung gewisser Fälle 2000 2001 2002 2003 2004

Tötungsdelikte (inkl. Versuch) 5 4 7 3 8
Körperverletzungen und Tätlichkeiten 246 261 288 315 418
N otzuchtde likte 8 5 10 13 21
Total strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integritä t 114 102 131 120 114
Diebstähle: 5 ’907 6' 181 7 '107 7 '4 1 8 8 '190
- davon Einbruchdiebstähle 1 '822 1 '346 1 '825 1 '530 1 '966
Diebstahl von M otorfahrzeugen 331 145 133 126 126
Sachbeschädigungen 1 '303 1 '582 1 7 4 3 1 '681 1 '492
Raubdelikte 17 23 35 36 35
Drohungen 90 80 86 102 117
Veruntreuungen 61 85 64 85 73
Betrugsdelikte 119 89 128 116 67
Brandstiftung 58 40 60 80 72
Gemeldete Suizide 64 51 59 50 48
IT Erm ittlungen - - - 19 72

Verhaftungen /  Anhaltungen 2000 2001 2002 2003 2004

Verhaftungen 669 591 731 844 1 '006
Anhaltungen 4 '986 5'545 6 ’428 7 ' 591 8 '309

Bundesgesetz über die Betäubungsmittel 2000 2001 2002 2003 2004

Anzeigen 1 '865 1 '897 2 '238 2'081 2'302
Todesfälle in fo lge Überdosis 4 2 3 5 0

Gerichtspolizeiliche Identifikation 2000 2001 2002 2003 2004

Technische Tatbestandsaufnahmen 
Erfasste Personen

1 '484 1 '305 1 '669 1 '659 1 '609

(Photo -  Fingerabdrücke - DNA)

Bemerkung
Gerichtspolizei: 2004: Höchstwert der 10 letzten Jahre

541 785 664 814 917

IT-Ermittlung: Seit Juli 2003 ist ein M ita rbe ite r der Krim inalpolizei vollam tlich m it dieser A ufgabe betraut. Deshalb sind auch erstmals 
diese Fallzahlen im vorliegenden Bericht au fgeführt.
Häusliche Gewalt: Die Präventionskampagne w ird  nach drei Jahren offiz ie ll abgeschlossen. Die gesetzlichen, operationeilen und vernet
zenden Massnahmen w erden nachhaltig w irken und w e ite rge führt.

STRASSENVERKEHR
Verkehrsunfälle 2000 2001 2002 2003 2004

Gemeldete Unfälle 1 '652 1 '580 1 '693 1 '562 1 '396
- Tödliche Unfälle 29 27 26 27 26
- Unfälle m it Verletzten 777 732 793 735 693
- Unfälle m it Sachschaden 846 821 874 800 677
Verzicht auf Unfallaufnahm e 1 '126 1 '198 1 '167 1 '221 1 '275

Unfallopfer
G etötete Personen 31 28 31 29 29
Verletzte Personen 1 '074 1 '017 1 093 1010 955

Hauptursache der Unfälle in %
Tödliche Unfälle 2000 2001 2002 2003 2004

1. Geschw indigkeit 17.24 25.93 38.46 51.85 34.62
2. Trunkenheit 34.48 22.22 26.92 11.11 30.77
3. Missachten des Vortritts 13.79 11.11 7.69 11.11 11.54

Unfälle m it Verletzten 2000 2001 2002 2003 2004

1. Trunkenheit 20.10 19.52 19.17 20.41 20.63
2. Missachten des Vortritts 20.23 22.48 20.80 18.78 20.63
3. Geschw indigkeit 22.12 21,27 23.68 20.14 18.18



Geschwindigkeitskontrollen

2004 w urden 1 '880 stationäre Geschw indigkeitskontrollen durch
ge füh rt (1 '826 im Jahr 2003 ), davon 627 (33.35 % ) in der Nähe 
von Schulen.

Die Anzahl der kon tro llierten Fahrzeuge stieg von 231 '024 / 2003 
auf 234 '145 im Jahr 2004.

2003 2004

Fehlbare A uto fahre r 28 '404 - 12.29 %
18 '208 - 7 .78% .

Ordnungsbussen 2 5 ' 554 1 5 '564
Strafanzeigen (Adm inistrativ-Massnahmen) 2 ' 592 2 '405
Verzeigungen an das Untersuchungsrichteramt 258 239
Führerausweisentzüge auf Platz 34 45

Zur Bekäm pfung der Raserei hat die Kantonspolizei im Juli 2004 
eine Radar Laser-Pistole angeschafft. Zusätzlich zu den stationären 
Messungen sind dam it 89 spezifische Kontrollen m it fo lgenden 
Resultaten gemessen w orden : 16 O rdnungsbussen - 176
Strafanzeigen m it 7 Führerausweisentzügen auf Platz.

Der Betrag der 20 '780  Ordnungsbussen im Strassenverkehr beläuft 
sich auf Fr. 2 '2 4 4 '6 4 5 .2 0  (im Jahr 2003: 33 '352 Ordnungsbussen 
bzw. Fr. 2 '769 '727 .20).

Nach einer Vereinbarung m it den be troffenen Gemeinden und der 
Kantonspolizei haben die Gemeindepolizeien von Brig-Glis /  Naters, 
Visp, Grächen, St. Niklaus, Saas Fee /  Saas Grund /  Saas Alm agell /  
Saas Baien, Lens, Icogne, Cherm ignon, Ayent und M artinach auf 
ihrem Gebiet insgesamt 382 G eschw indigkeitskontrollen durch
ge füh rt und 2 '906  Verzeigungen ausgestellt.

Schwerverkehrskontrollen

In A nw endung der m it dem Bund Unterzeichneten Vereinbarung in 
Bezug auf den Schwerverkehr w urden, auf insgesamt 2 '679 
Stunden ve rte ilt, 479  K on tro llen  du rch g e fü h rt (2003: 469 
Kontrollen).

Es w urden 2 '745  Fahrzeuge kon tro llie rt (2 '228  im Jahr 2003), 
1 '307 davon kamen aus dem Ausland. 842 Verzeigungen (2003: 
594) w urden ausgestellt und 187 Ordnungsbussen (2003: 212) e in
kassiert.

Hauptsächliche Übertretungen: 462 in Bezug auf die ARV (54.87% ) 
und 143 wegen Überschreitung des zulässigen Ladegewichts 
(16.98% ).

Andere Aktivitäten
Einsatzzentrale

Im Jahr 2004 hat die Abte ilung EZ/KAZE sämtliche Aufgaben 
betreffend die A larme übernom m en. Mehrere neue A nw endungen 
w urden installiert, un ter anderem betreffend den Eingang von 
A larm en und deren B earbeitung, sow ie ein neues 
Verkehrsinformationssystem (GEWI-TIC). Die Sirenen (genereller 
A larm) werden in Zukun ft alle über die EZ/KAZE ausgelöst. Mehrere 
Aufschaltungen sind im Verlauf des Jahres 2004 erfo lgt.

Es w urden  w ährend des ganzen Jahres 20 04  2 6 4 '2 6 3  
Telefonanrufe behandelt, was gegenüber dem Vorjahr einen 
Anstieg von 76 '778  Anru fen bedeutet (2003: 235'861 ).

Verschiedene A larme (Bank, Feuer usw.): 13'331 (5 '403 im Jahr 
2003).

22 '605 ISOPRO-Meldungen w urden bearbeitet (m ittels diesem 
System werden Suchmeldungen von Personen und Fahrzeugen ver
breitet).

M eldungen betreffend den Strassenzustand: 691 - M eldungen 
be tre ffend  V erkehrsbeh inderungen : 250 - Bestellung von 
Abschleppfahrzeugen betreffend Pannen oder Unfälle beim TCS: 
1317.

Die EZ hat 12 '030 Interventionen ge le itet und überw acht (9 '295 im 
Jahr 2003).

Flughafen - Rückschaffungen

Die Ausreise von 437 Personen w urde kon tro llie rt und organisiert 
(441 im Jahr 2003), darunter 250 Asylbewerber (250 im Jahr 2002), 
deren Gesuch abgelehnt wurde.

Information und Prävention

Der «Koordinator Statistik» w urde 2004 der Abte ilung Inform ation 
und Prävention angeschlossen. Diese Reorganisation erlaubt es, 
eine optim ale Analyse sowie eine effiz iente Präventionsarbeit durch 
zuführen.

Die Abte ilung Inform ation und Prävention übte fo lgende Arbeiten 
aus:

Polizei -  Medien
- Verbreitung von 261 M ed ienm itte ilungen von öffentlichem  

Interesse in den beiden offiz ie llen Sprachen, m it Fotomaterial 
(Verkehrsunfälle , G erichtspo lize i, Verm isstm eldungen, 
Zeugenaufrufe, ausserordentliche Ereignisse, Brände, usw.).

- Bearbeitung von ungefähr 700 telefonischen Anfragen von 
Journalisten.

- Organisation von Pressekonferenzen (jährliche Pressekonferenz 
der Kantonspolize i, W aldbrand Leuk, D ebrie fing Busunfall 
Salins).

- Begle itung der M edienschaffenden au f die verschiedenen 
Interventionsplätze.

- E röffnung und Verwaltung der Internetseite www.police.vs.ch 
(6 '000 Besuche innerhalb von 3 Monaten).

- Informationsanlässe in Zusammenhang m it dem Polizeiberuf.
- Logistische U n te rs tü tzung  fü r  die V erb re itung  von 

M edienm itte ilungen der ö ffentlichen Verwaltung.

Interne K om m unikation
- V eröffentlichung des wöchentlichen Inform ationsbulletins (neues 

Intranetsystem).
- V erö ffentlichung der vierteljährlich erscheinenden Polizeizeitung.
- Verw altung der verschiedenen Inform ationsinstrum ente.

Beratungsstelle fü r Verbrechensverhütung
- N ationa le  (Häusliche G ew alt) und kan tona le  

P räventionskam pagnen (A k tion  Beratung: W erbung  m it 
Personenwagen Smart «Einbruch -  N icht bei mir».

- Unterstützung des Gleichstellungsbüros sowie der Vereinigung 
Patouch.

- 20 M edienm itte ilungen m it Sicherheitstipps, Ratschlägen und 
Inform ationen im Zusammenhang m it der Strafverfo lgung bei 
häuslicher Gewalt.

- 150 Sicherheitsberatungen w urden durch den Koordinator bei 
Privaten und U nternehm ungen durchgeführt.

- Die K rim ina litä tsbekäm pfung w urde von unseren Beamten 
gemäss dem Prinzip «S ich tbarke it -  G eborgenhe it -  
Abschreckung» ausgeübt. Die bürgernahe Polizei w ird  von unse
ren Territoria lbasen und in Zusam m enarbe it m it den 
Gemeindepolizeien sichergestellt.

Verkehrsprävention
- Teilnahme und U nterstützung von diversen Vereinigungen: LVT -  

Label Fiesta/alcool, Nez rouge, Help.
- Präventionskampagnen: A lkohol und Geschwindigkeit, Sicher

heit bei Schultransporten.
- Präventionskampagnen: M otorradfahren m it Vergnügen (ca. 

1 '000  M otorradfahrer sensibilisiert).
- Kampagne in Zusam m enarbeit m it den Gem eindepolizeien 

anlässlich des Schulbeginns. Sensibilisierung der Fahrzeuglenker.
- Ausstellungen (Action jeunesse -  V ifra Visp -  Journée tous à 

velo).
- Verkehrserziehungsm assnahm en angeordne t durch das 

Jugendgericht (14 Sitzungen -  123 Jugendliche).
- E insitznahm e in die Redaktion und A usarbe itung  des 

Ausbildungsordners m it den neuen Ausbildungsrichtlin ien der 
Verkehrserziehung.

- Die Verkehrserziehung w ird  ebenfalls durch unsere Beamten 
gewährleistet, gemäss dem Prinzip «Sichtbarkeit -  Geborgenheit

-  Abschreckung». Unsere Anstrengungen auf diesem Gebiet gel
ten der Verhältnismässigkeit.

http://www.police.vs.ch


Verkehrserziehung
- In Zusamm enarbeit m it den Gemeindepolizeien w urden alle 

Klassen vom Kindergarten bis und m it der Primarschule geschult 
(1 '417  Klassen -  2 5 '9 8 3  Schüler). A usb ildung  in der 
Orientierungsschule (396 Klassen -  7 7 7 3  Schüler). Eingesetzte 
Schulungsm itte l: Verkehrsgarten, Weisser Rabe, praktische 
Lektionen fü r Velofahrer, Gymkhana, «Seat beit», Toter W inkel, 
«Voiture tonneau», Fahrradsimulator, Verkehr /  Unfall/ Konse
quenzen /  Schülerpatrouillen.

Ausbildung
Am  16. Dezember 2003 w urden 25 Aspiranten der AS 2004 verei
digt. Davon gehörten 7 den Gemeindepolizeien von Bagnes, 
Conthey, Fiesch, M artinach, Monthey, Siders und Zerm att an.

Die Rekrutierungskampagne fü r die AS 2005 w urde vom 5. April 
bis zum 11. Juni 2004 durchgeführt. 213 Interessenten haben eine 
D okum entation verlangt. 106 Kandidaten w urden berücksichtigt 
und zu den verschiedenen Prüfungen vorgeladen. Nach Analyse 
der Resultate w urden 14 Aspiranten französischer M uttersprache, 
davon 3 w eiblichen Geschlechts, sowie 6 Aspiranten der deutschen 
Sprache, davon 3 weiblichen Geschlechts, fü r die Aspirantenschule 
vorgeschlagen.

W ährend 90 Halbtagen w urden die M itg lieder des Korps im ta k t i
schen und polizeilichen Schiessen, Nachtschiessen sowie in der 
persönlichen Sicherheit ausgebildet. Dabei w urden auch die 
Handhabung und der U nterhalt der W affen berücksichtigt.

Eine besondere Aufm erksam keit ga lt auch den Bereichen Aus- und 
W eiterb ildung. Mehrere Beamte haben an verschiedenen Kursen 
und Seminaren teilgenom m en. Auch die von der kantonalen 
V erw altung organis ierten Kurse erfreu ten sich einer g rossen 
Teilnahme.

Buchhaltung /  Sekretariat
Die Buchhaltung hat 5'821 Rechnungen im Gesamtbetrag von Fr. 
2 '14 6 '875 .75  (1 '990 '866 .35  im Jahr 2003) ausgestellt. 1 8 7 7 9  
A ufträge w urden vom Sekretariat der Kantonspolizei verw a ltet und 
w e ite rge le ite t (18 '874  im Jahr 2003).

Inform atik

Gemäss den zehn gesetzten Zielen fü r 2004 hat die A b t Inform atik 
fo lgende Projekte realisiert:
- Die Installation des Hauptsystems der Kantonspolizei, welches 

die zentralen A nw endungen im Kampf gegen die K rim ina lität 
unterstü tzt.

- Die Aufschaltung des internen Telefonnetzes, welches auf einer 
d igita len Ü berm ittlung basiert.

- Im Bereich der in te rkan tona le n  und bundesw e iten  
Zusammenarbeit, Ausarbeitung einer A nw endung, welche das 
Vorleben von Personen registriert.

- Aufscha ltung von logistischen Elementen, welche fü r den Einsatz 
von GPS in Patrouillenfahrzeugen benö tig t w ird.

Übermittlung /  Material

Ü berarbeitung des Relais Sex-Carro, welches im September sein 
40 -jähriges Jub iläum  fe ie rte , in Zusam m enarbe it m it der 
Dienststelle fü r Gebäude.

Umstellung des Telefonnetzes auf die Informatikbasis ToIP fü r alle 
unsere Posten. Es handelt sich dabei um das erste Netz des Staates, 
welches m it dieser Technologie ausgerüstet wurde.

Teilnahme an der Entw icklung sowie an der Umsetzung. Es handelt 
sich um ein Netz, welches insgesamt 300 Telefonausrüstungen 
beinhaltet.

DIENSTSTELLE FÜR INNERE 
ANGELEGENHEITEN

Gesetzgebungsarbeiten
Die Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten besorgte die gesetzge
berischen A rbe iten fü r das Departem ent fü r Volksw irtschaft, 
Institutionen und Sicherheit auf fo lgenden Gebieten:

Gemeindeordnung

Auch wenn der Kanton vom Bundesgericht vollständig entlastet 
w urde , m achte der Fall Leukerbad den Erlass von neuen 
Massnahmen erforderlich, die verhindern sollten, dass sich ein sol
cher Fall w iederholen kann. Das DVIS w urde deshalb beauftragt, 
die Gem eindeordnung in ihrer Gesamtheit zu überprüfen. Diese 
Ü berp rü fung  hat zu w ich tig e n  Verfassungs- und Gesetze
sänderungen ge führt, die w ährend der gesamten Verwaltungs
periode angedauert haben.

Verfassungsrevision der Gemeindeordnung

Die Verfassungsrevision, welche vom Volk am 26. September 2004 
angenom m en w urde , bezw eckte zw eierle i, näm lich: a) das 
Verantwortungsbewusstsein des Bürgers zu wecken, indem ihm 
erm öglich t w ird , über den Voranschlag abzustimmen und nicht nur 
davon Kenntnis zu nehmen, w ie  dies bisher der Fall war; b) das 
Verantwortungsbewusstsein der Gemeindebehörden zu wecken, 
indem die gleichsam systematische Genehm igung von w ichtigen 
Gem eindegeschäften durch den Kanton aufgehoben w ird. Diese 
w ichtigen Änderungen, die gleichzeitig die Volksrechte stärken und 
die G em e indeautonom ie  w ahren , w urden  sow oh l von den 
Gemeinden w ie auch von den Bürgern gu t aufgenom m en. Diese 
Verfassungsänderung muss aber noch im Jahre 2005 durch eine 
Anpassung des Gemeindegesetzes umgesetzt werden.

Gemeindegesetz

Die Revision der G em eindeordnung auf Gesetzesebene hat sich m it 
der Annahm e des neuen Gemeindegesetzes durch das Parlament 
am 4. Februar 2004 verw irk lich t. W ie bei der Verfassungsrevision 
ging es dabei nicht in erster Linie um die Verstärkung der staatli
chen A u fs ich t, sondern um das W ecken des 
Verantwortungsbewusstseins der Gemeinden und ihrer Behörden 
bezüglich der Führung der ö ffentlichen Angelegenheiten. Begleitet 
von einer Verordnung betreffend die Führung des Finanzhaushalts 
der Gemeinden, w urden neue Massnahmen erlassen, nicht nur um 
die Führung des Finanzhaushalts zu erleichtern, sondern auch um 
die internen Kontrollen zu verstärken. Die Gem eindeautonom ie, 
und als Folge davon eine grössere Verantw ortung der Behörden, 
f in d e t sich gestärkt. Diese Ä nde rungen und diese neuen 
Massnahmen w urden von den Gemeinden selbst gu t au fgenom 
men und ihre A nw endung hat seit der Inkraftsetzung am 1. Juli 
2004 keine Schwierigkeiten bereitet.

Gesetz über die politischen Rechte

Im Jahre 2004 w urde eine Totalrevision der Gesetzgebung über die 
W ahlen und A bs tim m unge n  und über die A usübung der 
Volksrechte durchgeführt. Die Ziele, die sich gleichzeitig das 
Departem ent und der Staatsrat setzten, konnten m it der Annahm e 
des neuen Gesetzes über die politischen Rechte vom 13. Mai 2004 
und m it der Verordnung über die briefliche Stimmabgabe vom 17. 
Novem ber 2004 realisiert werden. Es geht dabei hauptsächlich 
darum, die Ausübung der Volksrechte zu vereinfachen, indem die 
generalisierte briefliche Stimmabgabe e ingefüh rt w urde und indem 
im Fahrwasser vom  Bund und den von ihm  bezeichneten 
P ilo tkan tonen andere M ög lichke iten  der Teilnahm e fü r  die 
S tim m bürger (elektronische Stimmabgabe, das Herunterladen von 
Formularen fü r Volksinitiativen und Referendumsbegehren) geprüft 
w ird , ja  sogar die E in füh rung neuer Auszähl- und 
R esu lta tübe rm ittlungsm ethoden . G le ichze itig  w urden  die 
Wahlsysteme auf Gemeindeebene an die generalisierte briefliche 
Stimmabgabe angepasst.



Bezirksordnung

Die Zweckmässigkeit, eine Revision der Bezirksordnung durch
zuführen, w urde vom Parlament anfangs der Verwaltungsperiode 
angenom m en. In der Folge w u rd e  ein E n tw u rf eines 
Verfassungstextes ausgearbe ite t und im Jahre 2003 in die 
Vernehmlassung gegeben. Insgesamt wurden die vorgeschlagenen 
Ä nderungen gu t aufgenom m en, was dem Departem ent erlaubte, 
die Textvorschläge sam t E rläuterungen dem Staatsrat zur 
Genehm igung vorzulegen, allerdings angesichts der Überlastung 
der Dienststelle in fo lge der vorgenannten neuen Gesetzgebung 
und der Organisation der kom m unalen W ahlen 2004 und der kan
tonalen W ahlen 2005 erst Ende 2004. Im Grossen und Ganzen 
b e trifft die Revision die Anerkennung von 3 verfassungsmässigen 
Regionen, die un ter anderem die gegenw ärtigen 8 sozioökonom i- 
schen Regionen (IHG) ersetzen, die Beibehaltung der Bezirke als 
Wahlkreise, die Schaffung der Konferenz der Gemeindepräsidenten 
des Bezirks (anstelle des gegenwärtigen Bezirksrats) sowie die 
A ufrechterha ltung und A u fw ertung  der Funktion des Präfekten, 
w obe i die Funktion des V izepräfekten aufgehoben w ird. Es ist vor
gesehen, dass diese Revision dem Parlament in der Maisession 2005 
vorgelegt w ird.

Enteignungsgesetz

Ende 2003 w urde ein Gesetzesentwurf, w elcher von einer ausser- 
pa rlam entarischen Kom m ission ausgearbe ite t w u rd e , zur 
Vernehm lassung gegeben. Dieses Vernehm lassungsverfahren 
w urde Ende 2004 abgeschlossen.

Gemeindefusionen

Im Verlauf des Jahres 2004 nahm die Dienststelle aktiv an den 
Arbeiten teil, die zu einem Zusammenschluss der Gemeinden 
M ünster und Geschinen, Reckingen und G luringen , sow ie 
Steinhaus, M ühlebach, Ernen und Ausserbinn füh rten  (letztere 
w urde von der Gemeinde Ausserbinn beim Bundsgericht angefoch- 
ten). Die Zahl der Walliser Gemeinden verm inderte sich in kurzer 
Zeit von 163 auf 153. Diese Verm inderung könnte sich m it der 
Inkraftsetzung der neuen Verordnung über die Gemeindefusionen 
zu Beginn des Jahres 2005 noch verstärken.

Weitere Gesetzgebungsarbeiten

Im Verlauf des Jahres 2004 arbeitete die Dienststelle fü r Innere 
A nge legenhe iten  an der A usarbe itung  von verschiedenen 
Gesetzesvorlagen m it, sei es indem sie ein M itg lied in eine ausser- 
parlamentarische Kommission oder in eine vom Staatsrat einge
setzte A rbe itsgruppe delegierte oder indem sie ihre Stellungnahme 
auf Anfrage des Staatsrats oder des Departements abgab.

Verwaltungsarbeiten
Wahlen

Am 5. 12. und 19. Dezember 2004 fanden die Gem eindewahlen 
statt.

W ie  g e w o h n t, w u rd e  dabei die D ienststelle fü r  Innere 
A nge legenheiten enorm  in Anspruch genom m en. Trotz den 
Publikationen im A m tsb la tt und auf dem Internet und tro tz  der 
zahlreichen W eisungen sowohl an die Gemeinden als auch an die 
politischen Parteien, gaben diese Gem eindewahlen Anlass zu zahl
reichen Auskunftsbegehren sowohl seitens der Gemeindebehörden 
als auch seitens der politischen Gruppierungen w ie  von Privaten.

Diese W ahlen w ickelten sich ohne grössere Schwierigkeiten ab, 
ob w o h l zu erw ähnen ist, dass gegen diese W ahlen zwei 
Beschwerden h in terleg t w urden, so in Siders und in Saxon. Der 
Termin fü r  die H in te rlegung  der Beschwerden, jene r der 
Stellungnahmen der Gem eindebehörden w ie  auch die vorgebrach
ten A rgum ente haben es dem Staatsrat erm öglicht, vor Ende des 
Jahres einen Entscheid zur Beschwerde von Siders zu fällen, nicht 
aber zur Beschwerde von Saxon, w o  die bisherigen Behörden au f
grund eines vorsorglichen Massnahmenentscheids solange im A m t 
bleiben müssen, bis ein endgültiger Entscheid vorliegt.

Abstimmungen

Am  26. Septem ber 2004 hat die W alliser Bevölkerung die 
Teilrevision der Kantonsverfassung bezüglich der 
Gem eindeordnung (Änderung der A rtikel 75, 78 und 79 KV) m it 
50 '074  Ja zu 2 4 '6 1 6 Nein bei einer S tim m beteilung von 45 .56%  
angenom m en.

A u f Bundesebene hat sich die Walliser Bevölkerung zu dreizehn 
Vorlagen, verte ilt auf vier Urnengänge, ausgesprochen. Die durch
schnittliche S tim m beteiligung an diesen vier Urnengängen lag 
knapp un ter 39% .

Instruktion der Beschwerden

Im Verlauf des Jahres 2004 w urden an die Dienststelle fü r Innere 
Angelegenheiten 272 Verwaltungs- und Aufsichtsbeschwerden zur 
Prüfung und Instruktion überwiesen. Im gleichen Zeitraum hat der 
Staatsrat auf Vorm einung der Dienststelle 276 Entscheide gefällt.

Genehm igung von Regiementen, Statuten, Darlehen, Verkäufen, 
Tauschverträgen usw.

Im Verlauf des Jahres 2004 hom olog ierte der Staatsrat auf Antrag 
der D ienststelle fü r Innere A nge legenheiten 136 G em einde
reg iem ente, w ovon  48 Bau- und Zonenreg iem en te sow ie 
Quartierpläne.

Ferner bew illig te  der Staatsrat nach Begutachtung durch die 
Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten:
- 50 Kaufverträge, Baurechtsverträge, usw.
- 26 Kreditaufnahm en über eine Betrag von Fr. 118 '389 '337 .80
- 10 Bürgschaften fü r einen Betrag von Fr. 10 '380 '000.00 .

Betreffend Kreditaufnahm en zeigt die nachfolgende Statistik die 
bew illig ten Beträge seit 1991:

Jahr Anzahl Kreditaufnahm en Bew illig ter Betrag

1991 54 Fr. 7 5 '9 1 7 '0 0 0 .-

1992 72 Fr. 114 7 8 3 '9 0 0 .—

1993 55 Fr. 8 9 '6 3 1 '0 0 0 -

1994 46 Fr. 122 '3 51 ' 530.--

1995 43 Fr. 72 ' 116' 800.—

1996 29 Fr. 4 5 '2 8 7 '0 0 0 .—

1997 29 Fr. 5 8 '7 73 '00 0 .—

1998 32 Fr. 61 '7 1 6 '4 7 9 .—

1999 82 Fr. 13 8 '6 0 5 '5 8 9 .-

2000 70 Fr. 281 '7 6 7 '2 9 3 .—

2001 77 Fr. 4 0 6 '2 8 2 '2 0 9 .—

2002 35 Fr. 91 '2 6 4 '6 2 4 .-

2003 31 Fr. 32 '0 4 0 '0 2 7 .~

2004 50 Fr. 1 18 '389 '337.80

Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland

In seiner E igenschaft als Rekursbehörde hat der C hef der 
D ienststelle fü r Innere A nge legenheiten 920 erstinstanzliche 
Entscheide geprü ft (gegenüber 800 im Jahre 2001, 917 im Jahre 
2002, 926 im Jahre 2003).

Gegen diese Entscheide w urden keine Beschwerden eingereicht.



DIENSTSTELLE FÜR 
RAUMPLANUNG

Grundlagen für den kantonalen 
Richtplan

Allgemeine Bemerkungen
Zwei wesentliche Aufgaben der Raumplanung bestehen darin, die 
raum wirksam en Tätigkeiten aufeinander abzustimmen und den 
zuständigen Behörden die erforderlichen Angaben zu liefern, dam it 
sie eine umfassende Interessenabwägung vornehm en können.

M it den zur Verfügung stehenden M itte ln , namentlich dem kanto
nalen Richtplan und den kom m unalen Nutzungsplänen, versucht 
die Dienststelle fü r Raumplanung (DRP), die räumliche Entwicklung 
auf die sozialen und w irtschaftlichen Tätigkeiten auszurichten und 
dabei das natürliche und überbaute Umfeld zu schonen.

Im Jahre 2004 hat sich die DRP hauptsächlich in fo lgenden 
Sachbereichen engagiert:
- W eite rführung der m it dem Richtplan verbundenen Studien
- Ausführung der im Richtplan festgelegten Aufgaben
- A nhörung der interessierten kantonalen, regionalen und kom 

m unalen Stellen bei Sachplänen des Bundes (insbesondere beim 
Sachplan Verkehr) im Bestreben eine geeignete M itw irkung  der 
Bevölkerung sicherzustellen

- Anpassung der kom m unalen Zonennutzungspläne
- Erarbeitung von Sondernutzungsplänen
- Koordination zwischen den Gemeinden und den betroffenen 

Instanzen fü r die Erstellung und Bew irtschaftung der Fuss- und 
W anderwegnetze gemäss dem kantonalen Ausführungsgesetz 
vom 27. Januar 1988

- Behandlung von Subventionsgesuchen fü r die Anpassung der 
Zonennutzungspläne

- Begleitung der Erarbeitung des Sachplans 3. Rottenkorrektion, 
nam entlich  bei der D e fin itio n  der genere llen Ziele der 
Raumplanung

- M itw irkung  bei der Ausarbeitung des Konzeptes der nachhalti
gen Entw icklung des Espace M ont-B lanc, welches darauf abzielt, 
in enger Zusamm enarbeit m it der Bevölkerung der betroffenen 
Gemeinden, eine Entscheidungshilfe bereitzustellen, die erm ö
glicht, die Lokalpolitik auf die Grundsätze der nachhaltigen 
Entw icklung auszurichten.

Parallel dazu hat die Dienststelle die Gemeinden, die Bezirke und 
Regionen und die beauftragten Ortsplaner im Rahmen des kanto
nalen Richtplanes und bei der Anpassung der Nutzungspläne bera
ten, unterstü tz t und m it ihnen zusammengearbeitet.

Zudem hat die Dienststelle in Arbe itsgruppen und an Studien von 
nationaler (KPK, CO RAT, CE AT, NEAT/AlpTransit) und in te rnationa
ler Bedeutung m itgearbeitet (Espace M ont-B lanc /  Conseil du 
Léman /  Conseil Valais -  Vallée d 'Aoste du Grand-St-Bernard).

Kantonaler Richtplan
Bewirtschaftung des Richtplanes

Das K oordinationsblatt G.7/2 «Gewässerschutzzonen» ist, nach
dem es vom Staatsrat im Jahre 2003 beschlossen w urde, dem Bund 
zur Genehm igung un terb re ite t w orden.

Die fo lg ende n  K oord ina tionsb lä tte r, beschlossen durch den 
Staatsrat im Jahre 2003, sind vom Bund genehm igt w orden:
- B.3/4 «Einkaufszentren»
- F.8/2 «Restwassermengen»
- G.6/2 «Trinkwasserversorgung»
- H.4/2 «Luftqualitä t» .

Das Koordinationsblatt 1.1/2 «Schutz vor Naturgefahren» ist m it 
Beschluss des Staatsrates vom 17.11.2004 der Inhaltskategorie 
«Festsetzung» zugeordnet worden.

Bis Ende 2004 sind von den 154 Koordinationsblättern des kan to
nalen Richtplanes 30 der Inhaltskategorie .Vororientierung, 42 
Zwischenergebnis, 68 Festsetzung und 14 Ausgangslage zugeord
net worden.

Studie zum Bau von W indkraftanlagen im Wallis

Der Kanton Wallis un terstü tz t den Ersatzanspruch der einheim i
schen und erneuerbaren Energien und fö rde rt die Forschung und 
die Entw icklung im Zusammenhang m it der D iversifizierung der 
Energieträger. Um das Potential der W indenerg ie im Wallis besser 
erm itte ln  zu können, ist eine spezielle Studie in Bearbeitung. Diese 
w ird  dem Kanton ermöglichen, klare Kriterien zu definieren, die 
räumlichen Ausw irkungen zu untersuchen und in Zukunft eine 
unkoord in ierte Planung und Erstellung von W indkra ftp ro jekten  zu 
verhindern.

Monitoring Lötschberg

Das Bundesamt fü r Raum entw icklung hat eine Studie über die 
«Räum lichen A usw irkun gen  der V erkehrs in fras truk tu ren» in 
A uftrag  gegeben. Die Dienststelle fü r Raumplanung, als M itg lied 
der Begleitgruppe, ist eingeladen w orden, sich daran im Rahmen 
der Fallstudie «Lötschberg», aktiv zu beteiligen. Der A uftrag  be
stand darin, eine erste Synthese der zu erwartenden räumlichen 
Ausw irkungen m it Belastungen durch den Lötschbergtunnel zu er
stellen, die methodischen und organisatorischen Fragen fü r ein 
M on ito ring  darzulegen und in der Folge ein System w ich tige r 
Indikatoren zu definieren.

Informationsbroschüre ländlicher Raum

Im Anschluss an die Grundlagenstudie zum ländlichen Raum, die 
erm öglichte drei R ichtungsschwerpunkte festzulegen, nämlich die 
M u ltifunk tion a litä t des ländlichen Raumes stärken, die ergänzen
den Strukturen Land /  Stadt fördern und dazu beitragen, die 
D iveristät der Landschaft besser zu nutzen, ist eine Inform ations
broschüre verfasst w orden . Diese ze ig t das Vorgehen, die 
D efinition, die Tendenzen und Konflik te des ländlichen Raumes im 
Kanton Wallis auf.

Ortsplanung
Gesamtrevision der Zonennutzungspläne

Alle Gemeinden des Kantons sind verpflichtet, sofern erforderlich, 
ihre Zonennutzungspläne den A nforderungen des Bundesgesetzes 
über die Raumplanung (RPG) vom 22. Juni 1979 anzupassen.

Die Nutzungspläne ordnen die zulässige Nutzung des Bodens und 
unterscheiden vorab Bau-, Landwirtschafts- und Schutzzonen (Art. 
14, 15, 16, 17 RPG). Ein Teil der rechtsgültigen Zonenpläne en t
spricht n icht den Bestimmungen des Bundesgesetzes, weil nur die 
Bauzonen ausgeschieden w urden. Am 31. Dezember 2004 zeigte 
sich fo lgende Situation:
- 102 Gemeinden besitzen einen RPG-konformen, hom olog ierten 

Zonennutzungsplan
- 15 Gemeinden verfügen über einen positiven Vorprüfungs

entscheid des Staatsrates
- 26 Gemeinden warten auf den Vorprüfungsentscheid; der 

Synthesebericht ist der Dienststelle fü r innere Angelegenheiten 
zugestellt worden

- 3 Gemeinden haben ihr Dossier zur V orprüfung abgegeben
- 1 Gemeinde hat ihren Entw urf w ährend 30 Tagen öffentlich  au f

gelegt
- 6 Gemeinden haben die Überarbeitung ihres Zonennutzungs

planes eingeleitet.

Die 6 nachstehend au fgeführten Gemeinden haben das Verfahren 
zur Anpassung ihrer Zonennutzungspläne an die Anforderungen 
des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) vom 22. Juni 
1979 noch nicht in die W ege gele itet: Bovernier, Bourg-St-Pierre, 
Vissoie, N iederwald, Bister und Martisberg.

Im Sinne von Art. 10 des kantonalen Raumplanungsgesetzes (RPG) 
und gemäss den Bestimmungen des Reglementes vom 20. Juni 
1990 betreffend die Förderungsmassnahmen in Sachen Raum
planung hat der Kanton Wallis im Jahre 2004 den Gemeinden, die



ein vorschriftsmässiges Subventionsgesuch eingereicht haben, ents
prechend den ausgeführten Arbe iten einen Gesamtbetrag an 
Subventionen von Fr. 43 0 '000 .00  gewährt.

Teilrevisionen der Zonennutzungspläne sowie der Bau- und 
Zonenregiemente

Im Rahmen der W eite rführung der Raumplanungsaufgaben haben 
die Gem einden in Zusam m enarbe it m it der Dienststelle fü r 
Raumplanung (DRP) im Jahre 2004 54 RPG-konforme Teilrevisionen 
der Zonennutzungspläne und/oder der Bau- und Zonenregiemente 
vorgenom m en.

DIENSTSTELLE FÜR 
INDUSTRIE, HANDEL UND 
ARBEIT

Handel und Patente
Handel

Die Sektion Handel und Patente w ar m it der Ausarbeitung des 
Vorentw urfs fü r das Gesetz über die Handelspolizei sowie der dies
bezüglichen Komm entare beauftragt. Diese Dokum ente wurden 
den be troffenen Kreisen zur Vernehmlassung w eitergele itet.
2004 w urden fo lgende Patente und Bewilligungen erteilt:

Die K ontro lltä tigke it der Handelspolizei w urde verstärkt sowie 353 
Kontrollen im Zusammenhang m it der Deklarationsverordnung in 
Bäckereien, W einhandlungen sowie diversen anderen Betrieben 
durchgeführt.

Die kantonale Stelle des Schweizerischen Fonds fü r Hilfe bei nicht 
versicherbaren Elem entarschäden hat in insgesam t 84 
Schadenfällen zusätzlich zur Schweizerischen Fondshilfe einen 
entsprechenden kantona len Beitrag in der G esam thöhe von 
Fr. 33 '097 .50  geleistet. Der Schweizerische Fonds seinerseits hat fü r 
dieselben Schadenfälle einen Gesamtbetrag von Fr. 169 '369.- an 
die Geschädigten ausbezahlt.

Patente

Einer der Schwerpunkte bildete die Zusamm enarbeit m it der zw ei
ten parlamentarischen Kommission des Grossen Rates im Rahmen 
der Revision des Gesetzes über die Beherberung, die Bewirtung 
und den Kleinhandel m it alkoholischen Getränken (GBB) zur 
Vorbereitung der Aprilsession.

Nach der Annahm e der Revision des GBB durch den Grossrat am 
8. April 2004 tru g  die Sektion vor allem zur Ausarbeitung aller 
Anwendungsbestim m ungen sowie der Organisation der neuen 
Ausbildung über die Grundkenntnisse im Bereich Beherbergung 
und Bew irtung bei.

In enger Zusamm enarbeit m it der HEVs w urde ein Pilotkurs m it 43 
Teilnehmern organisiert.

Im Laufe des Jahres w urden vier Inform ationssitzungen fü r die 
Verantw ortlichen der Gem eindeverwaltungen durchgeführt.
Parallel dazu w urden 2004 fo lgende Kurse organisiert:
- zwei Kurse (U nte rrich tsb lock  «G astro -M anagem ent»  und 

U n te rrich tsb lock  «A llgem eine  Kenntnisse und Betriebs
w irtscha ft») in Französisch sowie ein Kurs in Deutsch m it insge
samt 60 D iplom ierten

Sondernutzungspläne

Bei Bedarf konn ten  die G em einden die Erarbeitung von 
Sondernutzungsplänen verlangen und der DRP zur Prüfung oder 
Stellungnahme unterbreiten. Dies erfo lgte für:
- 15 Detailnutzungspläne (DNP)
- 7 Quartierpläne (QP).

Im Verlaufe des Jahres 2004 w urden 2 Gesamtrevisionen und 31 
Teilrevisionen der Zonennutzungspläne durch den Staatsrat hom o
logiert.

drei Kurse (Kantonale Gesetzgebung) m it 36 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern
ein zweisprachiger Unterrichtsblock «Allgem eine Kenntnisse und 
B etriebsw irtscha ft»  in Französisch und Deutsch m it 27 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern.

Die Zahl der Bewilligungen und Patente präsentiert sich w ie  fo lg t:

Bewilligungen / Patente 
Gastgewerbe

Bewilligungen für den Verkauf von 
akloholischen Getränken zum Mitnehmen

3 ’729 659

M it Beiträgen aus dem kantonalen Gastgewerbefonds wurden die 
Hochschule Wallis (HEVs/Kursorganisatorin zur Erlangung der kan
tonalen Fachausweise) sowie das kantonale Ausbildungsprogram m  
der Hotelempfangsassistentinnen unterstü tzt.

Schlichtungsbehörde für Mietverhältnisse

Die Kantonale Schlichtungsbehörde w ar im Verlaufe des Jahres 
2004 in erneuter Weise m it einer hohen Anzahl unterbre ite ter und 
behandelter Dossiers kon fron tie rt. Die Dossiers werden juristisch 
im m er kom plexer. M it provisorischen, organisa torischen 
Massnahmen konnte die Sektion die gute Funktionsweise dieser 
Behörde sicherstellen. Die steigende Anzahl Dossiers forderte eine 
vo rübergehende U m struk tu rie run g  der Funktionsweise des 
Sekretariats der Schlichtungsbehörde.

2004 behandelte die Schlichtungskommission 667 Dossiers, w ovon 
565 w ie  fo lg t abgeschlossen w erden konnten:
- in 362 Fällen (64% ) konnte eine Einigung erzielt werden
- in 69 Fällen (12,2% ) musste eine N ichtein igung festgeste llt w er

den
- in 71 Fällen (12,6% ) fä llte  die Schlichtungsbehörde Entscheide 

und
- 63 Fälle (11,2% ) konnten anderw eitig  erledigt werden.

Arbeitsmarkt
Entwicklung der Arbeitslosigkeit im Jahr 2004

Das fü r 2004 auf schweizerischer Ebene erwartete W irtschafts
wachstum  von 1,8%  hat sich anscheinend noch nicht auf die 
Beschäftigung ausgew irkt. Im Jahresmittel 2004 zählt das Wallis 
näm lich 504 A rbe its lose m ehr als im V orjah r und die 
Arbeitslosenquote stieg um 0,4 Prozentpunkt. Durchschnittlich 
waren 5 '226 Arbeitslose bei einer Arbeitslosenquote von 3,8%  
gemeldet. Die durchschnittliche Arbeitslosenquote des Wallis liegt 
un ter jener der Schweiz (3 ,9% ). Die Differenz zum schweizerischen 
M itte l verm inderte sich um 0,3 Prozentpunkt (3 ,4%  gegenüber 
3 ,7% ) auf 0,1 Prozentpunkt. Dennoch kann festgeste llt werden,

Jahr Automatische
Apparate

Spielsalons Wandernde
Tätigkeiten

Tombola

2003 2 '856 11 318 184
2004 2 '878 8 202 193



dass die durchschnittliche Zunahme der Arbeitslosigkeit 2004 m it 
+504 Arbeitslosen schwächer ausfiel als im Vorjahr (+V 163). Im 
regionalen Vergleich blieb die Arbeitslosenquote im Oberwallis bei 
2 ,5%  stabil, w ährend sie sowohl im M itte l- w ie  Unterwallis um 0,5 
Prozentpunkt auf 4 ,3%  anstieg.

Arbeitslosenversicherung
Kurzarbeitsentschädigung (KAE)

Die Regionalen Arbe itsverm ittlungszentren (RAV) überm itte lten 213 
Gesuche zur Ü berprü fung der V erm ittlungsfäh igke it und die 
Arbeitslosenkassen deren 137. In 77%  der Fälle w urde eine 
V erm ittlungsunfäh igke it festgestellt.

Einsprachen

Die Einsprachen w urden durchschnittlich innerhalb eines Monats 
behandelt.

Öffentliche Vermittlung und Beratung: 
Die Regionalen Arbeitsvermittlungs
zentren (RAV)

Im dritten aufeinander fo lgenden Jahr stieg die Arbeitslosigkeit 
2004 kontinuierlich an. Die RAV beschäftig ten sich durchschnittlich 
m it 8722 Stellensuchenden pro M onat. Dies waren je nach M onat 
zwischen 7140 und 10 '634 Personen. Im Vergleich zum Vorjahr 
w urden in den RAV durchschnittlich 732 Stellensuchende m ehr pro 
M onat betreut und beraten.

Im 2. Semester konnte je nach sozio-ökonom ischer Region ein 
leichtes Nachlassen der Verschlechterung festgeste llt werden. In 
den Regionen Siders und M artinach fie len die Verbesserungen je 
doch w eniger deutlich aus.

A ufg rund  des Arbeitsvolumens mussten erneut in allen Regionen 
die Sekretariate der RAV verstärkt und die Anzahl Personalberater

erhöht werden. Der Personalbestand stieg dem zufo lge in einem 
Jahr von 98,9 auf 107,9 Arbeitsstellen.

Stellensuchende VS

Monatliches Monatliches Jahresschnitt
M in im um M axim um

2003 6 '706 10 '029 7 '990
2004 7 '140 10 '634 8 7 2 2
D iff 2003-2004 + 434 + 608 + 732

Entwicklung der Situation

2004 charakterisiert sich vor allem durch:
- neue, häufiger besser qualifiz ierte Arbeitslose
- einen A nstieg der Dauer der A rbe its lo s igke it im 

D ienstleistungssektor
- einen grossen Anteil Jugendarbeitsloser unter 25 Jahren
- eine Stabilisierung der saisonalen Arbeitslosigkeit im Oberwallis
- eine steigende Zahl kom plexer S ituationen
- zahlreiche Fälle w iederho lter A rbe itslosigkeit seit 10 Jahren.

Es sei darauf hingewiesen, dass die ordentlichen Statistiken die 
Schwankungen der Zahl der Stellensuchenden nicht erfassen. In 
einem Jahr verzeichneten die RAV die A nm eldung von m ehr als 
19 '000 Stellensuchenden, w ährend m onatlich im Durchschnitt 
8722 Personen ein RAV aufsuchten.

Trotz der Lage auf dem Arbe itsm arkt verfügen die RAV noch über 
ein von den Stellensuchenden geschätztes Verm ittlungspotentia l. 
Diese Tätigkeit sieht sich jedoch im m er m ehr durch die A nw endung 
von Ausbildungs- oder Qualifikationsmassnahmen in den Rahmen 
nötiger Umschulungen gedrängt.

In den RAV w urden zudem verschiedene Projekte zur Verbesserung 
der saisonalen Schwankungen gestartet. Es b leib t zu hoffen, dass 
sie sich durch eine bessere Benutzung der M öglichkeiten der 
Erwerbskom bination oder der Jahresarbeitszeit konkretisieren.

Schliesslich hat sich die in te rinstitu tione lle  Zusamm enarbeit m it den 
Berufsinformationszentren (BIZ), den sozial-medizinischen Zentren 
(SMZ), der Walliser Liga gegen die Suchtgefahren (LVT) sowie der 
Inva lidenversicherung (IV) w e ite r in tensiv ie rt. Die W iede r
e ing liederung  in den A rbe itsm ark t e iner s te igenden Anzahl 
Personen in schwierigen und komplexen Situationen ble ib t eine 
P rioritä t, w e lche  auch die A rbe itgebe r zu ihrer sozialen 
V erantw ortung erm ahnt. Geschieht dies nicht, so riskiert der sozia
le Preis des Ausschlusses kostspielig zu werden.

Private Arbeitsvermittlung und 
Personalverleih
2004 kontro llierte unsere Sektion 16 Personalverleihunternehmen. 
Diese Kontrollen werden 2005 fortgesetzt.

Logistik arbeitsmarktlicher Massnahmen 
(LAM)
Arbeitsmarktbeobachtung Wallis (ABW)

Die A rbe itsm arktbeobachtung befasste sich m it fo lgenden Themen:
- saisonale Arbeitslosigkeit
- Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie Koordination der A rbe it 

der tripartiten  Kommission im Rahmen des freien Personen
verkehrs

- Abschluss der Studie über die Abwanderung der Kompetenzen
- Jugendarbeitslosigkeit
- monatliches Statistikbulle tin über den A rbe itsm arkt
- ORTE (observatoire romand et tessinois de l'em plo i): Studie über 

«Arbeitslosigkeit und N ationalität».

Entwicklung der Arbeitslosenquote Wallis - Schweiz

< Z6-

Jahr 2001 2002 2003 2004 Abweichung in %

verlorene Stunden 50'361 94'624 164'927 168'420 +2%

Gesuche zur Überprüfung der Verm ittlungsfähigkeit /  
Erlassgesuche

Jahr 2000 2001 2002 2003 2004

Vermittlungsfähigkeit 340 282 291 274 350
Erlasse 108 69 73 101 64

Behandelte Einsprachen 2003 2004

gegen einen RAV-Entscheid 166 205
gegen einen DIHA-Entscheid 85 82
Total 251 287



Arbeitsmarktliche Massnahmen (AM) im Allgemeinen

M a s s n a h m e 2 0 0 2
re a lis ie rte

Jahres
p lä tz e *

2 0 0 3
re a lis ie rte

Jahres
p lä tz e

2 0 0 4
re a lis ie rte

Jahres
p lä tz e

D iffe re n z
2 0 0 3 -
2 0 0 4

B e s c h ä ft ig u n g s p ro g ra m m e 334 352 404 + 14%

K urse 322 381 390 +2%
E in a rb e itu n g s z u s c h ü s s e 64 88 88 +0%

B e tr ie b s p ra k t ik a 25 26 37 +42%

Förderung  der se lbständ igen  
E rw e rb s tä t ig k e it 18 26 27 +4%

A u s b ild u n g s z u s c h ü s s e 9 13 13 +0%

*bis Ende 2004 en tspricht ein Jahresplatz 220  Tagen Teilnahme an 
einem Programm

Die E ntw ick lung der Massnahm en fo lg t der Zunahm e der 
Arbeitslosigkeit. Der Zuwachs in den Beschäftigungsprogrammen 
ist ausgeprägter als jener bei den Bildungsmassnahmen.

Die Kompetenzen fü r die Massnahmen sind seit dem 1. Juli 2003 
bei den Kantonen. Die A bläufe und internen Kontrollen vor allem 
im Bereich der Finanzen w urde daher verstärkt. Eine Kontrolle des 
seco bestätigte die angepasste Organisation der LAM des Kantons 
Wallis.

Ergänzende kantonale Massnahmen

Nach dem starken Anstieg zwischen Juni 2003 und Dezember 2003 
blieben die kantonalen Eingliederungsverträge (BEV) im Jahre 2004 
au f hohen Niveau. In der zw eiten Jahreshälfte konnte  eine 
Abnahm e bei der Anzahl Teilnehmer festgeste llt werden.

Ergänzende kantonale Massnahmen Verfügungen

2001 2002 2003 2004

Kantonale berufliche 
Eingliederungsverträge (BEV) 309 327 511 707

Kantonale Einarbeitungszuschüsse 
(EAZ) 19 28 19 26

Kantonale Pendlerkosten- und 
W ochenaufenthalterbeiträge (PeWo) 4 1 6 11

Bildungsmassnahmen 44 19 23 14

Anzahl gem eldeter A rbe itnehm er /  selbständiger 
D ienstle istungserbringer* (Juni bis Dezember 2004)

Von einem Schweizer Arbeitgeber angestellte Arbeitnehmer 
Entsandte A rbe itnehm er 

Selbständige Dienstleistungserbringer

2 '595

715

78

* Diese S tatistik e rhebt keinen offiz ie llen Charakter, da der Bund 
zu r Ze it keine zuverlässigen Daten liefern kann.

Arbeitsbewilligungen EU/EFTA (1.10 - 31.10) 2002 2003 2004

Kurzaufenthalt L (<  4 Monate) 7 '862 7*415 -

Kurzaufenthalt L (4 bis 12 Monate) 9 ' 583 9*831 9 '567

Bewilligung B 449 288 193

Am 1. Juni 2004 tra ten auch die flankierenden Massnahmen zum 
freien Personenverkehr in Kraft. Die DIHA nahm aktiv an den 
A rbe iten  der kan tona len tr ip a rtite n  Kom m ission te il, deren 
Sekretariat sie führte . Eine intensive Zusamm enarbeit fand ebenfalls 
im Bereich der Einsetzung nö tiger Strukturen und Kontrolllabläufe 
fü r die Umsetzung der flankieren Massnahmen statt.

Arbeitsbewilligungen für Angehörige von Drittstaaten

Die D ienststelle fü h rte  ihre selektive und restriktive 
Bew illigungspolitik fü r ausländische A rbe itskräfte aus Drittstaaten 
fo rt, d.h. fü r Personen, die nicht aus einem EU- oder EFTA- 
M itg liedstaat stammen.

A rbe itsbew illigungen fü r Angehörige von Drittstaaten 
1.11.03- 31.10.04

Kurzaufenthalt von w eniger als 4 Monaten 344
Kontingentierte r Kurzaufenthalt 20
Jahresbewilligung 118
Bewilligungen fü r Asylsuchende /  provisorisch Zugelassene 671

Bewilligungen fü r Cabarettänzer(innen) 1301

Es sei verm erkt, dass in Folge eines Staatsratsentscheids ab dem 
1. Januar 2005 keine A rb e itsbew illigun gen  fü r  Cabaret- 
tänzer(innen) aus Drittstaaten m ehr ausgestellt werden.

Ausländische Arbeitskräfte
Freier Personenverkehr und flankierende Massnahmen

Am  1. Juni 2004 tra t die zw eite Phase des freien Personenverkehrs 
in Kraft. Für die Gemeinden und Berufsverbände wurden hierzu 
zahlreiche In form ationstagungen organisiert.

Seit diesem Datum fü h rt unsere Dienststelle vor der Ausstellung 
einer A rbe itsb e w illig u n g  L EU/EFTA keine Lohn- und 
A rbe itsko n tro lle n  m ehr durch. Jedes Gesuch fü r  eine 
A rbe itsbew illigung B w ird  jedoch w eiterh in  gemeldet, um das äus- 
serst lim itierte K ontingent dieser Bewilligungen besser verwalten zu 
können. Andererseits ist fü r eine Tätigkeit von w eniger als drei 
M onaten keine A rbe itsbew illigung m ehr nötig. Eine M eldung bei 
der DIHA ist jedoch erforderlich.



DIENSTSTELLE 
FÜR WIRTSCHAFT UND 
TOURISMUS
Die im Jahre 2004 vorgenom m ene Reorganisation hat es erlaubt, 
die Dienststelle fü r Tourismus und Regionalentw icklung und die 
D irektion der W irtscha ftsen tw ick lun g  in der D ienststelle fü r 
W irtscha ft und Tourismus (DWT) zusammenzufassen.

Tourismus
Situation des Walliser Tourismus

Der Bund hat Ende 2003 beschlossen, die Übernachtungsstatistik in 
der Schweiz nicht m ehr zu erstellen. Unter dem Druck der Kantone 
und der touristischen Kreise und m itte ls finanzieller Beteiligung hat 
sich Bern bereit erklärt, diese Statistik ab 2005 w ieder zu führen. 
Das Jahr 2004 w urde durch Wallis Tourismus sichergestellt.

Die Übernachtungszahlen der W alliser Hotellerie waren 2004 
gegenüber dem Vorjahr stabil (- 0 ,2%  im Vergleich zu 2003). Das 
Wallis hat sich schlussendlich resistenter gezeigt, als man aufgrund 
der Schliessung einer Röhre des Tunnels in Glion und der unerwar
te ten  Schliessung des M itho lz-Tunne ls e rw a rten  musste. 
Hauptopfer der Arbe iten in Glion w ar das Chablais, nicht nur in 
Bezug auf die Übernachtungszahlen, sondern auch au fgrund des 
Verlustes von Tagestouristen.

Tourismuspolitik

Der Staat hat dam it begonnen, die 83 Massnahmen, die ihn be tre f
fen , in die A ktionsp rog ram m e der 22 d ire k t be tro ffenen  
D ienststellen bezüglich P rioritä ten, Realisierungsterm ine und 
E va luationskrite rien zu in tegrie ren . W allis Tourismus, die 
Gemeinden und alle übrigen bei der Umsetzung dieser Politik invol
vierten Partner sind angehalten, dasselbe zu tun . Das Zentrum fü r 
V erw a ltungsm anagem ent b e g le ite t säm tliche diesbezüglichen 
Schritte . Vor dem H in te rg rund  der U m setzung der neuen 
Tourismuspolitik hat eine ausserparlamentarische Kommission ihre 
A rbe it zur Revision des Gesetzes über den Tourismus im Herbst 
2004 aufgenom m en.

Bergführer, W anderleiter und Skilehrer

Dam it in diesem Bereich eine Vereinheitlichung erreicht w ird , w u r
den im Juni 2004 A bkom m en zwischen der kantonalen Bergführer- 
un.d Skilehrerkom m ission und dem Schweizer S now board 
Schulungsverband SSBS unterschrieben. Die A usb ildung  der 
Bergführer w urde  ebenfalls dem Schweizer Bergführerverband, der 
Dachorganisation des Bundes, anvertraut. Ein entsprechendes 
Übereinkom m en w urde im Juni dieses Jahres m it dem Verband 
abgeschlossen.

18 W anderleiter, 11 Bergführer und 45 Ski- und Snowboardlehrer 
haben dieses Jahr das Walliser Patent erhalten. A ufgrund der von 
einer A rbe itsgruppe erarbeiteten Richtlinien, die sich m it der 
Problematik der illegalen Ausübung des Skilehrerberufes befassen, 
musste die kantonale Kommission mehrere Personen anzeigen, die 
sich nicht entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen verhalten 
haben.

Informationsstelle Wallis

Die A rbe it der Inform ationsste lle konzentrie rte sich auf die Präsenz 
des Kantons Wallis an der Grünen W oche in Berlin und auf die 
W eiterentw ick lung der elektronischen In form ationsp la ttform  über 
das W allis. M it dem Ziel der E ffiz ienzste igerung hat die 
Inform ationsste lle ein A ud it verlangt. Die Ergebnisse dieses Audits 
w erden in die zukünftigen Aktiv itä ten integriert.

Sensibilisierungskampagne

W ährend des Jahres w urden zwei Pilotprojekte durchgeführt. Beide 
zielen auf die Schüler der Sekundarschulstufe ab. Das erste Projekt 
trä g t zur Ausbildung von Lehrlingen im Bereich des Tourismus bei,

das zw eite ist m it einem Seminar fü r Jungendliche über den 
Tourismus vergleichbar. A u fg rund  der gemachten Erfahrungen w er
den die Projekte w e ite r ausgefe ilt und anschliessend auf kantonaler 
Ebene gestartet.

Tourismustaxen

Der im Jahre 2002 begonnene zweite Zyklus der Kontrolle be tre f
fend Erhebung, Kontrolle und Inkasso der Tourismustaxen durch 
das Kantonale Finanzinspektorat w urde 2004 fortgesetzt. Der 
Massnahm enkatalog fü r Fälle von Gesetzesverletzungen w urde 
umgesetzt und bei Fehlverhalten w urden die Fehlbaren bestraft.

Finanzhilfen

Finanzhilfen w urden fü r die Im ageförderung des Wallis ausserhalb 
des Kantons, fü r Veranstaltungen in den Bereichen Kultur, Sport 
und Spiel gewährt, welche auch ein entsprechendes Medienecho 
versprachen und fü r den Tourismus von hoher Bedeutung waren. 
Zudem w urde die Ausbildung von Bergführern, W anderleitern und 
Skilehrern unterstü tzt.

Wirtschaftsentwicklung
Nach dem Abgang von Herrn Léonard Favre hat Herr M artin Meyer 
seine Funktion im A ugust aufgenom m en.

Strategie der Wirtschaftsentwicklung

2003 w urde die Strategie der W irtschaftsentw icklung geboren,
2004 ist man daran gegangen, diese m itte ls Präsentation bei den 
Berufsverbänden und Dachorganisationen und beim Kader von 
kantonalen Unternehm en sowie bei der HEV's zu verbreiten.

Konzertierung in Wirtschaftsfragen

Die Dienststelle hat die U nterstü tzung des W irtschafts- und 
Sozialrates gewährle istet, dessen A ktiv itä t insbesondere darin be
stand, g rundsä tz liche  Ü berlegungen über die längerfris tige  
Strategie der W irtschaftsentw icklung des Kantons zu machen, 
Überlegungen, die sich im 2005 konkretisieren werden.

The Ark

Die Konkretisierung dieses Instrumentes zur Diversifikation des w ir t
schaftlichen Netzes hat durch die G ründung der S tiftung The Ark 
begonnen, welche die Kohärenz der Entw icklung der Projekte über
w ach t und sicherstellt. Die Situation der drei Kompetenzzentren 
präsentiert sich Ende 2004 folgendermassen:
- In den Life Sciences (BioArk, M onthey /  PhytoArk, Sitten) ist 

B ioArk Operationen tä tig  und beherbergt zwei Firmen m it gros- 
sem Potentia l, deren Q ua litä t sich als A rg u m e n t fü r  die 
A kquis ition neuer M ieter erweist. Der Grosse Rat hat einen 
Subventionsbetrag in der Höhe von 3 '0 0 0 '0 0 0 .-  M illionen 
Franken fü r dessen Realisation bew illig t. PhytoArk ist auf gutem  
W ege, da nun das Baugesuch e ingere ich t und m it der 
A kquis ition von Firmen begonnen wurde.

- Die In form atik- und Kom m unikationstechnolog ien (TechnoArk, 
Siders /  IdeArk, M artinach) sehen in ihrer Tätigkeit viel verspre
chende Perspektiven, besonders au fgrund des internationalen 
Bekanntheitsgrades und des zunehmenden W achstums des 
IDIAP, dies tro tz  des Konkurses eines w ichtigen Mieters in Siders 
(Icare Services).

- Für den Bereich «Natur und Dienstleistungen» haben sich die 
Verantwortlichen der Regionen und Gemeinden des Oberwallis 
zusammengesetzt. Die Initiative wurde Ihnen überlassen, damit 
dieser dritte  Pol optimal auf die Kompetenzen des regionalen 
Wirtschaftsgefüges ausgerichtet werden kann. Überlegungen hier
zu sind im Gange, über die Konkretisierung dieser dritten Achse 
von The Ark w ird wahrscheinlich im Jahre 2005 entschieden.

Exogene Förderung

Die Tätigkeiten des DEWS (Developm ent Economic W estern 
Switzerland) entwickeln sich quantita tiv und qualitativ und konkreti
sieren sich durch die Zusammenarbeit m it 25 Repräsentanten auf der



gesamten Welt. 2004 w urde die Strategie innerhalb des Netzes gefes
tig t, was eine Fokussierung der Kräfte auf die strategischen Branchen 
erlaubte. So wurden 2004 insgesamt 19 Firmen angesiedelt.

Ausser dieser Zusamm enarbeit w ar das Jahr 2004 durch die 
A kquis ition von Investoren und Unternehm ern m ittels verschiede
nen bereits existierenden und neuen Kanälen geprägt. Ein Projekt 
w urde in diversen Luxushotels der W interstationen durchgeführt, in 
w e lchen die Gäste den Z ie lpersonen, d.h. D irekto ren und 
Geschäftsleute, entsprechen. Dieses w ird  2005 w e ite r ge führt. A uf 
der anderen Seite ha t man K ontakte  zu W alliser 
Im m obilienhändlern, Treuhändern und Consultingbüros aus der 
Region Zürich geknüpft, um die Präsenz auf diesem Finanz- und 
Geschäftsplatz erster Güte zu verbessern. Die Bearbeitung des 
französischen Marktes w ird  ausserhalb des DEWS verfolgt.

Kooperationsnetze

Die Zugehörigke it des Wallis zu Bioalps (Vereinigung im Bereich der 
Biotechnologie, ein Zusammenschluss aus den Kantonen Genf, 
Waadt, Neuenburg, Freiburg und Wallis) hat den Unternehmen aus 
diesem Sektor, w ie  der Excellgene SA oder Bioresearch SA des 
BioArk in Monthey, die M öglichke it geboten, an verschiedenen 
V eransta ltungen in der Schweiz und im Ausland zu 
V orzugskond itionen te ilzunehm en. Sie p ro fitie ren  dabei vom 
zunehmenden Bekanntheitsgrad von Bioalps, welche sich en t
schlossen als eine der w e ltw e iten  Leaderregionen im Bereich der 
B iotechnologie behauptet. Für 2004 können hier unter den w ich 
tigsten Veranstaltungen BioExpo (Japan), BioSquare (CH), Bioshow 
(USA) und Medica (D) e rw ähnt werden.

Unterstützung des Walliser Wirtschaftsnetzes

Die Regionalantennen sind im endogenen W irtschaftsnetz angesie
delt. Sie sind unter den W irtschaftsakteuren länger je mehr bekannt 
und ihre Dienstleistungen werden verm ehrt in Anspruch genom 
men. W ährend des Jahres haben sie mehr als 150 Firmen besucht, 
welches es ihnen erlaubt, sich ein klares Bild über deren Sorgen und 
Erwartungen zu machen. Spezielle Fälle (z.B. Biar S.A., Icare Services 
S.A., Teranol) bedürfen eines speziellen Engagements der Antennen. 
Interventionen im Koordinationsbereich waren sichergestellt, z.B. im 
Fall von Portes du Soleil. Die haben zur Deblockierung der Situation 
beigetragen, was zur Realisation von Arbeiten in der Höhe von 13 
M illionen Franken in Champéry führte.

Innovationsentwicklung

In diesem Bereich w urden 7 Projekte unterstü tzt, welche durch 
Walliser Unternehm en und/oder Institutionen/Schulen in itiie rt w u r
den und zur Erhöhung der Innovationsfähigkeit, zur Organisation, 
zur Produktverbesserung oder zur M arktforschung beitragen.

Regionalentwicklung und 
Wohnungswesen
Projekt zum Bundesgesetz über die Neue Regionalpolitik

Der Bund hat Ende April 2004 das Projekt zum Gesetz über die 
Neue Regionalpolitik in die Vernehmlassung gegeben. Der Staatsrat 
des Kantons Wallis hat nach eingehender Analyse des Dossiers be
schlossen, das vom Bund vorgelegte Projekt zurückzuweisen. Die 
form ulierten Ziele, und vor allem die zur Erreichung dieser vorges
chlagenen Massnahmen, sind fü r den Staatsrat zu nahe
an einer reinen W irtschaftspo litik  und zu w e it weg von dem, was 
von einer Regionalpolitik e rw arte t w ird.

In Erwartung eines neuen Vorschlages, welcher den spezifischen 
Problemen der ländlichen Regionen Rechung träg t, verlangt der 
S taatsrat, dass die bestehenden Ins trum ente  w ie  das 
Investitionshilfegesetz, der Bonny-Beschluss und Regio Plus m it 
gewissen Anpassungen, die den sozio-ökonom ischen 
Veränderungen Rechnung tragen, w e ite r ge füh rt werden.

W egen g rund le gen der D ivergenzen in den A n tw o rte n  zur 
Vernehm lassung hat der Bundesrat en tschieden, eine 
A rbe itsg rup pe  zu b ilden , die sich aus V ertre te rn  des

Eidgenössischen Volksw irtschaftsdepartem ents und der Konferenz 
der kantonalen Volksw irtschaftsdirektoren zusammensetzt, um das 
Projekt neu zu überdenken.

Unterstützung von regionalen Projekten

W ie in den vorangegangenen Jahren hat die DWT verschiedene 
Formen der U nterstützung an Forschungsinstitute gewährt. Der 
Austausch zw ischen den Forschungsinstitu ten und den 
Unternehm en fö rde rt den Wissenstransfer und die Verarbeitung 
der Resultate der Forschung in der industriellen A nwendung.

Die DWT unterstü tz t zudem Initiativen im Rahmen von zw ischen
betrieblichen Aktiv itä ten und von Pilotprojekten, die durch das 
SECO unterstü tz t werden, w ie  z.B. das Projekt Auto lD . Dieses inno
vative Projekt hat zum Ziel, ein internationales System zur e lektro
nischen Etikettierung zu entw icke ln, welches es erlaubt, diese w äh 
rend ihres Lebenszykluses zu verfolgen.

Seilbahnen

Der Staatsrat hat am 8. Juli 2004 die Strategie des Kantons Wallis 
im Bereich der Seilbahnen angenommen.

Folgende Grundsätze w urden beschlossen:
- die A u fgabe  des Staates ist die Begle itung des 

Strukturbereinigungsprozesses und nicht deren Planung,
- die Seilbahnbranche ist alleine da für verantw ortlich, die no tw en

digen Massnahmen zur Sicherung ihrer Zukunft zu ergreifen,
- kan tona le  H ilfen sind m öglich fü r  Fusions- /  

Zusam m enarbe itsstud ien , fü r In fra s tru k tu rh ilfe n  und in 
Ausnahmefällen fü r Sanierungen,

- die Gewährung von diesen Hilfen ist an strikte Bedingungen 
geknüpft.

Die Strategie des Walliser Staatsrats w urde vom SECO geprüft, 
w ora u f das M orato rium  betreffend U nterstützung von Seilbahnen 
und Schneekanonen aufgehoben wurde. Somit kann der Kanton 
die IHG-Dossiers in diesem Bereich w ieder behandeln.

Investitionshilfe

2004 hat sich das Engagement des Kantons um 8.4 M illionen 
Franken erhöht (2003: 1 1 M illionen Franken) und die Zahlungen 
betrugen 7.9 M illionen Franken. Dieses kleinere Engagement hat 
seinen Grund einerseits darin, das nur noch Gemeinden m it w en i
ger als 1 '000  E inw ohnern in den Genuss von 
Investitionshilfedarlehen fü r Basisinfrastruktur kom m en und zudem 
das M orato rium  des Bundes fü r die Bergbahnen erst im Herbst 
2004 aufgehoben w urde. Das Engagement 2005 dü rfte  höher aus- 
fallen, zumal die Bergbahndossiers w ieder behandelt werden kön
nen.

Nachfolgende Tabelle g ib t einen Überblick über den Stand der 
Engagements und der Zahlungen der kantonalen IHG-Darlehen 
Ende 2004.

Region Stand IHG-Darlehen am 31.12.2004 (in Mio. Franken)

Engagements bezahlt Saldo zu bezahlen

Goms 22.3 22.2 0.1
Brig-Aletsch 35.0 33.4 1.6

Visp /  Westl. Raron 83.5 79.6 3.9
Leuk 25.5 25.5 0.0

Siders 47.3 46.3 1.0
Sitten 79.3 70.8 8.5

M artinach 77.3 74.1 3.2
M onthey 35.9 34.2 1.7

Oberwallis 166.3 160.7 5.6
M itte lwallis 126.6 117.1 9.5
Unterwallis 113.2 108.3 4.9

Wallis 406.1 386.1 20.0



Der Saldo des allgemeinen Infrastrukturfonds von 275 M illionen 
Franken betrug Ende 2004 unter Einbezug der sich in Bearbeitung 
befindenden Dossiers (12.7 M illionen) 30.4 M illionen Franken. Der 
zu bezahlende Saldo der bew illig ten Darlehen betrug per Ende 
2004 20 M illionen Franken gegenüber 24.4 M illionen ein Jahr 
zuvor.

Verbesserung der Wohnverhältnisse in Berggebieten

In der Dezembersession 2003 haben die eidgenössischen Räte fü r 
die Verbesserung der W ohnverhältnisse im Berggebiet fü r das Jahr 
2004 einen Kredit von 9.9 M illionen Franken bew illig t. Das 
Bundesamt fü r W ohnungswesen hat dem Kanton Wallis, unter 
Berücksichtigung der Finanzstärke des Kantons 2004/05, davon 
1.25 M illionen Franken zugeteilt, was einem A nte il von 12.5%  des 
Gesamtbetrages entspricht.

2004 w urden Hilfen in der Höhe von rund 1.2 M illionen Franken 
gewährt, 0 .4 M illionen davon durch den Kanton und 0.8 M illionen 
durch den Bund. Dam it w urden Investitionen von rund 8 M illionen 
Franken ausgelöst. Gemäss den gü ltigen Bestimmungen beträgt 
der Kantonsanteil in der Regel die Hälfte der Beteiligung des 
Bundes.

Ausbezahlt w urden 2004 Unterstützungen in der Höhe von 1.35 
M illionen Franken, davon 0.85 M illionen durch den Bund und 0.5 
M illion durch den Kanton. Gemäss Beschluss des Bundes werden 
diese Hilfen ab 2006 nicht m ehr gewährt.

W ohnbau- und Eigentumsförderung

Der Staatsrat hat fü r 2004, auf der Grundlage des kantonalen 
Gesetzes zur W ohnbauförderung aus dem Jahre 1988, einen Kredit 
in der Höhe von 25 0 '0 0 0 .~  Franken bew illig t, was einer Subvention 
von 0.6%  der Kosten w ährend 10 Jahren entspricht.

Der zur Verfügung stehende Betrag w ar bereits Ende O ktober au f
gebraucht. 100 Gesuche m it einer Investitionssumme von 40.5 
M illionen Franken konnten un terstü tz t werden. 2004 w urden 
Kantonshilfen (à fonds perdu-Beiträge) von to ta l 4.7 M illionen 
Franken ausbezahlt, davon 2.4 M illionen fü r M ietw ohnungen und 
2.3 M illionen fü r E igentum swohnungen. Insgesamt w urden Hilfen 
fü r 2 '828  Objekte ausbezahlt.

Der Bund hat an W alliser Begünstigte à fonds perdu-Beiträge in der 
Höhe von insgesamt 11.4 M illionen Franken ausbezahlt. Die 
Anspruchsberechtigten unseres Kantons erhielten vom Bund tota l 
H ilfen in der Höhe von 16.1 M illionen Franken. Zudem hat der 
Bund beschlossen, die Hilfen von 15 auf 19 Jahre zu verlängern, um 
zu vermeiden, dass Haushalte m it bescheidenem Einkommen ihre 
fä lligen Rückzahlungen nicht bezahlen können.

A u f G rund der herrschenden Unsicherheit auf Bundesebene und 
der Notw endigke it, die kantonalen Leistungen einer Prüfung zu 
unterziehen, hat der Kanton fü r 2005 und die fo lgenden Jahre 
noch keine U n te rs tü tzungen  fü r  die W e ite rfü h ru n g  der 
W ohnbauförderung zugesagt.
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EINLEITUNG

A u f gesetzgeberischer Ebene sind am 1. Juli das Baugesetz und die 
Bauverordnung (Abänderung) in Kraft getreten, w ährend das 
A usfüh rungsgesetz zum  Bundesgesetz über Fuss- und 
W anderwege vom Grossen Rat angenom m en wurde. Ferner w u r
den die Arbe iten fü r die Gesamtrevision des Gesetzes über die 
Wasserläufe nach w ie  vor w eitergeführt.

Im Verkehrsbereich w urden das Projekt des Bahnhofs Visp und das 
Projekt des 3. Gleises zwischen Raron und Visp genehm igt und die 
Bauarbeiten aufgenom m en. Die SBB-Doppelspur Salgesch -  Leuk 
durch einen Tunnel w urde beendet und dem Betrieb übergeben. 
Bedeutendes Novum, der Autoverlad -  Pendelzug durch den 
Simplon konnte zum Fahrplanwechsel 2004 in Form eines gem i
schten Pendelzugs Autoverlad/Personenverkehr m it täg lich 11 
Zugspaaren zwischen Brig und Iselle w ieder in Betrieb gesetzt w er
den. Diese Verw irk lichung w ird  vom Kanton und von der Provinz 
Verbano Cusio Ossola m itfinanziert.

A u f dem Gebiet der Nationalstrassen sind fortan m it Ausnahme des 
Teilstücks Steg /  Gam pel -  Visp, bei w e lchem  der 
Staatsratsbeschluss G egenstand e iner Beschwerde ans 
Kantonsgericht bildet, alle Teilstücke genehm igt und stehen in 
Kraft.

Im Bereich der Kantonsstrassen ist es angebracht, den Durchstich 
des Pilot- und Sicherheitsstollens des Stägjitschuggens auf der 
Strasse nach Zerm att, die Eröffnung der Strasse Goppisberg -  
G reich, die A ufnahm e der Bauarbeiten der Galerie les Croisettes auf 
der Strasse im Eifischtal, die A ufnahm e der Bauarbeiten der Brücke 
von Branson auf der Strasse M artigny -  Fully, die A ufnahm e der 
A rbe iten fü r die W iedererste llung der Galerie von Lavanchy auf der 
Strasse zum Grossen St. Bernhard, die A ufnahm e der Bauarbeiten 
der Durchquerung von Val d 'llliez und die Genehm igung der 
Galerie la Savanne auf der Strasse nach Arolla durch das Bundesamt 
fü r Strassen hervorzuheben.

Im Rahmen des generellen Projektes der 3. Rhonekorrektion sind 
die Erstellung der Grundlagen des Sachplans, die Verstärkung des 
Pilotausschusses (COPIE) und der Partnerschaft durch die 
Bestimmung von 15 partnerschaftlichen Organen, die Validierung 
der Zielsetzungen, die Bildung von regionalen Kommissionen, der 
Beginn des G rundstückerwerbs, die Studien betreffend die prioritä- 
ren Massnahmen in Visp, Fully und Chippis, die Erarbeitung der 
neuen R ichtlin ie fü r  den U n te rha lt der Rhoneufer und die 
Erarbeitung des dringlichen Interventionsplans zu verzeichnen. Im 
Unterwallis w urden die W iederinstandstellungsarbeiten w e ite r
ge führt.

Im Hochbaubereich konnten drei Gebäude in Betrieb genom m en 
werden: Die zw eite Etappe der Schulräume am Kollegium in Brig, 
die neuen W erkstä tte der La Castalie in M onthey und die Gebäude, 
in welche die Dienststelle fü r In form atik und die Dienststelle fü r 
Hochbau, Denkm alpflege und Archäologie in Sitten eingezogen 
sind. Die M ind eru ng  des Ist-W ertes/N euw ert-Indexes des 
Imm obilienparks des Staates konnte dem Politkontrakt entspre
chend beim Index von 77%  begrenzt werden.

A u f dem Gebiet der Archäologie sind zwei neue Entdeckungen 
erwähnenswert: hochinteressante Gräber aus der zweiten Eisenzeit 
(450 bis 15 vor unserer Zeitrechnung) in Bramois und eine 
Ausgrabungsstätte aus dem N eolith ikum  (Neue Steinzeit) (5500- 
2200 vor unserer Zeitrechnung) in Naters.

Im Um weltbereich geht die Ausrüstung der Gemeinden m it den 
Entwässerungs- und Abwasserbehandlungsin frastrukturen dem 
Ende entgegen. Nur noch 4 Gemeinden verfügen in der Tat noch 
nicht über die geeigneten Anlagen. Die Erstellung von generellen 
Entwässerungsplänen erm öglicht eine effiz iente Bewirtschaftung 
der kom m unalen Kanalisationsnetze. Bedeutende Änderungen der 
G ew ässerschutzgesetzgebung des Bundes be tre ffend  die 
Abgrenzung von Gewässerschutzzonen und die Revision der 
Lageranlagen fü r K ohlenw assersto ffe  e rfo rde rn  eine 
Neudefinierung und Neuorganisation der Aufgaben auf kantonaler 
Ebene.

Im Bereich der M obilfunkantennen w urde eine interdépartem enta
le A rbe itsgruppe beauftragt, Anträge betreffend die Erteilung von 
B ew illigungen vorzu legen, indem  den A nliegen aus der 
Bevölkerung Rechnung getragen w ird.

Die Annahm e der Grundlagen einer kantonalen Agenda 21 durch 
den Grossen Rat kann als eine entscheidende Verpflich tung des 
Kantons zugunsten der W erte der nachhaltigen Entw icklung 
betrachtet werden.

Im Forstbereich ist leider hervorzuheben, dass info lge der Senkung 
der Bundessubventionen das A rbe itsvo lum en bei den 
Schutzwäldern um 26%  zurückgegangen ist. Da es sich um eine 
lebenswichtige Frage handelt, ist eine solche Tendenz unannehm 
bar und auf Bundesebene w urden mehrere koordinierte Aktionen 
eingeleitet.

Das Kantonslaboratorium  hat nach w ie  vor seine Anstrengungen 
zum Schutz der Konsumenten gegen gefährliche Stoffe und insbe
sondere im Lebensmittelbereich w e ite rge führt. Es ist namentlich 
erfreulich, dass das BSE-Problem (Rinderwahnsinn) scheinbar einer 
Lösung en tgegengeh t. In Z u ku n ft w erden die besonderen 
Anstrengungen in Richtung der Verbesserung der Lesbarkeit der 
Beschriftung von Lebensmitteln gehen.

O bw ohl letztendlich die Weinlese 2004 der E inführung der 0.5 %  
-  Grenze etwas g le ichgültig  gegenübersteht, konnte sie bei einem 
Volumen von 46 M illionen Litern eine ausgezeichnete Qualität ver
zeichnen, w obe i der Anteil der Spezialitäten w eiterh in  sehr stark 
zunim m t.

Der Vorsteher des Departementes 
für Verkehr, Bau und Um welt

Jean-Jacques Rey-Bellet





ALLGEMEINE VERWALTUNG

Organisation und Personal

Dienststelle Anzahl
Etatstellen

Verwaltungs- und Rechtdienst 20.80
Dienststelle fü r Verkehrsfragen 7.00

Luftseilbahn Riddes-lsérables 6.00
Verwaltete Luftseilbahnen 23.60

Dienststelle fü r Strassen- und Flussbau 432.20
Dienststelle fü r Hochbau, Denkm alpflege 
und A rchäologie 25.08
Dienststelle fü r W ald und Landschaft 21.00
Dienststelle fü r U m weltschutz 27.60
Kantonales Laboratorium  16.30

Total 579.58

Gesetzgebung

Die Arbeitsgruppe, die beauftragt ist, dem Staatsrat einen Text 
betreffend die Gesamtrevision des Gesetzes über die Wasserläufe 
vom 6. Juli 1932 zu unterbreiten, hat ihre A rbe it fortgesetzt. Ein 
überarbeite ter Text m it Erläuterungen bildete Gegenstand einer 
engeren Vernehmlassung. Die neuen Anträge und Bemerkungen 
wurden untersucht. Der de finitive Gesetzestext und die Botschaft 
werden im Jahre 2005 dem Staatsrat unterbre itet.

Die Bauverordnung (Änderung) w urde am 7. April 2004 vom 
Staatsrat genehm igt und am 8. Juni in g lobo vom Grossen Rat 
verabschiedet. Das abgeänderte  Gesetz und die geänderte  
Verordnung sind am 1. Juli 2004 in Kraft getreten.

Das A usfüh rungsgesetz zum  Bundesgesetz über Fuss- und 
W anderwege w urde vom Grossen Rat angenom m en. Die Ä nde
rung des Reglements zur Inkraftsetzung dieses revidierten Gesetzes 
w ird  zurzeit erarbeitet.

Parlamentarische Vorstösse
Motionen und Postulate

5.102 Postulat von Hrn. Grossrat (Suppl.) V incent Grenon und 
Konsorten betreffend die Bergstrasse «Riddes -  Les Mayens 
de Riddes» (07.02.2000).

Postulat in der Maisession 20 00  angenommen.

Die Beleuchtungsarbeiten in den Tunnels auf der Strasse 
von Mayens-de-Riddes begannen 2003 im Tunnel Rosselin 
1. Sie w urden 2003 im Tunnel Comes und 2004 im Tunnel 
Rosselin 2 w e ite rge führt. Derzeit sind die drei längsten 
Tunnel m it einer Beleuchtungsanlage ausgerüstet. Das 
Beleuchtungsprojekt des letzten auszurüstenden Tunnels 
läuft; das Problem dieses Projektes liegt aber in der 
Entfernung zwischen der elektrischen Energiequelle und 
dem Tunnel. Je nach den Strassensicherheitsprioriäten, den 
Kosten dieser Ausrüstungen und den künftigen verfügba
ren Budgetgeldern sollte die Beleuchtung des letztgenann
ten Tunnels gegen 2006 oder 2007 verw irk lich t werden 
können.

5.112 Postulat von Frau Grossrätin Hugo-Lötscher (Suppl.) und 
der HH. Grossräte W erner Salzmann (Suppl.), Richard 
K a lbe rm atte r und N orbert Brenner be tre ffend  die 
In teg ra tion  des Lärms in das kan tona le  L u ftfo rum  
( 10 .0 2 .2000 ).

Postulat un te r Vorbehalt in der Septembersession 2000  
angenommen.

Die A d -h oc-A rbe itsg ru ppe n  be tre ffend  die Lärm
bekäm pfung w urden entsprechend den prio ritä r zu behan
delnden Anlagearten bestimmt.

Der Staatsrat hat eine A rbe itsgruppe geschaffen, die 
beauftrag t w ird , be tre ffend die Strassenlärmsanierung 
Vorschläge zu machen; Diese besteht aus Vertretern der 
be tro ffenen  kan tona len  D ienstste llen sow ie einem 
Vertreter der kom m unalen technischen Dienste.

Die Lärmproblematik des Flughafens Sitten ihrerseits w ird 
durch die Bundesverantwortlichen des Dossiers sowie die 
Vertreter der betroffenen kantonalen Dienststellen und der 
S tandortgem einde behandelt.

5.125 M otion  von Frau Grossrätin Edith Nanzer-Hutter, von Hrn. 
Grossrat Edgar Salzmann und Hrn. Grossrat Ambros Ritz 
betreffend die Umfahrungsstrasse Naters-Blatten-Birgisch 
M und (28.06.2000)

M o tion  in de r Maisession 2001 angenommen.

Im Februar 2004 w urden au fgrund des Vorprojektes fü r 
den Ausbau dieser Strasse verschiedene Verkehrs
regulierungsmassnahmen diskutiert und in das definitive 
Projekt integriert, dessen öffentliche Ausschreibung im 
Frühjahr 2005 erfolgen w ird.

5.149 Postulat von Hrn. Grossrat Markus Truffer und Konsorten 
betreffend die Fortsetzung der Verbesserung der Strasse St. 
Niklaus in Grächen (16.05.2001).

Postulat in der Septembersession 2001 angenommen.

Die ö ffentliche Ausschreibung von Los W ichel bei der 
Kehre von Riedacher e rfo lg te  am 18. Juni 2004. Die 
P langenehmigung läuft. Das M andat fü r das Los von der 
Kehre von Riedacher bis zur auskragenden Brücke 
Riedacher w urde vergeben. Das Ausschreibungsdossier ist 
fü r Ende 2005 geplant.

5.155 Postulat von Hrn. Grossrat Konrad M artig  und Konsorten 
betreffend den N ot-Autoverlad am Simplon (26.06.2001).

Postulat in der Märzsession 2002 angenommen.

Eine Lösung betreffend den kom binierten Pendelzug fü r 
Bahnreisende und den begleiteten Autoverlad zwischen 
Brig und Iselle w urde in Absprache m it dem Bund, dem 
Kanton, dem BAV und der VLS studiert. Eine Vereinbarung 
w urde ebenfalls m it der Provinz Verbano -  Cusio -  Ossola 
abgeschlossen. A u f diesen Grundlagen hat der Staatsrat 
einen Grundsatzentscheid ge fä llt (November 2003). Eine 
Botschaft und ein Beschlussentwurf des Grossen Rates 
w urden fü r eine Beschlussfassung des Parlamentes im März 
2004 vorbere ite t. A u f dieser G rundlage w urden die 
Ausbau- und Rollm aterialum rüstungsprojekte genehm igt 
und ve rw irk lich t. Die Inbe triebnahm e e rfo lg te  am 
12.12.2004.

5.209 Postulat der CVP-Fraktion M itte lw a llis  durch die HH. 
Grosräte André Quinodoz und Grégoire Luyet betreffend 
Ausbau des Fensterstollens W est Lötschberg.

Das Postulat wurde in der Februarsession 2004 angenommen.

Der Westanschluss gehört zum vollständigen Ausbau des 
Lötschbergs. Die Benutzung dieses Westanschlusses ist von 
der Doppelspur des Tunnels abhängig und dies aus o ffen 
sichtlichen Kapazitätsgründen bei der Bew irtschaftung des 
Basistunnels. Zur Zeit in der AlpTransit 2. Etappe könnte 
dieses Projekt in der Botschaft stehen. Es handelt sich um 
eine erst fü r 2020 und die fo lgenden Jahre geplante 
Verw irklichung. Der Staatsrat verpflich te t sich, m it allen 
m öglichen M itte ln  und Vorstössen auf die etappierte vo ll
ständige Verw irklichung des Lötschberg-Basistunnels h in 
zuwirken.

5.211 Postulat von Hrn. Grossrat (Suppl.) M artin Kluser und 
Konsorten betreffend Sicherheit im öffentlichen Verkehr 
(06.03.03).



Das Postulat w urde un te r Vorbehalt in der Februarsession 
2004 angenommen.

Der Antrag des Postulats, abends nach 2100 Uhr die 
Kontrolle in den Regionalzügen w ieder einzuführen, ist 
eine Massnahme, die erwogen werden kann, die aber auch 
ihren Preis hat und die im Zusammenhang m it sämtlichen 
ge troffenen Massnahmen zu betrachten ist. A llm ählich 
e r fo lg t eine enge K oord ina tion  zw ischen allen 
Interessenten.

Sämtliche koordin ierten Massnahmen, die im Bereich der 
Sensibilis ierung, der Prävention, der sporadischen 
Kontrollen und A hndung ge troffen werden, sind w e ite r
zuführen und m it allen betroffenen Partnern zu intensivie
ren. Letztendlich könnte die W iedereinführung einer syste
matischen Begleitung der Nachtzüge ab 2100 Uhr e rw o
gen werden, sofern sich die oberw ähnten Massnahmen als 
ungenügend erweisen sollten.

VERWALTUNGS- UND 
RECHTSDIENST

Juristische Sektion
Allgemeines

Der Aufgabenbereich der Juristischen Sektion ist in etw a gleich w ie 
in den vorigen Jahren geblieben. Er umfasst den Baubereich im 
w eiten Sinne, was eine gute Zusamm enarbeit m it den Gemeinden 
erfordert, dam it eine einheitliche A nw endung dieser Gesetzgebung 
gewährle istet werden kann. Die Juristische Sektion b ie te t ebenfalls 
säm tlichen D ienststellen des D epartem ents eine rechtliche 
U nterstützung an.

Kommissionen

Die Juristische Sektion ist von Rechts wegen durch einen ihrer 
Juristen in der kantonalen Baukommission vertreten. Nebst ihren 
orden tlichen  Entscheidssitzungen fü h r t sie A ugensche in 
verhandlungen durch.

Die Uferkommission fü r den Genfersee setzt ihre Arbeiten fo rt. Die 
Fragen im Zusammenhang m it der Behandlung der laufenden 
Dossiers betreffend die Benützung des ö ffentlichen Eigentums im 
Uferbereich des Genfersees und die Erstellung und Benutzung der 
Ankerbojen auf dem See gehören zu den Hauptaufgaben ihres 
Zuständigkeitsbereichs.

Die kan tona le  Strassensignalisationskom m ission, w e lcher der 
A d junk t des Dienstchefs angehört, hat in 47 Sitzungen 1591 
Gesuchsdossiers behandelt. Unter ihren derzeitigen Tätigkeiten b il
den fo lgende Bereiche ihr Hauptanliegen: das W uchern der «w il
den» W erbung und die am Rand der Kantonsstrassen ohne 
Bew illigung aufgeste llten Plakattafeln.

Übrige Verw altungstätigkeit - Verkauf und Tausch von 
Liegenschaften

Im vergangenen V erw a ltungs jah r w urden  insgesam t 29 
Grundstücke verkauft und 23 Sondergebrauchsbewilligungen fü r 
die Benützung des ö ffentlichen Eigentums erteilt. Fünf Gesuche 
mussten abgelehnt werden.

Instruktionsorgan

Die Juristische Sektion ist seit 1990 Instruktionsorgan fü r Strassen- 
und W asserbaupro jekte  des Kantons und der G em einden. 
Insgesamt w urden 54 Projekte, d.h. 19 im Oberwallis und 35 im 
Unterwallis vom Staatsrat genehm igt.

In diesem Zusammenhang behandelt die Juristische Sektion eben
falls Expropriationsbegehren und verfüg t über die Ernennung der 
entsprechenden Enteignungskommissionen.

Seit 1997 fü h rt die Juristische Sektion im W aldbereich (Rodungs
und D iens tba rke itsbew illigungen , S trafentscheide, W a ld fe s t
stellungsentscheide, usw.), und beim Um w elt- und Gewässerschutz 
(Sanierungs- und E rle ich te rungsverfügungen , - Luft, Lärm, 
Deponien, Schutz der ober- und unterirdischen Gewässer -  ARA, 
Strafentscheide) die Verfahren durch. Sie gew ährt zudem rechtliche 
Unterstützung im Zusammenhang m it den A ufgaben des kantona
len Laboratoriums (G ifts to ffe  und Lebensmittel).

Einsprachen -  Beschwerden

- Die Juristische Sektion hat zu 191 Baudossiers eine Vorm einung 
abgegeben (Einsprachen).

- Die Juristische Sektion vertrat die KBK und das Departem ent vor 
dem Staatsrat, dem Kantons- und Bundesgericht. In diesem 
Zusamm enhang w urden 145 Beschwerdeantworten (81 im 
Oberwallis und 54 im Unterwallis) eingereicht.

Kantonale Baukommission
Im Verwaltungsjahr 2004 w urden 25 Sitzungen abgehalten und
905 Baudossiers behandelt. Von diesen hat das Sekretariat der KBK
hingegen 3009 behandelt.

Statistik des kantonalen Bausekretariats

Total eingereichte  
Baugesuche 

Oberwallis 
Unterwallis 
Total

2001

642
1688
2330

2002

641
1747
2388

2003

713
1993
2706

2004

777
2332
3109

Kom petenz KBK
Oberwallis 316 285 333 335
Unterwallis 456 441 541 570
Total 772 726 874 905

Erteilte
Synthesevormeinungen

Oberwallis 326 320 308 350
Unterwallis 1232 1271 1325 1448
Total 1558 1591 1633 1798

Bewilligte Baugesuche
Oberwallis 145 193 150 138
Unterwallis 269 312 318 287
Total 414 505 468 425

Abgewiesene Gesuche
Oberwallis 33 B l 26 14
Unterwallis 78 86 62 92
Total 111 123 88 106

Verschiedene Gebühren 855655.45 938163.20 967256.- 1526665.-



DIENSTSTELLE FÜR 
VERKEHRSFRAGEN

Planung, technische Koordination und 
Information
AlpTransit -  Lötschberg: Die Verbindung des Nord- und 
Südtunnels steht für Frühjahr 2005 bevor

Das Karbon-Vorkom m en in der Region der Baustelle M itho lz  hat 
die Ausbrucharbeiten verzögert. Die heikle Zone konnte überw un
den w erden und 97%  der gesamten Tunnelröhren und Galerien 
von 88 km Länge w urden ausgebrochen. Bei 3/4 der Galerien, die 
in Betrieb gesetzt w erden, w urde  m it der Beton ierung des 
Innenrings begonnen. Von der Baustelle Raron aus w urde die elek
trotechnische Eisenbahnausrüstung aufgenom m en. Folglich ble ib t 
die Inbetriebnahm e des Bahntunnels fü r Versuchsfahrten auf 
Frühjahr 2007 und die Inbetriebsetzung des Tunnels fü r Dezember 
2007 festgesetzt.

Bahnhöfe und Zufahrtsstrecken südlich des Lötschbergs

Das Bahnhofprojekt von Visp konnte letztendlich am 23. August 
2004 genehm igt w erden und die Bauarbeiten w urden unverzüglich 
au fgenom m en, um die voraussichtlich fü r 2007 vorgesehene 
Eröffnung des Lötschberg-Basistunnels und die Inbetriebsetzung 
des neuen Bahnangebotes einzuhalten. Das 3. Gleis zwischen 
Raron und Visp w urde ebenfalls im Jahre 2004 genehm igt und 
be fin d e t sich im Bau. Die G enehm igung der Lärm schutz
massnahmen zwischen Raron und Brig einerseits und auf der 
Scheitellinie andererseits, die im Jahre 2004 ausgeschrieben w o r
den ist, w ird  ebenfalls fü r Frühjahr 2005 erwartet, dam it diese 
Schutzanlagen rechtzeitig verw irk lich t w erden können.

Matterhorn-Gotthard-Bahn

Die Ostausfahrt von Brig der MGB-Bahn w urde im August 2004 
ö ffen tlich  aufgelegt. Der Kanton hat am 20. O ktober 2004 dazu 
Stellung genom m en. Die Behandlung der Einsprachen und der 
Bundesentscheid w erden fü r Frühjahr 2005 erwartet.

W iederinbetriebnahm e des Autoverlad-Pendeldienstes  
durch den Simplon

Dank dem eindeutigen Zeichen im Jahre 2003 seitens des Grossen 
Rates, der fü r die W iederaufnahm e dieses Pendeldienstes 2 
M illionen Investitionsgelder gesprochen hatte sowie dank der 
Zusamm enarbeit m it der Provinz Verbano Cusio Ossola (VCO), m it 
den SBB, der BLS und den italienischen Staatsbahnen (RFI) konnte 
der A utove rlad-P ende lzug  durch den S im plon au f den

Fahrplanwechsel 2004 hin in Form eines gemischten Pendelzugs 
Autoverlad/Personenverkehr m it täglich 11 Zugspaaren zwischen 
Brig und Iselle w iede r in Betrieb gesetzt w erden. Diese 
Dienstleistung w ird  durch eine gemischte Bus /  Bahn Bedienung 
zwischen Iselle und Domodossola ergänzt, welche eine Bus- 
Feinbedienung der Ortschaften Iselle, Varzo und Preglia m it 
Anschluss an die Pendelzüge zwischen Iselle und Brig gewährleis
tet.

Diese vom Kanton Wallis und der Provinz VCO w eitgehend m itfi
nanzierte Verw irklichung ist som it die A n tw o rt auf die vielen 
Vorstösse im Bundes- und K antonsparlam ent und au f die 
Petitionen und Interventionen, insbesondere aus den w irtscha ftli
chen und tou ris tischen Kreisen, die bei U nw e tte rn  und 
N atu rge fahren  un te r der m ange lha ften  Zuverlässigkeit der 
Simplon-Achse leiden.

Doppelspur Salgesch -  Leuk auf der Simplon-Linie

Die SBB Doppelspur Salgesch-Leuk durch einen Tunnel konnte 
beendet und am 7. November 2004 in Betrieb genom m en werden. 
Damit kann fo lg lich das Einspurgleis auf diesem Abschnitt längs der 
Rhone abgebrochen werden, und können im Nachhinein die 
Bauarbeiten fü r den Ausbau der neuen Kantonsstrasse auf dem 
rechten Ufer der Rhone zwischen Salgesch und Leuk au fgenom 
men werden. Dies erlaubt es, die A utobahn A9 durch den Pfynwald 
auf der heutigen Kantonsstrasse zu bauen.

Diese Bahnverw irklichung konnte m it der 1. Etappe von Bahn 2000 
ko o rd in ie rt w erden, die auf den Fahrplanwechsel vom  12. 
Dezem ber 20 04  in Betrieb genom m en w u rd e  m it einer 
Fahrzeitverkürzung von 15 M inu ten auf diesem Bahnabschnitt.

Fahrpläne 2008

Für den Kanton Wallis b le ib t diese Etappe von Bahn 2000 proviso
risch. Dabei sind im Bereich des Bahnangebots fü r die Eröffnung 
des Lötschberg-Basistunnels m it Fahrplanwechsel 2007 bedeuten
de Ä nde rungen  zu p lanen. Dies e r fo lg t m it w esen tlichen 
Verbesserungen von und nach Mailand längs der S implon- und 
Lötschbergachse m it dem A ngebot eines neuen Flochleistungszugs, 
der zwischen der Schweiz und Mailand auf beiden Verkehrsachsen 
insgesam t 11 Zugspaare anbie ten w ird . Zudem w ird  das 
Bahnangebot bei den Verbindungen zwischen dem Wallis, Bern 
und darüber hinaus grundlegend verändert. Dies bew irk t einen 
wesentlichen Zeitgew inn bei den Bahnfahrten, w ie  es die nachste
hende Abbildung aufzeigt.

Bern

Lausanne

ST MAURICE

Milano



Investitionsbeschlüsse des Grossen Rates

- Beschluss vom 2. März 2004 betreffend die Finanzierung des 
Umbaus der Bahnhöfe in Brig und Iselle im Rahmen der 
E inführung des gemischten Pendelzugs Autoverlad und regiona
ler Personenverkehr zwischen Brig und Iselle

- Beschluss vom 15. September 2004 betreffend die Finanzierung 
der Neugestaltung des Bahnhofs Visp der M a tterhorn Gotthard 
Infrastruktur AG (MGI).

Technische Bewirtschaftung des öffentli
chen Verkehrs
Eisenbahnprojekte

Nach der ö ffentlichen Ausschreibung, der Vernehmlassung und der 
Vorm einung des Kantons sind im Jahr 2004 im Wallis sechzehn 
Eisenbahnausbauprojekte vom Eidgenössischen Departem ent fü r 
U m welt, Verkehr, Energie und Kom m unikation (UVEK) und vom 
Bundesamt fü r Verkehr (BAV) genehm igt w orden. Es handelt sich 
um fo lgende Projekte:
- SBB - 3. Gleis St. German und Lärmsanierung Visp-W est /

Gemeinde Visp
- Lärm sanierung der E isenbahnanlagen in der 

Gemeinde Raron
- Neugestaltung Bahnhof Visp (gemeinsames Projekt: 

SBB, MGB, PostAuto, Gemeinde Visp) /  Gemeinde 
Visp

- Neues Stellwerk Bahnhof Visp /  Gemeinde Visp
- Ölumschlag Gamsen /  Gemeinde Brig-Glis
- Autoverlad Brig /  Gemeinde Brig-Glis
- U n te rw erk  und Zu le itung  G am pel-S teg /  

Gemeinden Steg und Niedergestein
- Bahnhof Leuk -  D etailprojekt /  Gemeinde Leuk
- Ersatz U nterführung Salgesch /  Gemeinde Salgesch
- Erneuerung gemäss Konzept RV05 der Haltestelle 

Saxon /  Gemeinde Saxon
- Erneuerung gemäss Konzept RV05 der Haltestelle 

Vernayaz /  Gemeinde Vernayaz
- A u fschü ttung  der alten Brücke St-Barthélémy / 

Gemeinde St-Maurice
- BLS - Lärm sanierung der E isenbahnanlagen in der

Gemeinde Ferden
- MGB - G le isbegradigung zw ischen Neubrück und

Ackersand /  Gemeinden Stalden und Visperterm inen
- GGB - Sanierung und Umbau S tation G orne rg ra t /

Gemeinde Zerm att
- TMR - Ausziehbarer Bahnsteig CERM /  G em einde

Martinach.

Konzessionen und Bewilligungen

Transportrechte gemäss der Verordnung über die Personen
beförderungskonzession (VPK) vom 25.1 1.1998

Bilanz fü r das Jahr 2004:
- 2 Neukonzessionen
- 2 Konzessionsübertragungen
- 3 Konzessionserweiterungen
- 2 Konzessionserneuerungen
- 1 eidgenössische Bewilligung
- 6 kantonale Bewilligungen.

Seilbahnen
Touristische Anlagen

Stand der erteilten eidgenössischen Konzessionen und der kan to
nalen Baubew illigungen 2004 oder der laufenden Genehm igungen 
Ende 2004

P =  Pendelbahn 
UK = Gondelbahn 
US =  Sesselbahn

Erteilte Konzessionen und Laufende Konzessions- 
Bewilligungen und Bewilligungsgesuche

Eidg. K onzessionen P UK : u s T o ta l P UK ! US T o ta l

Konzessionserneuerungen 5 - I 1 6 1 - I  - I  !

Abänderung oder Ersatz einer 
bestehenden Anlage - - ! 6 6 - 1 j  3 4

Neue Anlage - - I - - - - I l i  1

Total eidg. Konzessionen 5 - j 7 1 2 1 1 I 4 6

K an to n a le  Baubew illigungen  
(S k i l i f t e ) T o ta l T o ta l

Ersatz /  Umbau 2 1

Neue Anlage 1 -

Total Baubewilligungen 3 1

G e s a m tto ta l 1 5 7

Kantonalen Betriebsbewilligungen

Laut der Bundes- und Kantonsgesetzgebung be tre ffend  die 
Seilbahnen ohne Bundeskonzession, sind die Betriebsbewilligungen 
zeitlich zu begrenzen. Zu diesem Zweck w urden in den drei letzten 
Jahren 400 Betriebsbewilligungen nachgeführt, wovon 153 allein 
im Jahre 2004. Am  31. Dezember 2004 haben noch etwa 15 
Anlagen eine zeitlich unbefristete Bewilligung.

2004 in Betrieb gesetzte Anlagen

Eidgenössische Konzessionen: 2004 w urden fü n f Sesselbahnen in 
Betrieb gesetzt:
- La Toula, Am inona (4 Plätze, kuppelbar) in M ontana: Ersatz einer 

Sesselbahn und eines Skiliftes
- Vijevy - Tsarva (6 Plätze, kuppelbar) in Grim entz: Ersatz eines 

Skiliftes, m it Skigebietergänzung
- Chiesso -  Plateau de Sorebois /  La Combe (4 Plätze, kuppelbar) 

in Zinal: Ersatz eines Skiliftes
- Grand Paradis -  Planachaux (6 Plätze, kuppelbar) in Champéry: 

Ersatz von zwei Sesselbahnen
- Planachaux -  Croix de Culet (6 Plätze, kuppelbar) in Champéry: 

Ersatz einer Sesselbahn und eines Skiliftes.

Kantonale Bewilligungen: 2004 wurden vier Skilifte in Betrieb 
gesetzt:
- Testa Grigia I in Zermatt: Ersatz
- Le Rouge in Verbier: Ersatz von zwei Skiliften
- Baby-Jorasse in Ovronnaz: Ersatz eines Skiliftes
- Pré de la Vieille in Collom bey-M uraz: neu.

Verzeichnis der in Betrieb stehenden Seilbahnen

A nlage m it eidg. Konzession 

Standseilbahnen 

Pendelbahnen 
Gondelbahnen

Sesselbahnen m it festen Klemmen 

Sesselbahnen m it kuppelbaren Klemmen 

Total m it eidg. Konzession

2003

5
40

44

69

31

189

2004

5

40

44

66
36

191

A nlage ohne eidg. Konzession 2003 2004

Pendelbahnen 25 25

Schrägaufzüge 21 23

Skilifte 278 269

Kleinskilifte /  Förderbänder 122 124

Total ohne eidg. Konzession 446 441

G esam ttotal 635 632



Luftfahrthindernisse
2004 w urden 2 neue Luftfahrthindernisse aufgenom m en:
- Seile: 20
- verschiedenes (Hochkamine, Krane usw.): 7

52 bestehende Luftfahrthindernisse wurden beseitigt, w ovon 48 
Seile.

Administrative und finanzielle 
Verwaltung des öffentlichen Verkehrs
Regionalverkehr

Bund und Kanton gelten den Transportunternehm ungen die laut 
Planrechnung ungedeckten Kosten des von ihnen gemeinsam bes
te llte n  V erkehrsangebotes gemäss Eisenbahngesetz vom  
20.12.1957 (EBG), revidiert am 24.03.1995 und 20 .03.1998 und 
gemäss dem kantonalen Gesetz über den ö ffentlichen Verkehr 
(GöV) vom 28.09 .1998 ab.

Die ungedeckten Kosten des gesamten kantonalen Regional
verkehrs betragen fü r das Jahr 2004 Fr. 116.7 M illionen (inklusive 
den Ante il des Bundes). Sie werden zwischen den öffentlichen 
Gemeinwesen, die dessen Finanzierung gewährleisten, w ie  fo lg t 
aufgete ilt:

2004 %

Bund 88,0
Kanton 7,2
Gemeinden 4,8

Luftseilbahn Riddes-lsérables

2001 2002 2003 2004

Anzahl beförderte Personen 
beförderte Güter (in Tonnen)

62 ' 551 
462

6 2 7 2 6
409

5 6 2 9 9
331

58 '847
362

Erhaltene A bge ltung 2004 fü r den regionalen Personenverkehr:
- vom Bund Fr. 502 '964
- von Kanton und Gemeinden Fr. 68 '586
Total Fr. 571 '550

Vom Kanton verw altete Luftseilbahnen

Anzahl beförderte Personen 2001 2002 2003 2004

Dorénaz-Alesse-Champex 23 '446 2 0 7 9 5 19 7 5 3 19'604
Gampel-Jeizinen 5 2 7 2 0 4 8 2 8 5 5 5 7 9 2 53 '003
Turtmann-Oberems 4 6 2 2 0 48 '50 4 5 2 7 5 7 52'331
Raron-Eischoll 54421 52 '594 53 '014 57'491
Fürgangen-Bellwald 4 6 7 7 3 44 '013 46 '937 45 '63 8
Stalden-Staldenried-Gspon 1 3 2218 123' 102 162'566 158'430

beförderte Güter (in Tonnen) 2001 2002 2003 2004

Dorénaz-Alesse-Champex 5 5 5 5
Gampel-Jeizinen 77 67 75 69
Turtmann-Oberems 21 18 8 7
Raron-Eischoll 62 72 74 75
Fürgangen-Bellwald 49 45 49 45
Stalden-Staldenried-Gspon 263 193 252 205

Pro Transportart verteilen sich die im Jahre 2004 überwiesenen kan
tonalen Beiträge (inkl. die kom m unalen Anteile) w ie  fo lg t:

Bund Kanton und Gemeinden

Eisenbahnen
Autobuslinien
Luftseilbahnen

61,6 M illionen 
33,1 M illionen 

7,1 M illionen

Fr. 8 ,4  M illionen 
Fr. 4,5 M illionen 
Fr. 2,0 M illionen

Erhaltene Abge ltung 2004 fü r den regionalen Personenverkehr:
- vom Bund Fr. 1 '8 1 7 '200
- von Kanton und Gemeinden Fr. 453 '300
Total Fr. 2 '27 0 '500

Agglomerationsverkehr

Das EBG schliesst diesen Verkehr, der von lokalem Interesse ist, von 
der Bundessubventionierung aus.

Demnach w erden die durch die Transportunternehm en in den 
Agglom era tionen erbrachten Leistungen gemäss Art. 11 Abs. 1c 
des GöV abgegolten, d.h. durch den Kanton (15% ) und durch die 
Regionsgemeinden (15% ).

Die h ie für ausbezahlten Subventionsbeträge 2004 (inkl. die kom 
munalen Anteile, die den Gemeinden durch den Kanton fak tu rie rt 
werden) betragen Fr. VOOO'631.-.

Investitionshilfen

Der kan tona le  A n te il an der Finanzierung der Investitions
program m e der Bahngesellschaften und Luftseilbahnen be trägt 
2004 Fr. 10 M illionen.

Luft- und Schifffahrt

G estützt auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 28.09.1998 über 
den ö ffen tliche n  Verkehr b e te ilig t sich der Kanton an den 
Betriebskosten des regionalen Flughafens Sitten. Für das Jahr 2004 
be trägt diese Beteiligung Fr. 3 6 2 '5 4 1 .-.

Das Defizit der Schifffahrtsgesellschaft auf dem Genfersee (CGN) 
w ird  durch die 3 Nachbarkantone W aadt, Genf und Wallis gedeckt; 
der Ante il des Kantons Wallis (6 .53% ) be träg t fü r das Jahr 2004 Fr. 
392 '000 .-. Eine finanzielle Beteiligung der französischen Behörden 
in Form einer Pauschale w urde im Jahre 2004 fü r die Jahre 2004 
(Teil), 2005 und 2006 vereinbart.



DIENSTSTELLE FÜR 
STRASSEN- UND FLUSSBAU
Die Dienststelle fü r  Strassen- und Flussbau ist eine Piloteinheit. Sie 
ist beauftragt, im Zusammenhang des Vorhabens der neuen w ir
kungsorientierten V erw altungsführung m it dem Departem ent fü r 
Verkehr, Bau und U m welt die im verbindlichen A usführungs
kon trak t festgesetzten A ufgaben auszuführen. Diese Aufgaben, die 
in Form von Produkten de fin ie rt sind, w erden in nachstehender 
Tabelle beschrieben. Der A usfüh rungsze itp lan  w ird  im 
Vierjahresplan 2002 -  2005 festgelegt.

[3
p n o t  

Projektgenehmigungs- 
dossiers lür den 

Staatsrat

P 1102 
Bau der A9

P 1301 
Erhaltung des 

Strassenzustandes 
(BSVUG)

P 1201 
Bowirtschaftungs- 

programm BSVUG

LFP14 
Anpassung A9 -t 

Simplon

P 1401 
Aspektverbesserungen 

der nachhaltigen 
Entwicklung im Rahmen 

des Projekts 
A9+-Simpion

P 2101 
Strassenbauten

P 2102 
Bauten zum Schutze der 

Naturgewalten

P 2103 
Korrektion und örtliche 

Ausbesserungen

P 2104 
Instandstellung der 

Kunstbauten

P 2105 
Ausbau von 

Fahrradspuren und 
Fahrradwegen

P 2106 
Anwendung der 

Lärmschutz-Verordnung

v t l  P olitkontrakt: Grossrat - Staatsrat 
(politische Ebene) PZ Politische Ziele 

~ jm  LFP: Mehrjährige Leistungs- und 
Finanzierungsprogramme 

[ I Ausführungskon trakt: Departomente -
Dienststellen (operative Ebene)

I I P: Produkte/ PJ: Projekte

P 2201 
Laufender Unterhalt

P 2202 
Winterdienst

P 2203 
Spezialunterhalt der 

Fahrbahnen

P 2204 
Klassierung und 
Deklassierung

P 3101 
Realisierung der 

prioritären Massnahmen

P 3102 
Landerwerb

P 3103 
Sachplan R3

P 3104 
Beziehung LEK-Ebene 

Rhone / Ebene

P 3105 
Generelles Projekt R3

P 3106 
Partnerschaft mit den 

kantonalen Dienststellen 
und den Departementen

P 3107 
Partnerschaft mit den 

Gemeinden und 
Regionen

P 3301 
Notfall-Intervenlionsplan

LFP 34 
Unterhalt der Rhone

P 3401 
Laufender Unterhalt 

SUGM RII /R il l

P 3402 
Unterhaltsplanung

3403
Materialbewirtschaftung 

der Rhone CCCG

LFP 32 
Zustimmung des 

Projekts

P 3201 
Information

P 4202 
Hilfe an die Gemeinden 

für die Renaturierung der 
Fliessgewässer

LFP 43 
Unterhalt der 

Nebengewässer

_L_
P 4301 

Hilfe an die Gemeinden 
für den Unterhalt der 

Nebengewässer

LFP 44 
Natürliche Ressourcen 

(Wasser + Boden + 
Untergrund)

P 4401 
Pilot- und angewandte 

Forschungs 
Projekte

P 4402 
Datenbanken und 

Modellierungen

P 4403 
Verwaltung der 

natürlichen Ressourcen 
(Wasser + Boden + 

Untergrund)

P 4101
Hydrologische und 

geologische 
Grundgefahren

R 4201 
Hilfe an die Gemeinden 

für Hochwasser- 
Schutzbauten

P 4102 
Systeme für 

Voraussagungen, 
Aufsicht und Alarm



PZ1 Bauen, bewirtschaften, erhalten 
und anpassen des Autobahnerb
gutes A9 + Simplon

Bau

Der Bau der A9 zw ischen Siders und Brig geht zu einem 
Bundessubventionssatz von 96 % weiter.

A u f Bundesebene w ar das Jahr 2004 gekennzeichnet durch:
- Die interne Reorganisation des ASTRA am 1. August, deren 

S trukturen vor allem diejenigen der Division Infrastrukturen 
abgeändert w urden; dies fü r das Wallis m it dem Wechsel des 
Inhabers der Stelle des regionalen Verantwortlichen.

- Der P lanentwurf der Budgeterle ichterung 2004 durch den Bund, 
dem sich das Wallis nach dem Beispiel anderer Kantone vehe
m ent entgegensetzte. Dies hätte bei der Vollendung der A9 eine 
Verzögerung von 2 Jahren zur Folge, die bereits gemäss der 7. 
langfristigen Planung des Baus des Nationaistrassennetzes vom 
Juli 2003 auf das Jahr 2013-2014 verschoben wurde.

Im Jahre 20 04  w aren die w esen tlichsten  Ereignisse und 
Realisierungen folgende:
- G enehm igung durch den Staatsrat am 11. Februar des Projektes 

betreffend das Teilstück Steg/Gampel Ost -  Visp-West.
- Beginn der Bauarbeiten der überdeckten Galerie von Turtmann, 

der eigentliche Anfang des Ausbruchs des Tunnels von Riedberg 
und der e rw a rte te  B auste llenbeginn im Dezem ber der 
Um fahrung von Visp.

- Genehm igung am 19. November 2004 durch das UVEK des 
abgeänderten Projektes des Anschlusses Siders-Ost, welches 
tro tz  Verringerung der Realisierungskosten eine Verbesserung 
der V erkehrsbed ingungen und eine bessere Landschafts
in te g rie rung  e rm ög lich t. Er s ieht die Realisierung eines 
Wilddurchlasses vor und fü h rt zur völligen A ufhebung der ur
sprünglich projektierten Stützmauern.

- Inbetriebnahm e am 7. November 2004 der SBB-Doppelspur auf 
dem Teilstück Salgesch -  Leuk. Dies erm öglich t die Inangriff
nahme der Dem ontagearbeiten durch die SBB des heutigen 
Gleises und die baldige Zurverfügungste llung der so fre igew or
denen Infrastrukturen, dam it die Verlegung der Kantonsstrasse 
T9 auf diese P lattform  erfo lgen kann.

- A usführung der Kompensationsarbeiten von Pfyn sowie der 
Beginn der Versetzung au f unge fä h r 1 km von zwei 
Hochspannungsleitungen im Sektor Creux-de-Chippis.

U n terh a lt

Der laufende Unterhalt (Bewirtschaftung) der Nationalstrassen A9 
in der Talebene und A9 Simplon erfo lg te  erneut ohne grössere 
Schwierigkeiten. Die ordentlichen, im Budget vorgesehenen Kredite 
haben es erm öglicht, die Aufgaben zufriedenstellend zu bew ä lti
gen. Ein gewöhnlicher W interd ienst bei der Schneeräumung, 
jedoch ziemlich schwerw iegend in Sachen Salzstreuung auf dem 
Gebiet «Strassenunterhalt» hat es erm öglich t, das Geschäftsjahr 
ohne Zusatzkredite abzuschliessen. Die Gesamtheit der Tätigkeiten 
des laufenden Unterhalts auf den Nationalstrassen w ird  aufgrund 
e iner dem ASTRA zur G enehm igung vorge leg ten  
Betriebsbuchhaltung zu 91%  vom Bund subventioniert.

Es stehen vier W erkhöfe in Betrieb: Indivis und Siders fü r die 57.6 
km lange A utobahn von St-Maurice nach Siders-Ost, Brig fü r die 3 
km A utobahn in der Talebene und fü r den 20.9 km langen Nordteil 
des Simplons und Sim plon-Dorf fü r die 21.4 km lange A utobahn 
A9 des Simplons-Süd. Von den 133.8 km im Wallis geplanten 
Autobahnkilom ete rn  stehen 104.8 km im Betrieb, davon verlaufen 
7 '463  m in Tunnels. Die A ufnahm en des «Benchmarking» w urden 
im Jahre 2004 vorgenom m en und durch das ASTRA überprüft. Die 
Anw endung eines Bewirtschaftungssystems ist fü r das Jahr 2005 im 
Studium.

Die Simplon-Achse w urde im Jahre 2004 27 mal (hievon 8 mal im 
Januar, 3 mal im Februar, 5 mal im Frühjahr, 7 mal im November 
und 4 mal im Dezember) fü r die Lastwagen m it Anhänger und 
Sattelschlepper gesperrt. Die besonderen Massnahmen (Ausbau 
von Stauzonen) werden auf den Verkehrsachsen des Grossen

St. Bernhard und des Simplons aufrechterhalten. Eine Studie m it 
dem Tite l «B ew irtschaftung des Schwerverkehrs über die 
A lpenpässe» w u rd e  durch das ASTRA genehm ig t. Deren 
Realisierung fing  2004 an und w ird  2005 fortgesetzt. Sie bezweckt 
eine bessere Verkehrssicherheit, indem sie die Verkehrsströme auf 
den Alpenstrassen durch eine zentralistische Bew irtschaftung orga
nisiert.

Die W intersicherheit w ird  auf dem Strassennetz in der Talebene m it 
eigenen M itte ln  und am Simplon un ter M ith ilfe  von 4 konzessio
nierten Unternehm ungen bestritten. Im Jahre 2004 w urden 709 
Tonnen Salz auf der Autobahn A9 Brig/Simplon-Süd und 1011 
Tonnen auf der A utobahn in der Talebene verbraucht.

Übersicht der Hauptbewirtschaftungskosten

Die Beträge pro KmF (virtueller km, d.h. der die Nebenanlagen -  
Zufahrten, Rastplätze, usw. berücksichtigt) m it Vergleich der m ittle 
ren Schweizer W erte (Betriebsindexe) sind in der beiliegenden 
Tabelle au fgeführt.

Ausrüstung

Das Fahrzeuginventar, Baum aschinen, A rbe itsgerä te  des 
Unterhaltes der DSFB w ird  jährlich nachgeführt. Der Finanzwert 
2004 des Fahrzeugparks der NS fü r 2004 be trägt Fr. 15 '66 2 '967 .—  
fü r 33 leichte Fahrzeuge, 23 schwere Lastwagen, 31 Schneepflüge, 
20 Salzstreuer und verschiedene Baumaschinen und Geräte.

Dieser Finanzwert dient zur Berechnung der jährlich notwendigen 
Investitionen fü r die Erneuerung des Bestandes gemäss einem 
Amortisierungsansatz, welcher der Lebensdauer der Fahrzeuge und 
Maschinen angepasst ist.

PZ2 Ergänzung, Verbesserung, Siche
rung und Erhaltung des kantona
len Strassennetzes unter Berück
sichtigung der durch den grossen 
Rat für eine nachhaltige Entwick
lung definierten Ziele

Die im Jahre 2004 auf dem kantonalen Strassennetz vorgenom m e
nen w ichtigsten Projekte und Arbeiten (Schweizer Hauptstrassen 
und Kantonsstrassen) werden auf den schematischen Karten au f
ge füh rt und illustriert.

Die A ufrechterha ltung der Qualitä t des kantonalen Strassennetzes, 
welches stets m ehr den Belastungen des Schwerverkehrs ausge
setzt ist, dessen Tonnage stets zun im m t, e rfordert umfassende 
Unterhaltsarbeiten. Die heute verfügbaren Budgetgelder erweisen 
sich als unzureichend, um den Bedürfnissen entsprechen zu können 
und die auf dem bestehenden Strassennetz vorgenom m enen 
Unterhaltsarbeiten müssen sich demnach auf den am stärksten 
betroffenen Teilstücken auf örtliche W iederinstandstellungsarbeiten 
beschränken. Die Resultate e iner de ta illie rte n  Analyse des 
Strassenzustandes, die sich auf die A ufnahm en des Ist-Zustandes 
s tü tzt und durch die Prognose der Entw icklung dieses Zustandes 
ergänzt w ird , hat erm öglich t 2004 eine allgemeine Planung der 
Unterhaltsarbeiten und der jährlichen no tw endigen Budgets fü r die 
Periode 2005 -  2016 zu erstellen.

Die im Jahre 2004 vorgenom m enen örtlichen Verbesserungen und 
verschiedenen Anpassungen erfo lgten im Sinne der prioritären Ziele 
der Verbesserung der Sicherheit, der Verkehrsflüssigkeit, der 
Sicherheit gegen Naturgefahren, des Benützerkom forts und der 
Verringerung der Gefahren und Belästigungen fü r die Anwohner.

Die Vorstösse be treffend die Klassierungsgesuche durch den Bund 
der Strassen von nationaler Bedeutung w urden im generellen 
Rahmen der laufenden Erarbeitung des Strassensachplans und im 
w e ite ren  Sinne des Transportverkehrsachplans w e ite rg e fü h rt, 
w obe i die Massnahmen im Zusamm enhang m it dem neuen 
Finanzausgleich, der im November 2004 in der Volksabstim mung 
angenom m enen wurde, in tegriert werden.



Unterwallis

Der H öhepunkt im Jahre 2004 fü r die Sektion Unterwallis stellten 
im Strassenbereich zwei Tätigkeiten dar:
- der Beginn von bedeutenden Korrektionsarbeiten und von 

Fahrbahnum strukturierungen, w ie  z.B. innerorts von Choëx, 
innerorts von Val-d'llliez, innerorts von Saxon und das Teilstück 
M artigny -  Branson.

- die Fortsetzung der örtlichen Verbesserungen des Strassennetzes 
durch S icherheitsausbauten, insbesondere innerorts. Diese 
A rbe iten  bezweckten die Verbesserung der Sicherheit der 
Fussgänger und Schüler sowie die Beruhigung des m otorisierten 
Verkehrs.

Im Bereich der K unstbauten w urden  im Jahre 20 04  zwei 
Grossbaustellen begonnen, d.h. der Bau einer Schutzgalerie beim 
W ildbach von Lavanchy, in der Nähe von Le Brocard, auf der Strasse 
des Grossen St. Bernhard sowie der Bau der neuen Rhonebrücke 
von Branson.

In der Nähe von Sembrancher w ird  die im November 2003 beschä
digte Galerie von La M onnaie gesichert und werden die abschlies
senden Reparaturarbeiten fü r das Jahr 2005 geplant.

Andere Grossprojekte, w ie  die Korrektion der Strasse des Grossen 
St. Bernhard zwischen Orsières und Liddes, die Transchablaisienne 
H144 und die U m fahrung des Dorfes von Les Evouettes kom men 
bei langw ierigen und schwierigen Verfahren schrittweise voran.

M ittelwallis

Die g rosste Investition des Jahres 2004 stellte die Korrektion von 
mehreren Teilstücken der KS 40 Siders -  Vissoie -  Ayer -  Zinal, ins
besondere zwischen Siders und Vissoie dar. Die Arbeiten bedingten 
die Schliessung dieses Strassenabschnittes w ährend eines Monats.

Der Bau der Schutzgalerien gegen die Naturgefahren von Les 
Croisettes, in der Nähe von Vissoie auf der KS 40 Siders -  Vissoie -  
Ayer -  Zinal fing  im Herbst an. Die eidgenössische Genehm igung 
des Projektes der Galerie von La Savanne, zwischen Les Haudères 
und Arolla auf der KS 54 Sitten -  Les Haudères -  Arolla, e rfo lg te  im 
Dezember.

Bedeutende Studien w urden fü r die Sicherheit des Verkehrs und der 
Benützer un ternom m en, indem mehrere Kreuzungen in Kreisel 
um struktu rie rt w urden, w ie  zum Beispiel in Vétroz, Conthey und 
Siders.

Die Durchfahrten der Ortschaften bilden Gegenstand von zahlrei
chen Ausbesserungen, welche die Sicherung der Fussgänger- 
übergänge und die A nlegung im Rahmen des Möglichen von Zonen 
m it beschränkter G eschw indigke it bezwecken, insbesondere in St- 
Pierre de Clages, Dröne, Orm óne und Basse-Nendaz.

Die Geometrie mehrerer w ich tige r Teilstücke fü r den Regional- und 
Touristenverkehr w urde verbessert. So w urde durch eine bessere 
Q ua litä t der L in ien füh rung  eine e rhöh te  S icherheit fü r  die 
Strassenbenützer erreicht.

Diese Anstrengung bezieht sich heute auf die Korrektion der Kehre 
zwischen Sitten und Champlan auf der KS 58 Sitten -  Botyre -  
Anzère, insbesondere das letzte Teilstück zwischen der dritten 
Kehre und Champlan.

Der U nterhalt der Kunstbauten b le ib t eine Priorität der Sektion, 
w elche die no tw e n d ig e n  W iederins tandste llungsarbe iten  im 
Rahmen der verfügbaren Finanzen w e ite rfüh rt.

Die in diesem Jahr studierten Projekte betreffen insbesondere die 
Bauwerke, die auf den prioritären Verkehrsachsen der verschiede
nen Täler liegen. Sie sind an die neuen Auflagen, die ab Anfang 
2005 bew illig t werden, anzupassen.

Das defin itive Projekt der Südum fahrung von Bramois, auf der KS 
53 Bramois -  St-M artin -  La Crête, w urde  im Frühjahr ausgeschrie
ben und dem Parlament un terbreitet. Der Beginn der Bauarbeiten 
ist fü r Herbst 2005 geplant.

Oberwallis

- Die Bauarbeiten am Stägjitschuggen-Tunnel w urden program m - 
gemäss fo rtg e se tz t und das Ende des Durchstichs, des

Sondierstollens e rfo lg te  am 15. Juni. Nach der Um installation hat 
die Tunnelbohrmaschine ab M itte  A ugust den Sicherheitsstollen 
in A ng riff genomm en. Am  16. Dezember bereits konnte auch 
der Durchstich des Sicherheitsstollens gefeiert werden. Das 
Anschlusslos Süd w urde bis auf die Fertigstellungsarbeiten 
abgeschlossen. Für die neue Zufahrt nach Kalpetran und die 
Erschliessung der Schüttung Grinji w urde m it dem Baulos Nr. 2 
und der Brücke über die Vispa begonnen.
Die Bauarbeiten der Verbindungsstrasse von Goppisberg nach 
Greich konnten programmgemäss abgeschlossen werden. Am 1. 
O ktober w urde die 2140 m lange Verbindungsstrasse erö ffne t 
und dem Verkehr übergeben.
Bei der Verbindungsstrasse von Niedergampel nach Bratsch ist 
das Baulos 1 abgeschlossen w orden. Um die Bauarbeiten fü r den 
Tunnel vorzubereiten, w urde das Baulos Nr. 5 vorgezogen. Dies 
w ar no tw endig , um das Portal Ost zu erreichen.
A u f der Furkastrasse H19 Lax innerorts sind die Bauarbeiten der 
1. Etappe abgeschlossen w orden. Damit ist die Unterführung der 
M a tte rh o rn  G o ttha rd  Bahn den gestiegenen Verkehrs
anforderungen angepasst w orden. Durch den Bau der Gehwege 
ist die Sicherheit der Fussgänger wesentlich verbessert worden. 
Besondere Anstrengungen w urden bei der Bauwerkserhaltung 
un ternom m en. Soweit es möglich war, w urden die Bauwerke 
auch verstärkt, um  den gestiegenen A n fo rde rung en  des 
Schwerverkehrs zu genügen. Folgende Bauwerke sind instand
gestellt w orden.

T9 St. Maurice -  Brig

NG24 Goppenstein -  Blatten 
NG24 Goppenstein -  Blatten

Instandsetzung lllgrabenbrücke 
2. Phase
Instandsetzung Faldumgalerie 
Ersatz Tännbachbrücke 
HG30 Susten -  Leukerbad 
Instandsetzung 
Bennonggrabenbrücke 
Ersatz Englischbachbrücke 
Instandsetzung Brücke M ettje 
Instandsetzung Treppe Gampel

Instandsetzung Haltenbrücke 
Unterbäch
Ersatz Gafenbachbrücke

NG4 Lax -  Emen -  Binn -  Fäld 
NG166 Gondo -  Zwischbergen 
H509 Gampel -  Goppenstein 
NG 184 Turtmann -  Eischoll -  
Unterbäch

NG722 W ile r innerorts

Das Bundesamt fü r Strassen (ASTRA) und das Bundesamt fü r 
U m welt, Wald und Landschaft (BUWAL) führen in Zusammenarbeit 
m it den Kantonen ein Forschungsprojekt fü r lärmarme Beläge inne
rorts durch. Es w urden 10 Orte in der Schweiz ausgesucht die den 
A nforderungen punkto  Verkehrsmenge, Schwerverkehrsanteil und 
der ö rtlichen Topographie entsprachen. Es w urden 12 neue 
Belagssorten auf die Verarbeitbarkeit in der Praxis, D auerhaftigkeit 
und ihre lä rm däm m ende E igenschaften ü b e rp rü ft. M it dem 
S tandort Turtmann arbeitete das Wallis als einziger Kanton der 
W estschweiz an diesem Projekt m it. Es w urden hier 4 verschiedene 
Typen von Belägen eingebaut

Hauptsächliche N eb entä tig ke iten

Beteiligung an Kommissionen, A rbe itsgruppen und Experten
gruppen auf Bundesebene:
- Erstellung des Installationsnetzes fü r die dynamische W ägung 

der fahrenden Fahrzeuge in Koordination m it der Kantonspolizei 
(WIM).

- Jährliche V erkehrszählungen au f den alpenquerenden 
Verkehrsachsen am Grossen St. Bernhard und Simplon.

- Expertengruppen beauftrag t durch das ASTRA/Bundesamt fü r 
S trassenbau und dem BW G /Bundesam t fü r  Wasser und 
Geologie.

- Normen, A nle itungen und Regiemente der SIA/Schweizerischer 
Ingenieur- und Architektenverein.

- Kommission der VSSA/ereinigung Schweizerischer Strassenfach- 
leute und des M ISTRA/Inform ationssystem fü r die B ew irt
schaftung des Strassenunterhalts (ASTRA).

Regelmässige Teilnahme an Sitzungen:
- der Kantonalen Kommission fü r Strassensignalisation,
- der A rbe itsgruppe «Transport und Verkehrsbewirtschaftung des 

Luftforum s»,
- des waadtländischen Pilot-Komitees fü r die Erneuerung der 

Tunnels von Glion und der W alliser-Arbeitsgruppe (Task force),



- der A rbeitsgruppen des Espace M itte lland.

Andere Leistungen:
- Erstellung des Mehrjahresprogramm es der Strassensanierungen 

in Sachen Luftreinhalte-Verordnung (LRV).
- Le itung der in te rdepartem en ta len  A rbe itsg rup pe  GTB-AR 

«Arbeitsgruppe Lärm - Strassensanierung».
- Erstellung des Mehrjahresprogramm es der Strassensanierungen 

in Sachen Lärm gemäss der Lärm schutzverordnung (LSV) 
Bew irtschaftung der M andate, technische Begleitung.

- Bew irtschaftung der ständigen ortsfesten Verkehrszähler auf 
dem kantonalen Strassenverkehrsnetz zur Definierung des jäh rli
chen Tagesdurchschnittverkehrs in 24 Std (TDV/24h), fü r den 
Sommer- und Spitzenverkehr.

- Nachführung des Strassenverkehr-Belastungsplanes 2003 auf 
dem kantonalen Strassennetz im Rahmen der O effnung des 
Verkehrs fü r die 40 T.

- B ew irtscha ftung des Projektes der « In te rne t-W ebse ite  der 
DSFB». Erstellung des Bewirtschaftungs-Systems der finanziellen 
V erpflich tungen der Dienststelle m it SAP.

- Erstellung der Vorm einungen fü r die Baugesuche betreffend 
Gemeindestrassen, Luftlin ien und hydro-elektrische Anlagen 
sowie fü r die Zonenpläne und GBR.

- Detaillierte Analyse des Fahrbahnzustandes des kantonalen 
Strassennetzes a u fg ru nd  von periodischen A u fnahm en. 
A llgem eine Planung der Unterhaltsarbeiten und der Budgets fü r 
die Periode 2005 -  2016.

- Bereinigung der Datenbank sowie der Karte des kantonalen 
Strassennetzes (Strada). Aufnahm e der Signalisation auf dem 
kan tona len  Verkehrsstrassen netz und au f dem  Netz der 
Fahrradwege; Im p lem entierung der diesbezüglichen G rund
daten.

- Entw icklung, Bereinigung und Bew irtschaftung der inform atisier- 
ten Kunstbaudatenbank.

- Periodische Ueberwachung und Inspektion der Kunstbauten, 
Expertisen und Spezialinspektionen.

- Planung der Studien und W iederinstandstellungsarbeiten oder 
spezialisierter U nterhalt der Bauwerke.

- U ebe rp rü fung  zur V orm einung der Spezia ltransporte , 
Anweisungen zu deren Durchführung und gegebenenfalls fü r 
einige Begleitung durch einen Spezialisten fü r Kunstbauwerke 
und Ausstellung der Bewilligungen.

- Entw icklung des inform atisierten Programmes fü r die Kontrolle 
von Spezialtransporten.

- Kontrolle der Tragfähigkeit von Bauwerken zwecks A ufhebung 
der Tonnagebegrenzung auf gewissen Strassen.

- Studie fü r das Klassierungs- und Deklassierungsprogramm von 
Strassen und kantonalen Wegen.

- Auszahlung der fü r die Bedürfnisse der Kantonsstrassen vorge
nom m enen E xpropriationen, Erstellung der Daten fü r  die 
M uta tionen im Grundbucham t.

- Beteiligung an den Vernehmlassungsverfahren von Bund und 
Kanton. Regelmässige Kontakte m it den Eidg. Technischen 
Hochschulen und Fachhochschulen.

Logistik Unterhalt

Übersicht der Hauptbew irtschaftungskosten  
Die Beträge pro KmF (virtueller km, d.h. der die Nebenanlagen- 
Zufahrten, Rastplätze, usw. berücksichtigt) m it Vergleich der m ittle 
ren Schweizer W erte (Betriebskosten): siehe beiliegende Tabelle

Ausrüstung
Das Fahrzeuginventar der Baumaschinen und Arbeitsgeräte des 
Unterhalts w ird  jährlich nachgeführt. Der Finanzwert fü r 2004 des 
Unterhaltsparks be träg t Fr. 23 '7 03 '50 4 .- fü r 106 leichte Fahrzeuge, 
14 schwere Lastwagen, 203 Schneepflüge, 121 Salzstreuer sowie 
verschiedene Baumaschinen und Arbeitsgeräte.

Dieser Finanzwert d ien t zur Berechnung der jährlich no tw endigen 
Investitionen fü r die Erneuerung des Bestandes gemäss einem 
Amortisierungsansatz, welcher der Lebensdauer der Fahrzeuge und 
Maschinen angepasst ist.

M ateria l
Im Jahre 2004 erfo lg te  auf sämtlichen Strassen des Kantons- 
strassennetzes Salzstreuungen von 12'430 Tonnen Salz durch die

Sektion Unterhaltslogistik und durch zirka 100 Privatfirmen. 

Signalisation
Die Sektion U nte rha lts log is tik  bew irtscha fte t nach Bedarf in 
Zusamm enarbeit m it den Gem eindeverwaltungen und privaten 
spezialisierten U nternehm ungen die gesamte Strassensignalisation 
(Vertikalsignalisation und Strassenmarkierung). Im Jahre 2004 
haben 15 U n te rnehm ungen fü r  Fr. 6 1 2 7 7 1 .-  Strassen-
m arkierungen vorgenom m en, nämlich pro Region:
Oberwallis Fr. 292 ' 173.10 durch 6 Unternehm ungen
M itte lw a llis  Fr. 121 ' 107.25 durch 2 Unternehm ungen
Unterwallis Fr. 19 9 '4 9 1.15 durch 7 Unternehm ungen.

Die DSFB ha t m it ihren e igenen M itte ln  490 km
Strassenachsenlinien und 380 km Randlinien vorgenom m en.

Innerorts von O rtschaften w urden  fü r  Fr. 1 9 1 7 7 5 .9 0  
Markierungsarbeiten vorgenom m en, hievon 50%  zu Lasten der 
Gemeinden.

Strom
Die Elektrizitätszelle umfasst den Betrieb, den U nterhalt und die 
Reparaturen von elektrischen und elektronischen Einrichtungen, die 
auf den National- und Kantonsstrassen benützt werden. In diesem 
Zusammenhang sind fo lgende Schlüsselzahlen hervorzuheben:
- A u f dem ganzen Kantonsgebiet unterhalten unsere Elektriker 

mehr als 30 km m it elektrischen Anlagen ausgerüstete Tunnels, 
um die höchste Sicherheit der Strassenbenützer sicherzustellen.

- Bei regelmässig vorgenom m enen Nachtkontrollen konnten mehr 
als 570 Schäden an Lichtsignalen der Kantonsstrassen festgeste llt 
werden.

- Infolge Schäden an der Lichtsignalisation wegen Verkehrs
unfällen oder Vandalismus haben die Elektriker Reparaturen in 
der Höhe von ungefähr Fr. 90 '000 .- vorgenom m en. Diese 
Leistungen w urden nachträglich den Versicherungen verrechnet.

Sicherheit
Es w urden 43 Berufsunfälle, die 771 Tage Arbeitseinstellungen 
erforderten verzeichnet. Viele dieser Unfälle gehen auf Stürze 
zurück und 5 dieser U nfä lle  e rfo rd e rte n  allein 557 Tage 
Arbeitsverlust.

Bew irtschaftung der Lager
Eine inform atisierte Bew irtschaftung des W erkstatt-Lagers von Les 
Ronquoz w urde 2004 e ingeführt.

Kantonale Kommission fü r Strassensignalisation (KSSK)
Im Jahre 2004 tagte die KSSK 47-m al und behandelte 1 '591 
Dossiers. Die e inkassierten G ebühren be laufen sich auf 
Fr. 105 '600.-.

Der KSSK w urden 153 Vorm einungen unterbreitet, hievon w urden 
22 negativ und 131 positiv beurte ilt. 80 der positiven Dossiers 
gaben keinen Anlass zu irgendwelchen Bemerkungen. Die 51 ande
ren Vorm einungen w urden m it Bedingungen abgegeben. Unter 
den behandelten Dossiers stellen 9 eine N icht-K on form itä t gegenü
ber der Vorm einung der KSSK dar.

Die gesamte Vertikalsignalisation des kantonalen Strassennetzes 
w urde au fgrund einer inform atisierten Basis aufgenom m en. Die 
Bereinigung der Fichen geschieht regelmässig, um den Kataster 
immer auf dem neuesten Stand zu halten.

M ehr als 1 '600  abgenü tz te  S ignalta fe ln  be tre ffend  
Vorschriftsignale w urden rechtsgültig gestaltet.

Ziel im Jahre 2005 ist es, die Sanierung der abgenü tzten  
S ignalisation fo rtzuse tzen  (3 7 0 0  Polizeisignale sow ie 860 
Richtungsschilder). Der Ersatz der Schilder w ird  anhand einer Liste 
vorgenom m en, die sich auf die A lterung und Rückstrahlung stützt. 
Die Erstellung der S ignalisation, w elche die neuen 
Tonnagebegrenzungen regelt (O effnung ab dem 1. Januar 2005 fü r 
40 Tonnen) begann im 2. Semester des Jahres 2004.

Im Jahre 2005 w ird  die A ufnahm e der Strassenmarkierung mittels 
Video begonnen, um eine Datenbank (Routimarque) zu erstellen, 
zwecks B ew irtscha ftung  der ho rizon ta len  S ignalisation 
(Strassenmarkierung).



PZ3 Neugestaltung der Rhone, um 
die Sicherheit der Personen und 
Güter im Rahmen der nachhalti
gen Entwicklung zu garantieren

Organisation

Die Aufste llung der nötigen S trukturen fü r den e inwandfreien Lauf 
des Projektes der dritten Rhonekorrektion w urde w e ite rge führt, ins
besondere durch die Verstärkung der thematischen und lokalen 
Partnerschaft.

Der Lenkungsausschuss (COPIL-R3) w urde in der Tat durch die 
Ernennung eines Vertreters des Kantons W aadt und 15 partner
schaftlicher Organe, welche die sektoriellen Interessen auf kan to
naler Ebene vertreten, ergänzt. Der COPIL und seine Partner haben 
die Ziele des Projektes de fin ie rt und validiert, die als Grundlage fü r 
die Erarbeitung der Varianten dienen werden.

Ausserdem w urden regionale Pilot-Ausschüsse (COREPIL) gebildet 
oder stehen in der Phase der Bildung un ter der Verantw ortung der 
G em einden. Diese o f t  regionsw eise geb ilde ten  G em einde
gruppierungen und lokale Partnerschaften w urden erm utig t, um 
die Koordination zu erleichtern.

Finanzierung

Die Grundlagen fü r das Finanzaufteilungsmodell der betroffenen 
Bundesämter w urden erarbeitet und bildeten Gegenstand erster 
Diskussionen m it diesen Instanzen.

Arbeiten und Studium

Die Arbe iten und Studien erfo lgen gleichzeitig in verschiedenen 
Kadenzen.

Die W iederins tandste llungsarbe iten  der U fer in fo lg e  des 
Hochwassers von 2000 wurden auf dem Gebiet der betroffenen 
Gemeinden im Unterwallis w ährend des W inters 2003 bis 2004 fü r 
einen Investitionsbeitrag von mehr als 4 .5 M io  Franken nach w ie 
vor w e ite rge führt. Die Restarbeiten w erden im W in te r 2004 -  2005 
ausgeführt.

A u f den, wegen den grossen m öglichen Schäden prio ritä r gew or
denen A bschn itten  von Visp, C hippis und Fully stehen die 
Ausschreibungsdossiers in der S tudienphase. Die lokalen 
Partnergruppen w urden gebildet und fü r den Abschn itt von Visp 
w urde ein Vorprojekt erarbeitet. Das Hochwasserschutzprojekt 
Rhone von Obergestein w urde  ausgeschrieben.

Eine der jetzigen Gefahr angepasste territo ria le  Bew irtschaftung ist 
grundliegend" bis zur vollständigen Sicherung der Talebene durch 
das Rhoneprojekt. In diesem Zusammenhang w urde der Sachplan 
Rhone erstellt (PS-R) und er steht in der Validierungsphase. Dieser 
bildet ein H ilfsm ittel fü r die territo ria le  Bew irtschaftung, welche die 
Regeln defin iert, die durch die Gefahrenkarte oder durch den Raum 
Rhone im be troffenen Abschn itt anzuwenden sind.

Die letzten M andate fü r die Erarbeitung der Grundlagen zum gene
rellen Rhoneprojekt w urden vergeben. Sie betreffen die Abschnitte 
im Goms und den Abschn itt von M artigny bis zum Genfersee. Die 
geometrischen Daten fü r den gesamten Lauf der Rhone w urden 
überdies ergänzt und die Grundlagen fü r die Erarbeitung des SIRS- 
R3 w e ite rge füh rt und zwei Testsektoren fü r die Erarbeitung vo ll
ständiger M e liorationen festgehalten (Visp und Fully); dies e rfo lg t in 
Zusammenhang m it den prioritären Massnahmen fü r die Rhone.

Das Selektivverfahren (erste Etappe) fü r die Erarbeitung des gene
rellen Rhoneprojekts von seiner Quelle bis zum Genfersee (GP-R3) 
w urde eingeleitet.

Die allgemeinen Kenntnisse des Grundwasserspiegels w urden 
durch die Erarbeitung von piezometrischen Karten (m inim aler und 
maximaler Grundwasserstand und Varianten), die sich auf 10 
Jahren Beobachtungen stützen, wesentlich verbessert. Diese e rfo lg 
ten bis heute auf dem A bschn itt Siders -  M artigny und werden auf 
dem übrigen Teil der Talebene fortgesetzt.

Kommunikation

Die In form ationsb lä tter Rhone VS Nr. 6 und 7 w urden erarbeitet 
und ve rö ffe n tlich t. Die A k tu a litä t des Bauprojektes w urde  
regelmässig durch Rundfunk, Fernsehen und Presse abgedeckt. 
W ährend des Sommers fand eine Ausstellung zum Thema «Dritte 
Rhonekorrektion» statt.

Dringlicher Einsatzplan

Der d ring liche  E insatzplan w ird  stets en tsprechend dem 
Voranschreiten der Bauarbeiten nachgeführt.

Unterhalt

Die neuen Unterhaltsanweisungen wurden angew andt und brach
ten gute Ergebnisse. Demzufolge erfordern sie keine bedeutende 
nachträgliche Aenderungen.

PZ4 Sicherstellung des Hochwasser
schutzes für Personen und Güter 
in Zusam m enarbeit m it den 
Gemeinden

Schutz gegen hydrologische Gefahren

Die Raumplanungsmassnahmen, der U nterhalt der Wasserläufe, die 
Schutz- und Renaturierungsbauten der Wasserläufe sowie die 
Entscheidshilfesysteme im Krisenfall bilden in den kom menden 
Jahren vier gew in nb rin gen de  M assnahm en fü r die W allliser 
Wasserläufe.

A llgem ein ruhig an der Front der U nw etter - 6 meteorologische 
A larme - w ar das Jahr 2004 jedoch zu bestim m ten Zeiten durch 
zwei lokalisierte Ereignisse gekennzeichnet. Im Januar in der Region 
von Les Marécottes (W ildbach von Peutex) und im November in der 
Region Simplon-Süd (S im plon-Dorf und Gondo). W enn beim ersten 
Ereignis bedeutende Schäden entstanden sind, die Arbe iten von 
zirka 1 M illion Franken verursachten, hatten die U nw etter vom 
November begrenzte Ausw irkungen und haben w ieder einmal 
gezeigt, w ie  w ich tig  es ist, zuverlässige Gefahrensmassnahmen zu 
tre ffen.

Die Verantw ortlichen der Krisenzelle CERISE (wissenschaftliche 
Krisenzelle) haben erneut w ährend des Sommers 2004 regelmässig 
die hydro-m eteorologischen W erte kon tro llie rt und den Wasser
stand der Seen in den Hauptstaudäm men des Kantons (Grande 
Dixence, Mauvoisin, Emosson, M attm ark) überwacht, w obei sie 
sich bem ühten, die Erfassung und A bru fung der Daten durch die 
Software Guardaval zu verbessern.

Die MINERVE-Studie, die darauf abzielt, den durch die grossen 
Flüsse und die Rhone verursachten U eberflutungen m it einem 
hydrometeorologischen Vorwarnsystem sowie m it einem Beitrag 
zur Bew irtschaftung der Hochwasser durch die W asserkraftwerke 
und Staudämme vorzubeugen, w urde im Jahre 2004 nach w ie  vor 
w e ite rge führt. Zudem wurde im Verlaufe desselben Jahres die 
Studie IFKIS-Hydro gestarte t, die eine Erstellung eines 
Beobachtungsnetzes fü r die hydrologischen Phänomene auf den 
kleinen Einzugsgebieten ermöglichen soll.

Seitenflüsse

Im Einvernehmen m it den prioritären Gemeinden hat die DSFB die 
prioritären Studien und verschiedenen Arbe iten w e itergeführt. 
Somit befanden sich 24 Grundlagen- und G efahrenkartenentwürfe 
betreffend 42 Gemeinden im Jahre 2004 in der Studienphase und 
drei davon, die 4 Gemeinden betreffen, konnten abgeschlossen 
w erden. 54 Ausbaupro jekte von Wasserläufen stehen in der 
Ausführungsphase und 15 davon stehen in der Baubeginnsphase. 
Im Jahre 2004 w urden 7 Baustellen abgeschlossen.

Der allgemeine Zustand der Wasserläufe des Kantons ble ib t jedoch 
und noch fü r längere Zeit besorgniserregend. Somit ist es ange
bracht, die im Bereich der Hochwassergefahren-Karten sowie im 
Bereich der W asserbauprojekte gemachten Anstrengungen w e ite r
zuführen.



Schutz gegen geologische Gefahren

Im Laufe des Jahres 2004 wurde die Validierung der durch die 
Gemeinden erstellten geologischen Gefahrenkarten deren Erstellung 
eine langwierige Arbe it darstellt, nach w ie vor weitergeführt. In die
sem Zusammenhang ist die Revision des Musterberichts «Gefahren 
Felswände» der als Pflichtenheft fü r die jeweilige Studie dieser Art 
benutzt werden kann, beinahe abgeschlossen und w ird nächstens in 
einer kantonalen Richtlinie verankert.

Im Erdbebenbereich ist der Kanton Wallis derzeit im Besitz der 
unerlässlichen G rundlagen fü r  die B erücksich tigung der 
Erdbebengefahren fü r die Gebäulichkeiten und übrigen Bauwerke. 
Jeder qualifiz ierte Ingenieur dieses Bereichs -zu diesem Zweck 
w urde m it U nterstützung des Kantons durch die SIA ein Kurs 
ve ransta lte t -  besitzt de rze it die n o tw end ig en  H ilfsm itte l 
(M us te rbe rich t) fü r  die V ord im ens ion ie rung, Fundam ent
bodenkarten , Karten zur spektralen M ikrozon ie rung  fü r  die 
A gglom era tion von Brig-Visp, M onthey und Collom bey) dam it ein 
erdbebensicheres Gutachten fü r ein Bauwerk erstellt werden kann. 
In A nw endung der entsprechenden A rtike l des Baugesetzes, die 
jüngstens in K ra ft ge tre ten  sind, w u rd en  e tw a 350 
Erdbebengutachten fü r Gebäude validiert.

Das neue kantonale Fernüberwachungssystem Guardaval ist seit 
Ende 2003 einsatzbereit. Es w ar namentlich sehr nützlich bei der 
Sicherung des Strassenverkehrs auf der H21 M a r t ig n y -  Strasse am 
Grossen St. Bernhard, am Orte genannt «Les Trappistes» während

den Festtagen am Ende des Jahres, als die Galerie La Monnaie 
einstürzte sowie beim Deibenfels in der Gegend von Eisten (H212 
Visp -  Saas Grund -  Saas Fee). Die durch die Ueberwachungsposten 
ausgeführten extensom etrischen Messungen können «online» 
abgelesen werden und die festgelegten A larm stufen ermöglichen, 
die Verantwortlichen bei plötzlichen Felsbewegungen m itte ls SMS 
zu warnen.

A u f dem Gebiet der angewandten Forschung und internationalen 
Zusam m enarbe it e rfo lg te  über das Zentrum  fü r  A lp ine  
Um w eltforschung (CREALP) m it der Universität von Lavai in Québec 
sowie m it Frankreich und Italien, dank der Umsetzung von Interegg 
III - Projekten, in deren M itte lpunk t das A lpengebie t steht, ein 
erfo lg re icher w issenschaftlicher Austausch. Die gemeinsamen 
Forschungsthem ata sind die O rtung  und B eurte ilung der 
Ausdehnungszonen von massiven Felsstürzen, der Vergleich der 
Massnahmen fü r die Berücksichtigung von geologischen Gefahren 
durch Vorbeugemassnahmen und Ueberwachungssysteme sowie 
die Untersuchung der Ausw irkungen der grösseren Erdbeben auf 
die Alpentäler.

Was die dringlichen Interventionen im Gelände angeht, konnte 
nach dem entsprechenden Ereignis die W iedererö ffnung von etwa 
15 S trassenteilstücken, die durch Steinschlag oder kleinere 
Felsstürze gefährdet waren, eine positive Vorm einung abgegeben 
werden.

Tabellen der Hauptbewirtschaftungskosten:

Beträge pro kmF (virtueller km, d.h. der die Nebenanlagen-Zufahrten, Rastplätze, usw. berücksichtigt) m it Vergleich zu den m ittleren 
Schweizer W erten (Betriebsindexe)

Nationalstrassen

Fr./kmv - VS Fr./kmv - CH

A9 Teilstücke o ffen, 4 Fahrbahnen
- St-Maurice - Vétroz 49 .40 kmv
- Vétroz - Siders Ost 22 .84 kmv
- Anschl. Gampel - Brig/Glis* 4 .20 kmv

2002 2003 2002 2003

46 '380.- 
61 '955 .- 
10 '340 .-

4 2 7 4 7 .-  
51 '336 .- 
36 '664 .-

60 '446.-
60 '446.-
60 '446.-

64 '345.-
64 '345.-
64 '345.-

A9 Teilstücke o ffen, 2 Fahrbahnen
- Brig - Simplonpass 22.45 kmv
- Simplonpass - Landesgrenze 22 .84 kmv

47 '132 .- 
62 ’ 574.-

39 '504 .-
65 '600 .-

46 '546.-
46 '546.-

49 '875 .-
49 '875.-

A9 Teilstücke in Tunnel, 2 durch lü fte te  Röhre
- Galerien von St-Maurice 1.24 kmv
- Galerien von Champsec/Sion 0.71 kmv
- Tunnels & Galerien von Siders 2.45 kmv
- Tunnel Gamsen* 1.05 kmv

244'SOO.- 
283 '379 .- 
145 '648.- 
156' 527 .-

276 '922 .- 
319 '594 .- 
1 4 3 7 8 1 .- 
211 '603 .-

276 '839 .- 
276 '839 .- 
211 '834 .- 
276 '839 .-

295-024.- 
295 '024 .- 
228 ' 182 .- 
295 ’024.-

A9 Teilstücke in Tunnel, 1 nicht durch lü fte te  Röhre
- Tunnel Nord/Simplon 1.57 kmv
- Tunnel Sud/Simplon 0.49 kmv

9 3 '1 20.- 
13 8 '0 1 0.-

* E röffnung im O ktober 2002

Kantonsstrassen

Fr./kmv - VS Fr./kmv - CH

H206a Tunnel von Piatta /  Sitten,
1 durch lü fte te  Röhre 1.00 kmv

2002 2003 2002 2003

1 9 3754 .- 1 7 8 7 3 2 .- 237 '905 .- 237 '905 .-

T9 Tunnel von Regrouillon /  Noës,
1 durch lü fte te  Röhre 0 .74 kmv 1 8 1797 .- 14 8 '8 9 1 .- 237 '905 .- 237 '905 .-

H21 Tunnel M t-Chem in
1 durch lü fte te  Röhre 1.82 kmv 137'476.- 130' 167.- 237 '905 .- 237 '905 .-

H19 Brig-Furka (Ueberlandstr.) 5.30 kmv 
Untereisenbahntunnel 0 .38 kmv

30'001 .- 
17 2 '6 6 5 -

3 2 7 1 7
258 '072 .-



DIENSTSTELLE FÜR HOCH
BAU, DENKMALPFLEGE 
UND ARCHÄOLOGIE

PG 11: Planung, Studien und Expertisen
Die Dienststelle fü r Hochbau, Denkm alpflege und Archäologie 
(DHDA) steht anderen Dienststellen des Kantons, den Gemeinden 
und D ritten vorw iegend als Beratungsorgan zur Verfügung.

Kantonseigene Bauten

In Fortführung des Projektes der Reorganisation der Schulen an der 
oberen Bahnhofstrasse in Sitten, (Kollegium Planta, Primarschulen, 
Ecole supérieure de Commerce, ehemaliges Lehrerseminar) konnte 
die DHDA zusammen m it dem DEKS einen Grundsatzentscheid des 
Staatsrates erw irken und anschliessend m it den Detailstudien des 
Umbaus der «Ecole primaire Planta» beginnen. Im Rahmen des 
erarbe iteten Gesam tkonzeptes der Berufsschulen im Kanton, 
w urde  eine erste Etappe in Form der Durchführung der drei 
A rc h ite k tu rw e ttb e w e rb e  (S chu le rw e ite rung , A te liers  und 
Schulsporthalle) in A n g riff genomm en.

Subventionierte Bauten

Im Bereich der subventionierten Gebäude hat die DHDA fo lgende 
W ettbew erbe und S tudienaufträge organisiert: Schulhausneubau 
m it Turnhalle in Grengiols /  Behindertenheim  Tanja in Bitsch /  
Alters- und Pflegeheim Englisch Gruss in Brig /  Schulhauser- 
w eiterung m it Turnhalle in Val d 'llliez /  Turnhalle von Charrat.

Grössere Bauvorhaben, w ie  die A ltersheime von Ried-Brig und 
Naters, das Heim «les Jasmins» in Chalais, das Centre spo rtif in 
Grone, die neuen Gebäude der Orientierungsschule Goubing in 
Siders, die Turnhalle von Flanthey-Lens, die Orientierungsschule 
von Ayent St-Romain, die Vergrösserungen der Atéliers St-Hubert 
in Sitten, die Vergrösserung des A lterheimes in Basse-Nendaz, 
befinden sich nach vollzogener intensiver Zusamm enarbeit der 
DHDA m it den verantw ortlichen Dienststellen DGW und DU unm it
te lbar vor Baubeginn oder konnten bereits begonnen werden.

In Betrieb genom m en w erden konnten die Schulanlage von 
Turtmann, die Erweiterung des Altersheimes von Susten, das Heim 
im ehemaligen Kloster der Kapuziner in Sitten, eine 3-Fach- 
Turnhalle in Martigny, die Erweiterung der Schulanlage in Saillon, 
w ie  die Turnhalle in Colom bey «les Perraires».

Beratung für Projekte öffentlicher Körperschaften

Die DHDA hat im übrigen zahlreiche Expertisen und Studien von 
Gemeinden, w ie  Gemeindehäuser, Friedhöfe, Kapellen, touristische 
Bauten, sowie künstlerische Ausstattungen an Bauten m itbegleiten 
dürfen.

PG 12: Baurealisierung
Unterrichtsgebäude

Zu Beginn des Schuljahres, Ende A ugust 2004, konnte die 2. 
Etappe der Schul- und Verwaltungsräum e des Neu- und Umbaus 
am Kollegium in Brig (KB-P91) in Bezug genom m en werden. An der 
Berufsschule in Brig w urde der Umbau des Verwaltungstraktes 
Niveau 600/700 abgeschlossen und in Betrieb genom m en. An der 
HMS M a rtigny  konn ten  die v ier Schulklassen des neuen 
Schulpavillons zu Beginn des Schuljahres, Ende A ugust 2004, in 
Betrieb genom m en werden. An der HMS M onthey w urde m it dem 
Umbau der Schulräum lichkeiten begonnen.

Dienstbauten

In Betrieb genom m en wurden die Büros fü r die DHDA und die KDI 
(kant. Dienststelle fü r Inform atik) am Place du M idi und der rue des 
Mayennets. In A ng riff genom m en w urde die Renovation der 
M ediathek Wallis an der Rue des Vergers in Sitten.

Kantonale Anstalten

Bei den kantonalen Anstalten sind unter der Leitung der DHDA die 
Inbetriebnahm e der Ateliers des «Centre-m edico-éducatif» in La 
Castalie in Monthey, der Umbau der W ohnungen im «Maison 
d 'éducation in Pramont», w ie  die Anpassung der Kasernen in Sitten 
an die Armee XXI zu erwähnen.

PG 13: Unterhalt und Betrieb
Das Budget 2004 w urde vollum fänglich aufgebraucht. Ungefähr 
50%  der zur V erfügung  gestandenen M itte l tru gen  zur 
W ertverbesserung der Gebäude bei. In diesem Sinne gelang es uns 
die Gesam twertverm inderung der Gebäude auf 1 % zu halten. Der 
Schröderindex (Bezug von Neuw ert zu Zeitwert) fie l von 78%  
(2003) auf 77%  (2004).

PG 14: Gebäudeverwaltung
Die Sektion fü r Gebäudeverwaltung und Hauswartsdienste hat m it 
denselben technischen und finanziellen M itte ln  alle laufenden 
A k tiv itä te n , bezogen au f den Im m ob ilienpark  und den 
Hauswartsdienst, halten können. Im Verlaufe des letzten Trimesters 
2004 hat sie die zwei w ichtigsten Verlegungen der Dienststellen 
DHDA an den Place du M idi, respektive der KDI an die rue des 
Mayennets organisiert.

Trotz des grossen Heizölpreisanstieges, konnte die Gebäude
verw a ltung m it den fü r 2004 zur Verfügung stehenden finanziellen 
M itte ln  auskommen. Dies w ar nur möglich, weil 2003 praktisch alle 
Tankanlagen noch un ter Vorzugspreisen ge fü llt w erden konnten. 
Im Übrigen gab es keine speziellen Zwischenfälle zu verzeichnen 
und man ho fft auch fü r 2005 die Situation zu meistern, allerdings 
w ird  dies nur möglich sein, insofern die Ölpreise merklich fallen.

PG 21: Verwaltung des baulichen 
Kulturgutes
Vormeinungen

636 V orm einungen der H eim atschutzkom m iss ion und der 
Denkm alpflege zu Baugesuchen, davon 555 fü r die KBK.

Subventionen von Heimatschutz und Denkmalpflege:
- Vom Kanton bezahlte Subventionen an die Eigentümer: 

Fr. 1 ' 186' 1 4 2 ( 4 9 %  O berw allis , 22%  M itte lw a llis , 29%  
Unterwallis), verte ilt auf 91 Bauten, dazu
Fr. 1 '422 '960 .- fü r die Anlage Valeria
m it grosszügiger Beteiligung der Loterie Romande im Betrag von 
Fr. SOO'OOO.-.

- Vom Bund bezahlte Subventionen an die Eigentümer
Fr. 1 '6 9 2 7 7 0 .-, w ovon allein Fr. 45 8 '837 .- fü r die Valeria.

Betreute Denkmäler:
- 63 von der Denkm alpflege begleitete Objekte, wovon 

29 Sakralbauten; dazu
- 43 Bauten, bei denen die Denkm alpflege beratend m itw irk te
- 4 neue, un ter Denkmalschutz gestellte Objekte: Bagnes, sog. 

Maison des colonnes in Le Chäble; Niederwald, Haus «Gon»; 
Salgesch, Baukomplex «Hof»; Vétroz, Maison Cassina; aktuelle 
Gesamtzahl der kantonalen Schutzobjekte: 537.



Kulturgüterschutz:
- S icherheitsdokum entation von 7 im KGS-Inventar erfassten 

Objekten
- Begleitung und Subventionierung der Archivarbeiten der Abtei 

von St-Maurice
- Einführungskurse, W eiterb ildung und Jahresbericht des Bundes 

in Sitten m it den kantonalen KGS-Verantwortlichen, Jahres
bericht in Isérables und Simplon m it den kom m unalen KGS- 
Dienstchefs

- Vorstellung des Kulturgüterschutzes in diversen Gemeinden.

Vorträge und Veranstaltungen:
- Sensibilisierungskurs in K u ltu rgu t fü r angehende Kantons

polizisten und Skilehrer
- Veranstaltung auf kantonaler Ebene durch den «Tag des offenen 

Denkmals» zum Thema Verkehr; Führungen in O berwald, 
V isperterm inen, Simplon, Ausserberg, Varen, Siders, Isérables, 
Martigny, Gd-St-Bernard, Finhaut, Vouvry, St-G ingolph

- Vorträge in Sitten und Brig über neue archäologische Funde im 
Wallis; Vorträge an der Sorbonne in Paris, Nice, Chambéry, 
Grenoble und St-Maurice über Römerzeit im Wallis, antike Stadt 
M artinach und ihres M ithraeum s

- Zahlreiche Führungen der römischen Stadt M artinach.

Inventare und Forschung:
- W eiterführung der neuen inform atisierten Inventarm ethode
- B egle itung der Inventaris ie rung der Bausubstanz in den 

Gemeinden von Venthöne und Vétroz
- W eiterführung der Forschungsarbeiten zu den Kunstdenkm älern 

fü r die drei in Bearbeitung stehenden Bände (Bezirke von Brig, 
Siders und M onthey); W eiterführung der Bauernhausforschung 
über Temporärbauten und landw irtschaftliche Gebäude

- Einstellung der archäologischen Karte.

W ichtigste archäologische Funde:
- Abtei von St-Maurice, Hof des «M arto le t» : Fortsetzung der 

unternom m enen Arbeiten auf den altchristlichen Kultorten
- M artinach: Grabungen un ter dem freien Schwimmbad (römische 

W ohnbauten in der Insula 7)
- Riddes: Ausgrabung in der alten St-Laurentius Kirche
- Sion: Eingriff am Schloss M ontorge
- Brämis: A uszeichnung von neuen und sehr interessanten 

Grabstellen aus der zweiten Eisenzeit
- S t-Léonard: W e ite rfü h ru n g  der A usgrabung an einer 

Ausdehnung der bedeutenden neolitischen Siedlung oberhalb 
der Steingrube (W ohn- und Grabstätte)

- Naters: D ringender Eingriff auf einer viel versprechenden neoliti
schen Siedlung, bisher unbekannt

- im Rahmen der A9 A utobahn Baustelle, Ausgrabungen von vor
gesch ichtlichen und späteren Schichten am Fuss des 
Mördersteins (Salgesch) und von einem in Römerzeit benutzten 
Bauernhaus in Pfyngut (Leuk)

- in den Regionen von A lbrun - und Simplonpass: W eiterführung 
der Studie über älteste Besiedlungen in den Alpen, im Rahmen 
eines Interreg Projektes.

Ausarbeitung von Grabungsergebnissen:
- V eröffentlichung einer Publikation über die Ausgrabungen in der 

Pfarrkirche von M artinach
- Fortsetzung und Fertigste llung von A usarbe itungen m it 

V orbere itung  der P ublikationen, näm lich über Fundstellen 
«W aldm atte» und «Bildacker» in Gamsen, «Petit-Chasseur» und 
«Sous-Ie-Scex» in Sitten.

(siehe auch: K ontro llingbericht 2004)

DIENSTSTELLE FÜR WALD 
UND LANDSCHAFT

Allgemeine Bemerkungen
Am  20. Dezember 2004 fand das erste K ontro ll-A ud it der SGS 
betreffend das Zertifika t ISO-PM 9001 der Dienststelle fü r Wald 
und Landschaft statt.

Durch die ständige Verbesserung der A bläufe innerha lb der 
D ienstleistungen seit der Zertifiz ierung im Jahre 2003 sowie durch 
m otiv ie rte  M ita rbe ite r konnte der Dienststelle fü r W ald und 
Landschaft dazu gra tu lie rt werden, dass sie das erste K ontro ll-A udit 
m it Bravour bestanden hat. Die im Jahre 2004 lancierte Umfrage 
bei säm tlichen G em einden des Kantons be tre ffend  deren 
Zufriedenheit m it den angebotenen Leistungen der Dienststelle fü r 
W ald und Landschaft w ird  ermöglichen, die A rbe itsqualitä t und 
-e ffiz ienz w e ite rh in  zu steigern.

Waldbewirtschaftung
W aldbauprojekte in Schutzwäldern

Gegenüber dem Vorjahr mussten die waldbaulichen Arbe iten m it 
Schutzfunktion au fgrund der Sparmassnahmen beim Bund redu
ziert werden. Die Gesamtinvestitionen der W aldbesitzer fü r die 
S chutzw aldbew irtschaftung belaufen sich auf 13 M illionen Franken 
und liegen da m it 26%  un te r dem V orjah resw ert. Der 
D urchschnittswert dieser Investitionen der letzten 10 Jahre beträgt 
14,6 M illionen Franken. Der Kanton bete ilig te sich an den Kosten 
fü r die Schutzwaldbew irtschaftung m it durchschnittlich 12% , der 
Bund m it 70% .

W aldbauprojekte in W äldern ohne Schutzfunktion

Die A u fw en dun gen  fü r die A rbe iten in den W äldern ohne 
Schutzfunktion beliefen sich im Berichtsjahr auf 1,9 M illionen 
Franken. H iervon be tre ffen  Fr. 4 6 4 '0 0 0 .-  Massnahm en in 
S onderw aldreservaten (M assnahm en zur Erha ltung oder 
W iederherstellung besonders schutzwürdiger W aldgesellschaften 
oder Bew irtschaftungsform en).

Waldschäden

Im U nte rw allis , speziell im Chablais, b lieben die Borken
käferschäden auf einem hohen Niveau. Der W aldbrand in Leuk 
zerstö rte  ca. 310  Hektaren W ald. Die A u fw en dun gen  zur 
Bekäm pfung des Borkenkäfers in dieser Region betrugen über 0,5 
M illionen Franken.

Die A ufw endungen fü r die Behebung der W aldschäden beliefen 
sich insgesamt auf 2,2 M illionen Franken und liegen dam it um 
35%  unter dem Vorjahreswert. Der Bund beteiligte sich m it 50%  
an den Kosten fü r die Schadensbehebung, der Kanton m it 28% .

Strukturverbesserungen

Die Investitionen fü r die forstlichen Erschliessungsanlagen und 
Forstwerkhöfe der Forstreviere belaufen sich auf insgesamt 1,75 
M illione n  Franken. 6 0 7 '0 0 0 .- Franken en tfie len  dabei au f 
Fo rstw erkhöfe  und 1 '1 4 3 '0 0 0 .- Franken au f fo rs tliche  
Erschliessungsanlagen (Forststrassen und Lagerplätze). Der Bund 
beteiligte sich an diesen Kosten m it 861 '000 .- Franken, der Kanton 
m it 362 '000 .- Franken.



Verpflichtungskredite des Kantons

Anzahl offene 
Projekte

Stand am 31.12.2004 Stand am 31.12.2003

W aldbauprojekte

- in W äldern m it N orm alfunktion 59 2.788 M io. Fr. 2.162 M io. Fr.

- in Schutzwäldern 130 6.638 M io. Fr. 9 .119 M io. Fr.

Stukturverbesserungen 28 1.029 M io. Fr. 0.853 M io. Fr.

Zahlungen

W aldbauprojekte 
in W äldern ohne 
Schutzfunktion

W aldbauprojekte 
in Schutzwäldern

Waldschäden Struktur
verbesserungen

Total

Mio. % % Mio. % % Mio. % % Mio. % % Mio. % %

Totalarbeiten 1.910 100 10 12.951 100 68 2.223 100 12 1.750 100 10 18.834 100 100

Subvention CH 0.874 46 9.044 70 1.107 50 0.861 49 11.886 63

Subvention VS 0.385 20 1.509 12 0.620 28 0.362 21 2,876 15

Walderhaltung
Die bew illig te  Rodungsfläche 2004 (37 Gesuche) be trägt 5 4 '171m2 
(2003: 31 Gesuche, 24 '971 m2).

Die Entscheidungsinstanzen haben im Einverständnis m it den 
Eigentümern 14 (2003: 28) nachteilige W aldnutzungen (Leitungen, 
Kleinbauten, etc.) bew illig t.

W egen illegaler Handlungen w urden 8 Strafverfahren durchgeführt 
(2003:4). Diese betrafen Übertretungen w ie Holzschläge, nachteili
ge Nutzungen etc. ohne Delikte w ie  illegale Handlungen, fü r 
welche die richterlichen Instanzen zuständig sind (insgesamt 4 
Verfahren).

Im Jahr 2004 hat der Staatsrat die W aldfeststellungen von 12 
Gemeinden hom olog iert: Münster, S im plon-Dorf, Zermatt, Bratsch, 
Mase, Grimentz, Grim isuat, Riddes, Bagnes, Collonges, Leytron und 
M a rtigny-C om b e. G esam tkan tona l w urden  bisher in 91 
Gemeinden die W aldfeststellungen hom olog iert. Sie grenzen den 
W ald d e fin itiv  vom  Bauland ab und w erden nach ihrem 
Inkrafttreten in den Zonenplan übertragen.

2004 w urde das Schwergewicht in der forstlichen Planung auf die 
Erfolgskontrollen von W ald-W ild-Konzepten gelegt. Durch diese 
können Aussagen über die Entw icklung des Einflusses des Wildes 
auf die Verjüngung von Schutzwäldern gem acht werden. Es w u r
den Massnahmen vorgeschlagen, um W ildschäden zu verhüten 
und in besonders belasteten Gebieten auf ein tragbares Mass zu 
reduzieren. 2004 w urde das M andat W ald-W ild-Konzept Simplon- 
V ispertäler-Schattenberge w eiterentw icke lt.

In der forstlichen Planung w urden die regionalen W aldpläne im 
Goms, in Orsières und Bagnes w e ite rge füh rt und die Pflichtenhefte 
fü r ähnliche Projekte anderer Regionen diskutiert.

Naturgefahren
A u f einen unfreundlichen und kalten M onat O ktober 2003 fo lg t in 
der ersten Hälfte des M onats November sehr trockenes und mildes 
W etter. Der erste Schnee fä llt am 15. November m it einer durch
schnittlichen Schneehöhe von ca. 30 cm. In der Region von Trient 
erreicht die Schneedecke bereits eine Dicke von 79 cm auf einer 
Höhe von 2240 m üM . W ieder einmal lacht das Glück den tou ris ti
schen Walliser Ferienorten m it neuen Schneefällen von mehr als 50 
cm am 12. und 18. Dezember 2003.



Die Region südlich des Sinnpions verzeichnet ein ganz anderes Klima 
als anderswo im Wallis. Im D orf G ondo fä llt der erste Schnee am 1. 
Novem ber 2003 m it einer Dichte von 25 cm. W ährend zweier Tage, 
d.h. vom  7. bis 9. N ovem ber fa llen  85 cm Schnee im 
Zwischbergental. In der Region Simplon be träg t die während des 
W inters 2003/04 angesammelte Schneehöhe 9.25 m, d.h. 3 m 
mehr als im Durchschnitt der letzten fü n f Jahre.

Die bedeutendsten Schneefälle erfolgen am 12. Januar 2004 m it 90 
cm im Nordteil des Kantons und am 18. Januar m it durchschn ittli
ch 70 cm Neuschnee.

W ährend der ersten Hälfte März lagen die Temperaturen un ter den 
saisonalen W erten (-15°C am 2. März und -12°C am 12. März auf 
2 '200  m Höhe in der Region von Trient).

Maximal gemessenen Schneehöhen

Der W in te r 2 0 03 /0 4  w ar durch keine aussergew öhnlichen 
Ereignisse gepräg t. Was hingegen m erkw ürd ig  ist, sind die 
wöchentlichen Temperatursprünge und die heftigen W inde bei den 
Schneefallperioden. W ährend des ganzen W inters haben die W inde 
praktisch nie au fgehört zu blasen: im nördlichen Teil des Kantons 
gab es zw ö lf Perioden m it W indgeschw indigkeiten von über 60 
km/Std. (inkl. Schneeverwehungen).

M itte  Januar gingen in der Region von Trient M urgänge nieder.

Höhe ü. Meer 2004 2003 2002 2001 2000

Fiesch-Kühboden 2 ' 210 m 151 cm 172 cm 118 cm 185 cm 184 cm

Hospiz, Simplon 2 '000  m 150 cm 190 cm 80 cm 95 cm 145 cm

Egginen, Saas 2 '620  m 217 cm 226 cm 145 cm 288 cm 214 cm

Les Ruinettes, Verbier 2 ' 250 m 172 cm 185 cm 154 cm 200 cm 215 cm

Gandegg, Lötschental 2 '620  m 431 cm 460 cm 391 cm 539 cm 455 cm

Kum ulierte Schneehöhen

Höhe ü. Meer 2004 2003 2002 2001 2000

Münster, Goms 2 '430  m 467 cm 398 cm 295 cm 537 cm 610 cm

Hospiz, Simplon 2 '000  m 925 cm 561 cm 375 cm 689 cm 681 cm

Egginen, Saas 2 ‘620 m 594 cm 446 cm 360 cm 640 cm 415 cm

Gandegg, Lötschental 2 '620  m 1 '070  cm 926 cm 876 cm 921 cm 993 cm

L'Ecreleuse, Finhaut 2 '240  m 756 cm 645 cm 595 cm 847 cm 715 cm

Das Programm der Präventivmassnahmen gegen Naturgefahren 
be inhalte t die Erstellung und Bew irtschaftung der automatischen 
Schnee- und W e tte rs ta tio nen , der Law inen- und 
Steinschlaggefahrenkarten, die regionalen Sicherheitsdienste, die 
dringenden Massnahmen gegen Steinschläge und Felssturz sowie 
die W arn- und A larm insta lla tionen gegen Lawinen und M urgänge. 
Der im Jahre 2004 da für vorgesehene Betrag w ar m it 1,75 
M illionen Franken budgetiert. Aus finanziellen Gründen konnten 
nur Teilarbeiten m it einem Gesamtbetrag von 1,27 M illionen 
Franken ausgeführt werden.

Die Daten der autom atischen Schnee- und W etterstationen sind fü r 
alle Verantw ortlichen der regionalen Sicherheitsdienste auf dem 
Info M anager übers Internet abrufbar. Diese Verantwortlichen 
verfügen ebenfa lls über Law inenge fah renka rten  ihrer 
Beobachtungssektoren, die m itte ls eines in den Büros installierten 
geographischen Informationssystems (GIS) abrufbar sind.

Die U nte rha ltskosten  des kan tona len  Schnee- und 
W etterstationsnetzes - inklusiv Transportkosten fü r die Erhaltung 
und Erneuerung der beschädig ten Sensoren - be trugen Fr. 
2 3 3 '0 0 0 .- .  Folgende Schnee- und W etterstationen w urden m it 
Regenmessern ergänzt: T rübelboden (Leukerbad), Gandegg 
(Lötschental), Grand Cor (Fully), Essertses (Hérémence) e t Donin du 
Jour (Arbaz).

In Davos haben m it B ete iligung der V e ra n tw o rtlich en  des 
W inters icherhe itsd ienstes und ein igen Kreisförstern fo lgende  
W eiterbildungskurse stattgefunden:
- G rund- und W eiterb ildungskurs über Schnee und Lawinen 

(06.10. und 13 .- 15.12.2004)
- Info-Manager-Kurs des IFKIS-Systems (internationales Frühwarn- 

und Kriseninformationssystem, 10.12.2004).

In 9 Gemeinden w urden Lawinengefahrenkarten erstellt: Ayer, 
Ayent, Blatten, Ergisch, Leukerbad, Obergestein, Orsières, Saas 
Almagell, Zwischbergen.

In 12 Gemeinden w urden Expertisen und Gefahrenkarten der 
Bodeninstabilitäten erstellt und ergänzt: Kippel, Saas Baien, Embd, 
St. Niklaus, Guttet-Feschel, Bratsch, Ergisch, Hérémence, Evolène, 
Isérables, Vollèges und Salvan.

Im H inb lick au f die kü n ftig e  B undespo litik  be tre ffend  die 
Finanzierung der Schutzmassnahmen gegen Naturgefahren w urde 
ein P ilo tpro jekt auf der Strecke zwischen Brig und Oberwald aus
ge führt; diese Studie soll die P rioritä tenordnung der Massnahmen 
auf der gesamten genannten Strecke festlegen. Diese Planung 
w urde beendet und den be troffenen Bundesinstanzen un terbre itet 
(Korridorplanung).

Lawinen, Schneebruch (Nassschnee)

Gemeinde 
Lax, Mörel

Riederalp

Filet

Leukerbad

Wind und Sturm

Ferden

St. Niklaus 

Randa

Cherm ignon

Vex

O rt
Laxerwald, Gasi-Stockwald 

Riederwald 

Tunetsch, Hauswald 

Buljesgraben

Roter Berg, Goppenstein

Dorfwald

Ob dem Dorf

Ban d 'en Haut

Schaden 
75 m 3, 
Schneebruch 
200 m3, 
Schneebruch 
400 m 3, 
Schneebruch 
75 m 3
Holz um geworfen

260 m 3
Holz um geworfen 
83 m 3
Holz um geworfen 
49 m 3
Holz um geworfen 
20 m 3
Holz um geworfen 
125 m3
Holz um gew orfen



Val-d'llliez

Troistorrents

M onthey

Forêt de Soi,
M t Corbaz, Lavy 
Forêt des Grandjeur

Forêt de Chindonne

1 '500  m 3
Holz um geworfen 
400 m 3
Holz um geworfen 
120 m3
Holz um geworfen

Steinschläge, Bodeninstabilitäten ohne Schäden

Gemeinde O rt
Birgisch Birgischerdristen, 50 m3
Ferden Altes Kieswerk
Brig-Glis Ännerholzgraben
V isperterm inen Bodma, Bächji

Steinschläge, Boden insta bi litäten, 
Murgänge mit Schäden in:

Ried-Brig Ganter/Schiessbach

Sim plon-Dorf 
Saas Grund 
Stalden 
Agarn

Ayer
Evolène
Gröne
Mase

Salvan

Port-Valais
Port-Valais

W enig
Unter dem Berg
W enig
Oberasp

Gard de Bordon, Zinal 
Rochers de Tsouc 
Itravers 
Pravochin

Les Combes -  
La Fontaine 
Pré dessous, Bouveret 
Les Evouettes

C ollom bey-M uraz Les Pics

Vionnaz Les Places, Mt-Corbaz

Rutschungen und

Geschätzter Schaden:
Fr. 1 SO'OOO.- 
30 m 3 Holz um gew orfen 
5 m 3, auf Parkplatz 
Schäden an Schutznetzen 
25 m3
auf Privatgrundstücken 
5 '300  m 3 auf Weg 
20 m 3 in Schutznetze 
15 m 3 auf Kantonsstrasse 
Destabilisierung 
auf der Kantonsstrasse 
Sanierung durch die DSFB 
fü r 1 M io. Fr.
4 '00 0  m3 in Kiesfang
1 m 3 auf internationaler 
Strasse
2 '500  m3 auf 
Gemeindestrasse und
2 ha zerstörter Wald 
2 Rutschungen auf 
Privatgrundstücken

Kreis Abrechnung
Fr.

Bundes
subventionen

2004
Fr.

Kantons
subventionen

2004
Fr.

Zu lasten des 
Bauherrn 

Fr.

I 1 '951 '439 1 '367 '442 431 '300 152'697

II 1 '5 3 0 '6 1 1 1 '048 '918 301 ’940 1 7 9753

III 2 '73 3 '062 1 ' 913 ' 144 428 '345 391 '573

IV 2 '411 '173 1’670'321 43 4 '264 306 '588

V 3 '05 4 '904 2 '053 '652 475 '977 525 '275

VI 1’ 567 '958 1 '067 '033 276 '253 224 '672

VII 1 '395 ' 159 952 '678 232 '217 210 '264

Vili 1 '3 7 9 7 2 8 914 '926 275 '452 189 '350

IX 630 '322 393 '597 119 '649 1 17'076

Total 16 '654 '356 11 '381 '711 2 '97 5 '397 2 '29 7 '248

Die H itzewelle des Sommers 2003 hat unsere W älder ausgetrock
net. G lücklicherweise gab es 2004 keinen schlimmen Brand. Der 
einzige bedeutende Brand ist jener von les Mayens de l'Ardène 
oberhalb Chamoson: die gesamte Brandfläche betrug 3 '875  m z m it 
mehr als 60 m 3 Holz, das durch Feuer vern ichte t worden ist.

Verbauungen und Schutzmassnahmen

Im laufenden Jahr w u rd en  13 neue Projekte m it e iner 
Gesamtsumme von 11 M illionen Franken durch die kantonalen und 
eidgenössischen Instanzen genehm igt.

Die A rt der Naturgefahren der 13 eingereichten Projekte verte ilt 
sich w ie  fo lg t:
- 4 Lawinenverbauungen
- 6 Rutschungen
- 3 Steinschläge, Felssturz.

W egen den Sparmassnahmen bei den Bundesfinanzen hat das 
BUWAL die Kredite der eidgenössischen Forstdirektion, die m it der 
Finanzhilfe fü r den Bevölkerungsschutz und den Schutz der w e rt
vollen Güter gegen Naturgefahren und -ka tastrophen beauftragt 
ist, gekürzt. Die Kürzung der Bundesgelder hat das Wallis m it voller 
W ucht ge tro ffen: betrug der Bundesanteil in den letzten fü n f 
Jahren 15,8 M illionen Franken, so belief sich der im Jahre 2004 dem 
Kanton Wallis zugesprochene Bundesbeitrag nur noch auf 10,2 
M illionen Franken. Dank der A ufte ilung  der Reserven auf Ende des 
Jahres erreichten die ausbezahlten Bundesgelder schliesslich 11,3 
M illionen Franken.

Folgende Tabelle zeigt die finanzielle Verteilung der Investitionen 
fü r Abwehrmassnahm en gegen Naturgefahren im Jahre 2004 pro 
Forstkreis.

Natur und Landschaft

A llgem eines

- Anlässlich einer M edienkonferenz w urden am 06. Januar 2004 
bedeutende, im Lötschberg-Basistunnel gefundene M ineralien, 
vorgestellt.

- A m  24. A ugust 2004 w urde  den M edien das Buch 
«Landsäugetiere des Rhonetals» präsentiert. Dabei handelt es 
sich um den sechsten Band der vom Departem ent fü r Verkehr, 
Bau und U m w elt als M itherausgeber publizierten Serie «Die 
Reichtümer der Natur im Wallis».

- Im September 2004 hat der Grosse Rat die Schaffung einer kan
tonalen Agenda 21 verabschiedet. Es handelt sich dabei um eine 
A bsichtserklärung, w o rin  die A ktionen  vorgeste llt w erden, 
welche der Staatsrat beauftragt ist, umzusetzen, um die Ziele der 
nachhaltigen Entw icklung zu erreichen: Sicherstellung eines 
G leichgewichtes zwischen den Bedürfnissen der W irtschaft, 
U m w e lt und des Sozialwesens. A nfangs der jew e iligen  
Vierjahresperiode sind die konkreten Massnahmen in diesen 
Richtlinien zu definieren. Die Gemeinden und Regionen werden 
au fgefordert, dasselbe in ihrem W irkungsbereich zu tun.

- Die Subkommission fü r Natur- und Landschaftsschutz hie lt in der 
Berichtsperiode drei Sitzungen. W ichtige Traktanden waren die 
d r it te  R honekorrektion , die öko log ische V ernetzung der 
Rhoneebene, ein R eg lem en ten tw urf be tre ffend  M inera lien
schutz, die Richtlinien betreffend den U nterhalt der Rhoneufer, 
die Gewässersanierung sowie die Vorbereitungsarbeiten zum 
Inventar der Trockenwiesen und -w e id en  der Schweiz.

- In Zusamm enarbeit m it der Stadt Sitten und dem örtlichen Forst
dienst w urde im Gebiet M ont-O rge ein Baum-Lehrpfad erstellt.

- W egen finanzie ller Engpässe konnten 2004 nur w enige neue 
Bewirtschaftungsverträge an die Landw irtschaft fü r Leistungen 
zugunsten von Natur und Landschaft abgeschlossen werden. Die 
A rbe it beschränkte sich im wesentlichen auf die Erneuerung 
abge lau fener Verträge. Ende 2004 w aren insgesam t 374 
Bewirtschaftungsverträge m it einer Gesamtfläche von V 004  ha 
gü lt ig . Basierend au f diesen Verträgen w urden  an die 
Bew irtschafter der Trockenstandorte, M oore und traditione llen 
Kulturlandschaften insgesamt Fr. 6 9 7 '2 5 0 .-  ausbezahlt.

- Im Zusammenhang m it den Kompensationsmassnahmen zur 
Autobahn A9 w urden unter der Federführung der Dienststelle 
fü r W ald und Landschaft zwecks Erweiterung des Biotopes 
Brigerbad vier Parzellen erworben.

M a n d a te  im A u ftra g  des Kantons

- Im Flachmoor nationaler Bedeutung «M utt»  in Raron w urde eine 
erste Etappe von Aufwertungsm assnahm en realisiert (insbeson
dere Enttäuschung eingewachsener Flächen).

- Im Rahmen eines M andates w u rd e  ein Pflege- und 
U nterhaltskonzept fü r das Flachmoor von nationaler Bedeutung 
«L'Echereuse» in Champéry erarbeitet.

- Studie betreffend Begrenzung des Flachmoores von nationaler 
Bedeutung «Bochasse» in Val-d'llliez.



- ln Zusamm enarbeit m it der ETH Lausanne w urde eine Studie 
zum ökologischen Potential der Rhoneebene erarbeitet.

- Vorbereitung der Bewirtschaftungsverträge und Nachführung 
der entsprechenden Datenbank.

- P flanzungen zur Förderung se ltener S chm ette rlinge  (z.B. 
Blasenstrauchbläuling).

- Finanzielle B ete iligung an den Studien zu den 
Gewässersanierungen.

Subventionierung von Naturschutzprojekten

In der Berichtsperiode w urden fo lgende Projekte von Gemeinden 
und privaten Organisationen finanziell unterstü tzt:
- Beitrag an die Ackerkulturgenossenschaft Obergestein.
- Biotop «Schwickboden» und Revitalisierung Geschinenbach, 

Gemeinde Geschinen.
- Verein UNESCO-W eltnaturerbe Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn.
- Erstellung eines Biotopes und eines Rollstuhlwanderweges in 

Fiesch.
- Naturschutzaufsicht im Binntal.
- Verein «Binntal pur» fü r das ÖQV-Projekt Binntal.
- Erhaltung und A u fw ertung  einer Kastanienselve in Morel.
- Sanierung von landschaftlich  und öko log isch w e rtvo llen  

Trockenmauern in Birgisch.
- Erhaltung der vielfä ltigen Kulturlandschaft in Grengiols.
- Unterhaltsarbeiten im Schutzgebiet «Achera Biela», Gemeinden 

Ried-Brig und Termen.
- Verein «E rlebn isw elt Roggen» in Erschm att fü r  die 

Aufwertungsm assnahm en in der oberhalb des Dorfes gelegenen 
Terrassenlandschaft.

- A k tiv itä te n  der A n im ateu re  im P fynwald und deren 
Naturschutzaufsicht.

- Vereinigung Maya -  M ont-N ob le  fü r die Erarbeitung einer 
M achbarkeitsstudie Biosphärenreservat.

- Revitalisierung des Kanals Saillon -  Leytron -  Fully.
- U nterstü tzung der A ktiv itä ten  des Vereins Naturpark «Les 

Muverans».
- Sanierung landschaftlich und ökologisch w ertvo lle r Trocken

m auern in M artigny-Com be.
- Aufwertungsm assnahm en im M oor «Maraîche de Plex» in 

Collonges.
- Unterhaltsarbeiten in den «Follateres», Gemeinden Fully und 

Dorénaz.
- Unterhalt und Pflege verschiedener Biotope in Fully.
- Baum pflanzungen und Naturschutzmassnahmen in Dorénaz.
- Pflege und Unterhalt des Feuchtbiotopes «Goilly du Lein» in 

Vollèges.
- «S tiftung Nachhaltige Entw icklung der Bergregionen».
- Naturforschende Gesellschaft «La M urith ienne» fü r das Projekt 

«Wissenschaft und Natur».
- Pro Natura W allis fü r  die Revitalisierungsmassnahmen im 

Schutzgebiet «Les Rigoles» in Vionnaz.
- Beitrag an die S tiftung Um welteinsatz Schweiz fü r ihre Arbeiten 

in mehreren Walliser Gemeinden.
- Koordinationsstelle fü r den Am phib ien- und Reptilienschutz der 

Schweiz (KARCH).
- W alliser Gruppe zum Schutz der Fledermäuse.

Der Kanton hat in der Berichtsperiode an die Herausgabe fo lgender 
Publikationen einen finanziellen Beitrag geleistet:
- Exkursionsprogramm 2004; Herausgabe in Zusamm enarbeit m it 

verschiedenen im Bereich des Natur- und Landschaftsschutzes 
tä tigen Verbänden und Organisationen.

- P ub lika tion  über die G eotope im W allis, durch die 
N aturforschende Gesellschaft «La M urith ienne».

Vormeinungen

2004 hat die Sektion Natur und Landschaft zu 849 technischen 
Dossiers (2003: 903) schriftliche Vorm einungen zuhanden der kan
tonalen Baukommission oder anderen kantonalen Fachstellen 
abgegeben.

W anderwege

Für Hauptw anderwege w urden im Jahr 2004 an 27 Projekte kan
tonale Beiträge im Umfang von Fr. 396 '692 .- (2003: 10 Projekte 
bzw. Fr. 1 3 3789 .-) entrichte t.

DIENSTSTELLE FÜR 
UMWELTSCHUTZ

Allgemeine Bemerkungen
Die Ausrüstung der Gemeinden m it den Entwässerungs- und 
Abwasserbehandlungsinfrastrukturen geht dem Ende entgegen. 
Tatsächlich nur noch 4  Gemeinden verfügen in der Tat noch nicht 
über die geeigneten Anlagen.

Die Erstbewertung der belasteten Standorte verläuft ohne grössere 
Probleme. Ende 2004 sind 460 Standorte de fin itiv  klassiert w orden. 
Für die m eisten dieser S tandorte  sind keine zusätzlichen 
Untersuchungen no tw end ig . Des W eitern ist die gesetzliche 
Anpassung des kantonalen Umweltgetzes bezüglich A ltlasten in 
Bearbeitung.

Bedeutende Aenderungen der Gewässerschutzgesetzgebung des 
Bundes betreffend die Abgrenzung von Gewässerschutzzonen und 
die Revision der Lageranlagen fü r Kohlenwasserstoffe erfordern 
eine Neudefinierung und eine Neuorganisation der Aufgaben auf 
kantonaler Ebene.

Die Baugesuche fü r M obilfunkantennen nehmen w eiterh in  unge
bremst zu. Eine A rbe itsgruppe w urde vom Staatsrat beauftragt, 
Abklärungen zu tre ffen, inw iew e it zukünftige  Antennenstandorte 
en tfe rn t von sensiblen Zonen w ie Schulen, W ohnzonen usw. m ögli
ch sind.

Inspektorat -  Sanierung und 
Gewässerschutz

Inspektorat

4 0 '0 00  Tankanlagen w urden im In form atik inventar erfasst; 4 '400  
w urden ausser Betrieb gesetzt.

Die Expertisen der Kam infeger haben aufgezeigt, dass 6 '500 
Anlagen noch nicht im kantonalen Kataster registriert sind.

Von 4 '48 6  Revisionsaufforderungen, die an die Eigentümer gingen, 
w urden 2 7 3 4  Ausführungsberichte an die Dienststelle zurückge
sandt.

Die Anzahl Interventionen bei wasser- und bodengefährdenden 
Verschmutzungen be trägt 11.

Über 200 Bauunternehm ungen w urden m itte ls Schreiben auf die 
um weltrelevanten Probleme betreffend Abfälle, Feuerungen und 
Tankanlagen auf Baustellen aufmerksam gemacht. Von 155 regis
trie rten Baustellentanks waren 85 regelkonform , 71 w urden bis 
anhin noch nie revidiert.

S trafverfahren

Im Jahre 2004 wurden 39 Strafentscheide gefällt. Diese betrafen 
die Gewässer- und U m w eltschutzgesetzgebungen (Abfä lle , 
Deponien, Hofdünger, usw.).

Es handelte sich um 37 Strafbefehle (Entscheide ohne A nhörung) 
sowie 2 Entscheide auf Beschwerde.

9 Anzeigen wegen Gewässerverschmutzung und N ichtbeachtung 
des Verbots von Abfa llverbrennung w urden von der Dienststelle an 
den S traf-Instruktionsrichter eingereicht, der einen Strafbefehl und 
eine Einstellungsverfügung erlassen hat.

A bw asserrein igung

Im Laufe des Jahres 2004 w urden 2 Kläranlagen (ARA) um gebaut:
- Vouvry: 5000 Einwohner-G leichwerte
- Icogne: 1300 Einwohner-G leichwerte.

Selbstkontrollen bei den ARAs w urden generalisiert und mehrer 
Kläranlagen haben sich zusammengeschlossen, um die Kontrollen 
von einem gemeinsamen Labor durchführen zu lassen. W egen der 
Prioritäten Akkred itie rung des Labors der Dienststelle w urden m it 
Ausnahme der Selbstkontrollen keine Kontrollen durchgeführt.



Die K lärschlam m verwertung au f anderen Flächen als Futter-, 
G em üseflächen und in G ewässerschutzzonen 5 ist bis am 
30. September 2006 bew illig t. Im Ober- und Unterwallis stehen die 
nötigen Klärschlamm-Verbrennungsanlagen zur Verfügung; im 
M itte lwa llis  sind sie in Ausführung.

Oberflächengewässer

Die Dienststelle fü r Um weltschutz hat eine Broschüre über den öko
morphologischen Zustand der Wasserläufe herausgegeben. Sie g ib t 
einen Überblick über deren Funktionen, ihren Zustand und über 
den ökologischen W ert von Totholz.

Zur V e rw irk lichu ng  von physikalischen und bio log ischen 
Erhebungen auf Wasserläufen konnte ein Inform ationskurs über die 
Benutzung der U m w eltd iagnose und die V orste llung der 
Oberflächengewässer -  Datenbank (BDeaux -  DB Gewässer) orga
nisiert werden.

Im Laufe des Jahres 2004 w urde die physikalische und chemische 
Qualität des Wassers in der Liène und Gamsa untersucht. Eine 
Bilanz der biologischen Biodiversität in der Trient w urde realisiert.

Die Kontrollen und Analysen von Pflanzenschutzm itteln im Wasser 
der Sinièse und des Baches von Saxonnet sowie im Kanal von 
Chalais haben gezeig t, dass P flanzenschutzm itte l m it 
Konzentrationen über dem Grenzwert von 0.1 p/l (festgesetzt in 
der Gewässerschutzverordnung von 1998) Vorkommen.

Studien betreffend die Sanierung der Wasserläufe unterhalb der 
Wasserfassungen haben in Zusamm enarbeit m it anderen kantona
len Dienststellen (DSFB, DWK, DWL, DJFW) begonnen. Die Studien 
in den Einzugsgebieten (Dranses, Turtm änna) stehen in der 
Abschlussphase. Für die Einzugsgebiete der Printse -  Borgne -  
Dixence, Navisence, - Vispa und der Rhone im Goms w urden drei 
neue A ufträge vergeben.

Bauten, Subventionierungen und GEP

Die von den Gemeinden fü r die Erstellung von Sammelleitungen 
und ARAs eingesetzten Investitionsbeträge beliefen sich im Jahre 
2004 auf 10 M illionen Franken.

38 S tud ienm andate  fü r  die Erstellung der genere llen 
Entwässerungspläne sind vom Kanton m it der Zusicherung von 
Subventionen genehm igt und von den jew eiligen Gemeinden ver
geben worden. Diese werden den Gemeinden eine wirksam e 
Bew irtschaftung ihres Netzes erlauben.

Lagerung von Hofdünger

Die Anzahl der landw irtschaftlichen Betriebe m it R indviehhaltung 
be träg t 1 '470. Im vergangenen Jahr konnten 260 Betriebe kon tro l
liert werden (240 im Jahre 2003).

Das Resultat dieser Kontrollen sieht w ie  fo lg t aus:
127 Betriebe (40.8% ): kon form  /  in A usführung oder bereits 

realisiert
88 Betriebe (28.3% ): nicht kon form  /  in Erwartung eines

persönlichen, kom m unalen oder 
Genossenschaftsprojektes 

45 Betriebe (14.5% ): ungenügende Kapazität /  Sanierung
erforderlich

51 Betriebe (16.4% ): n icht kon form  /  Aufgabe des Betriebes aus
A ltersgründen in den nächsten 3 Jahren

Grundwasser

Das Projekt ResEaux soll den A nforderungen der Verordnung über 
die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in Notlagen (VIN) 
entsprechen. Das G rundkonzept dieses Projektes w urde erarbeitet 
und dem BUWAL unterbreitet. Die grossen Linien sind:
- Die Darstellung des Istzustandes der Wasserversorgung (Inventar 

/  Kartografie im Massstab 1:25 '000)
- Identifiz ierung der Störungen im System (Normallage, Notlage)
- D efin ition der zu ergreifenden Massnahmen zur Behebung dieser 

Störungen im Norm alfall w ie  in der Notlage.

Ein A uftrag  zur Bestimmung des Gewässerschutzbereichs Au auf 
dem ganzen Kantonsgebiet w urde an eine Bürogruppe vergeben.

Die Grundwasserschutzzonenkarten werden laufend nachgeführt. 
Ferner sind mehrere Verfahren bei den Gemeinden im Sinne des 
Reglementes vom 31. Januar 1996 betreffend die Genehm igung 
der G rundw asserschutzp läne e ing e le ite t w o rd en . Von 160 
G em einden haben e tw a 75 %  das V erfahren fü r  ihre 
Haupttrinkwasserfassungen eingeleitet oder beendet.

Die Herausgabe des hydrogeologischen Jahrbuches fü r 2004 ist 
sicher geste llt; es e n th ä lt nü tz liche  A uskün fte  über den 
Grundwasserstand im Rhonetal.

Der von der DUS in Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r 
Landw irtschaft erteilte A uftrag zur Erarbeitung der Richtlinien 
be tre ffend  den Landw irtscha ftlichen  B ew irtscha ftungsp lan  
(Bew irtschaftung der A lpen) ist fe rtig  gestellt.

Die Koordinationsblätter des kantonalen Richtplans betreffend die 
Trinkwasserversorgung und die Grundwasserschutzzonen waren 
Gegenstand einer N achführung. Sie w aren Gegenstand von 
Bemerkungen seitens des zuständigen Bundesamtes und stehen in 
der Genehmigungsphase.

Reinigung von S taudäm m en und W asserbecken

Die Dienststelle fü r U m weltschutz hat zu 18 Gesuchsdossiers fü r die 
Reinigung von Staudämmen eine Vorm einung abgegeben und 
deren A usführung überwacht.

Steinbrüche und K ieswerke

Im Rahmen des Sanierungsprogrammes der Steinbrüche und 
Kieswerke hat die DUS fo lgende Aufgaben wahrgenom m en:
- W eite rführung des Sanierungsverfahrens der im Jahre 2002 kon

taktie rten Kiesausbeutungsbetriebe
- Bearbeitung und M ahnung der Kiesabbauer, welche die festge

setzte Frist fü r das Einreichen ihrer Akten nicht eingehalten 
haben

- Kontrolle der Kieswerke durch eine systematische Kampagne
- Begleitung der P ilotstudie betreffend die m itte l- oder langfristig 

abbaubaren Reserven fü r den Bezirk Visp.

Die paritätische Kommission fü r Steinbrüche und Kieswerke hat 
zweimal getagt und hat zu fo lgenden Geschäften Stellung genom 
men:
- Zur P ilo tstud ie  be tre ffend  die P lanung der abbaubaren 

Materialreserven im Bezirk Visp
- Zu den A usw irkun gen  der 3. R honekorrektion  und den 

Gefahrenkarten im Rahmen der Regelung der K iesentnahme aus 
der Rhone oder aus den Bächen.

A ltlasten

Ende 2004 präsentiert sich der A ltlastenkataster folgendermassen:
- A bfallstandorte: 475 (32% )
- Betriebsstandorte (inkl. Schiessstände): 1 0 20 (6 7% )
- Unfallstandorte: 1 5 (1 % )

TOTAL 1510

460 Standorte (31% ) sind de fin itiv  im Kataster eingetragen, d.h. 
die Eigentümer sind vom Eintrag in Kenntnis gesetzt worden.

Der Eintrag dieser 460 Standorte, welche de fin itiv  im Kataster ein
getragen sind, setzt sich w ie  fo lg t zusammen:
- 340 Standorte, bei denen keine schädlichen E inw irkungen zu 

erwarten sind müssen keine Untersuchungen durchführen)
- 42 Standorte, bei denen untersucht werden muss, ob sie über- 

wachungs- oder sanierungsbedürftig sind (in der M itte ilung  sind 
die Eigentümer in fo rm iert worden)

- 31 Standorte sind w eder überwachungs- noch sanierungs
bedürftig  (aufgrund einer Voruntersuchung)

- Überwachte Standorte: 15
- A ltlasten (aufgrund Voruntersuchung/ Detailuntersuchung te il

weise in Bearbeitung): 30
- Sanierungsprojekte in Bearbeitung: 2

Die Anpassung des kantonalen Umweltgesetzes bezüglich Altlasten 
ist in Bearbeitung, dam it die rechtlichen Probleme m it der 
Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten geregelt 
w erden können.



Abfallbewirtschaftung und -behandlung
Kehrichtverbrennungsanlagen

Die Mengen verbrannter Abfälle im Wallis haben im Jahre 2004 
stark zugenom m en (Zunahme um ca. 30 '000  Tonnen). Diese 
Erhöhung ist hauptsächlich auf die Abfallm engen aus Industrie und 
Gewerbe sowie aus den ausserkantonalen N ichtaktionärgem einden 
der 5ATOM zurückzuführen. Diese Anlage verzeichnet eine globale 
Zunahme von m ehr als 23 %  gegenüber dem Vorjahr.

Der Walliser Ante il der in der 5ATOM verbrannten Abfälle zeigt eine 
Erhönung von ca. 9 '000  Tonnen im Jahre 2004. Die Abfa llm engen 
der beiden anderen Verbrennungsanlagen blieben stabil.

Verbrannte A bfä lle  in den jeweiligen Anlagen in Tonnen:

Entw icklung der verbrannten Kehrichtm engen in den letzten 18 
Jahren:

Getrennte Abfallsammlungen

Die Datenerfassung betreffend die Separatsammlungen e rfo lg t alle 
zwei Jahre. 138 Gemeinden haben den Fragebogen beantw orte t.

Getrennte Abfallsam m lungen:

Die Berechnungsart der E inwohner -  G leichwerte wurden geän
dert, da die Daten be tre ffend die Anzahl der be rufstä tigen 
A rbe itnehm er in jeder Gemeinde nicht m ehr verfügbar sind. Dies 
fü h rt auch zu einer leichten Änderung der Abfa llm engen der 
Vorjahre.

Die gesamte A bfallm enge der Separatsammlungen n im m t nach w ie 
vor zu. Die grösste Zunahme ist beim Sperrgut und Papier /  Karton 
zu verzeichnen. Der Schrottabfall hat leicht abgenom m en. Im Freien 
w erden w eniger Abfälle  verbrannt, weil unsere Dienststelle auf den 
Deponien regelmässige Kontrollen durchführt.

Deponien

Die aktuellen Statistiken betreffend die Inertsto ffdeponien erfassen 
314 in Betrieb stehende Deponien, d.h. ca. 40 weniger als Ende 
2003.

Im Jahre 2004 w urde das P lauptgewicht auf das Verbot von jeg li
chem Feuer auf den Deponien und Abfallsam melstellen sowie auf 
die Regularisierung der Ablagerungen bei Unternehmen gelegt. 
Gemeinden, die noch ihre Abfä lle  (sauberes Holz, behandeltes 
Holz, organische S toffe  oder S perrgut) verbrannten  und 
Bew irtschafter von nicht konform en Deponien sind kon taktiert 
w orden . 48 G em einden und B ew irtscha fte r e rh ie lten  eine 
V erfügung m it einem Verbrennungsverbot fü r das Verbrennen jeg li
cher A b fä lle  im Freien oder eine A nw eisung, w ie  bei der 
Regularisierung eines Deponiestandortes vorzugehen ist.

Die Intensivierung der Kontakte m it den Gemeinden erm öglichte 
208 K ontro llen  von Deponien, 11 K ontro llen  von A b fa ll
sammelstellen, 2 Kontrollen von Kompostierungsstellen und 9 
Kontrollen von Recycling-Zentren fü r Inertstoffe, d.h. insgesamt 
m ehr als 230 Kontrollen. Im Verlaufe dieser Kontrollen w urden 50 
Standorte m it Feuer oder Feuerspuren registriert.

Die Anzahl der gemäss der TVA zugelassenen Inertsto ffdeponien 
betrug am 31. Dezember 2004 39 Standorte.

VREG

Die Verordnung über die Rückgabe, die Rücknahme und die 
Entsorgung elektrischer und elektronischer Geräte (VREG) vom 14. 
Januar 1998 verpflich te t die Rücknehmer solcher Geräte eine kan
tonale Bewilligung zu besitzen, um die elektrischen und e lektron i
schen Geräte zu sammeln, grob zu sortieren oder zu zerlegen. Im 
Wallis erhielten sieben Unternehm en eine Bew illigung und eine 
Unternehm ung muss diese erneuern.

Luftreinhaltung
Immissionsmessungen

Die Überwachung der Lu ftqua litä t w urde dank den neun Stationen 
des RESIVAL und der Messstation in M ontana der SAPALDIA-Studie 
w e ite rge führt. Die Stickoxidmessgeräte wurden erneuert und dam it 
auf dem technischen Stand gehalten.

Für das Jahr 2004 ist die Zunahme an Stickoxiden charakteristisch, 
vor allem in der Hauptstadt Sitten. Im Gegensatz zur abnehm enden 
Tendenz seit 1990 hat der Jahresm ittelwert w ieder deutlich zuge
nommen und einzelne Tagesm ittelwerte lagen über dem Grenzwert 
(80 pg /m 3), im Dezember wurden mehrmals erhöhte W erte gemes
sen, am 15. Dezember sogar 90.2 pg /m 3.

Die Messresultate fü r PM10 (Feinstaub) sind immer noch zu hoch, 
die meisten Messwerte liegen über dem G renzwert im Tages- und 
Jahresmittel.

Der Hitzesommer 2003 hat wegen dem stabilen Hochdruckgebiet 
die heisseste Saison hervorgebracht und dam it auch extreme 
Ozonwerte. 2004 w ar w ieder normalisiert und vergleichbar m it den 
Jahren zuvor.

Raffinerie

Im Rahmen der Modernisierung der Anlagen der Raffinerie in 
Collom bey hat der Staatsrat seit Frühjahr 2004 Massnahmen ein
geleitet, um die Luftbelastung im Chablais zu verfolgen. Es handelt 
sich im Speziellen um:
- eine kontinuierliche Messung der Luftschadstoffe (Immissionen) 

in C ollom bey m itte ls einer m obilen Messstation und den 
Stationen des RESIVAL in Massongex und Les Giettes

- eine kontinuierliche Probenahme der organischen Luftschad
stoffe (Benzol und andere VOC, ...) an 6 festgelegten Standorten 
in der Um gebung der Raffinerie

- punktue lle  Messungen der Schadstoffemissionen der Raffinerie
anlagen

- kontinuierliche Messungen des Lärmpegels in Collombey.

2000 2001 2002 2003 2004

SAT0M, Monthey 
UT0, Uvrier 
KV0, Gamsen 
KVZ, Zermatt 
Total

112'480 
52 ’682 
27 '060 

5'568 
1 9 7 7 9 0

115’550 
52 '864 
28 '858 

5'951 
2 0 3 7 2 3

109*055 
52 '548 
28 '550 

5*663 
19 5 '8 16

11 8735  
51 '461 
33 '609 

0
2 0 3 7 0 5

146'835 
5V 92 8  
34*511 

0
2 3 3 7 7 4

Jährlich verbrannte  
Abfallmengen im Wallis

150000 --

1986 1988 1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004

1997 1999 2001 2003

Glas 10 '887 11*033 11*438 12*817
Papier/Karton 11*213 12*311 12*976 14*441
Sperrgut 5'865 7*892 9*059 11 '490
Schrott 5*861 5033 6*921 6*111
Alum inium /B lech 456 454 493 468
Altö l 440 390 473 469
organische Abfälle 9*539 17*197 15*622 17*533
Plastik 441 763 815 529
Textilien 366 359 359 359
Total 45*068 55*432 58*156 64*217



Der Staatsrat hat einen unabhängigen Experten beauftragt, die 
S törungen der R affinerieanlagen zu beurte ilen  und deren 
Um w eltausw irkungen zu beschreiben.

Emissionen

Die Emissionen von gegen 200 Industrie- und Gewerbebetrieben 
w urden erhoben, um sie im Emissionskataster nachzuführen. Der 
Vollzug w ird  durch die schwierige W irtschaftslage immer au fw än
diger. Mehrere Holzfeuerungen w urden in Betrieb genom m en und 
durch unser Messteam abgenom m en. Es w urden verschiedene 
Ansätze zur Schadstoffreduktion eingesetzt.

Problematische Luftschadstoffquellen haben zu Klagen geführt.
- Baustellen
- Staub durch Sandstrahlarbeiten
- A b fa llh o lz  und andere unerlaub te  B rennstoffe  in 

Privatfeuerungen
- Abfallverbrennung im Freien
- Am m oniak aus Hofdünger.

Tankstellen

Die Kontrolle der Gasrückführsysteme ist dank Selbstverantwortung 
und Selbstkontrolle durch den Betreiber der Tankstelle einfacher 
geworden. Stichproben bleiben unerlässlich. Die Empfehlungen des 
C ercl'A ir und BUWAL w urden nachgeführt und im Vollzug um ge
setzt.

Lenkungsabgabe auf VOC (VOC-LA)

Dieses w irksam e Vollzugsinstrum ent hat zur Reduktion der VOC- 
Emissionen beigetragen. Der Abgabesatz be trägt drei Franken pro 
K ilogramm VOC. Alle Gesuche fü r Rückerstattung und die Bilanzen 
zur Lenkungsabgabe fü r Grossverbraucher w urden bearbeitet und 
an die Zollbehörde w eitergele itet.

Feuerungskontrolle

Im Kanton Wallis g ib t es eine grosse Zahl an Feuerungsanlagen. Der 
Energiebedarf w ird  hauptsächlich m it Heizöl, Gas und elektrischem 
Strom gedeckt. Die Grafiken zeigen deren Verteilung nach den 
Energieträgern fü r den Kanton Wallis und fü r die Schweiz. Im Wallis 
w ird  dank gutem  A ngebo t proportiona l mehr elektrischer Strom 
und Erdgas verbraucht als in der übrigen Schweiz.

Anlagen, die nicht alle A nforderungen erfüllen, werden beanstan
det, es sind im Schnitt etwa 15% .

Energieverbrauch im Wallis 
6%

31% 43%

20%,

Heizöle 
0  Erdgas 
_ Elektrizität 
□  Andere

Gas

■ beanstandet 
□ in Ordnung

Heizöl

0 50 100  %

Lärm
Lärmspezifisch behandelte die Fachstelle fü r Lärm- und Strahlen
schutz im Jahre 2004 192 verschiedene Dossiers. Um den gesetzli
chen A nforderungen zu genügen, w urden bei 42 Gesuchen 
Lärmgutachten einverlangt und bei der Hälfte der beurte ilten 
Dossiers zusätzliche betriebliche und bauliche Bedingungen fo rm u 
liert.

W egen störendem Lärm gingen bei der Dienststelle 20 Klagen ein, 
w obe i 10 Fälle im Berichtsjahr abgeschlossen werden konnten.

In Sachen Lärmsanierung konnten im Bereich des Flugplatzes Sitten 
die ersten Schallschutzm assnahm en beim  Schulhaus von 
C hateauneuf um gesetzt werden.

Des W eiteren w urden fü r die Sanierung der Eisenbahnstrecke Raron
-  Brig der Umfang der ursprünglich vorgesehenen Lärmschutz
w ände  der 1. P lanauflage ve rdoppe lt; die en tsprechende 
Plangenehmigung steht allerdings noch aus, zumal verschiedentlich 
Einsprachen gegen dieses 2. A uflagepro jekt erhoben w urden.

Ein w eiterer Schwerpunkt bildete die Langzeitüberwachung der 
vergrösserten, im April 2004 in Betrieb gegangenen Anlagen der 
Erdölraffinerie in Collom bey-M uraz.

Die Überwachung der Lärmbelästigungen der Raffinerie umfasste:
- kontinuierliche Messungen des Lärmpegels in Collom bey
- punktue lle  Lärmmessungen in der Nähe der lauten Anlagen der 

Raffinerie.

Im W eiteren w urde eine vom Staatsrat verlangte unabhängige 
Expertise realisiert. Basierend auf diesen Resultaten scheint es, dass 
die G esam tinsta lla tion , tro tz  der A u fhe bun g  von lokalen 
Lärmquellen noch immer zu hohe Lärmimmissionen fü r die benach
barten W ohnzonen verursacht. Die Raffinerie fü h rt die Sanierungen 
basierend auf der Expertise w e ite r um die vom Gesetz fixierten 
Normen zu erfüllen.

A u f den 1. O ktober 2004 tra t die revidierte Lärmschutzverordnung 
in Kraft. Als wesentliche Änderung sind dabei die verlängerten 
Fristen fü r  die D u rch füh rung  der Sanierungen an den 
Nationalstrassen bis zum 31. März 2015 sowie an den übrigen 
Strassen bis 31. März 2018 zu erwähnen.

Energieverbrauch in der Schweiz

j a  Heizöle 
a  Erdgas 
-  Elektrizität 

ja  Andere



Strahlen
Die Behandlung von Baugesuchen fü r M obilfunkantennen bildete 
nach w ie  vor die H auptarbeit der Fachstelle fü r Lärm- und 
Strahlenschutz im Bereich der nicht ionisierenden Strahlung. Bei ins
gesamt 126 behandelten Gesuchen (2003: 100, 2002: 85 und 
2001: 75) w urden bei 13 Stellungnahmen Abnahmemessungen 
angeordne t. Im B erichts jahr w urden  g le ichze itig  15 
Abnahmemessungen durch unabhängige Expertenbüros durch
geführt. In der Folge mussten bei 3 Standorten die vorgesehene 
Leistung wegen Grenzwertüberschreitungen reduziert werden.

Per 31. D ezem ber 2004 w aren im Kanton W allis 570 
A ntennenstandorte (2003: 469) registriert, w obe i sich 238 im 
Oberwallis, 182 im M itte lw a llis  und 150 im Unterwallis befanden. 
Die starke Erhöhung der Antennenstandorte  ist einerseits auf die 
E inführung des GSM-Rail-Funksystems bei den Bahnen an 41 
Standorten im Oberwallis und andererseits auf die E inführung des 
M obilfunksystem s der 3. Generation (UMTS) zurückzuführen.

Im Rahmen von Revisionen der Zonennutzungsplanung w urden 19 
Projekte auf ihre K onfo rm itä t gegenüber der nicht ionisierenden 
Strahlung überprüft. 15 weitere Dossiers betrafen Baugesuche von 
Transformatorenstationen (10), ein P langenehmigungsverfahren fü r 
eine Hochspannungsle itung, ein Baugesuch fü r  eine Hobby- 
Funkanlage, zwei Klagen wegen zu hoher Strahlung sowie die 
Prob lem atik der L ichtverschm utzung im Rahmen der 
Modernisierung von Bahnhofanlagen.

Umweltverträglichkeitsprüfung  
und Bauten
Bei U m w e ltve rträg lichke itsp rü fungen  hat die Dienststelle fü r 
U m weltschutz Sektion UVP und Bauten in Zusamm enarbeit m it 
anderen Dienststellen je nach Projekt fo lgende Aspekte zu beurte i
len: Raumplanung, Natur- und Landschaftsschutz, W alderhaltung, 
H eim at- und D enkm alschutz, A rchäo log ie , Jagd, Fischerei, 
G ewässerschutz (G rundwasser inklusive Quellen sow ie 
O berflächengewässer), ra tione lle  E nerg ienutzung, sow ie die 
Aspekte  des U m w eltschutzes im engeren Sinne das heisst 
Lärm schutz, Lu ftre in ha ltu ng , Schutz vor n ich tion is ie renden 
S trahlen, Bodenschutz, A b fa llb e w irtsch a ftu n g , A ltlasten , 
O rganism en, Katastrophenschutz (Schutz vor S törfä llen und 
Naturgefahren). Im Jahre 2004 w urden 36 UVP-pflichtige Projekte 
behandelt, 29 davon abschliessend (2003: 28 bzw. 22). Neue UVP- 
pflichtige Projekte wurden im Verlauf des Jahres 25 eingereicht 
(2003: 27), insgesamt waren Ende Jahr 33 UVPs laufend. Bei 56 im 
Bau befindlichen Grossprojekten w ar eine U m w eltbaubegle itung in

Funktion. Im Verlauf des Jahres konnten 29 Baubegleitungen 
abgeschlossen werden. Zudem w urden 441 nicht UVP-pflichtige 
Projekte behandelt, w e lche A usw irkun gen  in mehreren 
Um weltbereichen haben und einer Koordination bedürfen (2003: 
377).

Anzahl der behandelten UVP-pflichtigen Dossiers pro Jahr
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Anzahl der behandelten nicht UVP-pflichtigen Dossiers pro Jahr
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Anzahl der im Jahr 2004 behandelten Anlagetypen

Name UVP Dossiers nicht UVP Dossiers

Verkehr 6 105
Energie 3 23
Wasserbau 1 23
Abfallbehandlung 4 18
Schiessanlage 0 2
Sport, Tourismus, Freizeit 19 57
Industrie 0 57
Landwirtschaft (M eliorationen,
Bewässerung, usw.) 0 34
Wald ( Erschliessung, Meliorationen,
usw.) 0 11
Kiesabbau, Steinbrüche 3 11
Einkaufszentren 0 7
NISV Anlagen 0 1
Zonenpläne 0 31
W ohnbauten 0 22
Naturgefahren 0 13
Gewässer (Trinkwasser,
Wasserentnahme, Grundwasser) 0 9
Konsultationsverfahren
(Gesetze, Verordnungen, usw.)
Total 36 441

Antenne auf der Goppisbergeralpe



KANTONALES 
LABORATORIUM

Allgemeine Erläuterungen

Dem kantona len  Labora torium  un terliegen untersch iedliche 
A ufgaben zum Schutz des Konsum enten, d.h. um 
Gesundheitsrisiken und Täuschung in Grenzen zu halten. In erster 
Linie ist zur A nw endung des Bundesgesetzes über Lebensmittel und 
G ebrauchsgegenstände eine H andelsüberw achung durch 
Betriebsinspektionen und Warenanalysen erforderlich. Das A m t hat 
ferner den Auftrag, die Einhaltung des Giftgesetzes und den M arkt 
in Bezug auf die Verordnung über um weltgefährdende Stoffe zu 
überwachen und so eine Verwendung gefährlicher Stoffe, die 
Mensch und U m w elt schaden, zu vermeiden. Es überwacht auch die 
Badewasserqualität dam it kein Risiko fü r den Badenden entsteht.

Im Rahmen des Bundesgesetzes über die Landw irtschaft hat das 
kan tona le  Labora to rium  sow oh l den Schutz von 
U rsprungsbezeichnungen und geographischen A ngaben über 
landw irtscha ftliche  Erzeugnisse (GUB/GGA), der bio logischen 
Landw irtschaft als auch die Überprüfung der Inform ation des 
Konsumenten über in der Schweiz verbotene Herstellungsarten zur 
A ufgabe. Diesen M issionen w ird  zur Zeit eine besondere 
Bedeutung beigemessen. Die verstärkte M arktüberw achung der 
«Bio»-produkte ist durch deren ständig wachsenden Handelsanteil 
no tw endig . Die zwangsläufige Inform ation des Konsumenten über 
die mögliche A nw endung in der Schweiz verbotener Herstellungs
arten bei ausländischen Waren, w ie  z.B. Hühnerzucht in Käfigen 
(K ä figha ltung), V erw endung von T ie rfu tte r m it A n tib io to ka  
und/oder Horm onen oder gentechnisch veränderte Organismen 
(GVO), muss garantiert sein.

Der Bundesrat w ill das W HO Protokoll «Wasser und Gesundheit» 
ratifizieren. Es handelt sich um ein internationales Instrum ent zur 
Verhütung, Bekäm pfung und Verringerung von durch Wasser über
tragenen K rankhe iten . In der Schweiz ist die W asser
bew irtschaftung dezentralisiert. Jeder Verteiler ist fü r die Qualität 
des an den Konsumenten gelieferten Wassers verantw ortlich . Die 
K antonschem iker w u rd en  rechtm ässig angew iesen, die 
W asserqualität zu überprüfen. Die Ergebnisse der durchgeführten 
Analysen könnten als Datenbank fü r Statistiken dienen, welche 
w iederum  fü r einen nationalen Bericht benötig t werden könnten.

Seit 1999 ist die Melderate fü r die beiden w ichtigsten Erreger der 
durch Lebensmittel übertragenen Erkrankungen (Campylobacter 
und Salmonellen) rückgängig. Das grösste Infektionsrisiko geht 
nach w ie  vor von rohen Lebensmitteln tierischer H erkunft (Eier, 
Fleisch, M ilch) aus. Bei der Zubereitung muss vermieden werden, 
dass Rohfleisch oder Fleischsaft m it genussfertigen Lebensmitteln 
in K ontakt kom m t. Für die Prävention von Salmonellosen ist der 
küchentechnisch und hygienisch korrekte Umgang m it rohen Eiern 
oder Roheierspeisen w e ite rh in  unerlässlich.

Vogelgrippe: die Gesundheit der Schweizer Bevölkerung ist in kei
ner Weise bedroht. Keinerlei Anzeichen weisen darauf hin, dass der 
Virus von Mensch zu Mensch oder durch Lebensmittel übertragen 
w ird . W enn die Schweiz den Im port von Geflügel und davon stam
m enden Produkten untersagt, so geschieht dies zum Schutz des 
Schweizer Geflügels.

Das BSE-Problem (Rinderwahn) scheint auf dem Weg zur Lösung zu 
sein. Im Jahr 2004 ist die Zahl der BSE-Fälle stark zurückgegangen. 
Es w urden nur 3 Fälle (kein Fall im Wallis) im Gegensatz zu 21 Fällen 
im Jahr 2003 diagnostiziert.

Das Akrylam idproblem , eine als krebserregend bekannte Substanz, 
die sich bei Trockenerhitzung oder im Öl von Stärke enthaltenden 
Lebensmitteln, w ie  z.B. Karto ffe ln (Pommes-frites und Rösti), b il
det, ist noch in Bearbeitung. Es w ird  em pfoh len, diese Lebensmittel 
schonend zu kochen und zu erhitzen. Ferner haben Studien erge
ben, dass die Lagertem peratur und die K arto ffe lart eine w ichtige 
Rolle spielen.

Trinkwasser aus den öffentlichen Netzen w ird' durch m ikrob io lo 
gische Analysen systematisch kon tro lliert. A rtike l 275d der LMV, 
seit dem 1 .Mai 2002 in Kraft, schreibt vor, dass jeder, der über eine

Wasserversorgungsanlage Trinkwasser abgibt, die Konsumenten 
jährlich mindestens einmal umfassend über die Q ua litä t des 
Trinkwassers zu inform ieren hat. Der Verband der Kantonschemiker 
der Schweiz hat diese A n fo rde rung en  fes tge leg t. Die 
Verantw ortlichen müssen die V eröffentlichung vorbereiten und an 
die A bonnenten versenden.

Das Bundesamt fü r Landw irtschaft (BLW) hat den «M ünder Safran» 
im Verzeichnis der ko n tro llie rte n  U rsprungsbeze ichnungen 
(AOC/GUB) und geschützter geographischer Angaben (GGA) ein
getragen. Der Safran aus M und ist das erste Schweizer Gewürz, 
dass über eine geschützte Ursprungsbezeichnung verfügt. Es ist das 
13. Schweizer Lebensm ittelprodukt, das dieses Qualitätszeichen 
erhalten hat.

Kontrolle der W inzer und Einkellerer: Seit der W einernte 2003 
unterliegen die W inzer und Einkellerer einer kantonalen Kontrolle, 
die der von der Eidgenössischen W einhandelskommission (EWHK) 
bei den W einhändlern durchgeführten Kontrolle entspricht.

Am 1. Mai 2004 ist die Verordnung über den Rebbau und den 
W ein in Kraft getreten. Entstanden aus einer kom pletten Überar
be itung der Walliser W eingesetzgebung, umfasst diese Verordnung 
die Gesamtheit der aktuellen gesetzlichen Verfügungen von der 
Rebe bis zur Flasche. A cht Gesetzestexte w urden gestrichen. Diese 
neue Verordnung verbessert die qualitativen Anforderungen an 
den W alliser AOC-W ein und de fin ie rt die A nforderungen an die 
höhere Qualitätsbezeichnung «Grand Cru» fü r den ganzen Kanton 
Wallis. Sie legt die Kompetenzen des Branchenverbands fü r Walliser 
W eine klar fest und verstärkt die E igenverantwortung der Branche.

Das Bundesparlament hat die A ufhebung des Absinthverbots bes
chlossen. Die «Fee verte» w ird  legalisiert, sobald die entsprechen
den Gesetzes- und Verordnungsänderungen vom Bundesrat verab
schiedet werden.

Der Bundesrat setzte auf den 1. November 2004 die tota lrevid ierte 
Tabakverordnung in Kraft. Die vier K ernpunkte  der neuen 
Tabakverordnung sind: die Einführung von deutlichen W arnungen 
auf Tabakprodukten, eine obligatorische M eldepflich t der zuge
setzten Stoffe, ein Verbot der Begriffe «light» oder «m ild» und die 
Festlegung neuer Höchstwerte sowohl des Kohlenmonoxids als 
auch des Teer- und N ikotingehalts. Exportzigaretten sind jedoch 
nicht davon betroffen.

Die Lesbarkeit von Lebensm itteletiketten lässt häufig zu wünschen 
übrig. Der Verband der Kantonschemiker der Schweiz verlangt in 
einer Interpretationshilfe nach einer eindeutigen Verbesserung der 
Lesbarkeit vorgeschriebener Angaben auf Lebensm itteletiketten.

Einige Inform ationen zu den durch
geführten Analysen
Das Laboratorium hat an 5827 Proben m ikrobiologische und che
mische Analysen durchgeführt. 16,9%  der Proben entsprachen 
nicht den jew eilig  anzuwendenden Gesetzgebungen. Dies aus 
unterschiedlichen Gründen, angefangen bei der Etikette bis zur 
Gesundheitsgefährdung durch verdorbene Ware. Es muss darauf 
hingewiesen w erden, dass die Probenerhebungen gezielt vorge
nom m en werden, und die statistischen Ergebnisse daher nicht 
repräsentativ fü r  die allgemeine Lage sind, jedoch die Probleme 
verdeutlichen.

Milchprodukte

Die umfassende nationale Analysenkampagne 2002-2003 von 
M ilchprodukten w urde im Jahr 2004 fortgesetzt. Die sich als nicht 
kon form  herausgestellten Betriebe wurden 2004 w iederum  aufge
sucht. Von 42 analysierten Halbhartkäsen w ar bei dieser Kampagne 
einer n icht-konform .

A u f den Alpen w urde das Wasser, das zur Käseherstellung verwen
det w ird , ebenfalls analysiert. 40%  dieser Wasserproben waren 
n icht-konform . Die Mehrzahl der A lpwassernetze hat keinerlei



Schutzzone. In mehreren Fällen kom m t das Wasser aus offenen 
Suonen. In anderen Fällen werden die Fassungen und Installationen 
nicht unterhalten.

89 M ilchproben aus 4 Molkereien w urden analysiert. 2 Fälle von 
Wässerung wurden festgestellt.

Fleisch, Fleischprodukte

Keine von 14 Forellenproben, die aus Fischzuchten entnom m en 
w urden, wies Spuren biologisch aktiver Produkte auf.

In Zusamm enarbeit m it dem Zoll w urde eine Lachskampagne 
durchgeführt. Von 22 Proben w urden 2 beanstandet, da sie eine 
übermässig hohe N itra tkonzentra tion aufwiesen.

Bei einer Kampagne zur Feststellung der korrekten Tierangabe auf 
Etiketten von W ildprodukten w urden von 11 Proben 2 beanstandet.

Lebensmittel, die thermisch behandelt und die in kalter oder 
warm er Form fertig zum Verzehr sind

In 31 Restaurants w urden 67 Proben von Lebensmitteln, die the r
misch behandelt und in kalter oder w arm er Form fe rtig  zum 
Verzehr (vorgekochte Teigwaren, Reis, Krevetten) angeboten w e r
den, erhoben. 27 Proben (40,3% ) w urden aus hygienischen 
Gründen beanstandet. In 10 von diesen Restaurants w urden nach
träglich nochmals Kontrollen durchgeführt, w obe i 6 Proben noch
mals beanstandet w erden mussten. Diese schlechten Ergebnisse 
beruhen au f m ange lnder H ändehygiene, zu hohen Lager
tem peraturen (> 5°C) und zu langen Lagerzeiten.

Hierbei muss da rau f h ingew iesen w erden, dass die 
Probenerhebungen gezielt erfo lgen und man aus diesen Zahlen 
keine generellen statistischen Schlussfolgerungen ziehen kann.

Früchte und Gemüse

- Früchte
In 223 Proben verschiedener Früchte hat das Kantonslabor den 
Gehalt von Pestiziden, speziell Fungiziden, untersucht. Der 
Toleranzwert w urde in 4  Proben überschritten.

- Gemüse
Bei 32 verschiedenen Gemüseproben w urde kein Toleranzwert 
fü r Fungizide überschritten.

Pilze

Dank der Kompetenz und der Bereitschaft eines Pilzkontrolleurs 
konnte die genaue Ursache einer Pilzvergiftung, die einer ganzen 
Familie einen Krankenhausaufenthalt verursachte, aufgeklärt w e r
den. Sie hatten kleine Schirmpilze, die sich unter den Hauben ess
barer Pilze festgesetzt hatten, gegessen.

Trinkwasser

3092 Trinkwasserproben aus dem öffentlichen Netz w urden analy
siert. 12 ,1% , w ovon  ein w esen tliche r Teil aus priva ter 
W asserversorgung stam m te, genügten den m ikrobio log ischen 
Normen nicht.

Im Kanton W allis w urden 1300 Trinkwasserproben von den 
Lebensm ittelinspektoren, den Lebensm ittelkontrolleuren oder den 
B runnenm eistern der Gem einden erhoben. Eine um fassende 
Analyse der O ligoelem ente w urde in Zusamm enarbeit m it dem 
Bundesamt fü r Gesundheit (BAG) durchgeführt. Toleranzwert- oder 
G renzw ertübersch re itungen  w urden  in 1 % der Proben fü r 
M anganw erte , in 3 ,5%  der Proben fü r Eisengehalt, in 0 ,5%  der 
Proben fü r Arsenwerte und 0 ,4%  der Proben fü r Bleigehalt fest
geste llt. G em einden m it To leranzw ert- oder G re nzw ert
überschreitungen w urden von den Lebensm ittelinspektoren kon
taktie rt, um der Ursache dieser erhöhten W erte nachzugehen. Jede 
Gemeinde hat einen umfassenden Analysenbericht über die che
mische Zusam m ensetzung (O ligoe lem ente) ihres Trinkwassers 
erhalten.

- Biologisch aktive Substanzen im Trinkwasser
Das Grundwasser, welches als Trinkwasser genutzt w ird, wurde 
vom Trinkwasserinspektor im Kanton Wallis beprobt. Dieses 
Wasser wurde auf das Vorhandensein von biologisch aktiven 
Substanzen (Herbizide, Pestizide, Fungizide) untersucht. 38 sol

cher Trinkwasserproben w urden analysiert. In drei Proben wurde 
A traz in  sow ie dessen M e tabo lite , Desethylatrazin und 
Desisopropylatrazin nachgewiesen. In einer Gemeinde w urde der 
Toleranzwert fü r Atrazin im Trinkwasser überschritten, ln den 
Grundwasserbrunnen von fü n f weiteren Gemeinden wurden 
Spuren der Substanzen Simazine oder Tertbutylsimazin gefunden.

- Legionellen in W armwasser
72 W armwasserproben und 2 Kühlwasserproben w urden von 
den Lebensm itte linspektoren  in A lte rshe im en , Schulen, 
Schwimmbädern und Lebensm ittelbetrieben (Kühlsystem) erho
ben. In 10 (13,5% ) der Proben w urden zu hohe Legionellenwerte 
nachgewiesen. In den betroffenen Betrieben w urden entspre
chende Massnahmen (W arm wassertem peratur am Wasserhahn 
> 55°C) ergriffen. Durch Nachkontrollen w urde die W irksam keit 
dieser Massnahmen überprüft.

Authentizität von Lebensmitteln

M it Hilfe der M ethode IRMS (Isotopie Ratio Mass Spectrometrie) 
w urde die Beurteilung der Herkunftsdeklaration von Lebensmitteln 
erweitert. Der grosse M edienw irbel im Sommer 2004 um die 
Falschdeklaration von Aprikosen, die am Strassenrand verkauft 
w urden, hat e indrück lich das Interesse der Presse und der 
Konsum enten an der H erkun ft der Lebensm ittel gezeigt. In 
Zusammenarbeit m it den schweizerischen Zolläm tern w urden an 
der Grenze 46 Proben Aprikosen ausländischer H erkunft erhoben. 
Im Kanton Wallis erhob die IFELV 30 Proben. Durch die Bestimmung 
des Sauerstoffisotopenverhältnisses in diesen Proben konnte eine 
Datenbank zur Beurteilung der korrekten Deklaration der Herkunft 
von Aprikosen au fgeb au t w erden. Die bereits bestehenden 
Datenbanken fü r Tomaten, Äpfel und Erdbeeren w urden m it 
Proben von 2004 erweitert. M it dem Aufbau einer weiteren 
Datenbank im Bereich M ilch und Käse w urde im Herbst 2004 eben
falls begonnen.

Weine

- Walliser W eine des Jahrgangs 2003
57 Walliser AOC-W eine (GUB) w urden analysiert, um die durch
schnittliche Zusammensetzung der Hauptparam eter festzustellen 
und diese in unsere Datenbank eingeben zu können. In 9 Proben 
(15,8% ) stim m te der angegebene A lkoholgeha lt nicht. In 2 von 
34 Rotweinen (5 ,9% ) überschritt der H is tam ingehalt den 
Toleranzwert.

- W einernte
Das Wallis hat 46 M illionen Liter W ein eingekellert : 27,9 
M illionen Rotwein und 18,1 M illionen W eisswein. Die e rw äh
nenswertesten Elemente dieser W einernte 2004 sind die perfek
te Qualität, die reduzierte Chasselasmenge und der starke 
Anstieg von Spezialitäten.

- Kellerkontro lle
Im Jahr 2004 hat die Eidgenössische W einhandelskommission 
(EWHK) 85 W e inhänd le r ko n tro llie r t. Die in te rkan tona le  
Zertifizierungsstelle (IZS) hat 168 W einbauern und Einkellerer 
kontro lliert.

Spirituosen

Für die Vergebung des AOC-Gütezeichens fü h rt das Kantonslabor 
chemische Analysen und Spirituosendegustationen durch. 11 
«Eaux-de-vie de poires W illia m » (W illiam sb irne) und 2 
«Abricotines» (Aprikosenschnaps) wurden vorgeschlagen.

Badeanlagen

1167 Wasser von Badeanlagen wurden analysiert und 189 (16,2% ) 
entsprachen nicht den geltenden Anforderungen.

Inspektorat und Lebensmittelkontrolle

Die Lebensm itte lkon tro lle  im Kanton W allis w ird  durch 4 
M ita rbe ite r vom Lebensm ittelinspektorat des Kantonslabors und 26 
Kontrolleure der Gemeinden (12 O b e rw a llis /14 Unterwallis) durch
g e fü h rt. Die seit 1998 e ing e füh rte n  m onatlichen 
Koordinationssitzungen der Kontrolleure, die unter der Leitung des 
K antonslabors stehen, haben zum  Ziel, eine e inhe itliche



Lebensm ittelkontrolle im Kanton zu gewährleisten. Darüber hinaus 
w ird  gesam tschweizerisch gemäss dem System der 
«G esam tgefahrenerm ittlung im Lebensm ittelbetrieb» versucht, die 
Lebensm ittelkontrolle auf Schweizer Niveau zu optim ieren. Die 
Zusam m enarbe it m it den Lebensm itte lkon tro lleu ren  der 
Gemeinden ist im Allgem einen als gu t zu bezeichnen. Leider beur
te ilen  viele G em einden die A bgabe der K ontro llen  an das 
K antonslabor nach fina nz ie llen  A spekten und n ich t nach 
W irksam ke it. Dies e rschw ert eine e ffiz ie n te , z ie lge rich te te  
Organisation der Lebensm ittelkontrolle.

Kategorien Kontrollen Beanstandungen %

Verpflegungsbetriebe 2048 96 4,7

Handelsbetriebe 918 39 4,2

Gewerbebetriebe 179 12 6,7

Industriebetriebe 17 2 11,8

Trinkwasserversorgung 78 1 1,3

Total 3240 150 4,6

Durchgeführte Lebensmittelkontrollen

Im Jahr 2004 w urden  von 5183 e ingetragenen Lebens
m itte lbetrieben, ohne die W einhändler und Einkellerer, anhand von 
3240 Kontrollen 2995 Betriebe kontro llie rt, ln 150 Fällen (4 ,6% ) 
w urde eine Beanstandung vorgenom m en.

Die Qualität von 1191 Fritierölen w urde  von unseren Kontrolleuren 
vor O rt kon tro llie rt. 68 (5 ,7% ) davon entsprachen nicht mehr den 
A n fo rde rungen . Bei 6 von diesen Proben w urde  die N icht- 
K onfo rm itä t durch Laboranalysen bestätigt.

3,5 Tonnen tiefgefrorenes W ildfle isch, dessen Haltbarkeitsdatum  
seit m ehr als 5 Jahren überschritten war, w urden beschlagnahmt. 
Der gesamte Lagerbestand w urde zu T ie rfu tte r verarbeitet.

100 Flaschen Olivenöl «extra vierge» w urden wegen falscher 
Angaben beschlagnahmt.

300 kg tiefgefrorenes Entenfleisch en th ie lt N itrofuran (A ntib io 
tikum ) und w urde vernichtet.

Ein bedeutender Fall von falscher Deklaration und von Handel m it 
Caseinmarken zur Garantie der Rückverfolgbarkeit w urde aufge
deckt.

Gifte und um weltgefährdende Substanzen

Im Rahmen der M arktkon tro lle  hat der G iftinspektor verschiedene 
Inspektionen, hauptsäch lich in D rogerien, P flanzenschutz
m itte lhand lungen, Verkaufsräumen usw., vorgenom m en.

Zur Erneuerung der Badezulassungen w urden 25 Kontrollen vorge
nommen.

U nter A nw endung des Bundesgesetzes über den Handel m it 
G iften, hat der Inspektor die fo lgenden Zulassungen ausgestellt
- 12 allgemeine Genehm igungen (A,B oder C)
- 19 G iftbüchle in
- 209 Giftscheine über:

- 1696 Liter G ift der Klasse 2
- 4298 Kilo G ift der Klasse 2.

Die Ausstellung erfo lg te  in Zusamm enarbeit m it den Gemeinden.

Über eine Tonne verschiedener chemischer Produkte w urde in 
Kehrichtentsorgungsanlagen (UTO und CRIDEC) fachgerecht en t
sorgt.

In A nlehnung an die Verordnung über um w eltgefährdende Stoffe 
(StoV) w urden die fo lgenden Zulassungsbewilligungen ausgestellt:
- 11 zur Verwendung von Holzschutzm itteln
- 32 zur Verwendung von Kühlflüssigkeiten.

Ferner hat der G iftin sp e k to r im Rahmen e iner na tiona len  
Kam pagne fü r  D ünger und R e in igungsm itte l verschiedene 
Probenerhebungen vorgenom m en.

Zur Vervollständigung der Radonkarte des Wallis hat der Giftinspektor 
86 Dosimeter an 43 Stellen des Kantons positioniert. Nach deren 
Einsammlung wurden sie analysiert und die erhaltenen Werte in der 
Datenbank des Bundesamts fü r Gesundheit gespeichert.
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P r ä s id iu m

Einleitung

D er Rahmen und die Schwerpunkte der Tätigkeit des Staates Wallis in de r laufenden  
Legislaturperiode sind in den R ichtlinien der Regierungspolitik 2002-2005 zu finden. Aufgrund von 
Artike l 97 des Gesetzes über die Organisation der Räte und die Beziehungen zw ischen den 
Gewalten hat der Staatsrat in seinem  jährlichen Verwaltungsbericht eine Zw ischenbilanz über die 

Richtlinien zu präsentieren.

D iese dritte Zw ischenbilanz übernim m t die S truktur der Richtlinien 2002-2005. Für jede  der 
aufgeführten Ziele w ird eine kurze Beurteilung des Standes der Umsetzung Ende 2004 formuliert.

M it diesem Bericht w ill de r Staatsrat die Bedeutung der R ichtlinien als Planungs-, Führungs- und  
Inform ationsinstrum ent unterstreichen. E r w ill auch dem Parlam ent und seinen Kom missionen die 
M öglichkeit geben, im  Verlaufe de r Legislaturperiode die Realisierung der hauptsächlichen  
sektoriellen Ziele, die sich der S taatsrat im  Vierjahresplan gesteckt hat, m itzuverfolgen.

Koordination der Tätigkeit des Staats rats und der Beziehungen zwischen den 
Gewalten

Die B eziehungen  zw isch en  dem  S taa tsra t und dem  G rossen  Rat au fg ru nd  der neuen  

B estim m u ng en  des G esetzes  über d ie  O rgan isatio n  der R äte  und d ie  B eziehungen  zw ischen  

den  G ew alten  ko ord in ieren

> Die Staatskanzlei und der Parlamentsdienst verfolgen die im Zuge der kürzlichen Abänderung des 

GORBG eingeführte Zusammenarbeit aktiv fort.

Weiterentwicklung einer koordinierten Informations- und Kommunikationspolitik

Förderung  der A nw end u n g  der m o d ernen  T echn o lo g ien  fü r e ine  O ptim ierung  der K ontakte  

m it der Ö ffen tlich ke it und d er in ternen  K om m u nika tio n

> Die im vergangenen Jahr unternommenen Anstrengungen zur Entwicklung der Internet- und 

Intranetplattform werden 2005 fortgeführt.

S chaffung  e in er G esetzesgrun d lag e , w e lc h e  d ie  In fo rm ation  der Ö ffen tlich ke it und den  

Zug an g  zu D okum enten  au f kan to na le r und ko m m u n aler E bene regelt

> Ein Gesetzesentwurf, welcher den heutigen Anforderungen im Bereich der aktiven Information 

(Information aus eigenem Antrieb heraus) und der passiven Information (Zugang zu Dokumenten) 

genügt, wurde 2004 ausgearbeitet.

> Im Jahre 2005 ein Ausführungsreglement zum Informationsgesetz erarbeiten, in dem die 

Detailbestimmungen zum Gesetz geregelt sind. Ein Handbuch zuhanden der Kantonsverwaltung und 

der Gemeinden verfassen, um ihnen die praktische Anwendung und die Interpretation der neuen 

Bestimmungen zu erleichtern.



Bis Ende 2003 bereit sein für eine eventuelle allgemeine Einführung der Führung über 
Leistungsaufträge und Globalbudget in der gesamten Kantonsverwaltung

> Am 14. Januar 2004 nahm der Staatsrat einen Änderungsentwurf des Gesetzes über die 

Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons und deren Kontrolle an, der die Einführung der 
Führung über Leistungsaufträge für sämtliche Dienststellen des Staates Wallis vorsieht. Dieser Entwurf 

wurde vom Grossen Rat am 15. Dezember 2004 angenommen.

Siehe auch 1. Reform- und Restrukturierungsschwerpunkt.
Siehe auch Ziel des DFLA „ Controlling-System und die Instrumente zur Finanzhaushaltführung verstärken“ .

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Der Ausgabenüberschuss (Nettokosten) der Staatsratsdienste belief sich auf 10'329’977 Franken



D e p a r t e m e n t  f ü r  F in a n z e n , L a n d w ir t s c h a f t  u n d  ä u s s e r e  A n g e l e g e n h e it e n

F in a n z e n

Sicherstellung ausgeglichener Kantonsfinanzen

E in führung  e in e r A usg ab en - und S ch u lden b rem se

> Die neuen Verfassungsbestimmungen zur Ausgaben- und Schuldenbremse (Art. 25 der KV) sind in der 

Volksabstimmung vom 22. September 2002 angenommen worden. Das kantonale Anwendungsgesetz 

hierzu wurde am 9. Juni 2004 vom Grossen Rat beschlossen und ist am 1. Januar 2005 in Kraft 
getreten. Mit den neuen Bestimmungen hat sich der Kanton Wallis mit einem Instrument zur Kontrolle 

und Begrenzung der Ausgaben sowie der Verschuldung ausgestattet, welches momentan auf 
schweizerischer Ebene als das strengste betrachtet wird. Diese Bestimmungen sehen in der Tat vor, 
dass jedes Jahr nicht nur das Gleichgewicht der Laufenden Rechnung realisiert werden muss, sondern 

dass ebenfalls die Investitionen mit der Selbstfinanzierungsmarge zu decken sind.

C on tro llin g -S ys tem  und d ie  In s tru m en te  zu r F in an zhau sh a lts fü hrun g  verstärken

> Der gesetzgeberische Rahmen zur Verstärkung des Controlling-Systems und die Instrumente zur 
Finanzhaushaltsführung wurden mit zwei aufeinander folgenden Revisionen des Gesetzes über die 

Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons und deren Kontrolle vom 24. Juni 1980 

beschlossen.

> Die erste Revision hatte hauptsächlich die Anpassung einiger Bestimmungen mit eher technischem 

Charakter zur Folge, wie die Neudefinition von Kompetenzen, die Vereinfachung gewisser Prozeduren, 

namentlich betreffend die Nachtragskredite, das Inkasso und die Abdeckung von Forderungen sowie 

die Lockerung von Verfahren betreffend Immobilientransaktionen. Diese Revision wurde am 13. Mai 
2004 vom Grossen Rat beschlossen.

> Die zweite Revision war grundlegender und beschreibt die Prinzipien der Leistungssteuerung und 

brachte namentlich eine Anzahl Elemente betreffend das Controlling und die Finanzhaushaltsführung. 
Diese zweite Revision wurde am 15. Dezember 2004 vom Grossen Rat beschlossen und wird am 1. 

Mai 2005 in Kraft treten. Die Anwendungsverordnungen sind in Vorbereitung. Die Umsetzung dieser 

neuen Verwaltungsführung erfolgt progressiv in Funktion des Vorbereitungsgrades der Dienststellen.

Vgl. Kapitel des Präsidiums und Achse 1 der Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte

Sanierung der Gemeindefinanzen

R evis ion  des G esetzes  über d ie  G em ein d eordn u n g

> Am 1. Juli 2004 sind die neuen Gesetzesbestimmungen für die Gemeinden in Kraft getreten. Es sind 

dies das Gemeindegesetz vom 5. Februar 2004 und die Verordnung vom 16. Juni 2004 betreffend die 

Führung des Finanzhaushaltes der Gemeinden. Die Walliser Munizipal- und Burgergemeinden können 

sich auf einschlägige Normen bei der Finanzhaushaltsführung stützen. Es empfiehlt sich, diese 

Bestimmungen durch die Unterstützung der Behörden und der Gemeinden zu ergänzen. Dies wird 

nicht immer leicht sein, denn die neuen Gesetze enthalten zahlreiche Bestimmungen, für die man eine 

Praxis im Verlauf der kommenden Jahre wird entwickeln müssen.

Vgl. Achse 6 der Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte

R evis ion  des in te rkom m u nalen  F in an zausg le ich s

> Die ausserparlamentarische Kommission, welche vom Staatsrat mit der Revision des aktuellen 

Finanzausgleichs beauftragt wurde, hat ihren Schlussbericht am 7. Oktober 2003 hinterlegt. Der 
Staatsrat hat in dieser Angelegenheit seine Position bis heute noch nicht festgelegt. Er bleibt im 

Augenblick abwartend im Hinblick auf den Beschluss des Grossen Rates bezüglich des Dekrets über 
die strukturellen Massnahmen, das in Form einer parlamentarischen Initiative von der Kommission 

„Strukturelle Massnahmen“ eingereicht wurde. Dieses Dekret sieht namentlich vor, dass der Staatsrat



eine grundlegende Analyse der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden erarbeiten muss. 
Also ist es nicht sinnvoll einen neuen Finanzausgleich einzuführen, wenn eine neue Aufgabenteilung 

zwischen dem Kanton und den Gemeinden voranzugehen hat

Vgl. Achse 3 der Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte

Ü berprü fung  d er B estim m u ng en  b etre ffend  d ie  G em ein d efu s io n en

> Die Überprüfung ist im Rahmen der Revision des vorerwähnten Gemeindegesetzes erfolgt, welches 

diesen Bestimmungen ein spezielles Kapitel widmet. Diese Bestimmungen sind am 1. Juli 2004 in Kraft 
getreten.

S chaffu ng  e in er In stanz zu r B eratung von G em einden

> Die Umsetzung einer neuen Instanz zur Beratung von Gemeinden ist formell mit der Schaffung einer 
Sektion für Gemeindefinanzen erfolgt, welche organisatorisch der kantonalen Finanzverwaltung 

angegliedert ist.

> Auf die Umsetzung des neuen Gemeindegesetzes wurde ein besonderes Schwergewicht gelegt. Es 

wurden detaillierte Richtlinien herausgegeben und an die Gemeinden verschickt, um diese über die Art 

und Weise zu informieren, wie die neuen Auflagen im Zusammenhang mit der Gesetzgebung zu 

erfüllen sind. Ausserdem wird in Zusammenarbeit mit den Gemeindeverbänden Informationssitzungen 

organisiert, um die Behörden und Gemeindeverwaltungen mit den praktischen Auswirkungen dieser 

neuen Gesetzgebung zu sensibilisieren.

> Um es den Gemeinden zu ermöglichen, die neuen Auflagen bezüglich des harmonisierten 

Kontenplanes zur Präsentation der Rechnung zu erfüllen, wurde eine standardisierte 

Informatikapplikation entwickelt und an die Gemeinden verteilt. Die Grundlagenarbeiten zur 

Modernisierung der Rechnungsführung der Gemeinden werden 2005 mit der Veröffentlichung des 

Handbuches für die Gemeindefinanzen abgeschlossen.

> Berücksichtigend den Nutzen für die Walliser Gemeinden mit der Möglichkeit, sich ans Netz der 

Informatik des Staates Wallis anzuschliessen sowie unter Umständen mittels adäquater Bewilligungen 

an Daten zu gelangen, welche durch den Kanton und den Bund verwaltet werden, hat der Staatsrat am 

15. Dezember 2004 beschlossen, ein Steuerungskomitee zur Planung und Festlegung der Ziele dieses 

Projektes einzusetzen.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Äufnung des Sanierungsfonds für Gemeinden mit 10 Millionen Franken in den Jahren 2003, 2004 und 
2005, gemäss entsprechendem Dekret und Budgets.
- Bewegung im Jahr 2004:1'841'152.10
- Stand des Fonds per 31.12.2004:17'658'847.90 _______________________________________

Anwendung einer gezielten Steuerpolitik

Harmonisierung der zeitlichen Bemessung bei der Besteuerung der natürlichen Personen auf den 

1.1.2003 (Übergang von der zweijährigen Pränumerandobesteuerung auf die einjährige 

Postnumerandobesteuerung)

> Am 13. September 2001 hat der Grosse Rat des Kantons Wallis grünes Licht für die einjährige 

Postnumerandobesteuerung bei natürlichen Personen gegeben. 2004 kam die einjährige 

Postnumerandobesteuerung erstmals zum Einsatz.

> Am 15. Januar 2005 hatte die Sektion „Einschätzung der natürlichen Personen“ 86% der 
unselbstständigerwerbenden Steuerpflichtigen und 54% der selbstständigerwerbenden 

Steuerpflichtigen kontrolliert.

> Für die Veranlagung 2003 (durchgeführt im Jahre 2004) wurde ein neues Fristenverwaltungssystem 

eingeführt. Dieses System wurde allgemein begrüsst (Gemeinden, Treuhänder, Steuerpflichtige).

> Für die Veranlagung 2004 wird den Steuerpflichtigen (natürliche Personen) kostenlos ein 

Informatikprogramm für das Ausfüllen der Steuererklärung zur Verfügung gestellt.



Förderung  von W o hn s itzn ahm en  von S teu erp flich tig en  m it hohem  E inkom m en  und  

b edeutendem  V erm ö g en  im  W allis

> Ab 2003 wurde eine Reihe von gezielten Aktionen durchgeführt, um die Ansiedlung von 

Steuerpflichtigen mit hohem Einkommen und Vermögen im Wallis zu fördern.

Ä nderung  des R eg lem ents  betre ffend  d ie  K atastertaxen  -  B erü cksich tigung  des  

K atas terw ertes  a ls  S teu erw ert m it A u sn ah m e d er lan d w irtsch aftlichen  G run d stü cke

> Am 22. Dezember 2004 unterbreitete der Staatsrat dem Grossen Rat einen Dekretsentwurf zur 
Änderung des Steuergesetzes und des Reglements betreffend die Katastertaxen. Mit dieser Änderung 

sollen die Steuerwerte angepasst werden, damit sie dem Harmonisierungsgesetz und dem Grundsatz 

der rechtsgleichen Behandlung gerecht werden. Zudem bringt diese Änderung zusätzliche Einnahmen 

für die öffentliche Hand: 11 Mio. für den Kanton und 18.3 Mio. für die Gemeinden. Diese Änderungen 

werden vom Grossen Rat in der Maisession 2005 behandelt.

Erhöhung des Ertrags aus der B esteuerung

> Auf Vorschlag seiner Kommission Strukturelle Massnahmen und des Staatsrates hat der Grosse Rat 
im November 2004 im Rahmen der Budgetberatungen grünes Licht für die Anstellung von 6 

zusätzlichen Mitarbeitenden bei der kantonalen Steuerverwaltung gegeben. Dies soll zu einer 

Erhöhung des Steuerertrags führen

Revision der M otorfahrzeugsteuer

> Am 16. September 2004 verabschiedete der Grosse Rat das Gesetz über die Besteuerung der 
Motorfahrzeuge. Es ist am 1. Januar 2005 in Kraft getreten.

F in a n z - u n d  V e r w a l t u n g s f ü h r u n g

Modernisierung der gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen betreffend die 
Finanzführung

E rre ichen  e in e r ab gestim m teren  und e ffiz ien teren  V erw altung  des S taats

> Die in der Finanzplanung 2002 -  2005 vorgesehene Revision der entsprechenden Bestimmungen des 

Gesetzes über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons und deren Kontrolle vom 

24. Juni 1980 (FHG) ist erfolgt und wurde vom Grossen Rat verabschiedet (siehe oben Verstärkung 
des Controlling-Systems und der Instrumente zur Finanzhaushaltsführung).

Moderne und dynamische Personal- und Beschäftigungspolitik

E in führung  von M assn ah m en , d ie  es dem  K anton W allis  g es ta tten , ein a ttrak tiver und auf 

dem  A rb e itsm ark t w e ttb ew erb s fäh ig er A rb e itg eb er zu b le iben

> Um das Arbeitgeberimage und die Konkurrenzfähigkeit weiter zu verbessern, hat der Staat Wallis 

seine diversen Vorzüge - wie bereits in den Jahren 2002 und 2003 - auch im Jahre 2004 in der 
Walliser Presse sowie auf dem Internet einem breiten Publikum präsentiert.

> Damit der Staat Wallis ein attraktiver und konkurrenzfähiger Arbeitgeber bleibt, verfolgt er eine 

Lohnpolitik, welche unter anderem die interne und externe Lohngerechtigkeit garantieren soll.

E indäm m ung  d er P erso na len tw ick lu n g

> Der Staatsrat legte die temporäre Einführung der Stellenplafonierung (Personalstopp) in seinen 

Regierungsrichtlinien fest. Trotz organisatorischer Massnahmen ist der Kanton Wallis leider 
gezwungen, neue Stellen zu schaffen, um die Anwendung neuer kantonaler und eidgenössischer 

Gesetzesgrundlagen zu gewährleisten.

> Die Auswirkungen neuer Gesetzesgrundlagen auf die Personalentwicklung muss systematisch 

überprüft werden. Grundsätzlich dürften keine neuen Gesetzesgrundlagen eingeführt werden, die



einen zusätzlichen Personalbedarf nach sich ziehen, ohne dass der Staatsrat über die notwendigen 

Personalressourcen verfügt oder der Grosse Rat die erforderlichen neuen Stellen akzeptiert.

S ich ers te llu n g  e in e r m o dernen  und e ffiz ien ten  P erso nalp o litik

> Die bereits seit 1997 unternommenen Anstrengungen werden insbesondere in den Bereichen 

Arbeitsbedingungen, Arbeitszeitgestaltung, Entlohnung, Dienstaltersanerkennung, Personalmarketing, 
methodische und objektive Personalrekrutierung, Personalförderung, Aus- und Weiterbildung, 
Chancengleichheit und Führungsinstrumente fortgeführt.

K on so lid ie ru n g  d er fin an zie llen  Lage d er beiden  P ens ionskassen  des S taates

> Mit Entscheid vom 25. Juni 2003 hat der Staatsrat eine Arbeitsgruppe mit 5 Vertretern des DFLA, des DEKS 

und des Finanzinspektorats sowie externen Experten beauftragt, einen Synthesebericht über die 

notwendigen Massnahmen zu erstellen, um die Deckungsgrade der beiden Pensionskassen (VPSW und 

RVKL) zu verstärken. Am 14. Juni 2004 hat die Arbeitsgruppe ihren Bericht sowie einen Gesetzesentwurf 

eines Rahmengesetzes dem Staatsrat vorgelegt. Nach einer gross angelegten Informationskampagne, wo 

die Bevölkerung und die interessierten Kreise durch eine Pressekonferenz und anschliessend durch 

dezentrale Informationsveranstaltungen in Visp, Sitten und St. Maurice informiert wurden, waren die beiden 

Dokumente Gegenstand einer erweiterten Vernehmlassung, die am 8. Oktober 2004 abgeschlossen wurde. 

Der Staatsrat hat daraufhin von den Stellungnahmen Kenntnis genommen, die ursprüngliche Arbeitsgruppe 

aufgelöst und eine unabhängige Expertenkommission eingesetzt, die den ursprünglichen Bericht sowie die 

Stellungnahmen zur Vernehmlassung evaluieren wird.

Ausgabenüberschuss der Dienststelle für Personal und Organisation für das Jahr 2004
2'736'458 Franken

Entwicklung und Ausbau der Informatikstrategie

E ntw icke ln  e in e r in tegra len  und kohärenten  In fo rm atiks tra teg ie  m it dem  Z ie l, den S taat zu  

m od ern is ie ren

> Umzug der Informatik des Staates Wallis in die neuen Räumlichkeiten an der avenue des Mayennets.

> Die mit der Zentralisierung der Informatiktätigkeiten betraute Arbeitsgruppe hat ihren Bericht 
unterbreitet, der für die von der GPK gesteckten Zielsetzungen Lösungsvorschläge aufzeigt. Mit 
seinem Entscheid vom 18. Juni hat der Staatsrat diesen genehmigt und für die Umsetzung grünes 

Licht gegeben. Die Zentralisierungsarbeiten kommen gut voran, und die Informatik mehrerer 
Dienststellen ist auf die DDV übertragen worden.

> Im Rahmen des Projektes „Infostar“, wurden alle Zivilstandsämter an das neue System angeschlossen.

> Der Steuerungsausschuss SAP hat die folgenden Prioritäten gesetzt:
- 1. Verwaltung der Taxen und Steuern

- 2. Verwaltung der Verpflichtungskredite
> Als Unterprojekt der Taxen und Steuern wird das Betreibungs- und Konkurswesen im Jahr 2004 in 

Angriff genommen.

> Die Beschaffung von Informatikmaterial über die Einkaufszentrale der Westschweizer Kantone 

ermöglicht äusserst vorteilhafte Bedingungen. Im Softwarebereich eröffnen sich ähnliche Bedingungen 

durch die Zusammenarbeit mit der Schweizerischen Informatikkonferenz.

Ausgabenüberschuss der Dienststelle für Datenverarbeitung für das Jahr 2004
17'063’434 Franken



La n d w ir t s c h a f t

Förderung einer hochwertigen Landwirtschaft

A nw end u n g  der neuen L and w irtschaftsp o litik  des B undes und O p tim ieru ng  der 

D irek tzah lun g en  des B undes

> In diesem Jahr hat sich die Dienststelle für Landwirtschaft hauptsächlich auf folgende
Tätigkeitsbereiche konzentriert:
- Umsetzung und Interessenverteidigung des Wallis und der Walliser Landwirte im Rahmen der 

Neuen Agrarpolitik des Bundes (AP 2007) und Inangriffnahme der Strategien für die nächste 
Etappe von AP 2011

- Weitere Umsetzung der Empfehlungen der strategischen Studien, die der Staatsrat in Auftrag 
gegeben hat (Institut für Agrarwirtschaft und Weinbau) und Evaluation der Auswirkungen der 
vollzogenen Massnahmen

- Anwendung der Bundesgesetzgebung, des neuen Reb- und Weinbaubeschlusses sowie Beginn 
der Revisionsarbeiten des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes

- Reorganisation der Tätigkeitsbereiche der Dienststelle und einzelner Ämter auf der Grundlage der 
Neuen Verwaltungsführung e-Diks des Staates Wallis

> Ihre Tätigkeiten entsprechen den Richtlinien der Regierungspolitik 2002-2005. Darunter erwähnen wir
insbesondere:
- Erarbeitung eines neuen Entwicklungsprojektes für den ländlichen Raum und eines 

Absatzkonzeptes für die einheimischen Produkte im Eringertal. Dieses soll für die Ausarbeitung der 
Anwendungsbestimmungen für den Artikel 93, Absatz 1 des Bundesgesetzes über die 
Landwirtschaft dienen

- Anwendung des neuen Reb- und Weinbaubeschlusses mit den Partnerorganisationen: 
Branchenorganisation des Reb- und Weinbaus (BORW), Vitival und privaten Fachleuten und 
Beginn der Studie über die Terroirs des Walliser Rebberges

- Weiterverfolgung der Umstellung des Rebberges und Erneuerung der Obstanlagen mit einer 
Diversifizierung der Kulturen und einer optimalen Sortenwahl

- Unterstützende Verteidigung des Dossiers Raclette GUB-AOC mittels Stellungnahmen zu Händen 
der Eidgenössischen Rekurskommission und durch die aktive Teilnahme an Einigungssitzungen 
mit dem Bundesamt für Landwirtschaft und den Beschwerdeführern

- Stärkung der Marke „Valais-Wallis“ und Koordination mit der Marke „Valais“
Einrichtung eines Beobachtungsnetzes für Landwirtschaftsbetriebe mit einer ersten Erfassung von 
Daten bei 15 Betrieben (Studie Lehmann „Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Walliser 
Landwirtschaft“)

- Aktive Mitarbeit und Interessenvertretung bei der Inwertsetzung der Terroir-Produkte in der 
Westschweiz

- Vertretung der Interessen der Landwirtschaft und Begleitung des Expertenmandates im Rahmen 
des Projektes der dritten Rhonekorrektion R3

- Unterstützende Begleitung der Landwirte hinsichtlich der Änderungen der 
Anwendungsbestimmungen des neuen Bundesgesetzes über die Landwirtschaft (AP 2007), 
insbesondere im Zusammenhang mit der Aufhebung der Milchkontingentierung

- Technische und finanzielle Unterstützung für die Einsetzung einer Produktekette „Walliser Fleisch“ 
und Durchführung eines Mastversuches mit Tieren der Eringerrasse

- Nachforschung und Veröffentlichung einer detaillierten Broschüre zur Hundertjahrfeier des 
Meliorationsamtes im Wallis

- Festlegung der Aufgabe und Ausrichtung der landwirtschaftlichen Gutbetriebe auf die Grundlagen 
der neuen Agrarpolitik (AP 2007) und auf die Besonderheiten der Walliser Landwirtschaft

- Gewährleistung einer qualitätsorientierten Ausbildung in den beiden Bildungszentren bei stabilen 
Schülerzahlen und schliesslich noch die Renovation des Zentrums Chäteauneuf.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Direktzahlungen 2004: 98'889’211



Ä u s s e r e  A n g e l e g e n h e it e n

Verstärkung unserer Beziehungen zu den Instanzen des Bundes und unseren 
Nachbarn

Intensivierung der Beziehungen zum Bund

> Die Verteidigung der Kantonsinteressen beim Bund wird durch den Staatsrat in enger Zusammenarbeit 
mit den Walliser Abgeordneten in Bern sichergestellt.

Verstärkung des interkantonalen und grenzüberschreitenden Austausches

> Die Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit geht mit einer Harmonisierung der 

Kompetenzstufen einher. Während die grenzüberschreitende Zusammenarbeit aufgrund der 
Bundesverfassung in die Kompetenz der Kantone fällt, so verhält es sich nicht gleich in zentralistisch 

organisierten Staaten wie namentlich in Frankreich. Die Gesamtheit der Entscheidungsstufen, national, 
regional und départemental, müssten in derselben Struktur mit Kompetenzübertragung vereinigt 

werden. Die Zusammenarbeit im Rahmen der Gemeinschaftsprogramme INTERREG erlaubt eine 

solche Konzentration. Das Ziel ist es, dies über die Lebensdauer dieser Programme hinweg zu 

erhalten. Die Zusammenarbeit mit unseren südlichen Nachbarn wird durch Gebirgs- und 

Sprachgrenzen erschwert. Eine bemerkenswerte Annäherung mit dem Aostatal, einem Gebiet mit 
vergleichbaren Gegebenheiten und vergleichbarer Situation, würde unsere Trümpfe für eine 

verbesserte Zusammenarbeit mit den wirtschaftlich stärkeren Regionen wie die Lombardei und 

Piemont vereinigen.

> Im Bereich der interkantonalen Zusammenarbeit muss die Arbeit auf weniger interkantonale 

Organismen konzentriert werden. Es wird wichtig sein, eine Wirtschaftsregion europäischen 

Ausmasses mit den Westschweizer Kantonen in der Struktur des Espace Mitteland mit Genf und 

Aargau zu schaffen. In Ergänzung zum Wirtschaftsraum wird es notwendig sein, eine gute 

Zusammenarbeit im Rahmen der Regierungskonferenz der Gebirgskantone zur Verteidigung der 

Interessen als Energieressourcenkantone der Schweiz sicherzustellen. Die dritte Achse der 

interkantonalen Zusammenarbeit ist die Interessenverteidigung unseres Kantons gegenüber dem Bund 

durch den Espace Mittelland und die Konferenz der Westschweizer Kantonsregierungen. Das 

Lobbying auf Bundesstufe erweist sich als viel wirksamer, wenn es durch andere Kantone oder gar 

durch eine Mehrheit der Kantone unterstützt wird.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Nettokosten des Bereichs „Auswärtige Angelegenheiten“: 1'235’333 Franken



D e p a r t e m e n t  f ü r  G e s u n d h e it , S o z ia l w e s e n  u n d  E n e r g ie

G e s u n d h e it s w e s e n

Im Jahre 2004 hat das Departem ent fü r Gesundheit, Sozialwesen und Energie weiterhin den Auftrag  
erfüllt, ein qualitatives, finanzie ll tragbares und den Bedürfnissen der Bevölkerung entsprechendes  
Gesundheitssystem  zu gewährleisten.

Gewährleistung einer angemessenen heilenden und palliativen Betreuung, sowohl zu 
Hause als auch in Gesundheitseinrichtungen und Spitälern, durch eine sinnvolle 
Infrastrukturplanung, eine gerechte Zuteilung der vorhandenen Ressourcen und die 
Bildung regionaler Gesundheitsnetze, die eine optimale Orientierung und Betreuung 
des Patienten im Gesundheitssystem begünstigen.

D ie S p ita lp lan un g  um setzen , w o m it e in e  qua lita tive , h e ilende und p a llia tive  B etreuung  

s ich erg es te llt w ird , w e lch e  fü r den K anton  und fü r d ie  W a llis e r B evö lkerung  finanzie ll 
trag b ar ist.

> Durch die Annahme des Walliser Spitalkonzeptes 2004 vom 28. Januar 2004 hat der Staatsrat eine 

neue Spitalplanung festgelegt, die die Vereinigung aller subventionierten Spitäler in einer einzigen 

Institution, dem Gesundheitsnetz Wallis (GNW) vorsieht.

> Am 23. Juni 2004 hat der Staatsrat seinen Entscheid vom Januar 2004 bestätigt und beschlossen, 
dass für das Spitalzentrum Mittelwallis nur eine Geburtshilfe geschaffen wird.

> Das Hauptziel des Walliser Spitalkonzeptes ist die Gewährleistung der Garantie bezüglich der 
Krankenaufnahme unter der Berücksichtigung der Kosten. Es müssen die Überkapazitäten in den 

Spitälern reduziert, die Attraktivität der Berufsgattungen Pflegepersonal und Spezialärzte erhöht und 

eine genügend grosse kritische Masse an Patienten pro Spezialabteilung erreicht werden.

> Ab Februar 2004 hat das Gesundheitsnetz Wallis (GNW) die Umsetzung des Spitalkonzeptes 2004 

festgelegt, indem es in Etappen die notwendigen Anpassungen vorgenommen hat: Schaffung der drei 
Spitalzentren (Oberwallis, Mittel- und Unterwallis), Zuteilung der einzelnen Disziplinen, usw.

> Der Staats rat konnte in Zusammenarbeit mit den verschiedenen involvierten Partnern die 

Vorbereitungsarbeiten zur Einführung (1. Januar 2005) der APDRG (Leistungsgerechte Vergütung 

nach Patientengruppen) als eine neue Methode der Spitalfinanzierung beenden.

D urch d ie  S chaffu ng  von an gep assten  S truktu ren  e in e  q ua lita tiv  hoch s teh en de  und  

fin an zie ll tra g b a re  sp ita lex tern e  B etreuung  s ich ers te llen

> Im Bereich der Pflegeheime für Betagte wurden, gestützt auf die Staatsratsentscheide vom 4. Juli 2001 

und vom 29. März 2003, die insbesondere die Schaffung von 232 neuen Pflegeheimbetten vorsehen 

(wovon 132 im Oberwallis, 70 im Mittelwallis und 30 im Unterwallis), mehrere Projekte für den Bau von 

Pflegeheimen eingeleitet. Gleichzeitig ist das Konzept der Betreuung betagter Menschen Gegenstand 

einer erneuten Überprüfung, die den Bedarf bis 2010 eruiert.

> Der Staatsrat hat in der Sitzung vom November 2004 das Projekt der Informierung der Pflegeheime 

und Sozialmedizinischen Zentren dem Grossen Rat zur Annahme vorgelegt. Das Ziel des Projektes ist 
die Erlangung von einheitlichen Daten und damit ein Vergleich zwischen den einzelnen Institutionen, 

eine vereinfachte Einführung einer Kostenrechnung und damit eine gewisse Synergie bezüglich des 

Erwerbes wichtigster Informationen für die einzelnen Institutionen und betreffenden Einrichtungen.

> Die interdépartementale Arbeitsgruppe, die mit der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfes über die 

Fusion der Gesetze bezüglich der Organisation im Katastrophenfall sowie über die Organisation des 

Rettungswesens beauftragt wurde, hat die Arbeiten im Jahre 2004 weitergeführt. Dabei besteht nach 

wie vor die Zielsetzung darin, mögliche Varianten für den Betrieb einer oder mehreren Einsatzzentralen 

(117, 144) vorzuschlagen.



> Die interdisziplinäre Arbeitsgruppe, welche zur Überprüfung der gesundheitlichen Aspekte des 

fürsorglichen Freiheitsentzugs bestimmt wurde, hat ihre Arbeit im Jahre 2004 fortgesetzt.

> 2004 wurde durch den Staatsrat eine weitere Arbeitsgruppe zur Überprüfung der gesundheitlichen 

Aspekte bezüglich eines neuen Jugendstrafrechtes eingesetzt.

Förderung der Gesundheit und Verhütung von Krankheiten und Unfällen durch die 
Information und Erziehung der Bevölkerung über die Verhaltensweisen und 
Lebensgewohnheiten, die einem zufrieden stellenden Gesundheitszustand förderlich 
sind, die Früherkennung von Gesundheitsstörungen und die Entwicklung günstiger 
Rahmenbedingungen

> Im Herbst 2004 veröffentlichte der Kanton Wallis eine neue Studie über den Gesundheitszustand der 
Walliser Bevölkerung. Aufgrund dieses Berichtes wird der Staatsrat aus dem Grundkonzept heraus 

neue Schwerpunkte bezüglich Prävention definieren.

Gewährleistung erschwinglicher Gesundheitsleistungen durch die gezielte 
Subventionierung der Prämien der einkommensschwachen Versicherten

> Im Jahre 2004 bezogen ungefähr 31% der Wohnbevölkerung Subventionen für die 

Krankenversicherungsprämien. Der Anteil des Bundes am Gesamtbetrag der Subvention wurde 

vollumfänglich verwendet.

Sicherstellung eines Angebots für die Grundausbildung und die Weiterbildung für die 
Gesundheitsberufe, je nach Bedarfsentwicklung des Gesundheitssystems und 
gemäss den Bedürfnissen der Bevölkerung und der Entwicklung des Arbeitsmarktes 
und der Qualität

> Ab dem 1. Oktober 2002 wurde diese Zielsetzung in das Departement für Erziehung, Kultur und Sport 
transferiert. Demnach beschränkt sich die Rolle der Dienststelle für Gesundheitswesen auf die 

Evaluation des Bedarfes betreffend die Ausbildung zu den Gesundheitsberufen.

Vgl. ebenfalls den Controllingbericht des Politikkontraktes für die Piloteinheit Gesundheitswesen

Nettoausgaben der Piloteinheit Gesundheitswesen für das Jahr 2004
285.1 Millionen Franken

Gewährleistung der Nahrungsmittelsicherheit, Bekämpfung der Tierseuchen und 
Kontrolle der Hundebevölkerung

> Um die Erhaltung eines günstigen Seuchenstatus des Nutztierbestandes zu garantieren, war die 

Überwachung und der Kampf gegen Tierseuchen (Impfkampagnen, Kontrollen von verschiedenen 

Tierkrankheiten, Blutprobenentnahmen zwecks Überwachungskampagnen) ein wichtiges Ziel. 

Diesbezügliche Überwachungs- und Kontrollaufgaben waren von der Bundesgesetzgebung 

vorgeschrieben und wurden durch das Bundesamt für Veterinärwesen angeordnet.

> Die Fleischhygiene sowie die Hygiene beim Schlachten in Schlachthöfen sind einer obligatorischen 

Kontrolle unterworfen, ebenso besteht eine ständige Überwachung und Kontrolle sämtlicher 
Schlachthöfe und Installationen gemäss der entsprechenden eidgenössischen Gesetzgebung. Eine 

ständige Weiterbildung der Fleischkontrolleure gewährleistet die verlangte Fleischhygiene. Am 1. 
September 2004 ist die Tierarzneimittelverordnung TAMV in Kraft getreten. Ziel ist unter anderem der 

Schutz der Konsumenten/innen vor unerwünschten Tierarzneimittelrückständen in Lebensmitteln 

tierischer Herkunft.
> Mit dem Inkrafttreten des neuen kantonalen Gesetzes, welches das eidgenössische Tierschutzgesetz 

vollzieht, nahm die Vorbeugung und Behandlung von Hundebissfällen eine vorwiegende Rolle ein.

Am 1. Januar 2004 ist das kantonale Gesetz, welches das eidgenössische Tierschutzgesetz 

vollzieht in Kraft getreten. Während des Jahres konnte mit den Gemeinden und unserer



Dienststelle eine Vollzugsstruktur aufgebaut werden, die uns hilft Probleme der gefährlichen und 

aggressiven Hunde zu regeln.
Weitere Schwerpunkte in diesem Bereich waren die Identifizierung aller Hunde mit Mikrochips 

sowie die vertragliche Regelung von offiziellen Tierheimen für die Übernahme von verlorenen, 

herrenlosen oder durch die zuständigen Behörden beschlagnahmte Haustiere sicherzustellen.
Die Kontrolle der Nutztierhaltungen in Bezug auf den ökologischen Leistungsausweis sowie die 

Behandlung von Klagefällen betreffend der Schutz und das Wohlbefinden aller Tiere.

Nettoaufwand des Veterinärdienstes für das Jahr 2004
1’293’618 Franken

S o z ia l w e s e n

Soziale Massnahmen

Förderung  d er H ilfe  und der sozia len  W ied ere in g lied eru n g

> Am 8. April 2004 hat der Grosse Rat das Gesetz über die Harmonisierung der Finanzierung der 
Sozialsysteme sowie der Systeme für die soziale und berufliche Eingliederung angenommen.

> Auf der Grundlage der Vorarbeiten der Kommission „Strukturellen Massnahmen“ sowie aufgrund 

departementsinterner Abklärungen hat der Staatsrat am 22. Dezember 2004 verschiedene Entscheide 

gefällt, und zwar in Bezug auf:
die Reorganisation der Dienststelle für Sozialwesen

die koordinierte Entwicklung der Informatiksysteme für die Bereiche der individuellen und 

kollektiven Sozialleistungen
die Schaffung einer Konsultativkommission, die beauftragt ist, die grundlegenden Richtungen 

der Sozialpolitik sowie die Organisation und die Abstimmung der Sozialleistungen zu 

koordinieren
> Die Dienststelle für Sozialwesen entwickelt in Zusammenarbeit mit der Stadt Sitten und einer 

Informatikfirma eine Software, die auf die Anforderungen des Projektes SOSTAT des Bundesamtes für 
Statistik abgestimmt ist und die Grundlagen für eine koordinierte Verwaltung der 
einkommensabhängigen Sozialleistungen legt.

> In Zusammenarbeit mit dem SMZ von Visp und Topjoberwallis ist mit Erfolg ein Pilotprojekt für die 

berufliche Wiedereingliederung von Sozialhilfebezügern gestartet worden.

O p tim ieru ng  der B etreuung  von B eh inderten

> Sämtliche Institutionen, die im Bereich der Abhängigkeiten tätig sind, wurden vernetzt und die 

Zusammenarbeit auf diesem Gebiet mit den Westschweizer Kantonen wurde verstärkt.

> Um die bestehenden Synergien zu nutzen und die Möglichkeit einer Fusion zu prüfen, wurden die 

Heime „La Miolaine“ und „Le Chalet“ einer einzigen Direktion unterstellt.

> Die Verträge mit Leistungsaufträgen mit den Institutionen für behinderte Personen wurden ausgedehnt.

> Die Finanzierung des Verbleibs von behinderten Personen zu Hause durch die Ergänzungsleistungen 

konnte in Zusammenarbeit mit der Dienststelle für Gesundheitswesen und der kantonalen 

Ausgleichskasse gewährleistet werden.

A np assu ng  der kan tonalen  O rgan isatio n  fü r d ie  B etreuung  von A sylb ew erb ern

> Das neue Berufsbildungszentrums für Asylbewerber in Vétroz konnte in Betrieb genommen werden.

> Des Rückgang der Anzahl Asylbewerber erforderte die Umsetzung einer ersten Reihe von 

Restrukturierungsmassnahmen in diesem Bereich

Nettoaufwand für soziale Massnahmen mit Jahre 2004
24'546’623 Franken



Sozialversicherungen

A np assu ng  der Le is tungen  d er kan tonalen  A usg le ich skasse  an d ie  E n tw ick lung  des  

rech tlich en  und sozia len  U m fe ldes

> Die wirksame Kontrolle der Gesuche um Erhöhung der Tagestaxen von Pflegeheimen ermöglicht es, 

die Ausgaben der Ergänzungsleistungen zur AHV zu beschränken und trotzdem den betagten 

Personen wirtschaftlich annehmbare Bedingungen zu gewährleisten.

> Der Bundesgerichtsentscheid vom 11. Juli 2003, der den Grundsatz der vorrangigen Zuteilung der 
Familienzulagen zugunsten des Vaters anzweifelte, hat keine zufrieden stellende Lösung in der 
Westschweiz gefunden. Bevor unsere kantonale Gesetzgebung geändert werden muss, empfiehlt es 

sich zu warten bis die Bundeskammern im Jahre 2005 einen Entwurf des Rahmengesetzes auf 
eidgenössischer Ebene behandeln. Dieses Gesetz sollte zumindest die Koordinationsprobleme bei 
Anspruchskonkurrenz von erwerbstätigen Eltern in verschiedenen Kantonen regeln.

> Ein Bundesgerichtsentscheid vom 2. November 2004 hat bestätigt, dass gemäss unserer 
Gesetzgebung ein in einer anerkannten Familienzulagekasse aufgrund seines Wirtschaftszweiges 

angeschlossenes Unternehmen keine andere Familienzulagekasse wählen kann.

Nettokosten der Subventionierung der Sozialversicherungen für das Jahr 2004
56'233'770 Franken_____________________________________________________________________________

Wahrung der Rechte und der Interessen der Arbeitnehmerlnnen

S ich ers te llu n g  d er B ürgernäh e  d er A rb e itsg erich te

> Der Bundesrat hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement beauftragt, bis 2006 eine 

Botschaft zur Schaffung einer einheitlichen schweizerischen Zivilprozessordnung auszuarbeiten. Die 

parlamentarischen Beratungen werden voraussichtlich bis 2008 dauern. Anschliessend muss den 

Kantonen eine Anpassungsfrist eingeräumt werden, so dass die künftige schweizerische 

Zivilprozessordnung nicht vor 2010 in Kraft treten wird. Nichtsdestotrotz sind schon jetzt die 

spezifischen und praktischen Auswirkungen, die man bereits heute aus den laufenden 

gesetzgeberischen Arbeiten ableiten kann, zu evaluieren.

P olitik  d er S ich erh e it und G esu n d he it am  A rb e itsp la tz , d ie  den In teressen  der A rb e itn eh m er  

und der W irtsch a ft en tsp rich t

> Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit
- Eine aus Vertretern des Interkantonalen Verbands für Arbeitnehmerschutz (IVA), des Verbands der 

Schweizerischen Arbeitsämter (VSAA) und des seco sich zusammensetzende Kommission hat 
einen Katalog von Ergebnisindikatoren ausgearbeitet zur Abschätzung des Einflusses der 
Arbeitsinspektionen auf die Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz. Nun gilt es die Indikatoren 

in ein System vom Typ „Quality Management“ zu integrieren, um anschliessend in gewissen 

Kantonen mit den Tests beginnen zu können.
- Die Antenne Betriebsgesundheit (AST) hat ihre Tätigkeit aufgenommen. Zur besseren Definition 

ihrer Leitlinien und der zur Erreichung ihrer Ziele benötigten Mittel hat die AST um die 

Unterstützung durch eine Pilotierungsgruppe ersucht. Unter anderem sind Studien durchgeführt 

worden über die Belastung durch S 0 2 und C 0 2 in den Kellereien während der Weinlese, die 

Belastung der Haut durch den Einsatz giftiger Spritzmittel im Rebbau, des Weiteren über 
Nachtarbeit und den Mutterschaftsschutz im Bereich Verkauf. Eines der nächsten Ziele wird es 

sein, das Ergebnis der durchgeführten Studien auszuwerten und vor allem die Winzer und 

Hilfskräfte für die Probleme dauernder Belastung zu sensibilisieren. Hinsichtlich Asbest empfiehlt 
es sich, eine Bilanz der asbesthaltigen Gebäude zu ziehen und den betreffenden Berufsgruppen 

eine Sensibilisierungskampagne vorzuschlagen.

> Sensibilisierung der Unternehmen
- Die Eidgenössische Koordinationskommission für Arbeitssicherheit, EKAS, hat ihr 4. 

Sicherheitsprogramm lanciert. „ASA INSIDE“ soll die Einführung eines Sicherheitssystems



entsprechend der Richtlinie über den Beizug von Arbeitsärzten und anderen Spezialisten der 

Arbeitssicherheit (ASA) noch bekannter und attraktiver machen indem die EKAS allen Betrieben, 

die ASA umgesetzt haben, erlaubt, diese urheberrechtlich geschützte „Marke“ in ihrer 
Korrespondenz zu verwenden. Diese Betriebe können damit zum Ausdruck bringen, dass ihnen die 

Sicherheit und die Gesundheit ihrer Arbeitnehmenden so wichtig sind, dass sie diese Werte quasi 
verinnerlicht haben und „auf ihre Fahne schreiben“.

V erm eidu n g  des S ozia l- und Loh n d um pin gs , in sb eso nd ere  a ls  F o lge  d er E in führung  des  

fre ien  P erso nen verkeh rs

> Kampf gegen Lohn- und Sozialdumping
- Die Schaffung der „Beschäftigungsinspektion“ ist mit der Zusammenführung der dreiteiligen 

Kommissionen Schwarzarbeit, Entsandte Arbeitnehmer, Personenfreizügigkeit in eine einzige 

tripartite kantonale Kommission abgeschlossen worden. Es wird nun darum gehen, deren Einfluss 

in der Anwendung der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit zu evaluieren.

Nettokosten der Dienststelle für Arbeitnehmerschutz und Dienstverhältnisse für das Jahr 2004
2'792’490 Franken

E n e r g ie  u n d  W a s s e r k r a f t

Entwicklung einer Energiepolitik, die den Anforderungen einer nachhaltigen 
Entwicklung entspricht

S ich ers te llu n g  des Ü bergangs zu e inem  o ffenen  S tro m m arkt

> Die Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die Stromversorgung (StromVG) und die Revision des 

Elektrizitätsgesetzes (EleG) wurde durchgeführt. Der Staatsrat unterstützt im Grundsatz die Absicht, 

die Öffnung des Strommarkts in geregelte Bahnen zu lenken und hierfür ein Gesetz zu erlassen. Die 

Inkraftsetzung des Stromversorgungsgesetzes auf Bundesebene ist auf 2007 geplant.

D ie  In teressen  des K antons in S achen  W asserk ra ft und H och w asserschu tz  verte id igen

> Verschiedene Wasserrechtskonzessionen sind 2004/05 abgelaufen. Informationssitzungen mit den 

betroffenen Gemeinden und Gesellschaften wurden durchgeführt. Da die Verfahren in den Gemeinden 

mehr Zeit als vorgesehen benötigten, hat der Staatsrat in mehreren Fällen mittels provisorischer 
Massnahmen den Weiterbetrieb der Anlagen gewährleistet.

> Zwei Informationsveranstaltungen für Gemeinden, Elektrizitätsgesellschaften und Ingenieurbüros in 

Zusammenhang mit dem Potential von Kleinwasserkraftwerken wurden durchgeführt.

> In Zusammenhang mit der Abklärung der Synergie zwischen dritter Rhonekorrektion und 

Wasserkraftnutzung, konnten die Ziele und Anforderungen der Wasserkraftnutzung beim leitenden 

Gremium eingebracht werden.

> Das Gesetz über die WEG (Walliser Elektrizitätsgesellschaft) wurde am 15. Dezember 2004 vom 

Grossen Rat mit einer Mehrheit von über 90% angenommen. Mit diesem Gesetz, welches gewisse 

Ziele präzisiert und stärkt, wird der WEG auch mehr Flexibilität eingeräumt.

> Studien zu den Gewässersanierungsmassnahmen unter Berücksichtigung von umweit- und 

sozioökonomischer Aspekten, sowie dem Hochwasserschutz sind im Gange. Erste Resultate werden 

in der zweiten Hälfte 2005 bekannt sein.

> In Zusammenhang mit der Revision des kantonalen Richtplans, Koordinationsblatt G.5/2, soll auch 

eine bessere Organisation der Höchst - und Hochspannungsleitungen im Kanton angestrebt werden.

> Weiterverfolgung der Präventionsmassnahmen bei Hochwassergefahren:
Die Dienststelle für Strassen- und Flussbau arbeitet zusammen mit der DWK und der EPFL an 

einem Projekt zur Realisierung von Mehrzweckanlagen (Elektrizitätsproduktion und 

Hochwasserschutz) sowohl in der Talebene als auch im Gebirge nach dem Vorbild des bereits 

realisierten Projekts von Mattmark.



Die Entwicklung eines Modells zur Simulation von Hochwassersituationen unter Miteinbezug der 

Stauanlagen (Minerve) wird fortgesetzt. Unter Berücksichtigung von früheren 

Hochwassersituationen (1987, 1993, 2000) wird die Strategie von vorgängiger Turbinierung oder 
Entleerung evaluiert.

Förderung  e in e r ra tione llen  E nerg ien utzun g  und d er N utzung  e rn eu erb are r Energien

> Das kantonale Energiegesetz wurde vom Grossen Rat im Januar 2004 verabschiedet und am 1. Juli 
2004 in Kraft gesetzt. Durch das Gesetz wird u.a. die Förderung des Minergie-Standards in 

ordentliches Recht übergeführt und die kantonale an die eidgenössische Gesetzgebung angepasst. 

Zusammen mit dem Energiegesetz wurde auch die Verordnung betreffend die rationelle 

Energienutzung in Bauten und Anlagen in Kraft gesetzt.

> Intensivierung der Information, sowie der Weiterbildung von Energiefachleuten.

> Die Förderprogramme zur Nutzung erneuerbarer Energien wurden weitergeführt. Mit der Verordnung 

betreffend die Fördermassnahmen im Energiebereich vom 27. Oktober 2004 wurde den veränderten 

Budgetbedingungen Rechnung getragen.

> Zur Förderung der solaren Warmwasseraufbereitung in Wohnhäusern mit mehr als 5 Wohnungen, 

wurde der Subventionsansatz für diese Gebäude erhöht.

> Die Förderung und Realisierung von grossen Holzenergieanlagen mit Fernwärmenutzung wurde 

fortgesetzt.

> Die Realisierung von Energieeffizienzprogrammen in öffentlichen Bauten (Spitäler) und Anlagen 

(Strassentunnels) wurde vorangetrieben.

> Die Förderung des Minergie-Standards, wobei der Kanton auf schweizerischer Ebene auf einer 
vorderen Position liegt, wird aktiv fortgesetzt.

> Die Einführung eines energetischen Sanierungsprogramms konnte auf Grund fehlender finanzieller 
Mittel nicht durchgeführt werden.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Nettoaufwand der Dienststelle für Energie 

1705724  Franken

Nettoaufwand der Dienststelle für Wasserkraft 

43'889’098 Franken



D e p a r t e m e n t  f ü r  E r z ie h u n g , K u l t u r  u n d  S p o r t

G emeinsam gestalten und aufbauen, um die C hancen der kommenden 
G enerationen zu verbessern

E r z ie h u n g , U n t e r r i c h t  u n d  A u s b ild u n g  

Obligatorische Schulzeit

Anpassung des obligatorischen Unterrichts, um den Bedürfnissen und Erwartungen 
der Schüler, der Eltern und der Gesellschaft besser gerecht zu werden

V erb esseru ng  der sch u lisch en  V orbere itu n g  der S chü ler sow oh l au f e in e  A usb ildung  durch  

e in e  Lehre  als auch au f ein S tud ium

> Anwendung der neuen, vom Staatsrat verabschiedeten Stundentafeln für die obligatorische Schule, die 

folgende Neuerungen bringen:

- Erlernen der zweiten Sprache ab der 3. Primarschule (realisiert zu Beginn des Schuljahres 2004);
- Weiterführung der Einführung des Englischunterrichts in der Orientierungsschule (2. Jahr);

- Verbesserung des Bildungsangebotes der 3. Klasse der Orientierungsschule (neue Überlegungen 
sind im Gang).

> Erarbeitung und Vernehmlassung eines kantonalen Projekts für den Sprachenunterricht.

> Einsetzung von Arbeitsgruppen für die Neuschreibung der Studienpläne in den Fächern, in welchen die 

Anzahl Stunden abgeändert wurden (realisiert für die Orientierungsschule /  gegenwärtig im Gang in 

der Primarschule).

> Beteiligung an der alle drei Jahre stattfindenden PISA Studie über Kenntnisse und Fähigkeiten der 

Schüler am Ende der obligatorischen Schulzeit (internationale Resultate sind bekannt; kantonale 
Resultate werden erwartet).

> Weiterführung der schrittweisen Einführung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien 

(ICT), gemäss Kalender.

> Umsetzung des Berichtes RISC (Rolle der kantonalen Schulen) und Ausarbeitung von 

Vertragsmodellen (schrittweise Umsetzung; Abschluss von Vertragsmodellen mit den Städten).

> Annahme und Bereitstellung des Konzepts, der Richtlinien und der kantonalen Kommission „Sport- 

Kunst-Ausbildung“.

> Vernehmlassung von PECARO (Rahmenlehrplan Westschweiz).

M ittel- und Berufsschulunterricht

Eine bessere Vorbereitung unserer Jugendlichen auf die Anforderungen von morgen 
durch eine Optimierung des Unterrichts auf der Sekundarstufe II und eine Aufwertung 
der Berufsausbildung (Lehre)

R eorgan isa tio n  der D ip lo m m itte lsch u len  (K au fm än n isch e  B eru fssch u len  e in g esch lo ssen )

> Präzisere Profilierung des Mittelweges innerhalb der Sekundarstufe II (10 -  15% der Schüler sind 

davon betroffen) zwischen der Gymnasialausbildung und der Berufsausbildung (gegenwärtig in 
Realisierungsphase).

> Anpassung der Handelsmittelschulen an das neue Berufsbildungsgesetz (gegenwärtig in 
Realisierungsphase, Pilotprojekt geführt vom BBT in der HMS von Monthey).

> Kantonalisierung der Kaufmännischen Berufsschule der Stadt Sitten.



> Umwandlung der Diplommittelschulen in Ausbildungswege, die zum Erhalt der Berufsmaturität 

Gesundheit-Soziales und die Aufnahme in die Fachhochschule für Gesundheit und soziale Arbeit 
führen (gegenwärtig in Realisierungsphase).

> Einrichtung einer Einstiegsmöglichkeit (4. Studienjahr) in den Diplommittelschulen, die den Zugang zur 
Pädagogischen Hochschule erlaubt (in Realisierungsphase).

> Anpassung der Aufgaben der Schule für Berufsvorbereitung an die Realität des Arbeitsmarktes und an 

die Risiken eines Ausbildungsunterbruchs nach der obligatorischen Schule (in Realisierungsphase).

A np assu ng  d er U n terrich tsorgan isa tio n , d er P ro gram m e und der S tu n d en p län e  der W alliser  

K olleg ien

> Schrittweise Entwicklung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien in allen höheren 

Schulen (findet regelmässig statt).

> Annahme, durch den Staatsrat, der Stundenpläne 2005/06 -  2006/07 -  2007/08, die für die Schulen 

der Sekundarstufe II verbindlich und die Schulen der obligatorischen Schule hinweisend sind.

E ntw ick lu n g  s äm tlich er A ktiv itä ten  im Z usam m en han g  m it der G run d au sb ild u ng  und der 

W eite rb ildu n g  so w ie  m it d er sch u lisch en  und beru flichen  O rien tieru ng

> Intensive Bemühungen für die Aufwertung der Berufslehre und der Einrichtung von Passerellen, um die 

Ausbildungen zu erweitern (Marketing, Umfragen zu den Lehrstellen).

> Finanzielle Unterstützung für Ausbildungsbetriebe durch LstB 2 oder den Kantonalfonds (Übernahme 

der Kosten für Prüfungsmaterial und Finanzierung der Einführungskurse ausserhalb unseres Kantons).

> Intensivierung der Zusammenarbeit und des Austausches mit den Wirtschafts- und Berufskreisen.

> Einführung des neuen Berufsbildungsgesetzes per 1. Januar 2004.

> Entwicklung eines Qualitätssystems für die Organisation und Verwaltung der Berufsschulen, der SBO 

und der Dienststelle für Berufsbildung (Vision, Strategien, Leitbild).

> Prüfung eines neuen Konzepts für die Überwachung der Berufslehre: Qualitätskarte, Umfrage bei den 

Lehrlingen usw.

> Studie für die Einführung des Sportunterrichts auf der Stufe der Berufsbildung.

> Prüfung eines neuen Konzepts betreffend die Weiterbildung.

> Experimentierung eines informatisierten Verwaltungssystems der Schulen (ESCADA).

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Anpassung des obligatorischen Unterrichts, der 
Optimierung des Mittelschulunterrichts und der Aufwertung des beruflichen Unterrichts
(Aufwandüberschuss 2004 der Verwaltungsrechnung):
• 353'352’480 Franken

Tertiäre Ausbildung

Entwicklung und Konsolidierung der tertiären Ausbildungsbereiche und Studiengänge 
im Kanton sowie der Kompetenzzentren im Interesse der Wirtschaft

A usw eitu n g  des Z u g an g s  d er W a llise r b e ider S p rachreg io nen  zu den tertiä ren  

A usb ild u n g sb ere ich en  und S tu d ien gän g en  a lle r Ebenen im  K anton  und au sserh a lb  des  

K antons

> Optimierung des Gesamtangebotes der Ausbildung mit Ausrichtungen (vertiefte Disziplinen), welche in 

den Kompetenzbereichen der Hochschule Wallis verankert sind (vgl. ebenfalls den Controlling-Bericht 

der Hochschule Wallis, politische Zielsetzung 1).

> Einsetzung, in Erwartung der Einführung des Bachelors (Erklärung von Bologna), in allen 

Studiengängen der Hochschule Wallis einer schulischen Organisation, welche auf Modulen sowie auf 
die Evaluation der Leistungen durch Kredite basiert.

> Schweizerische und Europäische Anerkennung der Titel, welche durch die PH-VS verliehen werden. 
Die ersten diesbezüglichen Diplome wurden im Jahre 2004 übergeben.



> Beginn der Zusammenlegung der beiden Walliser Fachhochschulen HE Vs und HEVs2. Dabei steht die 

Zusammenlegung der zentralen Dienste (Personalwesen, Finanzen, usw.) am selben Standort im 

Vordergrund.

> Beteiligung der Walliser Hochschule für Musik an der Entwicklung eines Bereiches „Musik“ innerhalb 

der Fachhochschule Westschweiz (HES-SO).

B eitrag  zu r so zio -ö ko n o m isch en  E n tw ick lung  des K antons durch an g ew an d te  Forschung  

so w ie  durch  T ech n o lo g ie - und W issen s trans fe r

> Konzentration und Entwicklung der anwendungsorientierten Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 

in den Hautkompetenzbereichen der HEVs.

> Kontrolle der Expandierung des Dienstleistungsbereichs.

> Tragende Rolle bei der Diversifizierung der Wirtschaft: Intensivierung der Partnerschaft zwischen der 

Direktion der Wirtschaftsentwicklung Wallis (DWEW) und der HEVs im Hinblick auf die Positionierung 

des Kantons in Marktnischen mit hoher Wertschöpfung.

> Aktive Beteiligung an nationalen und internationalen Netzwerken: Verantwortung der HEVs für die 

Koordination des neuen nationalen Kompetenznetzwerks der Fachhochschulen Swiss Food Net.

> Fernfachhochschule: Unterzeichnung eines Vertrages mit der Scuola Universitaria Professionale della 

Svizzera Italiana (SUPSI) (institutionelle Angliederung aber finanzielle Unabhängigkeit).

D ynam is ie run g  des te rtiä ren  H o ch sch u lsekto rs  im W allis

> Unterstützung der anerkannten Institute im Rahmen des Kantonalen Gesetzes über Bildung und 

Forschung.

> Weiterverfolgung der Umsetzung der vier Schwergewichte: Alter-Gesundheit-Gesellschaft / Alpenraum 

/ künstliche Intelligenz / flexible und ortsunabhängige Ausbildung.

> Anerkennung durch den Bund der Stiftung Fernstudien Schweiz in Brig.

Siehe auch 5. Reform- und Restrukturierungsschwerpunkt „D ie Schule von morgen gemeinsam gestalten“

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Entwicklung und Konsolidierung der tertiären 
Studienbereiche und -gänge sowie der Kompetenzzentren (Aufwandüberschuss 2004 der 
Verwaltungsrechnung)
• 90'297’190 Franken

J u g e n d p o l it ik

Erarbeitung und Umsetzung einer echten Jugendpolitik unter Mitwirkung der Eltern, 
der öffentlichen und privaten Partner und der Jugendlichen, mit Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der Jugend und der Förderung ihrer sozialen Integration

V oran tre ib en  der U m setzung  des neuen Ju gen d g esetzes

> Beitrag zur Förderung der erforderlichen Betreuungsplätze für familienexterne Tagesbetreuung von 

Kindern zwischen 0 - 1 2  Jahren und Umsetzung dieses wichtigen familienpolitischen Anliegens. 

Umsetzung der Weisungen, die dazu beitragen, dass kantonale Mittel zweckgerichtet eingesetzt 
werden, sowie die Kontrolle der ausbezahlten finanziellen Hilfen des Kantons während den 

vergangenen 3 Jahren.

> Erarbeiten von Lösungen betreffend die Verwirklichung des Kindesschutzes bezüglich 

kinematographischer Vorstellungen in Zusammenarbeit mit dem Vorstand des Verbandes der Walliser 

Gemeinden.

> Ausarbeiten von Konzepten für die ausserschulische Jugendarbeit zuhanden der Gemeinden.



P räven tive  M assnahm en  fü r K inder und Ju gen d lich e

> Begleitung und fachliche Betreuung (Grundausbildung, Supervision, Fortbildung) der schulischen 

Mediatoren in den Schulen des Kantons.

> Fortbildung von Tages- und Pflegeeltern in Erziehungsfragen, Entwicklungspsychologie und 

Kindesschutz.

> Praktische Ausbildung von Absolventen der Hochschulen in den Bereichen Kindesschutz und 

spezialisierte Kinder- und Jugendhilfe.

A usarbe itu ng  von S p ezia lm assnah m en  fü r K inder, deren  E ntw ick lung  gestö rt oder  

g efäh rd et ist und K oo rd in ierung  d er A ktiv itä ten  des F rühb era tun g sd ien stes

> Anpassung der stationären sozialpädagogischen Betreuung von Kindern mit schweren 

Verhaltensstörungen während 365 Tagen im Jahr, gemäss den Weisungen des Bundesamtes für 
Justiz.

> Umsetzung der Vereinbarungen betr. die Zusammenarbeit zwischen dem 

Strafuntersuchungsrichteramt und der Dienststelle bei der Befragung von Kindern, bei denen die 

Vermutung vorliegt Opfer einer Misshandlung oder sexuellen Ausbeutung zu sein.

>  Mitarbeit in der durch den Vorstand des Verbandes der Walliser Gemeinden ernannten Arbeitsgruppe 

betreffend die Umsetzung von waisenamtlichen Massnahmen gemäss den Art. 307 und 308 des ZGB.

> Vereinbarung mit der Gemeinde Siders für die Schaffung einer pädagogisch-therapeutischen Abteilung 

für die Betreuung behinderter Kinder in der dezentralen Sonderschule des Bezirkes.

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Jugendpolitik (Aufwandüberschuss 2004 der 
Verwaltungsrechnung):

19'739’106 Franken

K u l t u r p o l it ik

Schaffung eines Image und einer Einstellung, die den Zugang von möglichst vielen 
Menschen zu den kulturellen Aktivitäten und zum kulturellen Erbe begünstigen und 
erleichtern und Beitrag zu deren Entwicklung

S chaffung  e in es  echten  Z ug an g sn e tzes  zu W issen , K u ltu r und K unst, das jed em  E inzelnen  

den Zug an g  zum  ku ltu re llen  E rbe und S chaffen  e rm ög lich t, und B eitrag  zu r E ntw ick lung  der 

d iesb ezü g lich en  A ktiv itä ten

> Entwicklung des Museumsnetzes Wallis: Unterzeichnung des Leitbildes mit den Partnermuseen. 
Realisierung des ersten gemeinsamen Forschungs- und Inventarprogramms hinsichtlich Ausstellungen 

und zukünftigen Publikationen.

> Zusammenschluss der Kantonsmuseen -  1. Etappe: Zusammenlegung der historischen Sammlungen 

(Militärgeschichte, Numismatik, Geschichte und Ethnographie) auf Valeria; Transfer der Verwaltung 

und der Nutzung des Schlosses in St-Maurice an eine Stiftung ab dem 1. Juli 2004 und 

Unterzeichnung eines Vertrages über die Beziehungen zwischen dieser Stiftung und den 

Kantonsmuseen betreffend die kantonalen Kollektionen.

> Die Neuordnung der kantonalen gallorömischen Bestände in der Fondation Gianadda ist im Gang.

> Schaffung eines Zugangsnetzes zu den Walliser Bibliotheken (www.bibliovalais.ch).

> Schaffung einer zweiten virtuellen Regionalbibliothek mit den Gemeinden der Region Sitten -  Hérens -  

Conthey und Verwirklichung einer virtuellen Bibliothek umfassend die Walliser Spezialbibliotheken: 

Ausdehnung des Netzes Bibliopass Valais/Wallis auf fünf neue Bibliotheken.

http://www.bibliovalais.ch


Durch d ie K on serv ierung , d ie  A ufw ertun g  und das S tud ium  des ku ltu re llen  E rbes der 

W allise r G ese llsch aft d ie  M ö g lichke it b ieten , sich  in ih rer V ie lfa lt und ihren h istorischen  

D im ensionen  w ied er zu finden  und au szudrücken

> Einrichten von neuen Räumlichkeiten für die Aufbewahrung von Sammlungen, um ab 2005 den 

Transfer von Tausenden von Objekten an einen einzigen Ort mit guten Konservationsbedingungen zu 

ermöglichen (Verlassen der gegenwärtigen alten Räumlichkeiten).

> Beginn der Redaktionsarbeit für einen Walliser Tourismus- und Kulturführer in Zusammenarbeit mit der 
Dienststelle für Tourismus und Regionalförderung, Wallis-Tourismus und Rotten-Verlag.

> Weiterführung der Studien im Hinblick auf die Verwirklichung einer neuen Zweigstelle der Mediathek 

Wallis in Sitten auf dem Gelände des Zeughauses.

> Veröffentlichung des Katalogs der Sammlung der Walliser Plakate.

B eitrag  zu r A ttrak tiv itä t des W allis  durch  ku ltu re lle  A ktiv itä ten  au f hohem  N iveau

> Unterstützungen an die Fondation Gianadda, Festival in Verbier, Musikfestival in Ernen und Festival 
BD in Siders...

> Verleihung des Kulturpreises und der Förderungspreise durch den Kanton Wallis.

> Erster Teil einer Ausstellungs- und Veranstaltungsreihe zu den Sammlungsbeständen: Die geheimen 
Gemächer der Museen, Kapitel 1: Neuerwerbungen ans Licht geholt.

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Entwicklung der Kulturpolitik (Aufwandüberschuss 
2004 der Verwaltungsrechnung):
• 19'827’763 Franken

S p o r t p o l it ik

Schaffung eines günstigen Umfelds für die Entwicklung des Sports in Sachen 
Wohlbefinden, Stabilität, Erziehung, Gesundheit und öffentliche Infrastrukturen

Förderung  der A usübung  von S po rt durch  ju n g e  M enschen

> Allgemeine Anwendung des Programms „Jugend + Sport 2000"

> Weiterführung der Zusammenarbeit mit der Walliser Sporthilfe. Verstärkung der finanziellen 

Unterstützung der kantonalen Dachsportorganisationen (jährliche Unterstützung) sowie der Clubs und 

Vereine (punktuelle Unterstützung).

> Weiterführung der Ausführungsarbeiten der Projekte „Lehrlingssport“ und „innovatives Projekt für den 

Sport und die Jugend“ durch die Dienststelle für Berufsbildung und die Dienststelle für die Jugend.

P lanung  der N eu investitio nen  in S achen  S po rtan lag en

> Realisierung des nationalen Eislaufzentrums von Champéry (Palladium). Die Renovationsarbeiten des 

Eislaufzentrums von Leukerbad sind im Gang.

Förderung  e in er ko ord in ierten  P o litik  fü r d ie  O rgan isa tio n  g ro sser S po rtveran sta ltun g en

> Ausarbeitung von provisorischen Richtlinien betreffend Kriterien und Unterstützungsnormen für die 

Organisation und die Durchführung von sportlichen Grossanlässen und Erprobung bis Ende 2005.

A usarbe itu ng  des E n tw urfs  e in es  kan tonalen  G esetzes  über d ie  U nterstü tzung  und  

Förderung  des S ports

> Erste Überlegungen im Rahmen des laufenden Projekts über die Notwendigkeit, die Ziele, die Grenzen 

und die Auswirkungen einer kantonalen Gesetzgebung auf dem Gebiet des Sports.

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Entwicklung der Sportpolitik (Aufwandüberschuss 
2004 der Verwaltungsrechnung):

656’426 Franken



R a h m e n b e d in g u n g e n

Verbesserung der Rahmenbedingungen

D efin ition  e ines  K onzep ts  fü r d ie  B ew ertung  der Q u a litä t von A usb ildung  und V erw altung  

so w ie  d essen  U m setzung

> Definition einer Gesamtvision und der Aufgaben des DEKS im Zusammenhang mit den 

Schwerpunkten und den strategischen Ausrichtungen (realisiert).

> Bereinigung und Aktualisierung aller Elemente des e-DIKS-Systems vom politischen bis zum 

operativen Niveau angesichts seiner Anwendung auf der Informatikplattform des Staates Wallis 

(realisiert).

> Einführung und teilweise Umsetzung eines informatisierten Verwaltungssystems (Internet School 

Management) der kantonalen Schulen mit den Modulen Schüler, Noten, Verwaltung, Lehrer, 
Statistiken (im Gang).

> Voraussage der zukünftigen Bedürfnisse der Lehrkräfte in den obligatorischen Schulen, der 
Sekundarstufe II, allgemeine und berufsbezogene Bildungsgänge (nicht realisiert).

> Diskussion und Vorbereitung des Projekts zur Reform des Statuts der Lehrpersonen der 
obligatorischen Schulen, der Sekundarstufe II, allgemeine und berufsbezogene Bildungsgänge (ersten 

Überlegungen) (im Gang).

> Annäherung und erste Schritte im Projekt über die Beziehungen Kanton-Gemeinden und Kanton- 
Institutionen (im Gang).

> Auswahl von treffenden Indikatoren aus pädagogischer, statistischer und finanzieller Sicht, die als 

Führungs- und Verwaltungsinstrumente für unser Schul- und Ausbildungssystem dienen (im Gang).

N eud u rch den ken  und A usw eiten  der W eite rb ildu n g

> Konsolidierung des Weiterbildungsprogramms für Lehrkräfte mit der paritätischen Kommission 

(teilweise realisiert).

> Umsetzung der Massnahmen, wie sie im Gesetz über die Erwachsenenbildung vorgesehen sind (im 
Gang).

> Abschluss des gesamtheitlichen Projektes, welches alle Bereiche der kantonalen Aufgaben umfasst 
(nicht realisiert).

> Zusammenarbeit mit FS-CH (Fernstudien Schweiz) im Bereich der Fernstudiengänge (im Gang).

V ers tärku n g  von K om m u nika tio n  und In fo rm ation

> Erarbeitung eines gesamtheitlichen Kommunikations- und Informationsvorprojekts (nicht realisiert).

> Information zur Vision und Mission des DEKS im Zusammenhang mit den Schwerpunkten und den 

strategischen Ausrichtungen (realisiert).

> Schaffung und Entwicklung der Internetsite (Unterrichtswesen, Archiv, Museen) (im Gang).

S o rg fä ltig e  A na lyse  des B edarfs  an In fras tru k tu ren  und E in rich tun g en  so w ie  P lanung  der  

erfo rderlich en  B auten

> Verabschiedung von Zwischenlösungen um den unmittelbaren Raumbedürfnissen gerecht zu werden 

und Fortsetzung der Zukunftsanalyse in Erwartung der definitiven Entscheidungen hinsichtlich des 

Standorts gewisser kantonaler Schulen (im Gang).

> Vorbereitung eines Inventars der existierenden schulischen Infrastrukturen und Studie über die 

Entwicklung der zukünftigen Bedürfnisse (nicht realisiert).

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Die im Zusammenhang mit diesem Ziel stehenden finanziellen Auswirkungen sind in den vorhergehenden 
sechs Zielen des Departements enthalten.



D e p a r t e m e n t  f ü r  V o l k s w ir t s c h a f t , In s t it u t io n e n  u n d  S ic h e r h e it

V o l k s w ir t s c h a f t

Verbesserung der Rahmenbedingungen der Walliser Wirtschaft

D ie R ah m enb ed in g un g en  der W alliser W irtsch a ft verbessern

> 2004 verzeichneten die zentralen Massnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der 

Walliser Wirtschaft grosse Fortschritte:
Die Tourismuspolitik des Kantons Wallis wird, von den Dienststellen des Staates als auch von den 
übrigen involvierten Partnern, umgesetzt. Ihre Konkretisierung erfolgt ebenfalls durch die zurzeit 
stattfindende Revision des kantonalen Tourismusgesetzes 

- Die Strategie der Wirtschafsentwicklung, die 10 strategische Achsen festlegt, dient als Basis für die 
Aktivitäten in diesem Bereich. Eine Vielzahl von Präsentationen für interessiere Verbände und 
Partner wurden durchgeführt.

D ie  T ä tig ke it d er kan tonalen  W irtsch afts fö rderun g  au f h öh erw ertig e  A ktionen  au srich ten

> Das Projekt The Ark wird realisiert: die Stiftung wurde 2004 gegründet und hat ihre Tätigkeit 

aufgenommen. In den Life Sciences konnte BioArk 2 Gesellschaften ansiedeln und ein 

Subventionsbetrag von S'OOO'OOO Millionen Franken wurde bewilligt; für PhytoArk wurde das 

Baugesuch eingereicht. In den Informatik- und Kommunikationstechnologien sehen TechnoArk und 

IdeArk in ihrer Tätigkeit viel versprechende Perspektiven, besonders aufgrund des internationalen 

Bekanntheitsgrades und des zunehmenden Wachstums des IDIAP. Der dritte Pol ist im Oberwallis im 

Aufbau begriffen.

> Die CCF AG tritt mit einer neuen juristischen Struktur auf. Das zukünftige Schicksal der 
Bürgschaftsgenossenschaft hängt von Entscheiden des Bundes ab.

D ie K on zertierung  im W irtsch a ftsb ere ich  e rw eitern

> Die beiden Wirtschaftsantennen funktionieren entsprechend der ihnen im Gesetz zugeteilten Rolle. Sie 

haben während des Jahres mehr als 150 Unternehmen besucht und eine Vielzahl von speziellen 

Dossiers behandelt und die auftretenden Probleme gelöst.

> Die interkantonale Konzertierung wurde durch den Vorsteher des DVIS im Rahmen der Konferenz der 

kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren wahrgenommen. Das Wallis ist zudem Mitglied des Espace 

Mittelland.

> Erste Resultate der Zusammenarbeit mit dem DEWS (gemeinsame Organisation der Kantone Waadt, 
Neuenburg, Wallis und demnächst auch Jura) im Bereich der exogenen Wirtschaftsförderung sind die 

Ansiedlung von 19 Unternehmen im Wallis.

D ie R ea lis ierung  von w irtsch a fts fö rd ern d en  In fras tru k tu ren  unters tü tzen

> 2004 wurde ein Teil der Projekte verwirklicht, die in den Regionalen Entwicklungsprojekten enthalten 

sind. Die Engagements fielen im Vergleich zu den Vorjahren kleiner aus, da Projekte der 

Basisinfrastruktur nur noch an Gemeinden mit weniger als T000 Einwohner bewilligt werden und das 

Moratorium des Bundes für die Unterstützung von Bergbahnen mittels IHG-Darlehen erst im Herbst 
2004 aufgehoben wurde. Das Engagement 2005 dürfte demnach höher ausfallen, da die 

Bergbahndossiers wieder behandelt werden können.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Verbesserung der Rahmenbedingungen und gezielte Aktionen zur
Wirtschaftsförderung Fr. 2'648’0 0 0 .-
Erweiterung der Beratung im Wirtschaftsbereich Fr. 1'498’0 0 0 .-
Unterstützung von wirtschaftsfördernden Infrastrukturen Fr. 6'645’000.—



Führung einer auf einen ausgewogenen Arbeitsmarkt ausgerichteten 
Beschäftigungspolitik

V ers tärku n g  der A rb e itsm ark tp o litik  durch  M assnahm en  zur besseren  Ü bere instim m ung  

zw isch en  A n g eb o t und N ach frag e  an A rb e itskräften

> Die Arbeitsmarktbeobachtung Wallis führte eine umfassende Studie über die Abwanderung von 

Kompetenzen durch. Des Weiteren wurden die Bedürfnisse der Stellensuchenden evaluiert, um ihnen 

eine gezieltere berufliche Wiedereingliederung zu ermöglichen.

> Die Partnerschaft mit der Wirtschaftsförderung und ihren regionalen Wirtschaftsantennen kommt 

sowohl im Bereich der Unterstützung bei der Ansiedlung neuer Unternehmen als auch im Bereich der 
Unterstützung von Unternehmen in Schwierigkeiten zum Tragen.

> Die Kontakte zwischen den Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) und den Arbeitgebern 

wurden intensiviert.

K on so lid ie ru n g  der B ekäm pfung  d er A rb e its lo s ig ke it und V ers tärku n g  der P räven tio n sp o litik

> Das kantonale Dispositiv zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erweist sich im Rahmen der 
Leistungsvereinbarung mit dem Bund weiterhin als äusserst effizient. Die Resultate sind ebenso gut 
wie jene der Vorjahre und liegen über dem schweizerischen Mittel.

> Der Personalbestand der RAV sowie das Angebot an Wiedereingliederungsmassnahmen mussten 

2004 dem Anstieg der Zahl der Stellensuchenden angepasst werden.

> Der Staatsrat verabschiedete das Programm zur Bekämpfung der saisonalen Arbeitslosigkeit, welches 

sich auf drei Pfeiler stützt: Förderung der Jahresarbeitszeit sowie der Erwerbskombination und 

Verbesserung der Planung von Arbeiten der öffentlichen Hand. Die Konkretisierung dieser Pfeiler setzt 
sich 2005 fort.

P o litik  fü r au s län d isch e  A rb e itskräfte , d ie  d er E n tw ick lung  des von e in h e im isch en  

A rb e itskräften  n ich t g edeckten  w irtsch a ftlich en  B edarfs  R echnung  träg t

> Durch die Information der Berufsverbände sowie der Gemeinden über die Auswirkungen des freien 

Personenverkehrs konnten negative Impulse auf den Arbeitsmarkt verhindert werden.

> Die kantonale tripartite Kommission für die flankierenden Massnahmen zum freien Personenverkehr 

wurde eingerichtet und die Kontroll- und Sanktionsverfahren sind einsatzbereit.

> Die selektive Bewilligungspolitik für ausländische Arbeitskräfte aus Drittstaaten wurde fortgeführt.

Anpassung der Walliser Wirtschaftszweige an das nationale und internationale 
wirtschaftliche Umfeld

Im  B ereich  H and e lsp o litik  L ib era lis ierun g  d er reg lem entie rten  A ktiv itä ten  gem äss  S chw eizer  

und e u ro p ä isch er G esetzgeb u n g

> Der Grosse Rat hat am 8. April 2004 in zweiter Lesung das Gesetz über die Beherbergung, die 

Bewirtung und den Kleinhandel mit alkoholischen Getränken angenommen. Das Gesetz tritt am 1. 

Januar 2005 in Kraft.

> Ein Revisionsentwurf für das Gesetz über die Handelspolizei wird 2005 dem Grossen Rat unterbreitet. 

Das überarbeitete Gesetz kommt einer Dereglementierung gleich. 2004 wurde bei allen interessierten 

Kreisen ein Vernehmlassungsverfahren eines Vorentwurfs durchgeführt.

>  Eine interkantonale Vereinbarung betreffend Organisation und Bewilligung von Lotterien wurde 

ausgearbeitet. Diese wird 2005 den Kantonsregierungen zur Annahme unterbreitet, um am 1. Januar 

2006 in Kraft zu treten.



Festlegung  der T o u rism u sp o litik  au f der G ru n d lag e  d er n achhaltigen  E ntw ick lung

> Die Einführung der kantonalen Tourismuspolitik betrifft sowohl den privaten als auch den öffentlichen 

Sektor. Damit sämtliche an der Anwendung involvierten Dienststellen des Staates dies in ihren 

Leistungs- und Finanzprogrammen berücksichtigen, arbeitet die Dienststelle für Wirtschaft und 

Tourismus mit dem Zentrum für Verwaltungsmanagement zusammen.

> Der g rosste Teil der Massnahmen der Tourismuspolitik, die in den Richtlinien 2002 - 2005 enthalten 

waren, wurden konkretisiert oder an das Budget 2004 und den Finanzplan 2002 - 2005 angepasst.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Investitionshilfekredite zur finanziellen Verbesserung der touristischen
Beherbergungsbetriebe Fr. 4'357’0 0 0 .-
Beteiligung an der Tourismuswerbung, Unterstützung der Diversifikation des
touristischen Angebotes und Fortführung der Sensibilisierung Fr. 2'658’000.~
Verstärkung und Ausweitung des touristischen Angebotes Fr. 1'787’000

In s t it u t io n e n

Angleichung der grundlegenden Rechtsstruktur an die soziale Wirklichkeit

N euau srich tun g  der B ezirks- und G em ein d eordn u n g

>  Die Reform der Gemeindeordnung wurde mit der Annahme des neuen Gemeindegesetzes vom 5. 
Februar 2004 und am 26. September 2004 durch die Annahme der Verfassungsrevision praktisch 

abgeschlossen. Bleibt noch, Letztere durch eine geringfügige Anpassung (im Jahr 2005) des 

Gemeindegesetzes zu konkretisieren.

>  Im März 2000 erbrachte die Lesung über die Zweckmässigkeit der Revision der Kantonsverfassung 

bezüglich der Kapitel der Bezirksordnung und des Präfektenstatuts eine breite Zustimmung. Der 
Schlussbericht der mit der Prüfung dieser Frage beauftragten ausserparlamentarischen Kommission 

wurde im November 2002 hinterlegt; der Vorentwurf wurde im Frühjahr 2003 in die Vernehmlassung 

geschickt, so dass Ende 2004 ein Entwurf dem Staatsrat unterbreitet werden konnte. Der Grosse Rat 

wird in der Juni-Session 2005 darüber beraten.

Siehe auch 6. Reform- und Restrukturierungsschwerpunkt „Reorganisation der Territorialstrukturen des

Kantons“

F örderung  der A usü b un g  der V o lks rech te

>  Diese Zielsetzung wurde mit der Inkraftsetzung des Gesetzes vom 13. Mai 2004 über die politischen 

Rechte auf den 1. Januar 2005 sowie mit der Verordnung vom 17. September 2004 über die 

briefliche Stimmabgabe erreicht.

F ortsetzung  der F am ilien fö rd eru n g sp o litik

> Der Staatsrat hat eine Arbeitsgruppe ernannt und mit der Prüfung beauftragt, die Bereitstellung einer 
Struktur über die Koordination der Familienpolitik und der mit der Gleichstellung zusammenhängenden 

Fragen zu analysieren. Diese Arbeitsgruppe setzte sich aus den Verantwortlichen der betroffenen 

Dienststellen (Jugend, Sozialwesen, Finanzen, Personal, usw.), der Vereinigung „Association des 
familles du Valais Romand et du Chablais“, der thematischen Kommission für Institutionen, 

Familienfragen und auswärtige Angelegenheiten und des Gleichstellungsrates zusammen. Der Bericht 
wurde im Januar 2005 beim Staatsrat hinterlegt.

Die Arbeitsgruppe hat in ihrem Bericht ebenfalls ein Inventar der gesamten vom Staat erbrachten 

Leistungen zugunsten der Familien erstellt. Dies erlaubte die Bedeutung der durch die kantonale 

Verwaltung geleistete Arbeit für die Walliser Familien hervorzuheben, hat aber auch die Notwendigkeit 

einer besseren Koordination dieser Leistungen aufgezeigt.



A np assu ng  des kan tonalen  P ro zessrech ts  an d ie  lau fenden  R evis ionen  des B undes

> Die Reorganisation des Bundesgerichts und die Vereinheitlichung der Zivilprozessordnung könnten 

bereits im Jahre 2008 abgeschlossen sein, und die Vereinheitlichung der Strafprozessordnung zwei 

Jahre später. Den Kantonen werden Übergangsfristen gewährt, um ihre Gerichtsorganisation 

anzupassen.

> Diese zeitliche Staffelung der Bundesreformen hat die extraparlamentarische Kommission veranlasst, 
dem Staatsrat die Redimensionierung des im Frühling 2003 in die Vernehmlassung geschickten 

Entwurfes vorzuschlagen. Im Mai 2004 hat die Regierung von der neuen Planung Kenntnis genommen 

und eine Arbeitsgruppe beauftragt, Varianten mit neutralen finanziellen Auswirkungen für die kantonale 

Gerichtsorganisation zu suchen.

> Die Reform der kantonalen Gerichtsorganisation beinhaltet vier Etappen:
- eine erste Etappe sieht eine Vereinfachung und Rationalisierung in der Justizverwaltung vor;

- die anderen drei Etappen hängen direkt mit den neuen Bundesgesetzen zusammen, die sich nach 

und nach mit der Gerichtsbarkeit im öffentlichen Recht, im Privatrecht und im Strafrecht befassen.

R estru k tu rie ru ng  des Z iv ils tan d sw esen s

> Alle Ämter wurden zusammengelegt.

> Die restlichen 15 Ämter sind alle am System Infostar angeschlossen und arbeiten gemäss diesem 

System.

Fortsetzung  d er fo rtlau fen d en  B od en bew irtsch aftu n g , d ie  e ine  m assvo lle  und ra tione lle  

N utzung  fö rd ert

>  Die Umsetzung der Struktur des GIS-VS wird fortgesetzt durch die Übertragung der Datenbank auf die 

produktive Umgebung. Erste "Anwendungen, namentlich für die Suonen und die Fuss- und 

Wanderwege, sind bereits realisiert worden. Die Intranet-Anwendung des GIS-Wallis ist heute 

verfügbar und beinhaltet 6 Geodienste: Grundlagen (Landeskarten, Übersichtsplan, Orthophotos, 

Gemeindegrenzen, usw.), Naturgefahren, Umwelt, klassierte Strassen, Verkehr und Gewässer. Die 

Mitarbeiter der Kantonsverwaltung können mit Hilfe dieser Anwendung über den Internet-Browser 

diverse Karten darstellen lassen.

>  Die Umsetzung eines Raumbeobachtungs- und Controllingsystems für eine nachhaltige Richtplanung 

ist durch die Auswahl von Indikatoren weitergeführt worden; diese erlauben einerseits unter 

Berücksichtigung der gewünschten räumlichen Entwicklung, die Wirksamkeit der operativen Ziele des 

Kantonalen Richtplanes zu überprüfen, namentlich in den Bereichen des umfassenden 

Risikomanagementes und anderseits die möglichen Auswirkungen, welche durch die Eröffnung des 

Lötschbergbasistunnels im Jahre 2007 verursacht werden, zu analysieren.

>  Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung des Espace Mont-Blanc, als Bestandteil der 

Gemeinschaftsinitiative des INTERREG IIIA Programms, ist in Auftrag gegeben worden. Es 

beabsichtigt in enger Zusammenarbeit mit der Bevölkerung der betroffenen Gemeinden, eine 

Entscheidungshilfe bereitzustellen, welche ermöglicht, die Regional- und Lokalpolitik auf die 

Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung auszurichten (Ökologische Verantwortung, wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit, gesellschaftliche Solidarität). Das Konzept dient namentlich, um die Prioritäten für 
die Raumplanung und den Umweltschutz festzulegen. Parallel dazu sind die Anstrengungen im 

Hinblick auf die Zuweisung eines rechtlichen Statutes für die „Conférence transfrontalière Mont-Blanc" 
(CTMB) fortgesetzt worden. In diesem Sinn hat der Grosse Rat den Gesetzesentwurf über den Beitritt 

des Kantons Wallis zum Karlsruher Übereinkommen angenommen.



S ic h e r h e it

Vorbeugung und Repression von Kriminalität und Verstössen gegen die öffentliche 
Ordnung

G ew äh rle is tu n g  der ö ffen tlich en  S ich erh e it durch  P räven tion  so w ie  e in e  g ezie lte  und  

ze itg em ässe  R epression

>  Erhöhung des Bestandes der Kantonspolizei, stufenweise und nach Budgetverfügbarkeiten, bis zur 
Erreichung des erlaubten Höchstbestandes von 420 Einheiten (414 Polizeibeamte am 1. Januar 
2005).

>  Eine besondere Aufmerksamkeit gilt dem Extremismus, um die Entwicklung derartiger Bewegungen 

vorzubeugen und sie zu verhindern.

>  Einführung von Verfahren und Strukturen im Bereich der häuslichen Gewalt: Prävention durch gezielte 

Kampagnen, Unterstützung der Opfer, Strafverfolgung der Täter.

>  Bekämpfung der Cyberkriminalität durch Spezialermittler, die interkantonale Zusammenarbeit sowie 

diejenige mit der Bundeskriminalpolizei.

F ortsetzung  d er M o d ern is ie ru ng  der S tra fansta lten

>  Die Bemühungen um Erneuerung der Strafanstalten wurden im Jahre 2004 fortgeführt. Die

Arbeitserziehungsanstalt Pramont war so Gegenstand bedeutender Umbauarbeiten im Hinblick auf die 

Eröffnung einer Abteilung für Minderjährige im Frühling 2005. Das Sicherheitsdispositiv der Strafkolonie 

von Crêtelongue wurde ebenfalls verbessert. Ein leistungsfähigeres Brandverhütungssystem wurde 

eingerichtet. Die Anstalt sah ebenfalls die Eröffnung einer Beobachtungswerkstätte, welche eine bessere 

Beurteilung der Verurteilten ab dem ersten Tag ihrer Inhaftierung erlaubt.

>  In personeller Hinsicht konnte eine Halbstelle einer Psychologin errichtet werden dank der Unterstützung
des Walliser Fürsorge- und Schutzaufsichtsvereins, was die sozialtherapeutische Einbettung der
Insassen von Pramont und der Inhaftierten von Crêtelongue massiv verbessert. Was die

Sicherheitsbelange betrifft, sind die Anstalten von Brig, Crêtelongue, Martigny und Pramont in der Nacht 
lediglich durch einen Mitarbeiter besetzt. Diese Situation stellt nach wie vor ein Sicherheitsrisiko dar.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Schaffung einer Struktur für die Inhaftierung von Minderjährigen in Pramont:
- Investitionen Fr. 1'250’000.~

Gewährleistung von Sicherheit sowie Schutz der Bevölkerung und Wahrung ihrer 
Existenzgrundlagen

Das Jahr 2004 war geprägt durch die Inkraftsetzung und anschliessend die Umsetzung der beiden grossen 

eidgenössischen Reformprojekte „Armee XXI" und „Bevölkerungsschutz". Die beiden Projekte haben direkte 

Auswirkungen für unseren Kanton.

G ew äh rle is tu n g  von S ich erh e it und S chutz d er B evö lkerung  und W ahrung  ihrer 

E xis ten zg ru n d lag en  durch z iv ile  M itte l (F eu erw eh r/Z iv ilsch u tz)

> Mit dem neuen Bevölkerungsschutz wird je länger je mehr eine bessere Zusammenarbeit der zivilen 

Einsatzkräfte erreicht. Das Konzept „Feuerwehr 2000 plus VS“ ist zu 60 % realisiert. Das neue Konzept 

„Zivilschutz 2004 Wallis“ wurde vom Staatsrat genehmigt. Eine Kommission, welche im Februar 2005 

ernannt wird, wird beauftragt, die beiden Konzepte bis Ende des Jahres 2005 in Übereinstimmung zu 

bringen.

> Die Ausbildung, sei es im Bereich Feuerwesen oder beim Zivilschutz, bleibt eine unserer 
Hauptaufgaben. Mehr als 3'500 Ausbildungstage der Feuerwehr wurden 2004 erteilt (d.h. eine 

Erhöhung um 15 - 20 %). 98 % der Teilnehmer beurteilten die Kurse als gut bis sehr gut. Die gleichen



Ergebnisse gelten für die Teilnehmer der neuen zweiwöchigen Rekrutenschulen des Zivilschutzes in 

Grone.

> Das Motto Weniger, schnell, gut ausgebildet und mit effizienten Mitteln gilt für den Ersteinsatz der 
Feuerwehren und des Zivilschutzes.

Mit der Fusion und der Regionalisierung ist man im Begriffe, die Bestände zu reduzieren (weniger), Mit 
der Realisierung der Alarme SMT und SFI 457 sowie der Motorisierung gibt man die Garantie, rascher 

auf dem Schadensplatz zu sein (schnell). Mit der Erhöhung der Ausbildungstage stellt man sicher, 
dass die Einsatzleute ihre Mittel beherrschen und einsatzfähig sind (gut ausgebildet). Und mit den 

zugeteilten modernen Mitteln (Fahrzeuge, Material) ist man sicher, effizient arbeiten zu können 

(effiziente Mittel).

> Die gemeinsamen Übungen, welche von der Sektion für Katastrophenvorsorge organisiert werden, 
verbessern die Koordination und die Zusammenarbeit der Einsatzkräfte und ein gegenseitiges Kennen 

lernen. Gleichzeitig werden die kommunalen und interkommunalen Einsatzstäbe beübt.

G ew äh rle is tu n g  von S ich erh e it und S chutz der B evö lkerung  und ih rer E x is tenzgrund lagen  
im K risen - und im K atas tro p h en fa ll durch  den  B eitrag  zu r B ere its te llun g  m ilitä rischer M ittel

Auswirkungen von Armee XXI für das Wallis

> Bundespersonal

Das Wallis ist durch den Abbau der Logistikbasis der Armee XXI stark betroffen worden. Auf einen 

Bestand von 34 Stellen im Zeughaus Brig werden 20 Stellen gestrichen. Der Armeemotorfahrzeugpark 

Sitten mit einem Bestand von 15 Stellen wird geschlossen. Die 26 Stellen des Festungswachtkorps in 

St-Maurice werden gestrichen.

Der Kanton Wallis ist also in dieser ersten Phase mit einem Abbau von 61 Stellen betroffen, welcher 

bis Ende 2005 realisiert werden muss. 35 Stellen betreffen die Logistik, 26 Stellen Angestellte des 

Infrastrukturbataillons.

> Kantonales Personal

Die kantonalen Zeughäuser sind von dieser ersten Abbauphase nicht betroffen. Die Kündigung ihrer 

Verträge ist für Ende 2006 vorgesehen. Unser Kanton ist von dieser zweiten Phase ebenfalls mit 
einem Abbau von 32 Stellen betroffen.

Der Staatsrat hat eine Arbeitsgruppe beauftragt, Begleitmassnahmen für das Personal der kantonalen 

Zeughäuser zu erarbeiten. Eine Zwischenbilanz der durchgeführten Massnahmen zeigt ein gutes 

Ergebnis mit folgender Situation:

4 Personen werden pensioniert, 5 Personen stellen das Gesuch für eine vorzeitige Pensionierung, 3 

Personen werden intern in der Dienststelle für zivile Sicherheit und Militär transferiert. Für weitere 3 - 4  

Personen ist eine Anstellung in anderen Staatsdiensten bis Ende 2006 möglich.

Zwischen 8 und 10 Personen werden in der neuen Infrastrukturbasis, welche in St-Maurice geschaffen 

wird, aufgenommen (Waffenplatz Sitten und Rückgabestelle in Sitten).

> Die Besetzung der Kaserne Sitten durch die Schulen der höheren Unteroffiziere sowie die Besetzung 

des Waffenplatzes Sitten ist heute höher als ursprünglich vorgesehen. Ein Stockwerk bleibt zurzeit zur 
Verfügung der Truppen. Eine zusätzliche Belegung wird angestrebt.

> Die Militärpräsenz im Wallis hat sich positiver entwickelt als vorgesehen (320'000 Diensttage im Jahre 

2003, 430'000 im Jahre 2005). Dies ist bedingt durch die Beibehaltung der Schiessplätze im Goms und 

auf dem Simplon, des Waffenplatzes in Sitten, des Flugplatzes Sitten, der Militärsicherheit im 

Unterwallis (AMBA CENTRO) und die Bildung des neuen Infrastrukturzentrums in St-Maurice (100 - 

150 Arbeitsplätze).

Siehe auch Controllingbericht der Dienststelle für zivile Sicherheit und Militär

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Ausbildung der Feuerwehr und des Zivilschutzes Fr. n o o ’ooo
Ersteinsatzfahrzeuge Feuerwehr und Material für den ZS (Kata Det) Fr. 950’000.—



D e p a r t e m e n t  f ü r  V e r k e h r , B a u  u n d  U m w e l t

N a t ü r l ic h e  u n d  b e b a u t e  U m w e l t

Verstärkung des Schutzes von Personen und von Gütern vor Naturgefahren

Fortführen der Realisierung der Schutzm assnahm en gegen Naturgefahren (Lawinen, 
Steinschläge, Geländerutschungen und Murgänge) in Zusam m enarbeit mit den Gemeinden  
und Forschungsinstituten

> 2004 wurden 8 Lawinengefahrenkarten sowie 12 Gefahrenkarten betreffend Bodeninstabilitäten 

erarbeitet.

> Folgende Schnee- und Wetterstationen wurden mit Regenmessern ergänzt: Trübelboden (Leukerbad), 

Gandegg (Lötschental), Grand Cor (Fully), Essertses (Hérémence) et Donin du Jour (Arbaz).

> Im Hinblick auf die künftige Bundespolitik betreffend die Finanzierung der Schutzmassnahmen gegen 

Naturgefahren wurde ein Pilotprojekt auf der Strecke zwischen Brig und Oberwald ausgeführt; diese 

Studie soll die Prioritätenordnung der Massnahmen auf der gesamten genannten Strecke festlegen. 

Diese Planung wurde beendet und den betroffenen Bundesinstanzen unterbreitet (Korridorplanung).

> Das Jahresprogramm betreffend Erstellung und Unterhalt von Schutzverbauungen wurde ausgeführt. 
Im Kanton waren 2004 insgesamt 210 Verbauungsprojekte mit geschätzten Gesamtkosten von 

Fr. 190'700'000.-- bzw. einem kantonalen Anteil von 36'028'000.- in Ausführung/Planung. Gleichzeitig 

betrug die Gesamtverpflichtung in diesem Zusammenhang Fr. 12'853'000.-.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Kantonale Subventionen betreffend Verbauungsprojekte Fr. 3'037’000.~

Inangriffnahm e der 3. Rhonekorrektion, um die Sicherheit von Personen und Gütern vor den 
Hochwassern der Rhone unter den Rahm enbedingungen einer nachhaltigen Entwicklung zu 
gewährleisten

> Der Pilot-Ausschuss (COPIL-R3), der durch die Ernennung eines Vertreters des Kantons Waadt und 

15 partnerschaftliche Organe ergänzt wird, welche auf kantonaler Ebene sektorielle Interessen 

vertreten haben die Ziele des Projektes definiert und validiert, die als Grundlage zur Erarbeitung der 
Varianten dienen werden.

> Die Wiederinstandstellungsarbeiten der Ufer infolge des Hochwassers von 2000 wurden auf dem 

Gebiet der jeweiligen betroffenen Gemeinden im Unterwallis während des Winters 2003 bis 2004 für 

einen Investitionsbetrag von mehr als 4.5 Mio. Franken nach wie vor weitergeführt.

> Die prioritären Massnahmen von Visp, Chippis und Fully stehen in der Studienphase. Die lokalen 

Partnergruppen wurden gebildet und es wurde für den Sektor von Visp ein Vorprojekt erarbeitet.

> Das Hochwasserschutzprojekt von Obergestein an der Rhone wurde ausgeschrieben.

> Der Sachplan Rhone (PS-R) wurde erstellt und steht in der Validierungsphase. Dieser bildet ein 

territoriales Bewirtschaftungshilfsmittel, das die Regeln definiert, die in den betroffenen Abschnitten der 

Gefahrenkarte oder des Rhoneraums anzuwenden sind.

> Die letzten Aufträge für die Erarbeitung der Grundlagen zum Ausbauplan der Rhone (früher generelles 

Projekt genannt) wurden vergeben. Sie betreffen die Abschnitte im Goms und den Abschnitt von 

Martigny bis zum Genfersee. Die geometrischen Daten für den gesamten Lauf der Rhone wurden 

überdies ergänzt und die Grundlagen für die Erarbeitung des S1RS-R3 geschaffen. Die Studien im 

landwirtschaftlichen Bereich wurden weitergeführt und zwei Testsektoren für die Erarbeitung 

vollständiger Meliorationen festgehalten (Visp und Fully).

> Das Selektivverfahren der Offerteinholung wurde für die Erabeitung des Wasserbauplans der Rhone 

von der Quelle bis zum Genfersee (PA-R3) eingeleitet.



> Die piezometrischen Karten wurden aufgrund von 10 Jahren Beobachtungen im Sektor Siders -  

Martigny erstellt und werden im übrigen Teil der Rhonetalebene weitergeführt.

> Ferner wurden verschiedene Informations- und Kommunikationskampagnen durchgeführt, worunter 
insbesondere die Herausgabe der Info-Blätter rhone.vs Nr. 6 und 7 sowie eine Ausstellung im 

Autobahn-Restaurant von Martigny.

> Regionale Pilot-Ausschüsse (COREPIL) wurden gebildet oder stehen in der Phase der Bildung unter 
der Verantwortung der Gemeinden. Diese Gemeindegruppierungen und lokalen Partnerschaften, die 

öfters regionsweise vorgenommen wurden, wurden vom Projekt Rhone angefordert, um die 

Koordination zu erleichtern.

Siehe auch Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau, politisches Ziel 3

Schutz von Personen und Gütern vor den Hochwassern von Nebenflüssen in 
Zusam m enarbeit mit den Gemeinden

Hochwasserschutz  -  Seitengewässer

> Die allgemeine Lage der Wasserläufe des Kantons bleibt Besorgnis erregend. Die Anregungs- und 

Unterstützungsanstrengungen bei den Gemeinden wurden im Jahre 2004 verstärkt fortgesetzt. Dies 

erfolgte in folgenden Bereichen:

- der Erstellung von Hochwassergefahrenkarten und die Übertragung der Ergebnisse in die 

Zonennutzungspläne;

- der Wasserbau- und Unterhaltsprojekte der Wasserläufe.

> Im Zusammenhang mit der Prävention wurden im Jahre 2004 die generellen Studien, die zur 
Verbesserung der Kenntnisse der Gefahren bestimmt sind sowie auch die Entwicklung von Alarm- und 

Hochwasserbewirtschaftungssysteme weitergeführt, insbesondere:

- die Verbesserung der regelmässigen Abnahme und Konsultationsart der hydrometeorologischen 

Werte und des Wasserstandes der grössten Stauseen durch die wissenschaftliche Krisenzelle 

CERISE dank der Software GUARDAVAL;

- die Fortführung der MINERVE-Studie, die dazu erstellt wurde, um die Überflutungen durch ein 

hydrometeorologisches Präventionssystem und durch einen Beitrag für die Bewirtschaftung der 

Hochwasser durch die Staudämme sicherzustellen;

- die Aufnahme der Studie IFKIS-Hydro, die zur Einrichtung eines Beobachtungsnetzes der 
hydrologischen Ereignisse in den kleinen Einzugsgebieten führen sollte.

Sicherung des Strassennetzes gegen Rutschungen

> Seit mehr als einem Jahr wird die Überwachung der Hauptrutschgebiete durch das ferngesteuerte 

Alarm- und Überwachungssystem GUARDAVAL sichergestellt. Mit diesem System können dreissig 

Stationen mit personalisierten Zeitabschnitten von der Ferne abgerufen und automatisch per E-Mail 
und SMS ausgelöste Alarme generiert werden. Ein grosser Vorteil dieses Systems ist der Online- 
Zugang zu den Massnahmen über Internet, welcher von CREALP entwickelt wurde. So ermöglichte 

beispielsweise Ende 2003 dieses System namentlich eine Sicherung des Strassenverkehrs auf der 
Strasse zum Grossen St. Bernard während drei Wochen nach dem Felssturz, der die Galerie von La 

Monnaie stark beschädigte. Dieses System ermöglichte ebenfalls, die Bewegungen einer Felsmasse 

von 700 m3, welche die Saastalstrasse bedrohte, aufzuzeigen. Diese Situation erforderte zudem eine 

gross angelegte Sprengung ein paar Tage vor Weihnachten.
> In der Zeit zwischen 2003 und 2004 wurden zirka 30 dringliche Interventionen auf dem kantonalen 

Strassennetz vorgenommen, insbesondere bei der Tauwetterperiode des Frühjahrs zur Sicherung der 
Strassen gegen Steinschläge.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Rhonekorrektion (Bruttoinvestition) Fr. 9'180’000.~
Seitliche Wasserläufe, Arbeiten und Studien (gewährte Subventionen) Fr. 5'547’600.—



Erhaltung und gegebenenfalls Verbesserung der Umweltqualität im weiteren Sinne

Definition von Präventivm assnahm en und Sanierungsprogram m en für die natürlichen  
Ressourcen (W asser, Luft, B oden...) in Zusam m enarbeit mit den betroffenen Kreisen und 
unter Förderung freiw illiger Massnahm en

> Die erste Version des kantonalen Plans für die Abfallbewirtschaftung stammt aus dem Jahre 1995. Der 
Planinhalt war Gegenstand einer kritischen Überprüfung und Anpassung an die jetzigen Bedingungen. 

Die definitive Redaktion dieses Dokuments wird 2005 erfolgen.

> Die Erstbewertung der belasteten Standorte ist über ein Mandat mit externen Büros realisiert worden 

und kam 2003 zum Abschluss. Der Kataster der belasteten Standorte umfasst Ende 2004 1510 

Standorte, wobei die betroffenen Eigentümer noch informiert werden müssen.

> Die ortsfesten Anlagen betreffend Mobilfunkanlagen sind bei den betroffenen Betreibern verzeichnet. 

Ende 2004 waren im Kanton Wallis 570 Antennenstandorte (2003: 469) registriert. Die starke Zunahme 

der Zahl der Antennen ist einerseits auf die Einführung des GSM-Rail-Funksystems bei den Bahnen im 

Oberwallis und andererseits auf die Einführung des Mobilfunksystems der 3. Generation (UMTS) 
zurückzuführen.

> Die Umsetzung des Aktionsplans für die Wasserbewirtschaftung „CIPEL“ erfolgt zeitgemäss mit dem 

Bau der letzten Kläranlagen und der ständigen Verbesserung der Kanalisationsnetze. Im Rahmen des 

internationalen Jahres des Süsswassers wurde eine Broschüre herausgegeben. Sie enthält die Bilanz 

von 40 Jahren Tätigkeit im Abwasserreinigungs- und Gewässerschutzbereich im Kanton Wallis. Die 

Inventarisierung der nutzbaren Grundwasserschutzzonen wird in Zusammenarbeit mit CREALP 

fortgesetzt.

> Auf der Grundlage des im 2002 erstellten Strassenlärm-Katasters definiert eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe 

die Sanierungsprioritäten.

> Instandsetzung der Steinbrüche und Kieswerke. Wegen den Schwierigkeiten in Zusammenhang mit 

den Abänderungen der Zonennutzungspläne hat sich die Situation seit 2002 kaum verändert. Anfangs 

Januar 2004 standen im ganzen Kanton 118 Unternehmungen in Betrieb.

> Die künftigen Tätigkeiten eines vereinfachten Luft-Forums stehen in Diskussion. Sie könnten sich auf 

gewisse landwirtschaftliche Aspekte (Ammoniakemissionen) oder die Verminderung von 

Schadstoffemissionen auf Baustellen beziehen.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Studienaufträge an externe Büros Fr. 1'300’000.~
Kantonssubventionen (bei einem subventionsberechtigter Betrag
von insgesamt Fr. 14'016'475.-) für Investitionen im Bereich Gewässerschutz. Fr. 4'713’235.—
Dies entspricht einer Gesamtinvestition von ca. 19.5 Millionen.

Schutz, Erhaltung und Bewirtschaftung des Waldes

> Betreffend die Vorbeugung von Waldschäden können folgende Elemente erwähnt werden:
betreffend den Waldbrand in Leuk im Jahre 2003 wurde in Zusammenarbeit mit der WSL ein 
Forschungsprogramm lanciert;
das Forschungsprogramm betreffend die Waldföhrenproblematik wurde in Zusammenarbeit mit 
der WSL weitergeführt;
die regionalen Waldpläne im Goms sowie in den Gemeinden Orsières und Bagnes wurden 
weiterentwickelt;
das Waldwild-Konzept Simplon-Vispertäler-Schattenberge ist in der Ausarbeitungsphase.

> Damit die Behebung ausserordentlicher Waldschäden gesichert werden konnte, wurden zahlreiche 
phytosanitäre Eingriffe getätigt; dies vor allem im Chablais, welches 1999 durch den Sturm Lothar 
betroffen wurde, sowie in den durch den Waldbrand von Leuk zerstörten Wäldern. Die



Gesamtaufwendungen für die Behebung von Waldschäden belaufen sich im Jahr 2004 auf rund Fr. 2,2 
Mio., mehr als 35% weniger als 2003.

> Für die Waldbewirtschaftung können folgende Punkte herausgestrichen werden:
das Arbeitsvolumen hat 2004 in den Schutzwäldern um rund 26 % abgenommen; 
im Kanton waren 2004 insgesamt 130 Waldbauprojekte mit geschätzten Gesamtkosten von 
Fr. 113'669'000.— bzw. einem kantonalen Anteil von 13'471 '000.— in Ausführung/Planung. 
Gleichzeitig betrugen die ausstehenden Verpflichtungen in diesem Zusammenhang Fr. 
6'638'000.~;
insgesamt wurden 23 Kurse für das forstliche Personal unterstützt (Aus- und Weiterbildung; 
davon 12 im Oberwallis und 11 im französischen Kantonsteil). Die Kurse wurden vom 
Waldwirtschaftsverband organisiert.
12 Waldkataster, welche den Wald von der Bauzone abgrenzen, wurden durch den Staatsrat 
homologiert.

Schutz und Aufwertung von Natur, Landschaft und Standorten

> Die Erhaltung und Entwicklung der biologischen und landschaftlichen Vielfalt wurde wie folgt 
unterstützt:

zahlreiche Sitzungen für die Studien von Naturpärken, v.a. für den Pfynwald, das Binntal, les 
Muverans und Maya-Mont Noble;
Subventionen für das Projekt UNESCO Jungfrau -  Aletsch -  Bietschhorn, den Pfynwald und 
den Naturpark Muverans;
Subventionen an Gemeinden und Private für Projekte des Natur- und Landschaftsschutzes; 
die Erneuerung und Kontrolle der landwirtschaftlichen Verträge betreffend ökologischer 
Ausgleich: zurzeit sind 374 Verträge für eine Fläche von 1004 ha in Kraft.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Kantonale Subventionen

Schutz und Aufwertung von Natur und Landschaft Fr. 730’000.~
Schutz, Erhaltung und Bewirtschaftung des Waldes Fr. 2'250’000.~
Verhinderung und Behebung ausserordentlicher Waldschäden Fr. 620’0 0 0 .-

Schutz des Verbrauchers und der Umwelt vor gefährlichen Substanzen

Schutz des Verbrauchers vor Nahrungsm itteln und Gebrauchsgegenständen, die seine  
Gesundheit gefährden können und vor Betrug

> Die Lebensmittelkontrolle mit dem Ziel der maximalen Verminderung der Verunreinigungsgefahr und 
Nahrungsmittelvergiftung ist, sowohl im Hinblick auf Produktionsniveau, Restauration als auch auf 
Verteilung im kleinen und grossen Rahmen, eine langwierige Arbeit. Das Inspektorat und sein 
dezentralisiertes System strebt die Garantie einer maximalen Einheitlichkeit der Kontrollen im Kanton 
an.

Zur Optimierung der Kontrollen von Lebensmittelbetrieben wurde ein allgemeines 
Beurteilungssystem der Lebensmittelsicherheit ausgearbeitet. Die Beurteilung des 
Sicherheitsniveaus der wichtigsten Punkte erlaubt eine objektive Qualitätseinschätzung der 
Betriebe. Im Jahr 2004 wurden 2995 Betriebe kontrolliert, wobei in 150 (4,6%) Fällen eine 
Beanstandung vorgenommen wurde;
die Überwachung grosser Verteilerketten wird weiterhin und ständig sowohl durch 
Hygienekontrollen als auch durch Analysekampagnen mit gezielten einschlägigen Themen 
vorgenommen. Dazu gehören z.B. die Analyse der Produktherkunft, der Nitrate in Rohpökelwaren 
und der Pestizidrückstände in Früchten und Gemüse;
es wird immer mehr Gewicht auf die Selbstkontrolle (Qualitätssicherung) aller Betriebe gelegt.

> Eines der Hauptziele des Laboratoriums ist die Gewährleistung von einwandfreiem Trinkwasser für die 
Walliser Bevölkerung. Im Jahr 2004 wurde das Trinkwasser an 3092 Orten analysiert. 12,1% davon, 
wobei ein Teil aus privater Wasserversorgung stammt, genügte den mikrobiologischen Normen nicht. 
Der Wasserinspektor hat in erster Linie die Aufgabe, sich im Falle von Problemen sofort mit den 
Gemeinden in Verbindung zu setzen, das Wassernetz ab der Quelle bis zum Wasserhahn zu



kontrollieren und die notwendigen Massnahmen zu fördern. Eine komplette Inspektion der gesamten 
öffentlichen Wasserversorgung aller Walliser Gemeinden ist über 5 Jahre geplant.

> Die ersten Analytikergebnisse in Bezug auf die Authentizität der Lebensmittel sind viel versprechend 
und ermutigend. Im Wallis ist die Bildung eines entsprechenden Kompetenzzentrums auf dem besten 
Wege. Datenbanken, die für jedes Lebensmittel unerlässlich sind, werden zurzeit erstellt.

> Es wurde der Vorschlag zur Überprüfung der Zweckmässigkeit einer Gruppierung der 
Kontrollaufgaben, die im Zusammenhang mit dem Verbraucherschutz stehen, unterbreitet und vom 
Staatsrat angenommen.

Kontrolle des Marktes für G iftstoffe und gefährliche Substanzen mit dem Ziel, den 
Menschen und die Umwelt zu schützen

> Die Kontrolle der Bäderbetriebe wird, bezüglich der mikrobiologischen Wasserqualität und der 
Hygiene, weiterhin vorgenommen. Besondere Aufmerksamkeit wird der Sicherheit der Einrichtungen, 
den angewandten giftigen Produkten und den Desinfektionssystemen gewidmet. Bei Erneuerungen der 
Betriebsgenehmigungen werden Expertenkontrollen verlangt. Im Jahr 2004 wurde das Wasser von 
1167 Badebetrieben analysiert, davon entsprachen 189 (16,2%) nicht den geltenden Normen.

> Die Marktüberwachung der Gifte und umweltgefährdenden Substanzen wurde durch Inspektionen 
sowie Ausgabe verschiedener Genehmigungen (55), Giftbücher und Giftscheine (228) fortgeführt.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Konsumentenschutz (Lebensmittel, Gifte, Schwimmbäder, Umwelt)
- Inspektionen und Analysen Fr. CD O O Ö O O

- Kauf und Erneuerung der Ausrüstung Fr. SO’OOO.-
- Kompetenzpool Authentizität Fr. SO’OOO.-

Bau

Verbesserung und Sicherheit des Strassennetzes

Bau, Nutzung, Erhaltung und Anpassung der Autobahn A 9 + Simplon
> Der Bau der A9 zwischen Siders und Brig geht mit einem Bundessubventionsansatz von 96% weiter.
> Auf Bundesebene wurde das Jahr 2004 geprägt durch:

- die interne Reorganisation des ASTRA am 1. August
- das Projekt des Plans 2004 der Budgetentlastung durch den Bund, dem sich das Wallis nach dem 

Beispiel anderer Kantone vehement entgegensetzte. Dies hätte bei der Vollendung der A9 eine 
Verzögerung von 2 Jahren zur Folge, die bereits gemäss der 7. langfristigen Planung des Baues 
des Nationalstrassengesetzes vom Jul 2003 auf das Jahr 2013 - 2014 verschoben wurde.

> Im Jahre 2004 waren die wesentlichsten Ereignisse und Realisierungen folgende:
Genehmigung durch den Staatsrat am 11. Februar des Projektes betreffend das Teilstück Steg 
Steg/Gampel Ost -  Visp West;

- Genehmigung durch das UVEK am 19. November der Abänderungen des Projektes des 
Anschlusses Siders-Ost

- Beginn der Bauarbeiten der überdeckten Galerie von Turtmann, der eigentliche Anfang des 
Ausbruchs des Tunnels von Riedberg und der erwartete Baustellenbeginn, im Dezember, der 
Umfahrung von Visp.
Inbetriebnahme im November der SBB-Doppelspur auf dem Teilstück Salgesch -  Leuk. Dies 
ermöglicht die Inangriffnahme der Demontagearbeiten durch die SBB des heutigen Gleises und 
die baldige Zurverfügungstellung den NS der so freigewordenen Linienführung, damit die 
Verlegung der Kantonsstrasse T9 auf diese Plattform erfolgen kann;

- Ausführung der Kompensationsarbeiten von Pfyn sowie der Beginn der Versetzung, auf ungefähr 
1 km, von zwei Hochspannungsleitungen im Sektor Creux-de-Chippis.

Siehe auch Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau, politisches Ziel 1



Ergänzung, Verbesserung und Unterhalt des kantonalen Strassennetzes

> Im Jahre 2004 bestanden die Ausbauarbeiten auf dem kantonalen Strassennetz (schweizerische 

Hauptstrassen und Kantonsstrassen) im wesentlichen aus folgenden Punkten:

- Der Anschluss an das kantonale Strassennetz der letzten Walliser Gemeinde Greich, die heute mit 

der Gemeinde Goppisberg im Rahmen der Gemeinde Riederalp fusioniert hat; dieser Anschluss 

erfolgte am 1. 10. 2004

- Die Umgestaltung der Strasse innerorts von Collombey im Rahmen der Begleitmassnahmen der 
Umfahrung von Monthey und Collombey (H21mo).

- Die Genehmigung des ASTRA des Projektes der Lawinenschutzgalerie La Savanne auf dem 

Teilstück Les Haudères -  Arolla

Der Beginn der Bauarbeiten der neuen Brücke über die Rhone von Branson (Fully)
Die Aufnahme der Ausbauarbeiten auf dem Teilstück Durchfahrt von Val-d’llliez

- Die Verbesserung der Strassengeometrie und der Sicherung auf dem Teilstück Siders - Vissoie 

Der Beginn der Erstellung der Galerie von Les Croisettes auf dem Teilstück Fang - Vissoie
- Die Aufnahme der Bauarbeiten an der Galerie von Lavanchy auf dem Teilstück Martigny -  

Sembrancher

- Die Weiterführung der Arbeiten im Tunnel Stägjitschugge auf der Strasse zwischen Stalden und 

St-Niklaus, deren Durchstich des Pilotstollens am 15.06.2004 und Sicherheitsstollens am 

16.12.2004 abgeschlossen wurde.

> Die Klassierungen durch den Bund der Strassen von nationaler Bedeutung wurde im Rahmen des sich 

in Vollendung befindenden Strassensachplans weitergeführt. Die Erarbeitung läuft und der Abschluss 

ist für Ende 2005 zu erwarten.
> Die im Jahr 2004 erfolgten örtlichen Verbesserungen und diversen Anpassungen wurden verwirklicht 

mit prioritärem Ziel, die Sicherheit zu verbessern, den Verkehr flüssiger zu gestalten und die 

Belästigungen zu vermindern, insbesondere die Lärmbelästigungen in Anwendung der LSV.

> Im Bereich des Fahrbahnunterhalts konnten mit einer Analyse der Ergebnisse der Erhebungen für den 

Fahrbahnzustand, Analyse, die durch eine Entwicklungsprognose dieses Zustands ergänzt wurde die 

technischen und finanziellen Bedürfnisse für die nächsten 12 Jahre beurteilt und geplant werden.

Siehe auch Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau, politisches Ziel 2

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Nationalstrassen (Bruttoinvestition) Fr. 128'772’000.~
Kantonsstrassen (Bruttoinvestition) Fr. 63'832’000
Unterhalt Nationalstrassen (Betriebskosten ohne Gehälter) Fr. 4'662’300.—
Unterhalt Kantonsstrassen (Betriebskosten ohne Gehälter) Fr. 40'927’300.~

Anpassung und Sicherstellung des Unterhalts der Bausubstanz

Erstellen der Neubauten entsprechend dem Vierjahresplan und der Grossratsentscheide, 
jeweils unter Einhaltung der Term ine, der Verpflichtungskredite, sowie der technischen und 
wirtschaftlichen Zeckm ässigkeit

> Vollendung der Bauarbeiten und Bezug der Um- und Neubauten am Kollegium „Spiritus Sanctus“ in 

Brig zum Schuljahresbeginn (August 2004).

> Vollendung der Bauarbeiten für einen Schulpavillon (4 Klassen an der Handelsmittelschule von 

Martinach, Bezug bei Schuljahresbeginn (August 2004).

> Beginn der Bauarbeiten für den Umbau des Hauptgebäudes an der Handelsmittelschule in Monthey 

(Bezug nach Vollendung aller Arbeiten Ende August 2006).

> Vollendung der Umbauarbeiten an der Berufsschule in Brig (Niv. 600 und 700) und Wiederbezug zu 

Beginn des Schuljahres Ende August 2004.

> Realisierung von 3 Wettbewerben für die Erweiterung der Schule, die Ateliers und der Schulsporthalle 

(Botschaft an den Grossen Rat Herbst 2005).



> Vollendung der Umbauarbeiten an der „ehemaligen Ersparniskasse“ und dem Gebäude „des 

Mayennets“ in Sitten. Bezug der Büros durch die DHDA im September 2004 und die KDI im Dezember 
2004.

> Beginn der Aussenrenovation (Dach und Fassaden) der Mediathek Wallis an der „Rue des Vergers“ in 

Sitten (Ende der Arbeiten August 2005).

> Vollendung der Ateliers in der medizinischen Erziehungsanstalt „La Castalie“ in Monthey (November 
2004)

> Anpassungsarbeiten an den Unterkunftsgebäuden in der Arbeitserziehungsanstalt Pramont, Granges.

> Anpassung der Räumlichkeiten an die Nutzung der „Armee XXI“ in den Kasernen von Sitten.

Unterhalt des Im m obilienparks des Staates um die Verm inderung des Nutzwertes und des 
wirtschaftlichen W ertes zu begrenzen

> ln Übereinstimmung mit dem Politkontrakt betrug der Gebäudeverlust des kantonalen Immobilienparks 

für das Jahr 2004 1%. Ende 2004 war der Schröderindex auf 76,9%.

Siehe auch Politikkontrakt der DHDA, politisches Ziel Nr. 1

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Baurealisierung
(vgl. Politkontrakt, Leistungs- und Finanzprogramm LFP 12) Fr. 15'171'039.70
Unterhalt und Betrieb (vgl. Politkontrakt LFP 13) Fr. 5'766'813.45

V e r k e h r

Koordinierung und Förderung der öffentlichen Verkehrsmittel

Verbesserung der Verbindungen nach aussen

> Die Arbeiten zur Realisierung der Eisenbahn-Basistransversale AlpTransit-Lötschberg kommen gut 

voran: 97% des Tunnel- und Galeriesystems sind ausgebrochen.

> Der Bahnhof Visp befindet sich im Bau. Dank der Intervention des Staatsrates wurden die 

Lärmschutzmassnahmen erweitert. Die Genehmigung dieses im Jahre 2004 erneut aufgelegten 

Lärmschutzdossiers wird seitens des Bundesamts für Verkehr erwartet.

> Die Lösung einer gemischten Bedienung Auto-Pendelzüge/regionaler Personenverkehr zwischen Brig 

und Iselle in Zusammenarbeit mit der Region Verbano Cusio Ossola wurde am 12. Dezember 2004 in 

Betrieb gesetzt (Autoverlad Simplon).

> Die SBB-Eisenbahndoppelspur Salgesch-Leuk wurde am 8. November 2004 eröffnet.

> Die Förderung und Sensibilisierung für das Tunnelprojekt Martigny -  Aosta -  Santhia wurde in 

Partnerschaft mit Aosta weitergeleitet und führte im Rahmen der italienisch-schweizerischen 

interministeriellen Versammlung vom 11. Mai 2004, zur Bildung einer Arbeitsgruppe, beauftragt, die 

Studien sowohl vom schweizerischen wie auch italienischen Ministerium aus, weiterverfolgen zu 

lassen.

Die Qualität des öffentlichen Verkehrs und die Integration in die Entwicklung sicherstellen

> Das Top Terminal Täsch (Bahnhof und Parkhaus) der Matterhorn-Gotthard-Bahn (MGB) befindet sich 

im Bau. Die Eröffnung ist auf 2007 vorgesehen.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2004
Betriebsausgaben, netto: Fr. H '9 0 0 ’000.—
Investitionsausgaben, netto: Fr. 9'100’000.~



R e f o r m - u n d  R e s t r u k t u r ie r u n g s s c h w e r p u n k t e

1. Einfuhren eines Instruments zur Führung des Staates und seiner Verwaltung (e- 
DIKS) und Neuausrichtung der staatlichen Tätigkeiten

Verbesserung der politischen, strategischen und operativen Führung des Staates durch die 
Einführung eines Inform ationsm anagem entsystem s, das eine bessere Übersicht und eine 
erhöhte Transparenz der vom  Kanton erbrachten Leistungen sowie eine Neuausrichtung der 
staatlichen Tätigkeiten erm öglicht.

> Fast alle Dienststellen des Staates haben ihre politischen Ziele, Produktegruppen und Produkte 

definiert. Ein Grossteil dieser Daten wurde im System e-DIKS erfasst.

> Mehrere e-DIKS-Module (Personalwirtschaft, Erstellung der Leistungsaufträge, bereichsübergreifende 

Politik, Übersetzung und Arbeitszeiterfassung) wurden im Jahre 2004 in Betrieb genommen. Ende des 

Jahres betrug die Zahl der Benutzer des Systems bereits rund 200.

> Die im Rahmen der Leistungssteuerung definierte Methodologie wurde im Übrigen auch von der 
Kommission „Strukturelle Massnahmen“ genutzt. Auf Antrag dieser Kommission wurden die Kosten 

jeder staatlichen Tätigkeit beziffert und eine Prioritätenordnung erstellt. Für diese Arbeit konnten die 

ersten im System e-DIKS verfügbaren Informationen herangezogen werden.

2. Sämtliche kantonalen Subventionen überprüfen

Die vom Staat gewährten Subventionen system atisch unter dem Blickpunkt der 
Zweckm ässigkeit, der W irksam keit und der Effizienz überprüfen, sie auf die prioritären  

Projekte konzentrieren und neue Subventionsarten suchen.

> Im Verlauf des Jahres 2004 erfolgte eine detaillierte Evaluation der Subventionen im Zusammenhang 

mit den Arbeiten der parlamentarischen Kommission „Strukturmassnahmen“ unter der Leitung von 

Herrn Grossrat Grégoire Luyet. Diese Studie wurde durch das kantonale Finanzinspektorat gemacht 
und listet die Gesamtheit der kantonal gewährten Subventionen auf und ermöglicht die Überprüfung 

insbesondere betreffend die gesetzlichen Grundlagen und die Opportunität ihrer Aufrechterhaltung, 

berücksichtigend die Bestimmungen des Subventionsgesetzes. Die Kommission hatte nicht die Zeit, 
die Vorschläge im Detail zu überprüfen und ist ausserdem der Ansicht, dass diese Analysearbeit nicht 
ins Ressort einer parlamentarischen Kommission fällt. Sie lädt jedoch den Staatsrat ein, diese 

Angelegenheit mit aller Dringlichkeit wieder aufzunehmen und den Bericht hierzu spätestens in der 
Junisession 2006 (S. 38 bis 41 des Kommissionsberichtes) vorzulegen. Dieses Dossier ist also 2005 in 

dem von der vorerwähnten Kommission gewünschten Sinne wieder aufzunehmen.

3. Revision des interkommunalen Finanzausgleichs

Das System des interkom m unalen Finanzausgleichs eingehend überprüfen.

> Die ausserparlamentarische Kommission, welche mit der Revision des aktuellen Systems des 

interkommunalen Finanzausgleichs beauftragt war, hat die Arbeiten abgeschlossen und den Bericht 

hinterlegt. Der Staatsrat hat in dieser Angelegenheit seine Position bis heute noch nicht festgelegt. Er 

bleibt im Augenblick abwartend im Hinblick auf die Beschlüsse des Grossen Rates auf die 

parlamentarische Initiative, welche die Kommission „Strukturmassnahmen“ einzubringen beabsichtigt.

Siehe auch DFLA „Sanierung der Gemeindefinanzen, Revision des interkommunalen Finanzausgleichs

und Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte Nr. 6



4. Das Steuersystem anpassen

Das W alliser Steuersystem  harm onisieren und effizienter gestalten und gewisse Steuern, 
Gebühren und Abgaben an die aktuellen Bedingungen anpassen.

> Verschiedene prioritäre Informatikprogramme wurden im Jahr 2004 realisiert bzw. in Betrieb 

genommen:
- Vollständige Neugestaltung der Mitteilungen an die Gemeinden aufgrund des Übergangs zur 

einjährigen Postnumerandobesteuerung
- Neues System der Fristenverwaltung - Der Steuerpflichtige oder sein Vertreter haben die 

Möglichkeit, eine Fristverlängerung zu verlangen

Informatisierung der Verwaltung der Quellensteuern
Installation des Programms WVK (Wertschriftenverzeichniskontrolle). Es handelt sich um ein 

Gemeinschaftsprojekt des Bundes und sämtlicher Kantone.
Entwicklung eines Informatikprogramms, welches den steuerpflichtigen natürlichen Personen das 

Ausfüllen der Steuererklärung erleichtert

- Scannen der Wertschriftenverzeichnisse, was den Einschätzern die Arbeit erleichtert.

Die Realisierung der vorgenannten dringend benötigten Informatikprogramme wie das Programm zum 

Ausfüllen der Steuererklärung oder das Scannen der Wertschriftenverzeichnisse hat auch die 

Einführung weiterer Programme zur Folge. Es ist ebenfalls vorgesehen, die Steuererklärungen der 
natürlichen Personen zu scannen, die Daten elektronisch zu verwalten, die Veranlagungskontrollen zu 

automatisieren und einen Kundendienst einzurichten. Auch die Steuerveranlagungen der juristischen 

Personen sollen informatisiert werden usw.

> Vereinfachung der Einschätzungsabläufe
- Seit dem 1. Januar 2004 zahlt der Kanton einer Gemeinde 10 Franken pro Steuerpflichtigen mit 

Wohnsitz auf Gemeindegebiet, wenn sie folgende fakultative Aufgaben übernimmt: Kontrolle der 
Löhne und der Berufsausgaben, Kontrolle der Renten, der Wertschriftenverzeichnisse und Belege, 
Kontrolle der Passivzinsen und der diesbezüglichen Schulden.

> Revision und Anpassung gewisser Steuern und Gebühren
- Am 22. Dezember 2004 unterbreitete der Staatsrat dem Grossen Rat einen Dekretsentwurf zur 

Änderung des Steuergesetzes und des Reglements betreffend die Katastertaxen. Dieser 
Dekretsentwurf sieht eine Anpassung der Steuerwerte von Wohneigentum, Ertragsliegenschaften 

und industriellen Anlagen mit Ausnahme der Maschinen vor. Dieser Entwurf wird dem Grossen Rat 

in der Maisession 2005 unterbreitet. Das Inkrafttreten ist rückwirkend auf den 1. Januar 2005 

vorgesehen.
Das Gesetz zur Besteuerung der Motorfahrzeuge wurde vom Grossen Rat am 16. September 

2004 verabschiedet. Es trat am 1. Januar 2005 in Kraft.
- Mit Entscheid vom 13. Juni 2002 hat der Staatsrat die Entschädigung für die Veranlagung und den 

Bezug der Grundstückgewinnsteuer sowie der Erbschafts- und Schenkungssteuer von 5 auf 8% 

erhöht. Mit Entscheid vom 19. November 2003 hat er beschlossen, die jährliche Gebühr zur 

Einreichung von Seriengesuchen für Fristverlängerungsgesuche zu erhöhen. Diese wurde auf Fr. 

25 0 .- plus zusätzlich Fr. 5 . -  pro Fall ab dem 50. Gesuch festgesetzt. Der Dekretsentwurf vom 22. 
Dezember 2004 sieht eine Entschädigung von 3% zugunsten des Kantons für den Bezug der 

Gemeindequellensteuern vor. Die Erhöhung der Entschädigung bei der Grundstückgewinnsteuer 

und der Erbschafts- und Schenkungssteuer generiert beim Kanton zusätzliche Einnahmen von rund 

Fr. 380'000.-. Die Änderung der Gebühren für die Fristverlängerungsgesuche sollte zusätzlich Fr. 

lOO'OOO.— Einnahmen bringen. Die Entschädigung von 3% bei den Gemeindequellensteuern sollte 

zu Fr. eOO'OOO.- Einnahmen führen. Die beiden erstgenannten Änderungen sind realisiert. Die 

dritte muss noch vom Grossen Rat verabschiedet werden.



5. Die Schule von morgen gemeinsam gestalten

Die Möglichkeiten zur Optim ierung der Strukturen, der Organisation und der 
Funktionsweise des kantonalen Schulsystem s analysieren.

Nachstehende Projekte und Massnahmen sind dabei vorrangig:

> Verbesserung der Transparenz in den Beziehungen zwischen den Gemeinden und dem DEKS in den 
Bereichen Unterrichtswesen und Jugend:

- Vorschläge und Einrichtung von anderen Modellen für die Zuteilung von Ressourcen 
(Personalzuteilung) für kommunale und interkommunale Lehrpersonen
Revision des Aufteilungssystems in Bezug auf die Gehälter der Lehrpersonen der obligatorischen 
Schule sowie des Abrechnungsmodus betreffend die Beteiligung der Gemeinden

- Anpassung, Vereinfachung und Rationalisierung bei der Ausrichtung der Kantonsbeiträge an die 
Gemeinden für gewisse Leistungen wie Transport und Mahlzeiten für Schüler, Unterrichtsmittel 
usw.

- Annahme von neuen Weisungen und Richtlinien betreffend die Subventionierung von 
Schulhausbauten

- Klärung des Statuts für die Lehrpersonen der obligatorischen Schule und Ausarbeitung eines 
veränderbaren Standard-Pflichtenhefts
Erstellung einer Jahresplanung der Bedürfnisse betreffend die Tagesbetreuung von Kindern 
zwischen 0 und 12 Jahren unter Berücksichtigung der verfügbaren Plätze sowie der zugeteilten 
finanziellen und menschlichen Ressourcen

- Koordinierung und Überwachung der praktischen Ausbildung der Lehrlinge unter Einbezug der 
kommunalen Lehrlingskommissionen.

> Neubeurteilung des Eintrittsalters in die obligatorische Schule sowie die Ausbildungsdauer auf allen 
Stufen:

- Optimierung der Strukturen, der Organisation und der Funktionsweise der Orientierungsschule, 
insbesondere der 3. OS

- Bestandesaufnahme, Selektion, Zusammenfassung und Harmonisierung der Angebote einer 
4. OS oder eines 10. Schuljahres der obligatorischen Schule auf kantonaler oder regionaler Ebene 
und Prüfung der Bedingungen für die Einrichtung solcher Klassen

- Neudefinition der finanziellen Leistungen durch den Kanton sowie der Zusatzleistungen zu Lasten 
der Antragsteller / Begünstigten im Rahmen der Studien- und Berufsberatung

- Prüfung der strukturellen, organisatorischen und funktionsbedingten Änderungen in der HMS und 
der DMS in Zusammenhang mit dem neuen Berufsbildungsgesetz und der Entwicklung der FHS

- Prüfung der Möglichkeiten, im Rahmen der Überlegungen auf nationaler und interkantonaler 
Ebene, das Eintrittsalter der obligatorischen Schule herabzusetzen, mit all den Auswirkungen auf 
den Kindergarten

- Prüfung der notwendigen Dauer der Gymnasialstudien angesichts der Verlängerung der 
nachfolgenden Ausbildungen, die sich aus den Reformen im Zusammenhang mit Bologna 
ergeben.

> Zusammenschliessung der Walliser Fachhochschulen und der Walliser Fachhochschule für Gesundheit 
und soziale Arbeit zu einer Ausbildungseinheit mit einer einzigen Direktion.

>  Bereitstellung eines Verwaltungssystems durch Leistungsmandate für anerkannte Institutionen, die von 
der Kantonalen Dienststelle für die Jugend und dem Amt für Sonderschulwesen / Dienststelle für 
Unterrichtswesen abhängen.

6. Reorganisation der Territorialstrukturen des Kantons

Die Strukturen auf Gem einde- und Regionalebene redim ensionieren und die Beziehungen  

Kanton-Gem einden neu definieren.

>  Förderung von Gemeindefusionen durch Unterstützungsmassnahmen, insbesondere über den 
revidierten Finanzausgleich und über die Anpassung der Gemeindegesetzgebung



Realisierte oder laufende Massnahmen
Änderung vom 14. April 1999 der Verordnung zum interkommunalen Finanzausgleich 
(Finanzhilfen bei Gemeindefusionen).
Änderung vom 15. November 2001 des Gesetzes über die Gemeindeordnung (Homologation 
von Kreditaufnahmen).
Das neue Gemeindegesetz (GG) wurde vom Parlament am 5. Februar 2004 angenommen. 
Dieses Gesetz, zu welchem eine Verordnung betreffend die Führung des Finanzhaushaltes der 
Gemeinden gehört, trat am 1. Juli 2004 in Kraft.
Die Verfassungsrevision mit der Zielsetzung, die systematischen Homologationsverfahren für 
wichtige Gemeindegeschäfte aufzuheben und die Urversammlungen zur Beschlussfassung 
über den Voranschlag zu ermächtigen, wurde in der Volksabstimmung vom 26. September
2004 angenommen. Sie bedingt eine erneute Revision des GG im Laufe des Jahres 2005.
Das neue Gesetz über die politischen Rechte mit der begleitenden Botschaft wurde vom 
Parlament am 13. Mai 2004 angenommen. Die Inkraftsetzung erfolgte auf den 1. Januar 2005 
gleichzeitig mit der neuen Verordnung des Staatsrats vom 17. November 2004 über die 
briefliche Stimmabgabe.
Enteignungsgesetz: Der Entwurf, ausgearbeitet von einer ausserparlamentarischen
Kommission, wurde in die Vernehmlassung geschickt, die Ende 2004 endete.

Kommentar
Mit dem GG-Konzept wurden neue Instrumente bereitgestellt, die nicht nur die Führung des 
Finanzhaushalts erleichtern, sondern auch die interne Kontrolle verstärken. Es enthält auch 
materielle Bestimmungen über die Förderung von Gemeindefusionen. Das Gesetz muss mit 
einer Verordnung des Staats rats betreffend die Höhe der auszurichtenden Beiträge ergänzt 
werden. Diese Verordnung wird auf Anfang 2005 erwartet.

Zeitplan
April - Mai 2005: Erlass der Verordnung über die Gemeindefusionen durch den Staatsrat. 
Sommer 2005: Anpassung des GG aufgrund der vom Volk angenommenen Verfassungstexte 
bezüglich der Gemeindeordnung.
Sommer 2005: Enteignungsgesetz: Annahme des Entwurfs durch den Staatsrat.

>  Neudefinition der Bezirksordnung und des Präfektenstatuts

Realisierte und laufende Massnahmen
Oktober 1998: Hinterlegung des Berichts der ausserparlamentarischen Kommission.
Dezember 1999: Botschaft des Staatsrats.
März 2000: Beratung über die Zweckmässigkeit einer Revision der Kantonsverfassung 
(Bezirksordnung und Präfektenstatut). Die Revision wurde grossmehrheitlich angenommen.
Der Schlussbericht der ausserparlamentarischen Kommission wurde Ende November 2002 
hinterlegt.
Nach dem Vernehmlassungsverfahren im Jahre 2003 wurde der Entwurf der Verfassungstexte 
Ende 2004 dem Staatsrat vorgelegt. Der Grosse Rat wird voraussichtlich in der Juni-Session
2005 darüber beraten.

Kommentar
Der Bericht der ausserparlamentarischen Kommission sowie der Vorentwurf zur 
Verfassungsrevision wurden 2003 in die Vernehmlassung geschickt. Das dichtgedrängte 
Gesetzgebungs-Programm des Departements, sowie das Warten auf die Bestimmungen, 
welche der Bund bezüglich der IHG-Regionen erlassen muss, hat die Revisionsarbeiten der 
Verfassung, die als weniger dringlich als das GG und das GPR eingestuft wurden, verzögert. 

Zeitplan
Frühjahr 2005: Überweisung der Botschaft und des Entwurfs der Verfassungstexte an den 
Grossen Rat.

>  Neuüberprüfung des Systems der IHG-Darlehen unter Berücksichtigung der Neuaufteilung der sozio- 
ökonomischen Regionen

Diese Frage bildet Gegenstand einer umfassenden Revision auf Bundesebene im Rahmen der 
neuen Regionalpolitik. Die kantonalen Vollzugsbestimmungen sind in diesem Projekt vorgegeben. 
Die Frage der sozio-ökonomischen Regionen ist während dessen in der vorgenannten



Bezirksreform integriert worden. Vorgeschlagen wird, die Zahl der sozio-ökonomischen Regionen 
von 8 auf 3 zu reduzieren.
Das Projekt zum Gesetz der Neuen Regionalpolitik wurde vom Bund in die Vernehmlassung 
gegeben und vom Staatsrat in dieser Form zurückgewiesen. Eine vom Bund eingesetzte 
Arbeitsgruppe muss das Projekt neue überarbeiten, was sicherlich auch auf die Funktionsweise 
der Regionen einen Einfluss haben wird.

7. Grosse Projekte (Autobahn A9 und dritte Rhonekorrektion) evolutiv verwalten

Personalressourcen der Nationalstrassen für das Projekt der 3. Rhonekorrektion  
bereitstellen.

> Die Organisation sowie die Begleitung des Projektes der dritten Rhonekorrektion bleiben im 
Wesentlichen unverändert und entsprechen dem Staatsratsentscheid vom 27. November 2002.

> Die Projektgruppe umfasst 13 Personen.

> Die Verhandlungen mit den Bundesämtern (BWG und ASTRA) werden weitergeführt und betreffen den 
Subventionsansatz der Rhonekorrektion und dessen Zuflüsse.

Siehe auch Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau und Ziele des DVBU.

8. Optimierung der Kosten der kurativen und palliativen Betreuung

Die Kostenzunahm e im Gesundheitswesen eindäm m en, wobei gleichzeitig die Qualität und 
die Sicherheit der Leistungen zu erhalten ist

> Aufgrund der Annahme des Spitalkonzeptes 2004 am 28. Januar 2004 durch den Staatsrat wurde das 
Augenmerk auf die Umsetzung der vorgenommenen Planungsmassnahmen gelegt. Das Hauptziel des 
Spitalkonzeptes ist eine Stabilisierung der Kosten unter Beibehaltung der Leistungsqualität.

> Das Ziel der Vereinheitlichung der sozialen Bedingungen sowie der Lohnbedingungen der Spitäler, 
Pflegeheimen und Sozialmedizinischen Zentren konnte 2004 weiter verfolgt werden.

> Unter der Führung des Departements für Gesundheit konnte 2004 ein Abkommen zwischen dem 
Gesundheitsnetz Wallis (GNW) und „santé suisse“ bezüglich der Tarife 2004 und 2005 erzielt werden. 
Ab 01.01.2005 wird die Spitalfinanzierung auf Basis der Patientengruppen (APDRG) durchgeführt 
werden. Diese neue Methode ermöglicht, die effektiven Kosten, die durch die behandelnden Fälle 
verursacht wurden, besser zu erfassen.

> Während des Jahres 2004 konnten die Ausgaben als Ganzes gut in Grenzen gehalten werden. Einzig 
die Lohnkosten verzeichneten im Jahre 2004 einen Anstieg, was zum Teil auf die Einführung des 
Bundesgesetzes über die Arbeit zurückgeführt werden kann. Ein Gleichgewicht im Bezug der 
Ausgaben und Einnahmen des GNW kann als mittelfristiges Ziel erreicht werden.

> Gemäss Prognose des Gesundheitsnetz Wallis (GNW) werden die Spitäler in ihrer Gesamtheit mit 
einem hohen Defizit konfrontiert. Dieses Ergebnis kann aus einem signifikanten Rückgang der 
behandelten Fälle resultieren und generiert einen Einbruch der Einnahmen. Die Abnahme der 
Krankheitsfälle ist aus Sicht des öffentlichen Gesundheitswesens erfreulich. Im Grunde genommen 
ergibt sich dieser Rückgang einerseits durch eine Senkung der Spitaltage und andererseits durch eine 
bessere Lenkung der finanziellen Beteiligung durch den Staat oder Versicherer.

9. Die Organisation des Staates optimieren

Mittels organisatorischer Massnahm en eine rationellere Verwaltung anstreben

> Der Staatsrat legte die temporäre Einführung der Stellenplafonierung (Personalstopp) in seinen 
Regierungsrichtlinien fest. Trotz organisatorischer Massnahmen sieht sich der Kanton Wallis leider 
gezwungen, neue Stellen zu schaffen, um die Anwendung und Ausführung neuer gesetzlicher 
Grundlagen sicherzustellen (vgl. strategischer Bericht DFLA).

> Mit der Änderung des Gesetzes über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons und 
deren Kontrolle „Führung über Leistungsaufträge“ verfügt der Staatsrat über ein politisches, 
strategisches und operatives Führungsinstrument, welches ihm nicht nur eine Verbesserung der 
Transparenz und permanenten Analyse der vom Kanton erbrachten Leistungen erlaubt, sondern 
ebenfalls ein Controlling und eine Verbesserung der Abläufe und der Organisation.




